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Vorwort zur 2. Auflage

Die in der MagMa erschienene Serie »Imperialismus und Great Reset«, später als Internet-Broschüre veröffentlicht, hatte das Ziel, den Great Reset mit seinem ganzen Strauß dystopischer Programme – Klimahysterie, Corona-Hysterie, Kriege und Kriegshysterie etc. – aus der Entwicklung des Kapitalismus selbst zu erklären. Dabei wird der Great Reset als Programm der Kapitalisten, insbesondere der westlichen Milliardäre, der reichsten Männer der Welt, verstanden, die Verwertungsschwierigkeiten des Kapitals durch verschärfte Ausbeutung zu überwinden. Das kann entweder geschehen innerhalb der kapitalis­tischen Gesellschaftsordnung oder aber – wenn dies nicht mehr möglich ist – durch den Vorstoß in Richtung einer neuen Produktions­weise, wo diese Milliardäre göttergleich herrschen würden, während die meisten Menschen vom Angesicht der Erde verschwänden.

Ausgangspunkt der Beschäftigung des Autors mit dem Thema waren die Corona-Lockdowns. Ende 2020 war nicht mehr zu übersehen: Die westlichen Regierungen nahmen Kurs auf eine politische Diktatur, wenn auch vorerst zeitlich befristet. Gerade bei denjenigen, die sich nur ein wenig mit der Geschichte des 20. Jahrhunderts auskannten, mussten alle Alarmglocken schrillen. Das abgrundtiefe Erschrecken, das sich dann einstellte, beschreibt Rubikon (heute Manova)-Chefredakteur Roland Rottenfußer in seinem Artikel »Der dunkelste Winter«: 

»Wer wachen Sinnes ist, weiß oder ahnt jetzt, dass die Politik tatsächlich diktatorische Zustände schaffen will. Die meisten hatten das noch vor einem Dreivierteljahr nicht für möglich gehalten. Viele, die in milderen Zeiten aufgewachsen sind, erleben einen bohrenden Schmerz und lähmenden Schock wegen des absehbaren Abschieds von der Freiheit. Sie begreifen, dass es vermutlich nie wieder so sein wird wie vorher. Politisch durchleben wir eine Nacht, von der nicht sicher ist, ob sie einen Morgen haben wird.«[1] 

Dies bedeutet einerseits, dass man sich nun sehr ausführlich mit den dystopischen Programmen unserer Milliardäre und den Abgründen des Kapitalismus beschäftigen muss, vor denen wir bisher nur allzu gerne die Augen verschlossen haben – auch Marxisten. Denn die Medien haben dies als Beschäftigung mit Verschwörungstheorien geframt – also als Spinnerei. Dabei sehen wir eine ganz reale »Verschwörungspraxis« sich entfalten.

Wer die Entwicklung des Kapitalismus hin seinem heutigen Endpunkt verstehen will, darf auch nicht bei der mehr als 100 Jahre alten Schrift Der Imperialismus als höchstes Stadium des Kapitalismus von Lenin stehenbleiben, sondern muss auch die wichtigste, seitdem erschienene marxistische Literatur zum Thema zur Kenntnis nehmen. Das wurde in »Imperialismus und Great Reset« wenigstens ansatzweise versucht.

Die Serie entstand Ende 2022 und Anfang 2023 unter großem Zeitdruck. Eine grundlegende Überarbeitung kann erst zu einem späteren Zeitpunkt vorgelegt werden. In diesem Vorwort wird deshalb nur skizzenhaft erläutert, welche Analysen und Vorhersagen von 2022 sich bestätigt haben und wo die damals getroffenen Einschätzungen korrigiert werden müssen.

Klima und Corona

Das Klimanarrativ ist heute noch brüchiger als 2022. So zeigte der Physiker Gerd Ganteföhr, dass eine viel größere Menge von CO2, als vom Mainstream der Klimamodellierer behauptet, von Ozeanen und Pflanzen aufgenommen wird.[2]  Das heißt, selbst wenn man die behauptete Erwärmungswirkung des CO2 als gegeben annimmt, lassen sich die von der EU vorgeschriebenen harten Einschnitte in den Lebensstandard der Menschen nicht mehr mit dem Klima rechtfertigen. Wer dies ignoriert, muss inzwischen schon »Scheuklappen aus Stahl« (Matthias Bröckers zur offiziellen Version von 9/11) haben.

Auch an der in den IPCC-Berichten behaupteten hohen Erwärmungswirkung des CO2 wachsen die Zweifel. Liefen doch die Klimamodelle regelmäßig zu heiß und waren in keinem Fall in der Lage, auch nur die heutigen Temperaturen korrekt vorherzusagen. Im Augenblick sieht es eher so aus, als wären wir in eine Periode mit relativ kalten, schneereichen Wintern eingetreten.

Die RKI-Leaks waren Anfang 2023 noch nicht bekannt. Sie wurden erst ein Jahr später veröffentlicht, bestätigen aber die in »Imperialismus und Great Reset« vorgenommene Einschätzung der Corona-Pandemie als »politischer« Pandemie. Gefahreinschätzungen und drakonische »Eindämmungsempfehlungen« wurden dem RKI von der Politik vorgegeben, trotz Bedenken einiger Wissenschaftler. Zudem plauderte der Soziologe Heinz Bude ebenfalls 2024 aus dem Nähkästchen. Er war an der Erstellung der Angstpapiere für das BMI beteiligt und erklärte auf einer Podiumsdiskussion an der Universität Graz: 

»Wir haben gesagt, wir mussten ein Modell finden, um Folgebereitschaft herzustellen, das so ein bisschen wissenschaftsähnlich ist. Und das war diese Formel Flatten the curve. Wie können wir die Leute überzeugen mitzutun? […] Wir fanden das irgendwie toll, dass man noch so ein Quasi-Wissenschaftsargument (hatte). […] Singuläre Krisen, die ich vor Augen sehe, werden damit zu tun haben, dass man auf individuelles Verhalten zugreifen muss.«[3] 

Bude bringt es auf den Punkt: Die Corona-Pandemie war ein Testlauf für die Errichtung einer politischen Diktatur. Bis heute sind viele der in der Corona-Zeit suspendierten Freiheitsrechte nicht mehr wiederhergestellt worden. Das gilt insbesondere für die Meinungs-, Organisations- und Demonstrationsfreiheit.

Der Ukrainekrieg

Ein wichtiges Thema in »Imperialismus und Great Reset« war der Ukrainekrieg. Die dortigen Ausführungen sind Ende 2022/Anfang 2023 entstanden zu Zeiten der größten militärischen Rückschläge Russlands und der größten Hoffnungen des Westens auf neue Wunderwaffen. Damals galten vor allem die HIMARS-Raketenwerfer als Game-Changer, später die deutschen Leopard-Panzer, dann die Scalp/Storm Shadow-Raketen und schließlich der deutsche Taurus. Wobei diese Narrative mit maximaler Lautstärke in den Systemmedien verbreitet wurden. Dabei nutzte der Westen auch Fake-Kanäle auf YouTube, die sich zunächst den Anschein gaben, prorussisch zu sein, bis sie an einem bestimmten Zeitpunkt die unvermeidliche Niederlage Russlands »vorhersagten«.

Ungeachtet dieses Mediengetöses hat Russland derweil systematisch die Voraussetzungen für einen Erfolg auf den Schlachtfeldern des Ukrainekrieges geschaffen. Es fand eine Teilmobilmachung von 300.000 Mann statt. Sie wurden systematisch ausgebildet, ehe sie an die Front geschickt wurden. Inzwischen wird der Personalbedarf der russischen Armee wieder durch Freiwillige gedeckt. Auch wurden zunächst die materiellen Voraussetzungen für einen langen Krieg geschaffen. Die Kriegsproduktion wurde hochgefahren und ganze Fabriken zum Beispiel zur Drohnenfertigung neu gebaut. Mit großer Sorgfalt wurden auch die Rückwärtigen Dienste aufgebaut. Unter diesen Umständen erwies es sich, dass die zahlreichen »Wunderwaffen«, nicht die Wirkung hatten, die sich der Westen von ihnen versprochen hatte. Noch in den ersten Kriegsjahren hatte die Ukraine einen bedeutenden Vorsprung im Bereich Drohnen. Dies änderte sich langsam und 2025 ist Russland in diesem wichtigen Bereich mit der Ukraine gleichgezogen.

Die russischen Streitkräfte haben sich also als sehr lernfähig erwiesen. So konnten sie 2023 die ukrainische Großoffensive in Richtung des Asowschen Meeres abwehren und 2024/25 die Angriffe der Ukraine auf Kursk. Wo deutsche Panzer auftauchten, wurden sie bevorzugt von Drohnen abgeschossen. Allerdings war der russische Vormarsch zunächst sehr langsam. Erst ab Mitte 2024 konnten – aus der Sicht Russlands – größere Gebiete des Donbass befreit werden, 2025 auch große Gebiete im Oblast Saporoshje. Anfang 2026 befindet sich nur noch der Großraum Slawjansk/Kramatorsk in ukrainischer Hand sowie die Stadt Saporoshje mit ihrem Hinterland. Dabei wurde die Ukraine von der Industrie ganz Europas und der USA versorgt.

Der Westen wird der Ukraine immer ähnlicher und dreht die Repression auf

In Abschnitt 6.4.5. von »Imperialismus und Great Reset« habe ich geschrieben: 

»Die Ukraine ist weit davon entfernt, sich zu ›europäisieren‹. Ganz im Gegenteil wird der Westen dem Ungeheuer, dem er sich zugewandt hat, das er bewundert und füttert, immer ähnlicher, er ›ukrainisiert‹ sich.« 

Dieses Verdikt hat sich voll und ganz bestätigt. Selensky hat damit angefangen, eigene Staatsbürger zu sanktionieren. Die EU folgte diesem Beispiel 2025.[4]  So wurden die Konten der Deutschen Thomas Röper, Alina Lipp und Hüsein Dogru sowie des in Belgien lebenden Schweizers Jacques Baud eingefroren. Sie dürfen in der EU weder arbeiten, noch Hilfe von anderen Menschen empfangen. Außerdem dürfen sie EU-Länder weder betreten, wenn sie sich außerhalb der Union aufhalten, noch diese verlassen, wenn sie sich in einem dieser Länder aufhalten. Sie wurden also auf den Status des nackten Lebens (Giorgio Agamben) reduziert. Dies nicht etwa, weil sie gegen Gesetze verstoßen hätten, sondern nur deshalb, weil ihre Meinung und Expertise den von der Leyens und Kallas nicht gefällt. Martin Giese, der Sprecher des deutschen Auswärtigen Amtes drohte, dass noch viel mehr Kritiker des Kriegskurses gegen Russland sanktioniert werden sollen. Die Menschen werden zudem durch zahlreiche neue und alte Paragraphen geknebelt:

	§ 188 StGB, Politikerbeleidigung



	§ 140 StGB, Belohnung und Billigung von Straftaten – damit wird bestraft, wer den russischen Einmarsch in die Ukraine 2022 für gerechtfertigt hält



	§ 130 StGB, Volksverhetzung – wer bezweifelt, dass die von den Massenmedien berichteten russischen Gräueltaten zum Beispiel in Butcha, tatsächlich stattgefunden haben



	§ 129b StGB, Kriminelle und terroristische Vereinigungen im Ausland. Als solche wurden die Donetsker Volksrepublik und die Lugansker Volksrepublik von Deutschland rückwirkend bis 2014 definiert. Dementsprechend wird humanitäre Hilfe für die Bewohner dieser Volksrepubliken jetzt als Unterstützung einer terroristischen Vereinigung ebenfalls rückwirkend bestraft. Was dem Grundsatz »Nulla poena sine lege«[5]  im Strafrecht Hohn spricht.






Dagmar Henn weist darauf hin, dass diese massive Einschränkung der Meinungsfreiheit Auswirkungen weit darüber hinaus hat. So dürfen sich Menschen zum Beispiel nicht mehr zugunsten der verbotenen Meinungen zusammenschließen und für sie demonstrieren.

In Deutschland ist ein riesiger Zensur- und Repressionskomplex bestehend aus Meldestellen, NGOs und Privatgeheimdiensten entstanden, der die Meinungsfreiheit erstickt. Dies lässt sich die Bundesregierung mehrere 100 Millionen Euro pro Jahr kosten.[6] 

Angesichts der EU-Sanktionen gegen eigene Bürger schreibt der Nachdenkseitenautor Karsten Montag:

»Mir gefriert das Blut in den Adern, wenn ich sehe, mit welcher Willkür und Hemmungslosigkeit die EU-Außenminister die Meinungs- und Pressefreiheit unter Umgehung der jeweils nationalen Verfassungen der EU-Mitgliedsstaaten, die über Jahrzehnte elementare Grund­rechte garantiert haben, kurzerhand zu Grabe tragen.

Hier findet eine Kommunikation mit einer eindeutigen Nachricht statt: ›Wer mit seiner Meinung nicht auf unserer Seite steht, ist gegen uns und wird mit aller Härte der außerordentlichen Macht bestraft, die das Instrument der Sanktionen den Regierungen der EU-Staaten verleiht.‹ Auf ein funktionierendes Rechtssystem, das die Betroffenen zeitnah vor dieser Willkür schützt, ist kein Verlass mehr.«[7] 

In der Ukraine haben seit 2019 keine Präsidentschaftswahlen mehr stattgefunden. In der EU werden Wahlen, die zuungunsten der herrschenden liberalen Globalisten ausgegangen sind, einfach kassiert. Das passierte in Rumänien und der ehemalige EU-Kommissar Thierry Breton drohte, dass die EU dies auch in Deutschland praktizieren könnte.[8] 

In diesem Zusammenhang muss die Diskussion über ein AfD-Verbot gesehen werden. Bereits heute werden AfD-Politiker von Wahlen ausgeschlossen.

Viele kritische Geister haben inzwischen die EU verlassen und sind ins Exil gegangen.

Das heißt, wir leben inzwischen in einer vollentwickelten Diktatur. Darüber müssen sich alle im Klaren sein, die sich über die »in ihren Untergang dösenden Menschen« beklagen oder gar darüber nachdenken, selbst politisch aktiv zu werden. Die milden 00er und 10er Jahre sind unwiderruflich vorbei.

Diese Repression hat ihren Grund: Der Westen hat seiner Bevölkerung nichts mehr anzubieten außer Sozialabbau, ökonomischem Niedergang und Krieg. Auch in diesem Punkt folgt der Westen, besonders die EU, der Ukraine.

Ökonomische Fortschritte in Russland und China

Dies steht in einem starken Kontrast zu den ökonomischen Erfolgen Russlands. Die westlichen Sanktionen haben sich geradezu als Konjunkturprogramm für Russlands Industrie erwiesen. In »Imperialismus und Great Reset« wurde beschrieben, wie Russland die vom Westen aufgegebenen Industriebetriebe wieder in Gang setzte. Diese Entwicklung hat sich fortgesetzt und inzwischen wurden ganze Industriebranchen wiederbelebt, die nach der Konterrevolution von 1989 weitgehend aufgegeben wurden. Dies betrifft zum Beispiel den allgemeinen Maschinenbau, den Fahrzeug- und den Flugzeugbau. Russland ist inzwischen nach den USA und Großbritannien das einzige Land der Welt, das Turbinen für Passagierflugzeuge herstellen kann. Im Jahr 2026 soll die Serienproduktion von Mittelstreckenflugzeugen beginnen, die vollständig aus einheimischen Bauteilen – einschließlich der Turbinen – hergestellt wurden. Auch im Bereich der IT-Industrie macht Russland Fortschritte. Bei den sozialen Netzwerken ist das Land weitgehend autonom. Videos können jetzt zum Beispiel zensurresistent auf RuTube und VKontakte gespeichert werden.

Der russische Staatshaushalt ist jetzt viel weniger stark auf Einnahmen aus dem Rohstoffverkauf angewiesen als vor 2022. Damit hat die EU das genaue Gegenteil dessen erreicht, was sie erreichen wollte. Anstatt »Putin« Einnahmen zu »verweigern« hat sie dafür gesorgt, dass für den russischen Staat Steuern aus einer binnenmarktzentrierten Entwicklung üppig sprudeln.

Das Vermögen der russischen Milliardäre, der Oligarchen, wurde im Westen ebenfalls eingefroren. Dadurch wurde ihre Position in der russischen Gesellschaft wesentlich geschwächt. Sie können zudem ihre Profite nicht mehr auf die westlichen Finanzmärkte tragen und dort mit ihnen spekulieren. Vielmehr sind sie durch die Umstände geradezu gezwungen, diese in die russische Industrie zu reinvestieren. Auch Staatskonzerne wie Rostec erlebten einen großen Aufschwung. Rostecs Umsatz hat sich von 2,1 Bio. Rubel 2022 auf 3,6 Bio. Rubel 2024 fast verdoppelt.

Die Militäroperation Russlands in der Ukraine, die anlaufende Kriegsproduktion und die umfangreiche Importsubstitution bewirkten einen sehr hohen Arbeitskräftebedarf. Die Arbeitslosigkeit ist weitgehend verschwunden und die Löhne stiegen beträchtlich. Inzwischen werden sogar händeringend Arbeitskräfte gesucht und die Einwanderung für bestimmte Gruppen auch aus »unfreundlichen Ländern« wurde wesentlich erleichtert. Gesucht werden Facharbeiter, Handwerker und gelernte Landwirte. Wer zu diesem Personenkreis gehört, jung und arbeitsfähig ist, sowie bereit, die russische Sprache zu lernen und den Genderwahn ablehnt, hat in Russland gute Perspektiven. Russland kann aber selbstverständlich genauso wenig wie früher Deutschland alle politischen Flüchtlinge aufnehmen.

Viele Russlanddeutsche kehren nach Russland zurück. Sie können beide Gesellschaften vergleichen. Für den Westen gelten sie als Gefahr, wenn sie Videos auf Deutsch posten und in Moskau eine funktionierende Infrastruktur, blitzsaubere Straßen und Parks sowie futuristische Einkaufszentren filmen, wo ein großes Angebot vorhanden ist. Dies kontrastiert doch allzu stark mit Deutschland, wo beispielsweise Berlin in Müll, Armut und Drogensucht erstickt, während die Infrastruktur verfällt. Allein wegen dieser früher auch in Deutschland selbstverständlichen Dinge wird Russland für viele Menschen zum Sehnsuchtsort. Kein Wunder, dass bei westlichen Propagandisten Zensurforderungen auch für diese scheinbar unschuldigen und unpolitischen Videos laut werden.[9] 

Auch der ökonomische Aufschwung Chinas setzt sich fort. Aus verschiedenen Gründen hat sich aber noch keine neue Weltleitwährung herausgebildet, die den Dollar ablösen könnte. Zwar könnte theoretisch der chinesische Yuan diese Rolle übernehmen, aber das würde seine starke Aufwertung bedeuten und damit die chinesische Wettbewerbsfähigkeit untergraben. Das aber will China vermeiden. Dennoch finden insbesondere innerhalb der BRICS intensive Diskussionen über dieses Problem statt. Offenbar bevorzugt man dort inzwischen eine Handelswährung, die in keinem Land auch als internes Zahlungsmittel dient. Noch unklar ist, wie diese Währung genau ausgestaltet werden soll, ob und wenn ja in welchem Ausmaß sie mit Gold und anderen Rohstoffen gedeckt wird und wie ihr Verhältnis zu den Währungen der Mitgliedsländer und zu Kryptowährungen ist. Russland und China schaffen mit ihren Interbankzahlungssystemen MIR und dem Crossborder Interbank Payment System (CIPS) allerdings bereits die Voraussetzungen für die reibungslose und von den USA nicht kontrollierbare Abwicklung des Handels in Landeswährungen. Da aber China noch große Bestände an US-Staatsschuldverschreibungen besitzt, hat das Land kein Interesse an einem schnellen Zusammenbruch des US-Dollars. Auch will man in der BRICS das unberechenbare Monstrum USA nicht durch triumphierende Ankündigungen reizen.

Diese eher langsame Entwicklung war durchaus zu erwarten. Denn zwischen dem Ende der unbestrittenen Hegemonie des britischen Pfundes, die im Ersten Weltkrieg unterging und der Dollar-Hegemonie, die nach dem Zweiten Weltkrieg aufkam, lagen auch mehrere Jahrzehnte Krisen und Unsicherheit.

Unterschiedliche Strategien der Milliardäre

Noch während der Coronazeit standen die westlichen Milliardäre den Menschen geschlossen wie eine Phalanx gegenüber. Dies hat sich nun geändert und es sind offenbar Meinungsverschiedenheiten zwischen den reichsten Männern der Welt aufgekommen. Hintergrund ist die Tatsache, dass es nicht gelang, nach dem Einmarsch in die Ukraine 2022 Russland primär durch würgende Wirtschaftssanktionen in die Knie zu zwingen (zu »ruinieren«), dann durch eine bunte Revolution die russische Staatlichkeit zu zerstören um anschließend China ökonomisch zu erdrosseln. Wobei ein heißer Krieg der USA gegen China den Schlusspunkt setzten sollte. Damit wäre die Hegemonie der USA, genauer der westlichen Milliardäre, dauerhaft wiederhergestellt und sie könnten ihren ganzen »Strauß von dystopischen Programmen« durchziehen.

Eine Fraktion, zu der offenbar Elon Musk, der reichste Mann der Welt, Peter Thiel und Kapitalisten aus dem US-amerikanischen Rohstoffsektor gehören, hat offenbar erkannt, dass diese Strategie nicht funktioniert. Sie will zunächst die Voraussetzungen schaffen, um erfolgreich mit Russland und China konkurrieren zu können. Dazu zählt vor allem die Reindustrialisierung der USA, wobei die hierfür notwendigen Ressourcen durch die Plünderung Europas und Lateinamerikas beschafft werden sollen. Dies erklärt die Kriege der USA gegen Venezuela und möglicherweise gegen weitere Länder des Kontinents. Allerdings sind die Erfolge der Reindustrialisierungspolitik der USA bis heute sehr bescheiden. Eine Verbesserung der Lebensbedingungen der US-Normalbevölkerung hat nicht stattgefunden, im Gegenteil, sie hat sich unter Trump weiter verschlechtert. Je länger die Reindustrialisierung auf sich warten lässt, während gleichzeitig die BRICS, vor allem Russland und China weiter wachsen, desto schwächer werden im Vergleich dazu die USA. Es wird immer schwieriger, die überbordenden Staatsschulden von inzwischen über 38 Billionen US-Dollar (2025) zu refinanzieren. Kritische Ökonomen halten auch die Börsenkurse im Westen für grotesk überbewertet und eine Finanzkrise, die sich wie 2007 zu einer Weltwirtschaftskrise auswachsen kann, durchaus für wahrscheinlich.

Aufgrund dieser internen Widersprüche sehen die liberalen Globalisten, die ihre Basis vor allem im IT- und Finanzsektor haben, gute Chancen, 2028 in den USA wieder an die Macht zu kommen. Sie werden einen charismatischen Politiker, vielleicht sogar einen angeblichen »Sozialisten« aufbieten, der den Menschen wie Obama große Hoffnungen macht und Versprechungen abgibt, aber nach seiner Wahl die Politik von Joe Biden weiterführt.

In Europa herrschen die liberalen Globalisten noch uneingeschränkt. Deshalb muss die Ukraine nach ihren Vorstellungen bis 2028 durchhalten, auch wenn sie noch weitere Gebiete verlieren sollte. Ab 2028 werde die USA in den Krieg gegen Russland eintreten und dann könnte sich die Ukraine die jetzt verlorenen Gebiete wieder zurückholen. Einen Frieden des Westens mit Russland wird es also auf absehbare Zeit nicht geben.[10] 

Gerade wegen der Meinungsverschiedenheiten auch innerhalb der Milliardärskaste verschärft die EU die politische Unterdrückung.

Man sollte denken, dass die EU wenigstens ihre zahlreichen dystopischen Programme beendet, die angeblich den Klimawandel stoppen sollen, tatsächlich aber den Lebensstandard der Menschen radikal absenken. Immerhin bereitet sich Europa auf einen Krieg mit Russland vor, und wäre insofern auf die Loyalität ihrer Untertanen angewiesen. Aber weit gefehlt. Die Energiewende, die CO2-Steuer, der Wärmepumpenzwang, die Wohnraumzerstörung, das Verbrennerverbot, die Zerstörung der Landwirtschaft, das Programm der 15-Minuten-Städte, sie alle laufen weiter und werden nur durch das Kriegsgeschrei unserer Politiker notdürftig maskiert. Allein dieser Aspekt zeigt, mit welcher Verachtung unsere Milliardäre, Politiker und Medienschaffende auf die normalen Menschen blicken.

Im Nachhinein zeigte sich, dass die Jugendklimabewegung Fridays for Future von 2019 nur dem Zweck diente, den Grünen einen Wahlsieg bei den Europawahlen 2019 zu verschaffen, so dass diese oben genannten dystopischen Programme im EU-Parlament aufgegleist werden konnten. Inzwischen hat diese Partei ihren Zweck erfüllt und es spielt keine Rolle mehr, dass sie sich in den Augen großer Teile der Bevölkerung diskreditiert hat.

Die EU und die einzelnen europäischen Staaten investieren Billionen Euro in die Aufrüstung, zum Beispiel mit dem Programm »Rearm Europe«. Die Bundeswehr soll bis 2029 kriegstauglich (nicht etwa nur verteidigungsfähig) werden. In Russland besteht die Befürchtung, dass die EU in diesem Zeitraum angreifen wird. Auch deshalb wird dort die Rüstung hochgefahren. Ein solcher Angriff gegen eine Atommacht wäre aber ein Spiel mit dem Feuer.

Letztlich läuft diese Entwicklung darauf hinaus, dass die Politik des Brinkmanship, die in »Imperialismus und Great Reset« bereits für 2023 befürchtet wurde, 2028 bis 2030 wieder aktuell wird. Die ganze strategische Kalkulation des Westens beruht auf dem Glauben, dass Russland es niemals wagen wird, Atomwaffen einzusetzen. Der Westen könne Russland deshalb nach Herzenslust provozieren und drang­salieren. Im konventionellen Bereich sei die NATO Russland zudem bereits heute stark überlegen. Auch daran kann man angesichts der zahlreichen russischen Hyperschallwaffen zweifeln. Patrick Baab nannte diese Vorstellung unserer Politiker und Journalisten Apokalypseblindheit.

Diese Zeit wird dann besonders gefährlich, wenn die Weltwirtschaft in den nächsten Jahren ins Trudeln gerät. Das ist wie oben ausgeführt, durchaus möglich. Der große Marxist Ernest Mandel befürchtete bereits 1975, dass die US-Kapitalisten eher einen Atomkrieg riskieren als ihre herrschende Stellung in der Welt zu verlieren.

Der Dritte Weltkrieg

Tiefste Ursache dieser krisenhaften Entwicklung ist der Fall der Profitraten vor allem in der westlichen Welt.

In »Imperialismus und Great Reset« wurden diese geopolitischen Entwicklungen ab 2022 als »Dritter Weltkrieg« bezeichnet. Dies ist durchaus gerechtfertigt, wenn man darunter nicht nur den Schießkrieg versteht, sondern auch neue Formen des Krieges, wie die Kognitive Kriegsführung, also den Krieg um das menschliche Gehirn.

Wir sehen also ein titanisches Ringen um die Weltdominanz zwischen zwei kapitalistischen Staatenbündnissen. Dem von den USA dominierten Westen und der Multipolaren Welt mit China als Zentrum.

Dabei sind beide Staatenbündnisse nach den Kriterien von Lenin als imperialistisch anzusprechen. Dennoch repräsentieren sie keine gleichwertigen Alternativen. Der Westen steht für ein dystopisches Programm, wo seine Milliardäre im Fall eines Sieges göttergleich über die Erde herrschen werden, während die meisten Menschen ausgelöscht werden. Der Osten für »normale« kapitalistische Ausbeutung.

Die monströsen Pläne der westlichen Milliardäre können auf jeden Fall nur gelingen, wenn die wichtigsten staatlichen Antagonisten des Westens ausgeschaltet sind.

Ohne einen solchen Sieg würde China eher früher als später zum Zentrum der Weltwirtschaft werden. Denn gerade weil der chinesische Kapitalismus weniger entwickelt ist und er eine geringere Kapitalkonzentration aufweist, ist er dynamischer als der westliche. Die organische Zusammensetzung des Kapitals ist dort geringer, die Profite und die Investitionen höher. Auch spielt der Wettbewerb zwischen den einzelnen Kapitalien noch eine größere Rolle als im Westen. Bisher kam es bei langen Wellen mit expansiver Tendenz immer zu einer globalen Ausweitung der Lohnarbeit und damit nahmen auch die Profite zu. Was wiederum die Investitionen stark ansteigen ließ.

Eine solche Entwicklung könnte sich in der Tat im Gefolge der Industrialisierung West- und Südasiens sowie Afrikas vollziehen. Diese Industrialisierung würde unterstützt durch eine Flut preiswerter russischer Energierohstoffe, die sich in diese Länder ergießt. Die organische Zusammensetzung des Kapitals ist dort sogar noch niedriger als in China und demnach die Anzahl der benötigten Arbeitskräfte entsprechend höher. Auf globaler Ebene könnte sich also eine Konstellation wie im Spätkapitalismus (1945-1989) wiederholen: Stark ansteigende Kapitalprofite wären von einem zunehmender Wohlstand der Arbeiter Afrikas und Asiens begleitet, was einen Abbau der sozialen Spannungen bewirken würde.

Während China zum High-Tech-Zentrum der Weltwirtschaft wird und seine Kapitalisten dadurch beträchtliche Profite abschöpfen, würden die Kapitalisten und Arbeiter der anderen Länder Asiens und Afrikas vor allem von der industriellen Aufbaukonjunktur profitieren. Wenn dieser selbsttragende Aufschwung erst einmal erreicht ist, dürfte es erneut Jahrzehnte dauern, bis das System in eine Krise gerät.

Einen neuen kapitalistischen Aufschwung kann es vermutlich nur geben mit China als Zentrum der Weltwirtschaft. Die Welt steht also vor einem Scheideweg: Entweder »normale« kapitalistische Ausbeutung oder dystopischer Neofeudalismus, wo einige wenige Milliardäre göttergleich herrschen werden.

Die Umprogrammierung der Kultur

Angesichts dieser dystopischen Zustände im Westen werden sicherlich immer mehr Menschen »aufwachen«. Allein die Wiedereinführung der Wehrpflicht hat Proteste unter der Jugend hervorgerufen. Allerdings werden unsere Politiker darauf mit einer Verschärfung der Repression reagieren, so dass mit Unzufriedenheit allein nichts gewonnen ist.

Viele Menschen sind mit den bestehenden Verhältnissen unzufrieden. Aber nur die Arbeiterklasse hätte auch die Möglichkeit, diese zu ändern. Etwa durch Generalstreiks. Aber in der EU wurde die Arbeiterklasse zahlenmäßig dezimiert und von ihren Parteien verraten.

Dies wurde bereits in »Imperialismus und Great Reset« angesprochen. Nun hat allerdings Hauke Ritz in seinem 2024 erschienenen Buch Vom Niedergang des Westens zur Neuerfindung Europas[11]  die These aufgestellt, dass die geistesgeschichtlichen Grundlagen der Arbeiterbewegung und des Sozialismus bewusst von den westlichen Milliardären untergraben wurden, um die Arbeiterklasse zu schwächen und den Sozialismus als unplausibel erscheinen zu lassen. Dies geschah durch die philosophische Strömung der Postmoderne.

Ein Kernelement der sozialistischen Weltanschauung war der Glaube an die Möglichkeit des Fortschritts. Jede aktive antisozialistische Kulturpolitik musste diesen Glauben schwächen. 

»Denn nur wenn in der Gesellschaft ein geteilter Glauben an die Möglichkeit einer besseren Zukunft existiert, nur dann kann auch für diese Annahme gestritten werden.«[12] 

Tatsächlich wurde der Fortschrittsgedanke seit den 70er Jahren systematisch diskreditiert und durch die Erwartung dystopischer Zukunftsvisionen ersetzt. Ein entscheidender Schritt waren die Veröffentlichungen des Club of Rome ab 1972.

Die neuen Philosophen zerstörten auch die Vorstellung vom Subjekt. Denn nur wenn es historische Subjekte gibt, zum Beispiel die Arbeiterklasse, die Intellektuellen oder den Revolutionär, konnte der Glauben an den Fortschritt seinen revolutionären Kristallisationspunkt finden. Das Subjekt wird genauso dekonstruiert wie Klassen und der Klassenkampf.

Parallel dazu fand ein Wandel des Menschenbildes statt. Das vom Humanismus geerbte optimistische Menschenbild, das die Vernunftbegabung des Menschen, seine schöpferischen Fähigkeiten sowie seine Begabung zur Verantwortung und Freiheit in den Mittelpunkt gestellt hatte, bildete letztlich die Grundlage für alle Utopien und damit auch für den Kommunismus.

Seit den 70er Jahren wird die zerstörerische, irrationale und unberechenbare Seite des Menschen in den Mittelpunkt der Aufmerksamkeit gerückt. Der Mensch sei vor allem ein Umweltverschmutzer, Rassist und Sexist.

Die hohe Wertschätzung der Vernunft im Zeitalter der Aufklärung geht auf die Vorstellung der Gottesebenbildlichkeit des Menschen zurück. Inzwischen kommt es zu einer Aufwertung des Trieblebens, die mit der LGBTQ-Bewegung immer absurdere Blüten treibt.

Der Begriff der Wahrheit geht einerseits auf die griechische Philosophie, andererseits auf das Christentum zurück. Denn wenn Gott die Welt mit seinem Wort geschaffen hat, ist dieses Wort in allen Elementen der Schöpfung auffindbar und kann gelesen werden. Daraus ergibt sich die Annahme der Existenz von Naturgesetzen und die Möglichkeit, diese zu erkennen. In der Postmoderne ist der Wahrheitsbegriff gründlich zerstört worden, zunächst die Verbindung zwischen Wahrheit und Geschichte. Das Ende der großen Erzählungen wird proklamiert.

Diese Umwertung aller Werte basiert auf Nietzsches philosophischem Programm. Er wollte alle Elemente der europäischen Kultur ausradieren, die eine proletarische Revolution fördern könnten. Dazu zählte er auch das Christentum. Nietzsche träumte von Welt, in der – wie in der Antike – ein bestimmtes Leben so wertlos ist, dass es in Gladiatorenkämpfen zur Unterhaltung der herrschenden Klasse geopfert werden kann.

Ein wiederbelebtes Heidentum mit seiner Lehre von der ewigen Wiederkehr des Gleichen soll zum Einverständnis mit dem Gegebenen führen und die zivilisatorische Ordnung soll wie eine Naturordnung hingenommen werden. Der Kosmos stehe den Menschen im Heidentum völlig gleichgültig gegenüber, während die Schöpfung im Christentum ein Ziel hat: Das Reich Gottes, beziehungsweise säkularisiert den Kommunismus.

Diese Gleichgültigkeit im Heidentum gegenüber dem Menschen zwinge diesen, die Welt zu akzeptieren, wie sie ist, wodurch der Gedanke an Revolutionen und Utopien unmöglich würde. Tatsächlich kam es in der Postmoderne zu einer Vergöttlichung irdischer Gehalte wie der Natur (Klimareligion), der Sexualität (LGBTQ- und Transgender-Bewegung), der Macht (Satanismus in Elitezirkeln) und bestimmter Bereiche der Technik (Transhumanismus).

Wenn die Vernunft zum Sozialismus führt, dann muss die Vernunft eben aufgegeben werden, so Nietzsche.

Nietzsches Programm war zu seiner Zeit noch nicht durchführbar. Erst das 20. Jahrhundert eröffnete mit seiner Kulturindustrie sehr reichen und mächtigen Männern die Möglichkeit hierzu. Mit der Postmoderne erlebt der Westen eine Kulturrevolution, die mindestens so radikal ist wie die chinesische zwischen 1966 und 1976. Wir bemerken nur nichts davon, weil sie sich langsamer, indirekter vollzieht und deshalb von vielen Zeitgenossen nicht als solche wahrgenommen wird.

Sozialismus oder Barbarei

Wenn nur die Arbeiterklasse in der Lage ist, den Kapitalismus zu stürzen, diese aber durch ökonomischen Zerfall und eine gründliche kulturpolitische Umprogrammierung entwaffnet wurde, dann ist es in der Tat wahrscheinlich, dass die Welt, insbesondere aber der Westen ein ähnliches Schicksal erleidet wie das Römische Reich, das an seinen eigenen Widersprüchen zugrunde ging.

Möglicherweise nimmt der Kapitalismus der Multipolaren Welt mit China als Zentrum noch einen neuen, dann aber wirklich letzten Aufschwung. Was aber wird sein, wenn auch die chinesische Industrie zu produktiv für diese Produktionsweise ist? Erste Anzeichen gibt es mit der hohen Jugendarbeitslosigkeit jetzt schon. Könnte China unter diesen Umständen wieder auf den Sozialismus »umschalten«, wie es seine Theorie des marktwirtschaftlichen Sozialismus eigentlich vorsieht? Zweifel sind angebracht, da es auch dort mächtige Kapitalisten und sogar Dollarmilliardäre gibt.

Die Schlussfolgerung von »Imperialismus und Great Reset« bleibt demnach bestehen, dass der Übergang zum Sozialismus welthistorisch vermutlich verpasst wurde. Wahrscheinlich hatte Lenin recht mit seiner Einschätzung, dass die Welt in ihrer Gesamtheit bereits 1917 reif für den Sozialismus war. Heute dagegen wird der Sozialismus von einer Wissenschaft wieder zur unerreichbaren Utopie. Dabei wäre mit der Industrie 4.0 und KI sogar der Kommunismus in Reichweite. Im Kapitalismus bedeuten diese Technologien Überarbeit für wenige und Arbeitslosigkeit für viele. Im Kommunismus wären mit ihr vielleicht Arbeitszeiten von zwei Stunden oder weniger pro Tag für alle Menschen denkbar und dies bei einem materiellen Überfluss an Konsumgütern. Künstliche Intelligenz kann auch zur Wirtschafts­planung eingesetzt werden und diese wesentlich erleichtern. Dann würden die Grenzen der kapitalistischen Produktionsweise nicht mehr gelten.









1. Einleitung

Der Ukrainekrieg wirft grundlegende Fragen zum aktuellen Wirken des Imperialismus auf. Einige kommunistische Parteien wie die Kommunistische Partei Griechenlands KKE betrachten diesen Krieg als einen Krieg zwischen zwei gleichermaßen imperialistischen Mächten, wenn sie schreiben:

»Die Entscheidung der Russischen Föderation, zunächst die ›Unabhängigkeit‹ der sogenannten ›Volksrepubliken‹ im Donbass anzuerkennen und dann unter dem Vorwand der ›Selbstverteidigung‹ Russlands, der ›Entmilitarisierung‹ und ›Entnazifizierung‹ der Ukraine zu einer Militärintervention überzugehen, diente nicht dem Schutz des Volkes in der Region oder dem Frieden, sondern den Interessen der russischen Monopole auf ukrainischem Territorium, und ihrer erbitterten Konkurrenz mit den westlichen Monopolen.«[13] 

De facto stellt sich die KKE damit auf die Seite des Westens, da sie Russland als Aggressor brandmarkt. Ähnlich argumentierten einige Referenten und vor allem viele jugendliche Teilnehmer des von der Kommunistischen Organisation KO im September 2022 organisierten Imperialismuskongresses.[14]  Bei manchen Wortmeldungen aus dem Publikum schimmert, etwas zugespitzt ausgedrückt, die Bereitschaft durch, sich zusammen mit der Bundesregierung auf einen neuen Russlandfeldzug zu begeben.

Wie konnte es dazu kommen? Diese Art von »Analysen« belegt jedenfalls den allgemeinen Verfall des marxistischen Denkens. Viele »Marxisten« versuchen die Erkenntnisse aus Lenins Imperialismusschrift mehr intuitiv als wissenschaftlich auf die heutige Zeit zu übertragen. Neuere marxistische Literatur wird schlankweg nicht zur Kenntnis genommen.

Ein weiteres Problem ist die große Mediengläubigkeit der heutigen Jugend. Die offiziellen Narrative zum CO2 und zu Corona werden überhaupt nicht in Frage gestellt. Auch die Mediennarrative zu China und Russland werden zu einem großen Teil geschluckt und allerhöchstens in eine pseudomarxistische Diktion übersetzt. Die Medien würden im Großen und Ganzen die Wahrheit berichten und allenfalls in ihrer Kommentierung eine politische Tendenz erkennen lassen, heißt es. Bereits der Begriff Mainstreammedien ist verpönt.

Medien und Regierung haben mit dem Verdikt Verschwörungstheorie richtiggehende Diskursverbote über viele entscheidende Ereignisse der Zeitgeschichte verhängt, darunter zu 9/11, MH17, zum Great Reset, zum CO2, zu Corona, und zu Oligarchen wie Bill Gates im Allgemeinen. Diese werden zum Beispiel von der KO brav akzeptiert. Kein Wunder, dass sie zu falschen Schlussfolgerungen gelangt.

Insbesondere wird die sich abzeichnende neueste Phase des Imperialismus, die von den westlichen Oligarchen unter dem Schlagwort Great Reset propagiert wird, von diesen komplett ignoriert. Einerseits ist das wegen der grenzenlosen Mediengläubigkeit heutiger »Kommunisten« verständlich. Es ist aber auch fatal, da die von Klaus Schwab und Co. unverfroren und offen ausgesprochenen monströsen Pläne ein ganz anderes Licht sowohl auf die Corona-Hysterie wie den Ukrainekrieg werfen. Daraus ergibt sich, dass die Lektüre von Lenins Imperialismusschrift allein nicht ausreichend ist, um den heutigen Imperialismus zu verstehen.

Der folgende Text geht anders vor. Unter Hinzuziehung von marxistischer und bürgerlicher Literatur werden die Perioden von 1895 bis 1945, 1945 bis 1989, 1989 bis 2020 und die sich seit 2020 abzeichnende vierte Phase als spezifische Epochen des Imperialismus verstanden mit spezifischen ökonomischen, sozialen, politischen und militärischen Gesetzmäßigkeiten.

Da die heutige Debatte – wie schon erwähnt – von Wissensdefizite gekennzeichnet ist, soll zunächst auf einige Grundlagen der Marxschen Methode eingegangen werden.









2. Die Marx’sche Methode

2.1. Das Verhältnis von Bewegungsgesetzen und Geschichte des Kapitals nach Mandel

Zum Verständnis des Folgenden ist es wichtig, sich die wichtigsten Merkmale der marxschen Methode zu vergegenwärtigen. Bekanntlich sind die von Marx entdeckten Entwicklungsgesetze des Kapitalismus das Ergebnis einer vom Abstrakten zum Konkreten aufsteigenden dialektischen Analyse.[15] 

Allerdings kann die marxsche Methode nicht hierauf reduziert werden, denn:

	das Konkrete bildet sowohl den Ausgangspunkt wie auch das Ziel des Erkenntnisprozesses, der als »Reproduktion des Konkreten im Wege des Denkens« aktiv gefasst wird



	dem Aufsteigen vom Abstrakten zum Konkreten ist im Verlauf der Untersuchung ein Aufsteigen vom Konkreten zum Abstrakten voraus gegangen, denn das Abstrakte selbst ist bereits Ergebnis analytischer Arbeit



	es existiert eine Einheit zwischen beiden Prozessen, zwischen dem analytischen und dem synthetischen



	die gelungene Reproduktion der konkreten Totalität kann nur durch ihre praktische Anwendung beweiskräftig werden, d.h. bei jedem Schritt der Analyse muss die Kontrolle durch die Tatsachen bzw. durch die Praxis stattfinden[16] 






Demnach impliziert die Marxsche Dialektik eine zweifache Analyse, eine deduktive und eine induktive, eine logische und eine historische.[17] 

Nach Marx ist Wissenschaft deshalb notwendig, weil Wesen und Erscheinung nicht unmittelbar zusammenfallen. Allerdings ist ihre Aufgabe nicht nur das Aufdecken des Wesens der Erscheinungen, sondern auch die Erklärung der Erscheinungen selbst durch die Darstellung der vermittelnden Zwischenglieder. Gelingt dies nicht, so reduziert sich die Theorie auf die Konstruktion abstrakter Modelle.

Die empirische Aneignung des Stoffes ist dem analytischen Erkenntnisprozess vorgelagert, genauso, wie die empirische Verifizierung ihn vorläufig abschließt.[18]  Karl Marx stellt fest:

»Allerdings muss sich die Darstellungsweise formell von der Forschungsweise unterscheiden. Die Forschung hat den Stoff sich im Detail anzueignen, seine verschiedenen Entwicklungsformen zu analysieren und deren inneres Band aufzuspüren. Erst nachdem diese Arbeit vollbracht, kann die wirkliche Bewegung entsprechen dargestellt werden. Gelingt dies und spiegelt sich nun das Leben des Stoff ideell wieder, so mag es aussehen, als habe man es mit einer Konstruktion a priori zu tun.«[19] 

Idealerweise sollte der Arbeitsprozess bei Anwendung der Marxschen dialektischen Methode nach Mandel wie folgt aussehen:

	Aneignung des empirischen Stoffes



	Analytische Aufgliederung des Stoffes in seine konstitutiven abstrakten Elemente



	Erforschung der entscheidenden Gesamtzusammenhänge zwischen diesen Elementen, die die abstrakten Bewegungsgesetze des Stoffes, sein Wesen verdeutlichen sollen.



	Entdeckung der Mittelglieder, die es ermöglichen, die Vermittlung zwischen Wesen und Erscheinung zu verwirklichen



	Praktisch-empirische Verifizierung der Analyse an der konkreten historischen Bewegung



	Entdeckung neuer empirisch relevanter Daten und neuer Zusammenhänge, oft sogar neuer abstrakt elementarer Bestimmungen, dank der Anwendung der Ergebnisse der Erkenntnis auf die komplexe Wirklichkeit[20] 






Das Verhältnis zwischen den allgemeinen Bewegungsgesetzen des Kapitals und der Geschichte der kapitalistischen Produktionsweise ist noch nicht befriedigend geklärt. Allerdings hat bereits Marx darauf hingewiesen, dass die Weltmarktkrisen als die reale Zusammenfassung und gewaltsame Ausgleichung aller Widersprüche der kapitalistischen Ökonomie gefasst werden müssen.[21] 

Daraus folgt, dass in der kapitalistischen Produktionsweise, gefasst als dynamische Totalität, das Zusammenspiel sämtlicher grundlegender Entwicklungsgesetze betrachtet werden muss.

Alle Grundvariablen der kapitalistischen Produktionsweise können bis zu einem gewissen Grade die Rolle von unabhängigen Variablen spielen. Diese Grundvariablen sind:

	Die organische Zusammensetzung des Kapitals im allgemeinen und in den beiden Abteilungen, »was auch den Umfang des Kapitals und seine Verteilung zwischen den Abteilungen beinhaltet«



	Die Verteilung des konstanten Kapitals zwischen fixem und zirkulierendem (im Allgemeinen und in den beiden Abteilungen, dies gilt auch für die folgenden Punkte)



	Die Entwicklung der Mehrwertrate



	Die Entwicklung der Akkumulationsrate (Verhältnis zwischen produktiv und unproduktiv konsumiertem Mehrwert)



	Die Entwicklung der Umschlagszeit des Kapitals



	Die Austauschrelationen zwischen den beiden Abteilungen (die meistens, aber nicht ausschließlich eine Funktion der organischen Zusammensetzung des Kapitals in den Abteilungen darstellen)[22] 






Die Geschichte der Entfaltung der inneren Widersprüche und der Gesetzmäßigkeiten des Kapitalismus kann nur als Funktion des Zusammenspiels dieser sechs Variablen verstanden werden.

Die Fluktuationen der Profitrate ist nur der »Seismograph« dieser Entwicklung. Sie können nur durch die oben genannten Variablen erklärt werden.

Hierfür gibt Mandel einige Beispiele:

	Die Mehrwertrate ist unter anderem eine Funktion des Klassenkampfes. Demnach ist es falsch, sie als eine mechanische Funktion der Akkumulationsrate zu sehen, etwa nach der Formel: Höhere Akkumulationsrate = niedrigere Erwerbslosigkeit = Stabilisierung oder Rückgang der Mehrwertrate. Damit verwechselt man Faktoren, die ein Ergebnis begünstigen, mit diesem selbst. Die Geschichte der Arbeiterklasse zeigt die vielen hier möglichen Variationen. Die Situation der USA im 19. Jahrhundert zum Beispiel widerspricht einer anderen allzu sehr vereinfachenden Formel: Niedrige Arbeitsproduktivität = niedrige Mehrwertrate, hohe Arbeitsproduktivität = hohe Mehrwertrate. In den USA waren die hohen Löhne Ergebnis des Mangels an Arbeitskräften und führten erst später zu einer hohen Arbeitsproduktivität. Die Mehrwertrate aber war niedrig.



	Die Höhe der Mehrwertrate wird auch durch die historische Ausgangsposition der industriellen Reservearmee beeinflusst: »Je nach Umfang dieser Reservearmee kann eine wachsende Akkumulationsrate von einer zunehmenden, einer gleichbleibenden oder einer sinkenden Mehrwertrate begleitet sein.«



	Die Wachstumsrate der organischen Zusammensetzung des Kapitals kann nicht ausschließlich als Funktion des durch die Konkurrenz hervorgerufenen technischen Fortschritts definiert werden. Denn das konstante Kapital besteht aus zwei Teilen: aus den fixen und dem zirkulierenden konstanten Kapital. Wenn die Arbeitsproduktivität im Rohstoff produzierenden Sektor schneller wächst als jene im Konsumgüter produzierenden Sektor, »dann kann eine relative Verbilligung des zirkulierenden konstanten Kapitals stattfinden, das zur Folge hat, dass trotzt beschleunigtem technischen Fortschritt und trotzt beschleunigter Mehrwertakkumulation im fixem Kapital die organische Zusammensetzung des Kapitals langsamer wächst als zuvor.«[23] 






Das bedeutet: Alle Grundvariablen der kapitalistischen Produktionsweise müssen gleichzeitig als zum Teil selbständige Variablen betrachtet werden. Die Wirkung dieser Variablen wird in einen konkreten historischen Rahmen gestellt, um die aufeinander folgenden Phasen der Geschichte des Kapitalismus analysieren und erklären zu können. Die Kombination aller dieser ungleichmäßigen Entwicklungstendenzen, d.h. der zum Teil selbständigen Variablen erlaubt es, die Geschichte der kapitalistischen Produktionsweise, und vor allem die seiner imperialistischen Phase, aus den Bewegungsgesetzen des Kapitals selbst zu erfassen und nicht aus irgendwelchen exogenen, der Marxschen Kapitalanalyse fremden Faktoren.

2.2. Der tendenzielle Fall der Profitrate

Der Kapitalismus existiert als eigenständige Gesellschaftsformation schon seit 233 Jahren. Der Imperialismus seit 127 Jahren (Stand 2022). Die entscheidende Frage muss daher sein, warum er aufgrund des Gesetzes des tendenziellen Falls der Profitrate nicht schon längst zusammengebrochen ist. Da diese Frage von extremer Wichtigkeit für die folgende Darstellung ist, wird das von Marx entdeckte Gesetz im Folgenden ausführlich und allgemeinverständlich erklärt:[24] 

Jeder Kapitalist, der ein neues Industrieunternehmen gründet, muss sein Kapital in zwei verschiedene Teile teilen. Einen Teil für den Erwerb von Maschinen, Gebäuden, Rohstoffen, Hilfsstoffen und so weiter. Der Wert dieses Teils des Kapitals geht im Verlauf des Produktions­prozesses in den Wert der Endprodukte ein und wird erhalten. Man nennt ihn deshalb konstantes Kapital.

Der zweite Teil des Kapitals muss für den Ankauf von Arbeitskraft verwendet werden. Dieser Teil vergrößert sich um den von den Arbeitern erzeugten Mehrwert. Man nennt ihn deshalb variables Kapital.[25] 

Nur die Ware Arbeitskraft ist in der Lage, Wert und Mehrwert zu schaffen. Der Wert des konstanten Kapitals, zum Beispiel von Maschinen, lässt sich wiederum auf den Wert der Ware Arbeitskraft zurückführen, der zu ihrer Produktion eingesetzt wurde.[26] 

Das Verhältnis zwischen dem konstanten und dem variablen Kapitalteil bezeichnet man als die organische Zusammensetzung des Kapitals. Je entwickelter ein Unternehmen, ein Industriesektor oder ein Land ist, desto höher ist die organische Zusammensetzung des Kapitals, also, der Anteil des konstanten Kapitals, also des Kapitals, der für die Anschaffung von Maschinen etc. ausgegeben wird.

Formel:



Dabei bedeuten: c = konstantes Kapital, v = variables Kapital[27] 

Steigt die durchschnittliche organische Zusammensetzung des Kapitals, dann geht – unter sonst gleichen Umständen – die mittlere Profitrate zurück.

Beispiel:

Der Wert der Jahresproduktion eines Landes betrage 300 Milliarden c, 100 Milliarden v und 100 Milliarden m (Mehrwert). Dann liegt die Profitrate bei 25 Prozent.

Formel:



Erhöht sich nun in einem Jahrzehnt der Wert des konstanten Kapitals von 300 auf 400 Werteinheiten, gilt:



Dabei bedeuten: c = konstantes Kapital, v = variables Kapital, m = Mehrwert.

Diese Entwicklung ist in der Realität in der Tat zu beobachten, denn die Vermehrung des konstanten Kapitals im Verhältnis zum variablen Kapital ist ein Wesenszug des Kapitalismus. Der tendenzielle Fall der Profitrate ist somit ein Entwicklungsgesetz der kapitalistischen Produktionsweise.[28] 

Karl Marx sprach jedoch bewusst vom tendenziellen Fall der Profitrate, denn sie wird durch eine Reihe von gegenwirkenden Faktoren gebremst.

1. Steigerung der Mehrwertrate: Wachstum der organischen Zusammensetzung des Kapitals bedeutet ein Wachstum der Arbeitsproduktivität, was auf eine Erhöhung der Mehrwertrate hinauslaufen kann. Beispiel:



Auf die Dauer lässt sich jedoch keine gleichwertige Steigerung der Mehrwertrate und der organischen Zusammensetzung erreichen. Denn die Steigerung der Mehrwertrate stößt auf absolute Grenzen. Diese liegen in der Unmöglichkeit, die notwendige Arbeit auf Null zu reduzieren, während es für die Erhöhung der organischen Zusammensetzung des Kapitals keine Grenzen gibt.[29] 

2. Das Sinken der Preise des konstanten Kapitals. Wenn die allgemeine Arbeitsproduktivität steigt, dann vermindert sich der Wert jeder einzelnen Ware. Das gilt selbstverständlich auch für Maschinen und andere Produktionsmittel.

3. Ausdehnung der kapitalistischen Produktion. Wenn das Kapital in Ländern oder Branchen angelegt wird, in denen anfänglich eine niedrige organische Zusammensetzung vorherrscht, sinkt die durchschnittliche organische Zusammensetzung des Weltkapitals und die Profitrate steigt.[30] 

2.3. Die langen Wellen im Kapitalismus

Es leuchtet ein, dass die Profitrate infolge einer zurückgehenden organischen Zusammensetzung insbesondere dann steigt, wenn zwei oder gar alle diese Faktoren zusammentreffen. In diesem Fall kann es passieren, dass die Profite schlagartig nach oben schnellen, viel bisher brachliegendes Kapital angelegt wird und sich so für einige Zeit eine selbsttragende Phase der kapitalistischen Hochkonjunktur einstellt. Bis sich schließlich das Gesetz des tendenziellen Falls der Profitrate wieder durchsetzt.[31] 

Tatsächlich lassen sich in der Geschichte diese Phasen nachweisen. Sie dauern ungefähr 20 Jahre im Aufstieg und 20 weitere Jahre im Abstieg. Die langen Wellen der kapitalistischen Entwicklung existieren zusätzlich zum gewöhnlichen Konjunkturzyklus von 5 bis 10 Jahren mit seiner immer gleichen Abfolge von Wiederbelebung, Boom, Überproduktion, Krach und Krise. Sie setzen sich gerade durch diese »gewöhnlichen« Zyklen durch und zwar so, dass in einer expansiven Phase die zyklischen Perioden von Hochkonjunktur länger und intensiver, die zyklischen Überproduktionskrisen kürzer und weniger tief sind. Umgekehrt werden sich in den zur Stagnation neigenden Phasen der »langen Welle« die Perioden der Hochkonjunktur als weniger fieberhaft und kürzer erweisen, die Perioden der zyklischen Überproduktionskrise dagegen länger und tiefer erscheinen.[32] 

Bisher existierten folgende lange Wellen:

	Dauer


	Tendenz


	Bewegung der Wertteile der industriellen Waren und ihre Ursachen




	1789 bis 1825


	expansiv


	cf: stark steigend

cz: stark steigend, dann sinkend

v: sinkend

m/v: steigend

Kapitalistische Produktion nur in Großbritannien, dann in Frankreich und Belgien. Handwerklich und manufakturmäßig hergestellte Dampfmaschinen in den wichtigsten Industriezweigen, vor allem der Textilindustrie. Surplusprofite vor allem in Abteilung II (Konsumgüter) durch Konkurrenz der Großen Industrie mit vorkapitalistischen Produktionsweisen. Sinken der Reallöhne bei langsamer Expansion des Industrieproletariats mit Massenelend und Massenerwerbslosigkeit[33] . Stark expandierender Weltmarkt, vor allem nach Südamerika infolge der Unabhängigkeit der dortigen ehemaligen Kolonien von Spanien.




	1826 bis 1848


	depressiv


	cf: steigend

cz: sinkend

v: sinkend

m/v: stabilisiert sich

Surplusprofite, erreicht durch Konkurrenz mit vorkapitalistischer Produktion in England und Westeuropa, schwinden. Wachsender Wert des konstanten Kapitals neutralisiert gestiegene Mehrwertrate. Expansion des Weltmarktes verlangsamt.




	1848 bis 1873


	expansiv


	cf: sinkend

cz: stabil, dann steigend

v: sinkend

m/v: steigend

Gewaltige Ausdehnung des Weltmarktes durch Goldrausch in Kalifornien, Erschließung der Märkte in Mittel- und Osteuropa, dem Nahen Osten und dem Pazifik. Durch die Revolution von 1848 bedingte Industrialisierung und sich ausdehnender Eisenbahnbau in ganz Europa und Nordamerika. Übergang zu maschinell hergestellten Maschinen senkt den Wert des konstanten fixen Kapitals.




	1873 bis 1895


	depressiv


	cf: stabil

cz: sinkend

v: steigend

m/v: erst sinkend, dann wieder steigend

Maschinell hergestellte Maschinen sind verbreitet. Die mit ihnen hergestellten Waren werfen keinen Surplusprofit mehr ab. Die gestiegene organische Zusammensetzung des Kapitals führt zum Rückgang der Durchschnittsprofitrate. Reallöhne in Westeuropa steigen langsam. Die Ergebnisse der wachsenden Kapitalausfuhr und der gesunkenen Rohstoffpreise erlauben erst allmählich eine Steigerung der Kapitalakkumulation. Relative Stagnation des Weltmarktes.




	1895 bis 1914


	expansiv


	cf: sinkend

cz: steigend, aber langsam

v: steigend, dann stabil

m/v: stark steigend, dann stabil

Die Kapitalanlagen in den Kolonien, der Durchbruch des Imperialismus, die Verallgemeinerung der Monopolisierung, zusätzlich von nur langsam ansteigenden Rohstoffpreisen profitierend und durch die zweite technologische Revolution (Elektrizität, Verbrennungsmotor) mit stark gewachsener Arbeitsproduktivität und stark steigender Mehrwertrate begünstigt, erlauben eine allgemeine Hebung der Profitrate, die die rasch wachsende Akkumulation des Kapitals erklärt. Starke Expansion des Weltmarktes (Asien, Afrika, Ozeanien).




	1914 bis 1940


	depressiv


	cf: stabil

cz: sinkend

v: sinkend, dann stabil, dann sinkend

m/v: sinkend, dann stabil

Der Ausbruch des Ersten Weltkrieges, die Zerrüttung des Welthandels, der Rückgang der materiellen Produktion bedingen wachsende Verwertungsschwierigkeiten des Kapitals, die durch den Sieg der Russischen Revolution und die durch sie hervorgerufene Einengung des Weltmarktes verstärkt werden.




	1940 bis 1975


	expansiv


	cf: sinkend

cz: sinkend

v: erst stabil, dann sinkend, dann langsam steigend

m/v: stark steigend, dann stabil

Die durch den Faschismus und Zweiten Weltkrieg hervorgerufene Schwächung (z.T. Atomisierung) der Arbeiterklasse erlaubt gewaltige Steigerung der Mehrwertrate. Dies bedingt Steigerung der Profitrate, was die Akkumulation des Kapitals begünstigt. Dieses wirft sich erst auf Waffenproduktion, dann auf langfristige Konsumgüter wie Autos und Fernseher und auf die dritte Wissenschaftlich-technische Revolution (Kernenergie, Computer, Halbautomation), welche bedeutsame Verbilligung des konstanten Kapitals mit sich bringt und so langfristig Hebung der Profitrate begünstigt. Der Weltmarkt schrumpft ein durch Autarkie, Weltkrieg und Ausdehnung der nicht-kapitalistischen Bereiche (Osteuropa, China, KDVR, Vietnam, Kuba), dehnt sich aber dann bedeutsam aus durch Intensivierung der internationalen Arbeitsteilung im imperialistischen Bereich und anlaufende Industrialisierung in den Halbkolonien. Durchkapitalisierung der Landwirtschaft und des Dienstleistungsbereiches. Verstärkt wird diese Entwicklung durch die Wiederaufbaukonjunktur in Europa.




	1975 bis 1989


	depressiv


	cf: stabil und steigend

cz: sinkend, dann steigend, dann wieder sinkend

v: langsam steigend, dann sinkend

m/v: sinkend

Das langsame Aufsaugen der industriellen Reservearmee der imperialistischen Länder blockiert trotz wachsender Automatisierung ein weiteres Steigen der Mehrwertrate. Der Klassenkampf greift die Profitrate an. Verschärfte internationale Konkurrenz und Weltwährungskrisen wirken im selben Sinne. Expansion des Welthandels verlangsamt.




	1989 bis 2007


	expansiv


	cf: steigend, aber langsam

cz: sinkend, dann steigend

v: sinkend

m/v: stark steigend

Katastrophale Niederlage der weltweiten Arbeiterklasse und des Sozialismus. Dies erlaubt eine bedeutende Steigerung der Mehrwertrate weltweit und Expansion des Weltmarktes in die ehemaligen sozialistischen Länder Osteuropas und Chinas. Dort ist die Automatisierung der Produktion aus historischen Gründen noch geringer und demnach auch die organische Zusammensetzung. Dies führt zu einer beträchtlichen Senkung der organischen Zusammensetzung des Weltkapitals. Steuerung transnationaler Produktionsketten durch das Internet. Neue Landnahme des Kapitals durch Expansion in Bereiche, die ihm bisher nicht offenstanden (Gesundheit, Bildung, Wohnen etc.). Stark ansteigende rentenartige Einkommen durch verschärfte Rechte des Geistigen Eigentums. Starke Expansion des Welthandels und der ausländischen Direktinvestitionen.




	Ab 2007


	depressiv


	Industrielle Reservearmee in den ehemals sozialistischen Ländern wird langsam aufgesogen. Deshalb dort langsam steigende Löhne und fallende Mehrwertrate. Steigende organische Zusammensetzung des Kapitals. Zunehmende Tendenz zur Vollautomation.







Tabelle 2.3.1. Lange Wellen in der Geschichte des Kapitalismus. Die Abkürzungen der Wertbestandteile bedeuten: cf: Konstantes fixes Kapital, Maschinen, cz: Konstantes zirkulierendes Kapital, Rohstoffe, v: Variables Kapital, Löhne, m/v: Mehrwertrate[34] 



So bewirkte das Gesetz des tendenziellen Falls der Profitrate bisher eine wellenförmige Bewegung des Kapitalismus. Lange Perioden mit einem starken Wachstum der Kapitalakkumulation standen Perioden mit stagnativen Tendenzen gegenüber. Allerdings: Wie wir gesehen haben, waren Auslöser für eine lange Welle mit expansivem Charakter geographische, geologische und politische Faktoren. Diese waren immer spezifisch und es ist keineswegs garantiert, dass noch einmal so viele Faktoren zusammenkommen, um eine neue lange Welle mit expansiver Tendenz auszulösen. Der Umschlag in eine lange Welle mit stagnierender Tendenz wird dagegen gesetzmäßig durch die im Gesetz des tendenziellen Falls der Profitrate beschriebene Steigerung der organischen Zusammensetzung des Kapitals hervorgerufen.[35] 

Hinzu kommt ein weiterer Faktor: Der Kapitalismus basiert auf der Aussaugung lebendiger menschlicher Arbeitskraft. Durch die steigende organische Zusammensetzung des Kapitals infolge der Automatisierung untergräbt er seine eigenen Grundlagen. Hier sind wir bei der absoluten inneren Grenze der kapitalistischen Produktionsweise angelangt. Sie liegt da, wo die Mehrwertmasse selbst zwangsläufig zurückgeht – wegen der in der Vollautomation stattfindenden Ausschaltung der lebendigen Arbeit aus dem Produktionsprozess.[36] 

Der Kapitalismus ist unvereinbar mit vollautomatisierter Produktion in der gesamten Industrie und Landwirtschaft, weil dann keine Mehrwertschöpfung und keine Kapitalverwertung mehr vor sich geht. Demnach kann sich die Automation nie auf den gesamten Produktions­bereich ausdehnen. Allerdings würden die angenommenen großen Veränderungen und zwar die Industrie 4.0 und die künstliche Intelligenz die Ausschaltung des Menschen aus dem Produktions­prozess noch einmal radikal beschleunigen. Karl Marx schreibt:

»Sobald die Arbeit in unmittelbarer Form aufgehört hat, die große Quelle des Reichtums zu sein, hört [auf] und muss aufhören die Arbeitszeit Maß zu sein und daher der Tauschwert [das Maß] des Gebrauchswerts. Die Surplusarbeit der Masse hat aufgehört, Bedingung für die Entwicklung des allgemeinen Reichtums zu sein, ebenso wie die Nichtarbeit der Wenigen für die Entwicklung der allgemeinen Mächte des menschlichen Kopfes.«[37] 

Unter Marxisten wird schon seit Jahrzehnten diskutiert, ob dieser Punkt bereits erreicht wurde oder ob er in den nächsten Jahren zu erwarten ist.

Bereits Trotzki erkannte, dass der Imperialismus eine integrierte Weltwirtschaft geschaffen hat, in der die Großmächte einen Kampf um die Hegemonie führen. Die nationalstaatlichen Ökonomien sind eng miteinander vernetzt. Die Weltwirtschaft bildet eine komplexe Hierarchie der Arbeitsteilung, in der auch nichtkapitalistische Produktionsweisen nicht ausgelöscht, sondern den Bedürfnissen des Kapitals angepasst werden. Der Weltmarkt und die nationalen Ökonomien sind geprägt durch eine ungleiche und kombinierte Entwicklung.

Nach Mandel sind die langen Wellen der kapitalistischen Entwicklung mit ihren Auf- und Abschwüngen gleichzeitig auch als spezifisch historische Perioden anzusehen. Sie weisen nicht nur eine spezifische ökonomische Konstellation und eine spezifische Technik auf, sondern ein bestimmtes internationales Kräfteverhältnis und Klassenkampfkonstellation, ja sogar eine spezifische Kultur und Mentalität. Dabei unterscheiden sie sich sehr stark voneinander.[38] 

In der Geschichte des Kapitalismus gab es bisher fünf solcher Perioden:

	Periode der langen industriellen Revolution (1789 bis 1848)



	Kapitalismus der freien Konkurrenz (1848 bis 1895)



	Klassischer Imperialismus (1895 bis 1945)



	Spätkapitalismus (1945 bis 1989)



	Neoliberalismus (1989 bis 2020)






Die Periode der langen industriellen Revolution war auch die Zeit der großen bürgerlichen Revolutionen (1789, 1830, 1848), der napoleonischen Kriege und der Errichtung des Weltmarktes für Fertigwaren.[39] 

Bereits die Herausbildung des klassischen Imperialismus war die Antwort auf die zunehmenden Schwierigkeiten des Kapitalismus der freien Konkurrenz. Der Spätkapitalismus wiederum entstand aus dem titanischen Ringen zweier imperialistischer Mächtegruppen. Er war das Resultat einer schweren Niederlage der Arbeiterklasse durch Faschismus und Krieg einerseits, aber auch eines großen Sieges der in der Sowjetunion staatsförmig organisierten Arbeiterklasse über den deutschen Imperialismus andererseits. Das gab dieser Periode ein spezifisches Gepräge.

Allein diese Tatsache illustriert, dass es völlig unmöglich ist, nach Lektüre von Lenins Imperialismusschrift die heutige Form des Imperialismus zu verstehen. Vielmehr müssen die Perioden in ihrer Gesamtheit betrachtet werden, was das Studium der relevanten Literatur und eine größere wissenschaftliche Anstrengung voraussetzt, die freilich auch in diesem Text nur in Ansätzen geleistet werden kann. Es wäre schon viel erreicht, wenn er die eine oder andere Anregungen für weitere Forschungen geben könnte.

Noch ein Wort zu den verwendeten Periodenbezeichnungen: Sie passen eigentlich nicht. Der Begriff Spätkapitalismus impliziert, dass es sich um die letzte Periode des Kapitalismus handele, was 1989 widerlegt wurde. Der Neoliberalismus war ursprünglich eine Wirtschaftstheorie, die nach dem Zweiten Weltkrieg von Karl Popper, Milton Friedman und Friedrich August von Hayek entwickelt wurde. Allerdings ist er auch der Name einer kapitalistischen Periode, deren Ideologie auf der neoliberalen Wirtschaftstheorie basiert. Alternative Bezeichnungen wie Hochtechnologiekapitalismus von Manuel Candeias haben sich nicht durchgesetzt. Zumal auch der klassische Imperialismus und der Spätkapitalismus als Hochtechnologiekapitalismus bezeichnet werden könnten. Auch sie basierten zu großen Teilen auf der damals neuesten Technik, die sie weiterentwickelten.









3. Klassischer Imperialismus (1895‑1945)

Der Hauptantrieb für Wirtschaftswachstum im Kapitalismus ist die fieberhafte Suche der Kapitalisten nach Surplusprofit, also nach Profiten deutlich über der durchschnittlichen Profitrate. In der Periode des Kapitalismus der Freien Konkurrenz (1789 – 1895) lagen die Hauptquellen des Surplusprofits innerhalb der sich jetzt industrialisierenden Länder Europas. Zu Beginn des 19. Jahrhunderts gab es überhaupt noch keine kapitalistische Großindustrie in der Welt. Der Wert einer Ware wurde zunächst durch die weitaus höhere benötigte Arbeitszeit bei ihrer handwerklichen Herstellung bestimmt. Die wenigen Kapitalisten, die zum Beispiel Stoffe mit mechanischen, dampfgetriebenen Webstühlen erzeugen ließen, hatten weitaus geringere Kosten und konnten beträchtliche Surplusprofite erzielen. Diese Surplusprofite wurden also zu Beginn des kapitalistischen Zeitalters vor allem in Abteilung II[40] , der Produktion von Konsumgütern erzielt, bei einer zunächst noch handwerklichen Produktion der Produktionsmittel.

Die langsame Zersetzung des Handwerks – zum Beispiel der Weber – und die Einhegungen in der Landwirtschaft setzten große Menschenmassen frei; weitaus mehr, als in der Industrie Beschäftigung fanden. Die industrielle Reservearmee war also sehr groß. Dies bewirkte niedrige und bis zur Mitte des 19. Jahrhunderts weiter fallende Löhne. Der Mehrwertrate war entsprechend hoch.

Mit der Verallgemeinerung der Großen Industrie in Westeuropa ab 1850 verschwanden diese Surplusprofite langsam. Der Warenwert wurde zunehmend durch industriell hergestellte Produkte bestimmt und ging zurück. Damit sanken auch die Profite. Die industrielle Reservearmee wuchs nicht mehr oder nur noch langsam, da die schmutzige Arbeit der Zersetzung des Handwerks und der Landwirtschaft in den am höchsten entwickelten kapitalistischen Ländern Großbritannien, Frankreich und Belgien zu einem großen Teil abgeschlossen war. Inzwischen wurde auch die Arbeiterbewegung zu einer realen Macht und wirkte in die gleiche Richtung.

Neue Erfindungen wie Winderhitzer, das Bessemer- und Thomas-Verfahren sowie der Siemens-Martin-Ofen ermöglichten erst jetzt eine großindustrielle Rohstoffproduktion in Abteilung I, also der Produktion von Produktionsgütern mit einer entsprechend steigenden Mindestkapitalmenge. Die organische Zusammensetzung des Kapitals nahm bedeutend zu, insbesondere in Abteilung I. Dies führte dazu, dass sich die organische Zusammensetzung in der Abteilung I langsam derjenigen in Abteilung II anzunähern begann, um sie dann rasch zu übertreffen. Es begann ein den Ausgleich der Profitraten begleitender Mehrwerttransfer von Abteilung II nach Abteilung I. Allerdings konnte die erheblich gewachsene Produktionskapazität der Abteilung I in den 70er und 80er Jahren des 19. Jahrhunderts nicht mehr vollständig ausgelastet werden. Ein bedeutender Teil des durch Abteilung I realisierten und des in Abteilung II erzeugten und in Abteilung I angeeigneten Mehrwertes lag brach.

Zugleich stiegen in dieser Zeit die Rohstoffpreise. Denn mit der steigenden Produktivität der Arbeit nimmt der Ausstoß der Warenmenge, die durch ein bestimmtes Quantum an Arbeitskraft und Maschinen erzeugt werden kann, ständig zu. Das führt zu einem Sinken der Anteil des konstanten fixen Kapitals (Maschinen) und des variablen Kapitals (Löhne) am Warenwert. Demnach steigt der Anteil des konstanten zirkulierenden Kapitals, also der Rohstoffe. Das führte in den letzten Jahrzehnten des Kapitalismus der freien Konkurrenz zu einem relativen, später auch absoluten Anstieg der Rohstoffpreise. Diese Tendenz wurde durch die Tatsache verschärft, dass die Rohstoffe in vielen Ländern mit vorkapitalistischen Produktionsweisen wie Sklaverei oder Leibeigenschaft erzeugt wurden. Alle diese Faktoren bewirkten in den 70er und 80er Jahren des 19. Jahrhunderts einen langfristigen Rückgang der Profitrate.[41] 

Das Kapital reagierte auf verschiedene Weise auf diese Krisenerscheinungen. Zusammengenommen führten sie zum Ende des Kapitalismus der freien Konkurrenz und zum Aufkommen des Imperialismus, der sich in den wichtigsten Industrieländern um 1895 durchgesetzt hatte.

Lenin beschreibt in seinem Werk Der Imperialismus als höchstes Stadium des Kapitalismus folgende zentrale Merkmale des Imperialismus:

Monopole, Kartelle und Preisabsprachen entstanden in vielen Branchen, besonders im Bergbau, der Eisen- und Stahlindustrie seit den krisenhaften 70er Jahren des 19. Jahrhunderts. Zunächst waren sie noch die Ausnahme, aber spätestens seit dem Jahr 1900 beherrschten sie das Wirtschaftsleben. Zunächst dominierten Absprachen zwischen unabhängigen Betrieben, später wurden diese Betriebe häufiger in Konzernen oder Trusts zusammengefasst. Mit dem Monopol kam der Preis- und Qualitätswettbewerb in den entsprechenden Branchen zum Erliegen. Zu Beginn des 20. Jahrhunderts gab es auch schon internationale Monopole, zum Beispiel das Elektromonopol von 1907, wo die ganze Welt zwischen der deutschen AEG und der amerikanischen General Electric aufgeteilt wurde. Diese internationalen Monopole waren aber noch unbeständig und brachen häufig zusammen. Freilich nur, um nach einigen Jahren neu gebildet zu werden.[42] 

Das Bankkapital und das Industriekapital wuchsen zum Finanzkapital zusammen. Auch im Bankbereich kam es zu einer massiven Konzentration und Zentralisation des Kapitals. Um die Jahrhundertwende gab es in Deutschland nur noch sechs große Geschäftsbanken, die auch stark untereinander verflochten waren. Diese Geschäftsbanken wiederum kontrollierten die Aktienmehrheit der großen Kapitalgesellschaften, in deren Aufsichtsräten ihre Direktoren regelmäßig vertreten waren. Es entstanden große, eng miteinander verflochtene Monopolkomplexe, die aus hunderten Betrieben bestehen konnten. Zu den großen deutschen Geschäftsbanken gehörten bereits damals die Deutsche Bank, die Dresdner Bank und die Commerzbank.[43]  Andere damals bedeutende Banken wie die Disconto-Gesellschaft und die Darmstädter Bank sind inzwischen in den »großen drei« aufgegangen.

Für den Kapitalismus der freien Konkurrenz war der Export von Waren kennzeichnend. Ein wichtiges Merkmal des Imperialismus war der Kapitalexport. Denn an der Schwelle des 20. Jahrhunderts entstand ein großer Kapitalüberschuss in den fortgeschrittenen kapitalistischen Ländern. Diese konnten im Inland nicht mehr profitabel investiert werden, sondern wurden in die unterentwickelten Länder ausgeführt.

Kapital wurde dort vor allem in der Rohstoffproduktion und in Transportwegen wie Eisenbahnen und Häfen angelegt. Allerdings bestand in diesen Ländern aufgrund der sehr großen Menge an billiger Arbeitskraft kaum ein Anreiz für eine bedeutende Verwendung von Maschinen. In der Rohstoffproduktion entstand im Wesentlichen ein vorindustrieller, ein Manufakturkapitalismus. In anderen Bereichen war der Mechanisierungsgrad höher, aber auch hier lag der Schwerpunkt auf der Produktion des absoluten Mehrwertes. Diese Entwicklung sorgte für eine erhebliche Verbilligung und Beschleunigung des Rohstoffexports und trug so zu einer Senkung der organischen Zusammensetzung des Weltkapitals bei.[44] 

Im Zeitalter des Imperialismus war eine eigenständige Entwicklung des Kapitalismus in den Kolonien und Halbkolonien praktisch nicht mehr möglich, denn die Wirtschaftsstruktur dieser Länder wurde durch das Kapital komplementär zu den Bedürfnissen der kapitalistischen Produktion in den Metropolen gestaltet. Investitionen gingen direkt von den Metropolen aus und wurden nur in solchen Bereichen getätigt, die den Interessen der imperialistischen Bourgeoisie entsprechen. Eine Entstehung von einheimischen verarbeitenden Industrien wurde häufig sogar direkt unterbunden.[45] 

Surplusprofite wurden jetzt durch die Kapitalisten aufgrund von folgenden Faktoren erzielt:

	In den weniger entwickelten Ländern war die organische Zusammensetzung des Kapitals niedriger, demnach die Profitrate höher als im Westen.



	In diesen Ländern war auch die Mehrwertrate höher, da aufgrund der wachsenden industriellen Reservearmee der Preis der Ware Arbeitskraft tief unter ihren Wert sank, aber auch ihr Wert war bedeutend niedriger als in den schon industrialisierten Ländern.



	Die Konzentration der Kapitalausfuhr auf rohstoffproduzierende Bereiche sicherte den hier angelegten Kapitalien aufgrund der hohen Rohstoffpreise bedeutende Surplusprofite. Später trug sie zu einer Senkung der organischen Zusammensetzung des Kapitals in den Metropolen bei.



	Die massive Kapitalausfuhr verringerte das brachliegende Kapital in den Metropolen und führte aus diesem Grund auch dort zu einer Erhöhung der Profitrate.[46] 






Gegen Ende des 19. Jahrhunderts war die Aufteilung der Welt unter die sechs Großmächte England, Frankreich, Deutschland, Russland, Vereinigte Staaten und Japan weitgehend beendet. Den Stand von 1914 zeigt folgende von Lenin gebrachte Tabelle:

	Land


	Metropolen


	Kolonien


	Insgesamt




	km2


	Einw.


	km2


	Einw.


	km2


	Einw.




	England


	0,3


	46,5


	33,5


	393,5


	33,8


	440,0




	Frankreich


	0,5


	39,6


	10,6


	55,5


	11,1


	95,1




	Russland


	5,4


	136,2


	17,4


	33,2


	22,8


	169,4




	Deutschland


	0,5


	64,9


	2,9


	12,3


	3,4


	77,2




	USA


	9,4


	97,0


	0,3


	9,7


	9,7


	106,7




	Japan


	0,4


	53,0


	0,3


	19,2


	0,7


	72,2




	6 Großmächte zusammen


	16,5


	437,2


	65,0


	523,4


	81,5


	960,6




	Kolonialbesitz der übrigen Länder


	

	

	

	

	9,9


	45,3




	Halbkolonien


	

	

	

	

	14,5


	361,2




	Die übrigen Länder


	

	

	

	

	28,8


	289,9




	Zusammen


	

	

	

	

	133,9


	1657,0







Tabelle 3.1. Aufteilung der Welt nach Lenin. Quadratkilometer und Einwohner in Millionen[47]



Halbkolonien waren Länder mit archaischer Sozialstruktur wie das Osmanische Reich, China, Persien und Äthiopien. Sie waren zwar formal unabhängig, aber konnten der wirtschaftlichen und politischen Penetration durch die Großmächte nichts entgegen setzen.

Als übrige Länder sind neben den kleineren europäischen Staaten wie Belgien oder der Schweiz vor allem die lateinamerikanischen Staaten anzusprechen. Letztere waren noch mehr oder weniger durch den Feudalismus in der Landwirtschaft geprägt.

Großbritannien war die führende Industriemacht des 19. Jahrhunderts. Hier hatte sich der Kapitalismus am frühesten und radikalsten durchgesetzt und zwar bereits um 1790. Noch 1870 hatte das Land einen Anteil von 32 Prozent an der Weltindustrieproduktion, vor den USA mit 23 Prozent, Frankreich mit 10 Prozent und Deutschland mit 13 Prozent. Großbritannien war 1870 mit einem Anteil am Welthandel von 22 Prozent ebenfalls die wichtigste Welthandelsmacht vor Frankreich mit 10 Prozent und Deutschland mit 13 Prozent. Der US-Anteil betrug nur 12 Prozent.

England konnte sich den Löwenanteil an kolonialen Eroberungen sichern, während bereits Frankreich deutlich zurückfiel und Deutschland weitgehend leer ausging.

In den letzten Jahrzehnten des 19. Jahrhunderts änderte sich die Rangordnung der Industrieländer beträchtlich. Neue Großmächte stiegen auf, vor allem Deutschland, die Vereinigten Staaten und Japan. Die alten Großmächte Frankreich und Großbritannien, die den Kapitalismus der freien Konkurrenz noch dominierten, erlebten einen relativen Bedeutungsrückgang. Österreich-Ungarn galt noch im 19. Jahrhundert als Großmacht, war aber im frühen 20. Jahrhundert auf den Status einer Mittelmacht herabgesunken.

Im Jahr 1914 hatten die oben genannten Staaten einen Anteil an der Weltindustrieproduktion wie folgt: Großbritannien: 14 Prozent, Frankreich 6 Prozent, Deutschland 16 Prozent, USA 36 Prozent. Eine ähnliche Entwicklung zeigt der Welthandel: Großbritannien 15 Prozent, Frankreich 8 Prozent, Deutschland 13 Prozent und USA 11 Prozent.

Die deutsche Industrieproduktion hatte also vor 1914 diejenige Großbritanniens überholt und wuchs weiterhin stürmisch. Im Welthandel nahm Deutschland nur wenig hinter Großbritannien den zweiten Platz ein.[48] 

Zwischen 1882 und 1907 verdoppelte sich in Deutschland die Anzahl der Industriearbeiter von knapp 6 auf 11 Millionen bei einer leicht zurückgehenden Zahl der Industriebetriebe. Besonders schnell war die Anzahl der Großbetriebe[49]  gewachsen; dort waren bereits 47 Prozent aller Arbeiter tätig.[50]  Es entstanden zahlreiche neue Großstädte und Industriereviere wie das Ruhrgebiet. Unter der Arbeiterklasse herrschte dort allerdings ein unbeschreibliches Wohnungselend.

Stürmisch entwickelten sich in Deutschland die damals neue Elektroindustrie und die Chemieindustrie. In diesen Bereichen war die Monopolisierung besonders stark: Die Elektroindustrie wurde von der AEG, Siemens & Halske und von Bosch dominiert, die Chemie­industrie von den Farbwerken Hoechst, der BASF, Bayer und Agfa.

Hintergrund des starken Anwachsens der Produktivkräfte war die zweite industrielle Revolution, die in den neuen Industriestaaten wie Deutschland besonders schnelle Fortschritte machte. Sie basierte auf folgenden technischen Entwicklungen:

	Die Entwicklung der chemischen Großsynthese, die die Chemieproduktion auf eine neue technische Stufe hob.



	Die fortschreitende Nutzbarmachung der elektrischen Energie nach Lösung des technischen Problems der Stromverteilung und -übertragung in den 90er Jahren. Dadurch wurde die Bereitstellung von Energie an jedem Ort und in jeder gewünschten Menge ermöglicht und die Erfindung einer Fülle neuer elektrotechnischer Arbeits- und Kontrollapparate vorangetrieben.



	Die Vervollkommnung des Verbrennungsmotors ermöglichte die Entwicklung des Automobils, des Traktors und des Flugzeugs. Sie ergänzten die relativ starren und begrenzten Wirkungsmöglichkeiten der Dampfmaschine durch kleinere, beweglichere Krafteinheiten, die fast überall eingesetzt werden konnten.



	Es kam auch zu einer Revolution in der Nachrichten- und Kommunikationstechnik (drahtlose Telegrafie, Telefon, Film).



	Die Fortschritte im Maschinenbau führten zur Entwicklung einer Vielzahl neuer, starkspezialisierter Arbeitsmaschinen, die Werkstücke von hoher Präzision herstellen konnten.



	Die Erhöhung der Bodenfruchtbarkeit durch Kunstdünger, landwirtschaftliche Maschinen und wissenschaftlich begründeter Fruchtfolge steigerte die jährlichen durchschnittlichen Hektarerträge stark.[51] 






Einzelne Monopole und der Staat richteten Forschungsgesellschaften ein, sowohl um in den neuesten Forschungszweigen Grundlagenforschung zu betreiben als auch die angewandte Forschung zu Gunsten der Industrie voranzubringen.

Die deutsche Chemieindustrie benutzte ihre Surplusprofite aus der Produktion synthetischer Farben, für die sie ein Weltmonopol besaß, um aufwendige Forschungsvorhaben zu finanzieren, die ihr eine monopolartige Stellung auch in der Erzeugung von Heilmitteln, Drogen und Fotomaterial auf dem Weltmarkt sicherte.

Deutschland war auch eines der führenden Länder in der medizinischen Forschung. Im Jahr 1907 entdeckte zum Beispiel Paul Ehrlich das Penicillin als Heilmittel gegen die Syphilis.

1908 entwickelte Fritz Haber ein Verfahren zur Ammoniakherstellung aus Luftstickstoff und Wasserstoff, Fritz Hofmann entdeckte 1909 die Synthese von Kunstkautschuk. Das 1913 entdeckte Hochdruckverfahren für die Kohlehydrierung (Fischer-Tropsch) konnte allerdings erst in den 20er Jahren produktionsreif gemacht werden. Damit war Deutschland zum großen Teil unabhängig von Rohstoffen wie Chile-Salpeter und Naturkautschuk, deren Zufuhr im Ersten Weltkrieg durch die britische Seeblockade gesperrt wurde.

Ab 1900 wurden zahlreiche Elektro-Kraftwerke gebaut und es kam zu einer Elektrifizierung des innerstädtischen Nahverkehrs. Ab 1910 verbreitete sich die Glühbirne. Im Jahr 1901 war drahtlose Telegraphie möglich, ab 1916 Sprechfunk. Bereits in den 1890er Jahren hatte Deutschland ein ausgedehntes Telefonnetz, das größte in Europa.

Ab 1900 verbreitete sich der Gasmotor in Deutschland. Bereits zu Beginn des Weltkrieges gab es 9.000 LKWs, 5.500 PKWs und 20.000 Motorräder. Seit 1890 wurden Luftschiffe gebaut, die Zeppeline. Ab 1891 führte Otto Lilienthal Flugversuche durch. Im Weltkrieg gab es schon regelmäßige Luftkämpfe zwischen feindlichen Flugzeugen.

Seit 1895 gab es Filmvorführungen in Deutschland. Bis zum Weltkrieg bestanden sie allerdings meist nur aus kurzen Streifen.[52] 

Gerade wegen der beträchtlichen wissenschaftlichen und industriellen Fortschritte gab in Deutschland einen Kapitalüberschuss, das heißt, insbesondere in Abteilung I konnte längst nicht alles angesammelte Kapital profitbringend verwertet werden. Der deutsche Kolonialbesitz war unbedeutend. Der Zugang zu den Kolonien anderer Mächte war den deutschen Kapitalisten in der Regel verwehrt. Deshalb expandierten sie vor allem in Richtung Lateinamerika, des Balkan und der noch unabhängigen Halbkolonien wie Marokko, des Osmanischen Reiches und China. Damit geriet Deutschland in einen Interessengegensatz zu Großbritannien, der damals stärksten Macht der Welt. Dieser wurde noch verstärkt durch das ab 1897 einsetzende Flottenwettrüsten. Denn um die deutschen imperialistischen Kapitalinteressen global durchsetzen zu können, baute Deutschland eine starke Hochseeflotte auf und bedrohte damit die britischen Interessen unmittelbar.

Unter dem Kaiser Wilhelm II. (reg. 1888-1918) trat Deutschland besonders aggressiv und anmaßend überall auf der Welt auf. In der Vorkriegszeit häuften sich militärische und diplomatische Zwischenfälle mit anderen Großmächten. Deutschland nahm Kurs auf die militärische Neuaufteilung der Welt.[53]  Entsprechende Vorstellungen belegt das so genannte Septemberprogramm, das 1914 kurz nach Ausbruch des Ersten Weltkrieges vom Reichskanzler Bethmann-Hollweg verabschiedet wurde. Es sah für den Fall eines siegreichen Krieges folgende Maßnahmen vor:

	Schaffung eines mitteleuropäischen Wirtschaftsverbandes in Form einer Zollunion. Ihr sollten angehören: Deutschland, Österreich-Ungarn, Belgien, die Niederlande, Frankreich, Dänemark, Schweden und Norwegen. Diese Staaten sollten formell unabhängig bleiben, aber de facto zum deutschen Einflussgebiet gehören.



	Annexion der französischen eisenerzreichen Gebiete um Briey und Longwy sowie des Westabhangs der Vogesen.



	Annexion des um einige belgische Gebiete erweiterten Großherzogtums Luxemburg.



	Wiederherstellung Belgiens, das aber auf den Status eines Vasallenstaates herabsinken sollte.



	Schaffung eines zusammenhängenden mittelafrikanischen Kolonialreiches bestehend aus Belgisch Kongo (heute Demokratische Republik Kongo), Portugiesisch Westafrika (heute Angola) und Portugiesisch Ostafrika (heute Mosambik)



	Forderung einer hohen Kriegskontribution von Frankreich.[54] 






Aggressive Kapitalkreise erhoben noch viel weitergehende Annexionsforderungen. Zentrale Forderung der Kapitalisten war die Schaffung des mitteleuropäischen Wirtschaftsverbandes. Hiermit wollten sie optimale Expansionsmöglichkeiten für sich schaffen. Letztlich sollte damit die Basis gelegt werden, um Großbritannien als führende imperialistische Macht ablösen zu können.

Gegen dieses aggressive Expansionsprogramm verbündeten sich alle anderen Großmächte. Deutschland war zwar militärisch stärker als jede einzelne Macht, aber nicht stärker als alle zusammen. Am Ende des Ersten Weltkrieges 1918 war Deutschland besiegt und das alte Regime wurde gestürzt. Die Sozialdemokratie verhinderte allerdings die Weiterführung der Revolution in Richtung Sozialismus, also die Enteignung der Kapitalisten.

Dies war die Voraussetzung für den Aufstieg des deutschen Faschismus unter Adolf Hitler, der mit einer noch abenteuerlicheren Politik Revanche für die Niederlage von 1918 suchte und die Welt in den Zweiten Weltkrieg (1939-45) stürzte. Der deutsche Faschismus wollte ganz Europa erobern als Sprungbrett für seine Weltherrschaft. Auf der Basis der Eugenik, die zu einer abwegigen Rassentheorie zugespitzt wurde, sollte die gesamte jüdische Bevölkerung der Welt ausgerottet und die slawischen Völker durch Hunger und Massenvernichtung wesentlich dezimiert werden. Das alte Kulturvolk der Russen sollte auf den Status einer Helotenrasse herabgedrückt werden. Seine ganze intellektuelle Elite war für die Vernichtung bestimmt. An Stelle der slawischen Völker sollten Deutsche in den geräumten Ostgebieten angesiedelt werden. Deutschland verbündete sich mit dem ebenfalls faschistischen Japan, das sich in Ostasien ein großes Reich erobern wollte.

Gegen diesen wahnsinnigen Weltherrschaftsanspruch verbündeten sich die drei kapitalistischen Großmächte USA, Frankreich und Großbritannien mit der sozialistischen Sowjetunion.

Letztere ist aus der Oktoberrevolution von 1917, der ersten sozialistischen Revolution der Welt, hervorgegangen. Die rasche sowjetische Industrialisierung ab 1928 ermöglichte letztendlich den Sieg der Antihitlerkoalition. Ihre Schwerindustrie produzierte so viele Panzer, Geschütze, Raketenwerfer und Flugzeuge, dass die Rote Armee der deutschen Kriegswalze etwas entgegen setzen konnte. Trotzdem stand der Ausgang des Deutsch-Sowjetischen Krieges bei den Schlachten um Moskau 1941 und Stalingrad 1942 auf des Messers Schneide.

Gegen Japan führten die USA einen erbitterten Krieg im Pazifik, der 1945 im erstmaligen Einsatz von Atombomben gegen die Städte Hiroshima und Nagasaki gipfelte.

Am Ende des Zweiten Weltkrieges war Deutschland nach ungeheuren Opfern an Menschenleben noch einmal militärisch besiegt worden und anstelle der sechs Großmächte gab es nur noch zwei Supermächte, die USA und die Sowjetunion.









4. Der Spätkapitalismus (1945-1989)

4.1. Merkmale des Spätkapitalismus

Das Zeitalter des Kapitalismus nach dem zweiten Weltkrieg wird von Ernest Mandel und anderen Autoren als Spätkapitalismus bezeichnet. Er dauerte bis zum Jahr 1989. Jetzt änderte sich das Gefüge der Surplusprofite: Diese wurden nun v.a. durch technologische Renten erzielt, die nur durch permanente technologische Erneuerung erlangt werden können. Surplusprofite können nun diejenigen Firmen erreichen, die neue Produktionsverfahren als erste anwenden oder begehrte technologische Neuentwicklungen zum Beispiel im Bereich der Konsumgüter als erste auf den Markt bringen. Dies bedingt eine Verkürzung der Umschlagszeit des fixen Kapitals und eine beschleunigte technologische Erneuerung.[55] 

Surplusprofite, die aus der Ausbeutung von Kolonien und Halbkolonien stammten, verloren demgegenüber an Bedeutung.

Hintergrund dieser Entwicklung ist die Krise des klassischen Imperialismus. Auf die beschleunigte Kapitalakkumulation der Jahre von 1893-1914 folgte eine Stagnationsperiode, die bis zum Beginn des Zweiten Weltkriegs anhielt. Mit der allgemeinen Verbreitung der neuen Techniken der Zweiten Industriellen Revolution wie (Elektrischer Strom, Verbrennungsmotor, Chemieindustrie etc.) nahm die organische Zusammensetzung des Kapitals erneut zu.[56]  Wegen der steigenden Arbeitsproduktivität der Industrie in den Metropolen wurde die frühindustrielle Rohstoffproduktion in den Kolonien von einer Quelle von Surplusprofiten zu einem Faktor des Rückgangs der Durchschnittsprofitrate: Die Rohstoffpreise stiegen wieder. Diese Entwicklung begann während des ersten Weltkriegs und erreichte ihren Höhepunkt am Anfang der fünfziger Jahre.[57]  Verschärft wurde diese Tendenz durch die Zerrüttung des Welthandels und die rückläufige Reproduktion der Ökonomien im Ersten Weltkrieg, gefolgt von einer Einengung des Weltmarktes als Resultat der Oktoberrevolution. Diese Verluste konnte langfristig nicht durch verstärkten Kapitalexport in die eigenen Kolonien kompensiert werden. Hierdurch kam es erneut zu einem bedeutenden Kapitalüberschuss und einem scharfen Abfall der Durchschnittsprofitrate. Dies zeigte sich in der stark krisenhaften Entwicklung des Kapitalismus in der Zwischenkriegszeit, die in der großen Weltwirtschaftskrise von 1929 kulminierte. Nach dem zweiten Weltkrieg waren schließlich mehr als ein Drittel der Erdoberfläche dem Zugriff des Kapitals entzogen (UdSSR, Osteuropa, VR China, Demokratische Republik Vietnam, Demokratische Volksrepublik Korea).[58] 

Voraussetzung für einen neuen Aufschwung des Kapitals, also einer neuen langen Welle mit expandierendem Grundton war die radikale Erhöhung der Mehrwertrate durch Faschismus und Weltkrieg in den wichtigsten kapitalistischen Ländern[59] . Dies ermöglichte eine massive Anlage des Kapitals und damit weitere Umwälzung der Gesamttechnik, die als die Dritte Industrielle Revolution bezeichnet wird:

	Mit der allgemeinen Nutzung von Erdöl und der Kernenergie wurde die Energieerzeugung noch einmal revolutioniert und erheblich verbilligt.



	Steigende Rohstoffpreise führten dazu, dass wieder zunehmend Kapital in den Sektor der Rohstofferzeugung investiert wurde. Jetzt wurden dort – im Unterschied zur vorherigen Epoche – ebenfalls hochindustrielle Techniken eingesetzt. Damit fiel ein wichtiger Anreiz weg, diese Industrien in den unterentwickelten Ländern zu konzentrieren. Billige Arbeitskraft spielte nun eine geringere Rolle als zuvor und teure Maschinen werden mit geringerem politischem Risiko in den Metropolen eingesetzt. Wo nur möglich, wurde die Rohstoffproduktion dorthin verlagert. Dies geschah zum Beispiel in den Bereichen der Kunstgummi- und Kunstfaserproduktion und ist auch der Hintergrund für die jetzt einsetzende durchgehende Industrialisierung der Landwirtschaft der hoch entwickelten Länder.[60] 



	Zu Beginn der neuen langen Welle mit expansiver Tendenz strömte viel bis dahin überschüssiges Kapital in Abteilung II. Es entstand ein neuer Sektor von dauerhaften Konsumgütern, der die Anwendung der Zweiten Industriellen Revolution auf den Konsumgüterbereich darstellte. Die wichtigsten Branchen waren die Automobilproduktion und Elektroapparate-Produktion (Kühlschränke, Elektroherde, Waschmaschinen, Radios, Fernseher etc.). Dieser Sektor wurde zur Leitindustrie des Spätkapitalismus. Die neue Arbeitsorganisation des Taylorismus ermöglichte hier eine erhebliche Produktivitätssteigerung. Sie basierte auf einer weitgehenden Standardisierung der Produktion, der Nutzung des Fließbandes, einer extremen Vertiefung der Arbeitsteilung und der detaillierten Kontrolle der Arbeitskräfte durch Manager. Die Nachfrage nach dauerhaften Konsumgütern war in den ersten Jahrzehnten nach 1945 noch nicht vollständig befriedigt, es bestand also ein Verkäufermarkt. Unter diesen Umständen waren auch ein großer innerbetrieblicher Kontrollapparat und relativ unflexible im Fließband hintereinander geschaltete analoge Spezialmaschinen ökonomisch tragbar. Diese Fixkosten mussten nur auf ein genügend großes Produktionsvolumen umgelegt werden (Skalenökonomie).[61] 






In der Nachkriegszeit kamen also zahlreiche Faktoren zusammen, die zu einer Verstetigung des Wirtschaftsaufschwungs und so zu einer neuen langen Welle mit expansiver Tendenz führten:

	hohe Investitionsrate



	rasches Ansteigen der Arbeitsproduktivität



	durch die in der unmittelbaren Nachkriegszeit noch vorhandene industrielle Reservearmee bedingte steigende Mehrwertrate, d.h. langsameres Wachstum der Reallöhne im Vergleich zur Arbeitsproduktivität bei gleichzeitigem Abbau der sozialen Spannungen.



	Der Wiederaufbau nach Kriegszerstörungen in Europa und Japan wirkte als zusätzlich stabilisierender Faktor.[62] 






Die erheblichen Produktivitätssteigerungen ermöglichte längerfristig eine deutliche Erhöhung des realen Lohnniveaus und ließ damit relevante Teile der Arbeiterklasse zu Konsumenten der industriell erzeugten Massenprodukte werden. Wirtschaftskrisen und geringe Einkommen galten als Hindernisse für den ansonsten gesicherten Absatz dieser Güter. Deshalb war eine keynesianische Wirtschaftspolitik zunächst auch im Interesse des Kapitals.[63] 

Die systematische Jagd nach technologischen Renten war ein Strukturmerkmal des Spätkapitalismus. Ermöglicht wurde diese Entwicklung durch die bedeutenden wissenschaftlichen Fortschritte v.a. auf dem Gebiet der Physik seit Beginn des 20. Jahrhunderts wie die Relativitätstheorie und die Quantenphysik, die mit umwälzenden Fortschritten in der Mathematik und Informatik eng verbunden waren. Sie fanden jedoch in einer Zeit mit verlangsamtem Wirtschaftswachstum bzw. einer krisenhaften Wirtschaftsentwicklung statt und wurden nur wenig genutzt.

Das änderte sich erst mit dem Zweiten Weltkrieg. Durch staatlich finanzierte Forschung wurden zahlreiche Rüstungsgüter und militärisch eingesetzte Geräte entwickelt, die auf diesen Erfindungen basierten: Beispiele sind die Atombombe, das Radar, die Miniaturisierung elektronischer Geräte, der Computer und die Anwendung der Mathematik auf ökonomische Organisationsprobleme. Nach dem Kriege konnten diese Erkenntnisse auch in der zivilen Produktion genutzt werden. Damit beschleunigte sich der wissenschaftliche Fortschritt rapide.

Diese Entwicklung hielt auch in der Nachkriegszeit an, wobei privatwirtschaftliche Forschungslaboratorien, häufig in Verbindung mit staatlichen Organisationen, eine wichtige Rolle spielten.[64] 

Technologische Renten können erzielt werden, wenn es Unternehmen gelingt, die Marktpreise von neu entwickelten Produkten weit über ihren Kostpreisen festzusetzen. Dies ist in der Regel dann möglich, wenn sie in der Lage sind, sich eine – zumindest zeitweilige – Monopolstellung für ihre neu entwickelten Produkte zu sichern. Dies kann dadurch geschehen, in dem ein Produkt als erstes auf den Markt gebracht wird.[65] 

Der Zufluss von Kapital in diese Produktionszweige kann durch folgende Faktoren gehemmt werden:

	Aufgrund der extremen Höhe der anzulegenden Kapitalien, die mehrere Milliarden Dollar pro Produktionsstätte betragen kann.



	Aufgrund von geistigen Eigentumsrechten wie Patenten



	Aufgrund des Vorsprungs von forschungsintensiven Großkonzernen über ihre Konkurrenten bei der Beherrschung von schwierigen Produktionsvorgängen oder der Entwicklung von neuen Produkten.






Das heißt, es kommt hier nicht oder nur verzögert zu einem Ausgleich der Profitraten. Innovative Betriebe konnten sich für eine verhältnismäßig lange Zeit Surplusprofite sichern.

Da das Produktivitätsgefälle zwischen Sektoren oder Konzernen zur wichtigsten Quelle von Surplusprofiten wurde, verkürzte sich die Umschlagszeit des fixen Kapitals und es beschleunigte sich dessen Erneuerung. Spätestens seit den 60er Jahren des 20. Jahrhunderts versuchten Firmen in zahlreichen Branchen, durch Automation und Halbautomation den Lohnkostenanteil am Kostpreis der Waren radikal abzusenken. Das war zum einen eine Reaktion auf die beträchtlichen Lohnerhöhungen dieser Zeit, zum anderen kam es zur Steigerung des relativen Lohnkostenanteils allein durch Verbilligung des konstanten zirkulierenden (Rohstoffe) und fixen Kapitals (Maschinen).[66] 

Es kam zu einer Verschiebung der im Produktionsprozess tätigen Arbeitskraft von der eigentlichen Rohstoffbearbeitung auf Vorbereitungs- und Wartungsarbeiten. Diese Tätigkeiten sind nach Marx genauso wertschöpfend wie die der im Vorfeld des eigentlichen Produktionsprozesses tätigen Personen wie Wissenschaftler, Laboranten, Zeichner etc. Darin zeigt sich eine zunehmende Integration des gesellschaftlichen Arbeitsvermögens.[67] 

Durch kontinuierliche Produktion und radikale Beschleunigung der Vorbereitungs- und Instandsetzungsarbeiten wurde die Produktionsperiode verkürzt. Das wiederum erhöhte den Druck auf eine Verkürzung der Zirkulationsperiode, durch Planung der Lagerbestände, Marktforschung etc. Die (halb)automatischen Maschinensysteme benötigten Kapitalanlagen, die weit höher waren als diejenigen der zweiten Industriellen Revolution. Die organische Zusammensetzung des Kapitals nahm erheblich zu.[68] 

Es gelang allerdings nur sehr wenigen Firmen, sich langfristig monopolistische Surplusprofite zu sichern. Nach einer anfänglichen Phase sehr hoher Profite sind fast alle früher oder später durch Phasen des zyklischen Rückgangs des Absatzes hindurchgegangen. Gerade die Technologie der dritten technologischen Revolution hat es einigen Firmen ermöglicht, erhebliche Surplusprofite aufgrund von technologischen Renten zu realisieren, die allerdings verschwanden, wenn der Zufluss von Kapital in diese Branche zu einem erheblichen Preissturz führte. Mandel nennt hier insbesondere die Computer- und Halbleiterbranche als Beispiel.[69] 

Sind die Monopole unfähig, ein dauerhaftes Absatzwachstum ihrer spezifischen Waren zu sichern, so kommt die Konkurrenz, auch zwischen den Monopolen, voll zu ihrem Recht. Die Gefahr einer rückläufigen monopolistischen Surplus-Profitrate, d.h. der Angleichung der Monopolprofitrate an die tendenziell fallende Durchschnittsprofitrate kann nur durch ständige Ausweitung sowohl der Absatzmärkte als auch der Produktdifferenzierung begegnet werden. Daher kam es zu der beschriebenen Entfaltung von Forschung und Entwicklung. Auch durch internationale Zentralisation des Kapitals – also durch Schaffung multinationaler Konzerne – und durch Bildung von Mischkonzernen wurde versucht, der Gefahr des konjunkturellen und strukturellen relativen Rückgangs der spezifischen Nachfrage zu entrinnen.[70] 

Noch im klassischen Imperialismus waren die großen monopolistisch bzw. oligopolistisch operierenden Konzerne oder Trusts meistens nur auf ein Land und seine Kolonien beschränkt; die internationale Kapitalverflechtung war gering. Im Spätkapitalismus wurde der multinationale Konzern, der auf bestimmte Produkte spezialisiert war, zur bestimmenden Organisationsform des Großkapitals[71] . In einigen Bereichen war aufgrund der rapide gewachsenen Produktivkräfte und der hohen Kapitalanlagen eine rentable Produktion allein auf nationaler Ebene nicht mehr möglich. Das galt besonders für die im Vergleich zu den USA kleineren europäischen Ländern.

Die Suche nach Surplusprofiten in Form von technologischen Renten bedingte die ständige Entwicklung von neuen Produkten und neuen Produktionsverfahren. Dies Verkürzung der Umschlagszeit des fixen Kapitals und die großen, in Forschung und Entwicklung verausgabten Kapitalien erforderten maximale Erzeugung und maximalen Absatz der neu entwickelten Produkte. Dies war ein wichtiger Anreiz zur Produktion im internationalen Rahmen.[72] 

Die ausländischen Produktionsstätten wurden errichtet, um den Markt im jeweiligen Zielland zu erschließen. Damit konnten die immer noch recht hohen Zölle und sonstigen Handelshemmnisse umgangen werden. Ein Export in die Heimatländer der Konzerne hatte nur eine relativ geringe Bedeutung, eine internationale Zergliederung der Produktion war selten. Die meisten Auslandsinvestitionen wurden in den entwickelten kapitalistischen Ländern getätigt. Im Herkunftsland des Konzerns verblieb dessen Hauptquartier und Einrichtungen für Forschung und Entwicklung. Dorthin flossen auch die Profite aus Auslandsinvestitionen zurück.[73]  

In den meisten Fällen war das Eigentum an diesen Konzernen weitaus weniger internationalisiert, als ihre Produktion. Wie im klassischen Imperialismus wurden sie zum überwiegenden Teil von den großen nationalen Geschäftsbanken kontrolliert.

4.2. Die Wohlstandsgesellschaft

Im Spätkapitalismus kam es in den Industrieländern zu einem weiteren Kapitalisierungsschub und einem bisher ungeahnten Aufschwung des Lebensstandards. Der Historiker Eric Hobsbawm bezeichnete diese Periode als das Goldene Zeitalter des Kapitalismus.

Überreste vorkapitalistischer Produktionsweisen, zum Beispiel in der Landwirtschaft, im Handwerk oder im Bereich der Hausarbeit verschwanden weitgehend. In der Landwirtschaft kam es durch Spezialisierung, Mechanisierung und dem Einsatz von chemischem Dünger und Pflanzenschutzmitteln in der Nachkriegszeit sogar zu einer stärkeren Steigerung der Arbeitsproduktivität als in der Industrie. Das führte dazu, dass die meisten Betriebe jetzt auf kapitalistischer Grundlage arbeiteten und durch die kapitalistische Konkurrenz ein massiver Druck zur Senkung der Herstellungskosten ausgeübt wurde. Dadurch kam es auch in diesem Bereich zur Ersetzung der lebendigen Arbeit durch Maschinen.

Gleichzeitig gingen die Bereiche der einfachen Warenproduktion und der Subsistenzproduktion stark zurück, in der früher zum Beispiel auch die Frauen der Industriearbeiter noch in großem Umfang tätig waren. Dies erzwang in den Metropolen eine Verstetigung und Erhöhung der Lohneinkommen und bildete gleichzeitig die Basis für die Ausdehnung des inneren Marktes.[74] 

Der Anteil der Lohnabhängigen an der Gesamtbevölkerung nahm insbesondere zulasten der selbständigen Mittelschichten drastisch zu. Ungefähr 90 Prozent der westdeutschen Bevölkerung waren in den 80er Jahren des 20. Jahrhunderts in irgendeiner Weise lohnabhängig. Auch die herrschenden Klassen wurden durch den Konzentrations- und Monopolisierungsprozess, die faktische Beseitigung des feudalen Grundbesitzes und die Modernisierung der selbständigen Mittelschichten erheblich vereinheitlicht. Damit war die Sozialstruktur des Spätkapitalismus durch eine verstärkte numerische Polarisierung zwischen Kapitalisten und Lohnabhängigen charakterisiert. Dies führte allerdings nicht zu einer Vertiefung der sozialen Spannungen.

In den 60er Jahren setzte eine Welle der Suburbanisierung ein. Zahlreiche neue Wohnviertel – sowohl Einfamilienhaussiedlungen als auch Hochhausviertel – entstanden außerhalb der Innenstädte. Das noch im klassischen Imperialismus endemische Wohnungselend großer Teile der Bevölkerung konnte wesentlich gelindert werden. Erstmals wurde nach den Prinzipien der bereits 1933 aufgestellten Charta von Athen gebaut. Auch Angehörige der Arbeiterklasse bekamen jetzt helle und relativ große Wohnungen mit viel Licht, Luft und Sonne. Fließendes warmes und kaltes Wasser wurde genauso zu einem Standard wie eine Badewanne, eine Dusche und eine Zentralheizung. Auch auf dem Lande setzte sich langsam ein urbaner Lebensstil durch.

Die bisher einmalige Steigerung des Lebensstandards der Lohnab­hängigen in den Industrieländern bewirkte, dass die Durchschnitts­bürger mit den Worten Hobsbawms jetzt ein Leben führen konnten, das sich eine Generation vorher nur die Wohlhabendsten leisten konnten. Der Besitz eines Automobils, von elektrischen Haushaltsgeräten, Radio, Fernseher sowie mindestens eine jährliche Urlaubsreise wurden zu einer Selbstverständlichkeit.[75]  Zugleich wurden auch die sozialen Sicherungs­systeme ausgebaut und damit die Risiken der Lohnarbeit bei Arbeitslosigkeit, Krankheit, Unfällen und Alter gemindert. Neben dem individuellen Massenkonsum trug auch der Ausbau der sozialen Infrastruktur wie Krankenhäuser, Schulen und Universitäten zur Stabilisierung der Kapitalakkumulation bei. Der Ausbau des Sozialstaates konnte allerdings nur in langwierigen Kämpfen durchgesetzt werden.[76] 

Die Durchkapitalisierung der Gesellschaft und die Durchsetzung neuer Arbeits- und Konsumnormen führten zu einer allmählichen Auflösung traditioneller sozialer Zusammenhänge, Milieus und Lebensformen. Auch das Arbeitermilieu trocknet langsam aus; typische Arbeiterviertel mit ihren kulturellen und sozialen Zusammenhängen wurden von suburbanen Schlafstädten verdrängt. Das Fernsehen ersetzt Vereine, Wirtshäuser und die Arbeiterpresse als Informations- und Kommunikationsmittel.[77] 

Die zunehmende Bedeutung von Forschung und Entwicklung für die Erzielung von Surplusprofiten in der Wirtschaft und der Ausbau des Sozialstaates erhöhten auch den Bedarf an Akademikern, deren Anzahl rapide zunahm. Zahlreiche Studenten kamen jetzt auch aus dem Kleinbürgertum. Dies war aufgrund der gestiegenen Gehälter der Eltern und durch staatliche Fördermaßnahmen möglich.[78] 

Im Spätkapitalismus kam es zu einer massiven Ausdehnung und Mechanisierung des Dienstleistungssektors. Mit der zunehmenden internationalen Arbeitsteilung und der internationalen objektiven Vergesellschaftung der Arbeit dehnten sich die Vermittlertätigkeiten in den Bereichen Handel, Transport und Bankwesen aus. Es kam durch den Einsatz von Rechen- und Buchungsmaschinen erstmals zu einer bedeutenden Mechanisierung der Dienstleistungstätigkeit in Banken und Versicherungen. Mit dem Container wurde auch der Schiffs­transport stark rationalisiert und verbilligt. Durch Selbstbedienungs­läden und Supermärkte kam es zu einer massiven Rationalisierung des Handels.[79]  Die objektive Sozialisierung der Dienstleistungen zeigt sich auch in den großen Infrastruktur­einrichtungen. Nahtransport, Wohnungsheizung und -beleuchtung, Wasser- und Energieversorgung waren noch in der Mitte des 19. Jahrhunderts rein privat. Kapital drang vor allem im Zusammenhang mit der Elektrifizierung in diese Bereiche ein. Der große Aufwand an fixem Kapital und die extrem langen Amortisierungsfristen machten diesen Bereich aber für das Privatkapital weitgehend unattraktiv, so dass er im Spätkapitalismus meist von der öffentlichen Hand betrieben wurde.[80] 

Allerdings existierten auch starke Gegentendenzen zur Entwicklung der Dienstleistungsgesellschaft, denn zugleich wurden auch unmittelbar persönliche Dienste durch materielle Gebrauchsgüter ersetzt, so Haushaltsdienstleistungen durch Haushaltsmaschinen, persönliche Unterhaltungsdienstleistungen (Theater, Varieté, Musikdarbietungen) durch Unterhaltungsgüter (Radio, Fernseher, Videorecorder) und Transportdienstleistungen (Eisenbahn) durch Transportgüter (Autos). Deshalb kann nach Mandel und Hirsch/Roth trotz erheblicher Ausdehnung des Dienstleistungssektors im Spätkapitalismus nicht von der Existenz einer Dienstleistungsgesellschaft gesprochen werden.[81] 

4.3. Der Aufschwung des Welthandels

Nach dem zweiten Weltkrieg kam es auch zu einer bedeutenden Expansion des Welthandels. Er wuchs stärker als jemals zuvor in der Geschichte des Kapitalismus. Dies zeigt folgende Tabelle:


	Jahr


	Wachstum in Prozent und Jahr




	1890-1913


	3,5




	1913-1950


	1,3




	1950-1959


	7,5




	1960-1969


	11,9







Tabelle 4.3.1. Wachstum des Welthandels[82]



Der Welthandel wurde durch das 1944 beschlossene Weltwährungssystem von Bretton Woods abgesichert. Es basierte auf folgenden Grundlagen:

	Der Dollar war jederzeit in Gold umtauschbar nach einem festen Wechselkurs (eine Feinunze Gold =35$). Dies wurde durch die US-Notenbank garantiert.



	Die Wechselkurse der Währungen schwankten wenig in einer geringen vorgegeben Bandbreite.



	Ab 1958 waren die Währungen der wichtigsten europäischen Industrieländer frei konvertibel, ab 1964 der japanische Yen.






Mit dem 1947 gestarteten GATT (General Agreement on Tariffs and Trade) wurden in mehreren Verhandlungsrunden die Zölle im Güterhandel erheblich reduziert.[83] 

Der Dollar fungierte in diesem System als nationales Geld der USA und Weltgeld zugleich. Seine Funktion als Weltgeld konnte er ausüben, weil die Zahlungsbilanz der USA nach dem zweiten Weltkrieg ständig negativ war. Die exportierten Dollars waren vorwiegend Kapital, das außerhalb der USA in Form von Direktinvestitionen oder Portfolioinvestitionen angelegt wurde. Eine andere Quelle waren Entwicklungshilfe und Militärhilfen.[84] 

Die riesigen Produktions- und Produktivitätsreserven der USA machten die Anhäufung von Dollarforderungen in den Händen der ausländischen Regierungen und Kapitalisten in der Nachkriegszeit nicht nur unproblematisch, sondern geradezu wünschenswert. Mit dem Marshallplan und anderen Hilfsaktionen konnte eine Menge zusätzlicher Kaufkraft in den Welthandel eingebracht werden, die zu einer bedeutsamen Expansion des Handels und der Industrie führte.[85] 

In den ersten Jahrzehnten des Spätkapitalismus war auch in den Industrieländern der gesellschaftliche Bedarf für langfristige Konsumgüter wie Autos und Haushaltsgeräte noch nicht vollständig gedeckt. Störungen der an sich in großem Umfang gegebenen Nachfrage konnten v.a. durch externe Faktoren wie Wirtschaftskrisen und damit einhergehender Arbeitslosigkeit entstehen. Durch kreditfinanzierte, keynesianisch inspirierte Ausgabenprogramme konnten für mehrere Jahrzehnte den Ausbruch von größeren Wirtschaftskrisen verhindert und Wirtschaftsabschwünge abgemildert werden.[86]  Diese nationalen Ausgabenprogramme konnten auch deshalb wirksam werden, weil die Außenverflechtung der Volkswirtschaften noch relativ gering war und feste Wechselkurse sowie in den meisten Industrieländern außer den USA Kapitalverkehrskontrollen existierten.[87] 

Der Finanzsektor war im Spätkapitalismus strikten Kontrollen und Beschränkungen unterworfen, darunter obligatorische Einlagensicherungen, die Trennung von Geschäfts- und Investmentbanken (in den USA), Zinsbeschränkungen und über den Diskontsatz gesteuerte Mengenbeschränkungen für Kredite. Damit sollte eine weitere Weltwirtschaftskrise wie diejenige von 1929 verhindert werden.[88] 

4.4. Beginnende Industrialisierung der Entwicklungsländer

In der Epoche des Spätkapitalismus kam es erstmals zu einer Teilindustrialisierung der Länder der Dritten Welt. Die Strategie der Importsubstituierenden Industrialisierung (ISI) sah den Aufbau eigenständiger Industrien vor, um vom Rohstoffexport unabhängiger zu werden.

Diese war jedoch in Lateinamerika, Afrika und in den meisten Ländern Asiens letztlich nicht besonders erfolgreich. Denn die extrem ungleichen Landbesitzverhältnisse begrenzten den inneren Markt für Industrieprodukte. Die USA und die Weltbank verhinderten aber in den meisten Fällen jede grundlegende Landreform und förderten ausschließlich Produktivitätssteigerungen im Rahmen von Großbetrieben (»Grüne Revolution«). Viele Bauern wurden in der Landwirtschaft nicht mehr gebraucht und von ihrem Grund und Boden vertrieben. Sie zogen in die großen Städte, ohne dort jedoch Arbeit im formellen Sektor finden zu können und lebten in Slums.[89] 

Auch nahm die Anzahl der Industriearbeiter kaum zu, weil die neuen verarbeitenden Industriebetriebe jetzt vergleichsweise produktiver arbeiteten, als die rohstofferzeugenden Betriebe mit primitiv-industriellen, manufakturmäßigen Methoden der vorherigen Epoche. Die bedeutende industrielle Reservearmee verhindert Steigerung der Arbeitslöhne in der Industrie.

Aus diesen Gründen kam es nicht zu einem selbst tragenden Industrialisierungsprozess. Es fand dort zwar erstmals in größerem Maßstab Akkumulation von Industriekapital statt, dieses blieb entweder weit hinter der Arbeitsproduktivität der Industrie der Metropolen zurück, was Exporte auf dem Weltmarkt unmöglich machte oder die importierten modernen Maschinen konnten aufgrund des nach wie vor engen inneren Marktes nicht ausgelastet werden und arbeiteten mit Verlust. Deshalb waren diese Länder immer noch auf den Export von Rohstoffen angewiesen, um den Import von Maschinen, Ausrüstungen und Fahrzeugen zu finanzieren. Die Weltmarktpreise für diese Rohstoffe stagnierten aber oder stiegen langsamer als diejenigen für Industriegüter, da diese Länder häufig nicht mehr die frühere Monopolstellung besaßen. Zudem hatten die Preise der manufaktur­mäßig oder frühindustriell erzeugten Rohstoffe in den Halbkolonien die Tendenz, auf den Produktionspreis der mit modernster Technik erzeugten Rohstoffe in den Metropolen abzusinken. Gleichzeitig fungierten die Metropolen auf dem Weltmarkt wie ein monopolistischer Verkäufer von Ausrüstungsgütern. Dies bewirkte eine ständige Verschlechterung der Terms of Trade zuungunsten der Entwicklungs­länder. Auch der beträchtliche Kapitalabfluss durch Gewinntransfers und Schuldendienst verschärfte die Situation.[90] 

Nur wenigen kapitalistisch orientierten Entwicklungsländern wie Südkorea und Taiwan gelang in dieser Zeit eine erfolgreiche Industriealisierung. Voraussetzung waren jeweils weit reichende Agrarreformen, die zu einer relativ homogenen Einkommensverteilung auf dem Land sowie einem zunehmendem Lebensstandard der Bauernschaft führte und so die Schaffung eines inneren Marktes ermöglichte. Auf dieser Basis war der Aufbau einer Industrie für den inneren Markt bei hohen Zollschranken möglich (Importsubstitution). Finanziert wurde diese Entwicklung weniger durch Rohstoffexporte, sondern durch den Export von arbeitsintensiven Industriewaren, zum Beispiel Textilien, die wegen der zunächst extrem billigen Arbeitskräfte auf dem Weltmarkt konkurrenzfähig waren.[91] 

Weltweite Überkapazitäten nahmen in den 70er Jahren auch deswegen weiter zu, weil jetzt Firmen aus Entwicklungsländern wie Südkorea auf den Weltmarkt drängten und sich Zutritt zu einer zunächst noch begrenzten Anzahl von Herstellungslinien verschafften. Sie profitierten von ihren niedrigen Löhnen in Kombination mit fortgeschrittenen Produktionsanlagen.[92] 

In vielen Ländern der Dritten Welt wie Mexiko, in Zentralamerika, den Philippinen, Malaysia und Südkorea wurden erstmals Sonder­wirtschafts­zonen eingerichtet, wo arbeitsintensive Produkte für den Export in die Industrieländer hergestellt wurden. Der wichtigste Standortvorteil waren die extrem billigen, häufig weiblichen Arbeitskräfte. Insbesondere die transnationalen Konzerne konnten jetzt die vergleichsweise geringen Löhne und Steuern dieser Länder nutzen. Es entstand erstmals partiell ein Weltmarkt für Arbeitskräfte und Produktionsstandorte. In einigen Branchen wie Textilien, optische Geräte, elektronische Produkte und Stahl fanden bereits in den 70er Jahren massive Verlagerungsvorgänge statt. Hierdurch wurde der Kostendruck auf die Industrie in den hoch entwickelten kapitalistischen Ländern verstärkt, was zu Rationalisierungsinvestitionen und Konzen­tration auf hochwertige, stärker wissenshaltige Produkte führte.[93] 

4.5. Eine neue Form des Imperialismus

Die Form des Imperialismus nach 1945 unterschied sich grundlegend von der Vorkriegszeit. Als Folge des Sieges der Alliierten im Zweiten Weltkrieg wurden die USA und die UdSSR zu Supermächten, während alle anderen Großmächte Deutschland, Japan, Großbritannien und Frankreich entweder militärisch besiegt oder durch den Kriegsverlauf wesentlich geschwächt waren.

Als Supermacht wird ein Staat bezeichnet, der globale Entwicklungen aufgrund seiner überragenden Fähigkeiten und Potentiale beeinflussen kann und dies auch tut. Supermächte sind in der Lage zu einer globalen militärischen Machtprojektion, was unter anderem den Besitz von strategischen Nuklearwaffen bedeutet. Sie sind zudem auch Seemächte, die mit zahlreichen – atomar angetriebenen – Flugzeugträgern und U-Booten die globale Seeherrschaft ausüben oder dies zumindest anstreben. Weitere Einflussmöglichkeiten ergeben sich aus dem außerordentlich großen wirtschaftlichen, industriellen, technologischen, finanziellen und kulturellen Potential dieser Staaten. Supermächte haben in der Regel eine Staatsphilosophie oder Ideologie, mit der sie ihre Einflussnahme begründen. Im Fall der USA ist das Ideologie vom Leuchtturm der Freiheit, der Stadt auf dem Hügel, bzw. dem Neuen Jerusalem. Ihre Führer glauben, dass sie von Gott persönlich beauftragt seien, der ganzen Welt die Freiheit zu bringen. Die Sowjetunion dagegen leitete aus der Oktoberrevolution, der ersten sozialistischen Revolution der Welt, den Anspruch ab, an der Spitze des Menschheitsfortschritts zu marschieren.

Im Jahr 1945 waren die USA die mit Abstand dominierende Macht. Sie waren von den Kriegszerstörungen fast völlig verschont geblieben und hatten einen weltweit überlegenden Militärapparat, erhebliche Vorsprünge im Bereich der Technologie und Produktion und einen gigantischen Binnenmarkt.

Andererseits war es den USA auch auf dem Höhepunkt ihrer Macht wegen der Stärke der Gegenmacht UdSSR, der Arbeiterbewegung und der nationalen Befreiungsbewegungen sowie aufgrund der ablehnenden öffentlichen Meinung nicht möglich, die Kolonien ihrer Rivalen einfach zu übernehmen. Stattdessen übten die USA global eine indirekte Herrschaft aus, die mit dem von Henry Luce geprägten Schlagwort »Amerikanisches Jahrhundert« beschrieben wurde. Die Kolonialreiche der europäischen Großmächte wurden nicht zuletzt auf Betreiben der USA aufgelöst und der Rassismus durch die UNO verurteilt.

Die USA wurden zur Schutzmacht der besitzenden Klassen der ganzen Welt, denen sie wirtschaftlichen und militärischen Schutz gegen jede grundlegende Veränderung der Eigentumsverhältnisse boten und die im Gegenzug eine pro-amerikanische Politik betrieben. Die Regierungen der USA strebten eine internationale Ordnung an, die sich auf Freihandel und freie Kapitalakkumulation stützte. In diesem Sinne mussten die USA zum »idellen Gesamtimperialisten« (Robert Kurz) werden, also im Interesse des Weltkapitals jenseits eines bloß nationalen Ausdehnungsstrebens handeln.[94] 

Es war wegen des atomaren Gleichgewichts des Schreckens nicht möglich, die zweite Supermacht Sowjetunion in einem offenen Krieg zu bekämpfen. Stattdessen gelang es den USA, die Sowjetunion im sogenannten Kalten Krieg niederzuringen. Er war als ein langfristiges und umfassendes strategische Projekt im globalen Maßstab angelegt[95] . Eine wichtige Konstante dieser Politik war die Zurückdrängung aller sozialistischen Bestrebungen, die eine Umverteilung des gesellschaftlichen Reichtums vorsahen, v.a. in der Dritten Welt.[96]  Die US-Strategie bestand aus folgenden Komponenten:

	Die USA setzten ihre überlegene Militärmaschinerie zum Schutz von Satellitenstaaten überall auf der Welt gegen innere und äußere Bedrohungen ein, zum Beispiel im Korea- und Vietnamkrieg.



	Die USA unterhielten mehr als 1.000 Militärstützpunkte in der ganzen Welt.



	Die USA setzten sich an die Spitze kollektiver Sicherheits­bünd­nisse wie der NATO in Europa, der SEATO in Südostasien, des ANZUS-Paktes (heute AUKUS) im Pazifik, um die Möglichkeit innerkapitalistischer Kriege einzuschränken und den Einfluss des Sozialismus zurückzudrängen. Sie übten zudem über die OAS in Lateinamerika einen entscheidenden Einfluss aus und unterhielten gute diplomatische Beziehungen zu Israel, dem Iran (bis 1979) und dem Apartheitsregime in Südafrika.



	Sie führten zahlreiche Geheimdienstoperationen durch und organisierten Militärputsche, um unliebsame Regierungen zu stürzen, so unter anderem im Iran, Guatemala, der DR Kongo, Brasilien, Indonesien, Argentinien, Paraguay, Uruguay, Bolivien, Peru, der Dominikanischen Republik, Chile, Italien, der Türkei und Griechenland. Hierbei spielte es keine Rolle, ob die betreffenden Regierungen demokratisch gewählt wurden oder nicht.



	Die USA unterstützten konterrevolutionäre Söldnerorganisationen, so in Cuba, Nicaragua, Angola, Mosambik, Afghanistan, Äthiopien, Kambodscha und Laos, um den Aufbau des Sozialismus in den neuen Arbeiterstaaten zu verhindern und ihn zu diskreditieren.



	Die USA unterstützten befreundete, durch Befreiungsbewegungen »bedrohte« Regierungen durch massive Waffenlieferungen, so in El Salvador, Guatemala, Honduras, dem Apartheitsregime Südafrika, den Philippinen und Südvietnam.



	In Schlüsselarenen wie Europa und dem fernen Osten (Japan, Taiwan, Südkorea) unterstützten sie den Aufbau starker Ökonomien auf der Grundlage kapitalistischer Prinzipien. Hierzu stellten sie bedeutende Wirtschaftshilfen zur Verfügung gestellt und öffneten ihren inneren Markt für Produkte aus diesen Ländern.[97] 



	Ende der 50er Jahre scheiterten die USA beim Versuch eines Frontalangriffs auf die sozialistischen Staaten nur wenig unter der Schwelle eines offenen Krieges (»Rollback«). Beispiele hierfür sind die von den USA angefachten konterrevolutionären Ereignisse in der DDR 1953 und Ungarn 1956, welche durch das Eingreifen der Sowjetarmee nicht zum Erfolg führten. Nun setzten die USA auf eine indirekte Strategie zur Niederringung des Sozialismus. Die scheinbare westliche Kompromissbereitschaft diente dazu, Einflussagenturen in den sozialistischen Ländern zu installieren, die deren Gesellschaften von innen aufweichen sollten. Das reichte von scheinbar spontanen, in Wirklichkeit aber generalstabsmäßig durchgeplanten Gesprächen mit ausgewählten Bürgern dieser Staaten auf Botschaftsempfängen, über das Wirken von scheinbar privaten Stiftungen wie denen von George Soros bis hin zur Radio- und Fernsehpropaganda und zur Veröffentlichung von Zeitschriften sowie der Gründung von Gesprächskreisen dieser Zeitschriften.[98] 



	Die weltweite Hegemonie der USA wurde auch durch ihre Kulturprodukte befördert, insbesondere durch die Hollywood-Filme, Fernsehserien, die Popmusik und selbst Formen der Gegenkultur.[99]  Mit diesen Werken wurde immer auch eine prokapitalistische Ideologie transportiert. Durch Geheimdienstoperation drängten sie den Marxismus im kulturellen Feld zurück. Sie förderten heimlich die abstrakte Malerei und poststrukturalistische Theorien, die sich unter dem Schlagwort der Dekonstruktion der großen Erzählungen frontal gegen den Marxismus und den radikalen Feminismus richteten.






Die bisherigen kapitalistischen Großmächte wie Großbritannien, Frankreich, Deutschland und Japan betrieben nach wie vor eine eigenständige Handels-, Außen- und teilweise auch Militärpolitik, allerdings im Rahmen gemeinsamer Bündnisse. Da es in Europa und Japan noch Kapitalverkehrskontrollen gab, hatten die einzelnen Staaten noch große Spielräume in der Geld- und Währungspolitik. Zeitweise brachen auch Interessengegensätze zwischen den großen kapitalistischen Staaten aus. Diese schaukelten sich allerdings nicht mehr zu großen Kriegen hoch, wie dies in der Epoche von 1895-1945 mehrmals geschah, sondern sie konnten im Rahmen von internationalen Organisationen wie der UNO, EU, G7, IWF, Weltbank, GATT und WTO bearbeitet und beigelegt werden.

Hierfür waren folgende Faktoren ausschlaggebend:

	Surplusprofite wurden vor allem durch technologische Renten bzw. aufgrund von Produktivitätsgefällen zwischen einzelnen Branchen bzw. Firmen erzielt (siehe oben). Die Bedeutung von Investitionen in unterentwickelte Länder ging zurück.



	Prinzipiell konnten die Kapitale aller entwickelten kapitalistischen Länder in allen anderen Industrieländern und in allen prowestlichen Entwicklungsländern investieren. Diese Länder waren also – im Unterschied zum Zeitalter des klassischen Imperialismus – nicht mehr durch extrem hohe Zollmauern abgeschottet.



	Es kam zu einer zunehmenden Kapitalverflechtung zwischen den hochentwickelten kapitalistischen Ländern. Direktinvestitionen der US-Konzerne in Europa und von europäischen Konzernen in den USA führten dazu, dass sich die europäischen Kapitalistenklassen »disartikulierten«, d.h. ihre nationale Kohärenz verloren. Es gab einerseits bedeutende Stützpunkte US-amerikanischer Kapitalinteressen in jedem europäischen Land, andererseits waren die europäischen Kapitaleigentümer stark auf den großen US-Binnenmarkt angewiesen und ersuchten primär die USA und weniger ihre europäische Heimatbasis um Hilfe, wenn ihre Investitionen in der Dritten Welt durch Unruhen oder Revolutionen bedroht waren[100] 






Auch militärische Faktoren sprachen gegen neue innerimperialistische Kriege:

	Die überwältigende militärische Überlegenheit der USA machte einen Krieg gegen sie praktisch unmöglich.



	Durch das atomare »Gleichgewicht des Schreckens« war nicht nur ein Krieg zwischen den beiden Supermächten USA und UdSSR de facto unmöglich, sondern auch Kriege zwischen imperialistischen Ländern.



	Von solchen Kriege hätte vor allem die UdSSR als gemeinsamer Gegner des Weltkapitals profitiert[101] 






Die tatsächliche Konstellation des Imperialismus nach 1945 entspricht also keiner der von Sozialisten diskutierten Formen des Superimperialismus, des Ultraimperialismus oder der inter-imperialistischen Konkurrenz zwischen den Triadenmächten USA, EU und Japan.[102]  Sie ähnelt noch am ehesten dem Konzept des Ultraimperialismus, allerdings nicht im Sinne einer gemütlichen gemeinsamen Ausbeutung der Welt durch die Großmächte, wie er von Kautsky postuliert wurde, sondern es entstand eine stärker hierarchisch gegliederte Welt als Resultat eines weiteren Ausleseprozesses durch zwei Weltkriege, wo an die Stelle von sechs Großmächten zwei Supermächte traten.

Die Sowjetunion konnte überhaupt nur aufgrund ihrer schnellen planwirtschaftlichen Industrialisierung, die 1928 nach unnötigen Verzögerungen startete, die faschistische Militärmaschinerie besiegen. Während die USA ab 1946 eine kohärente Strategie für eine weltweite Konterrevolution entwickelten und bis 1989 konsequent nach ihr handelten, besaß die Sowjetunion keine vergleichbar kohärente Strategie zur Weiterführung der Weltrevolution. Stalin gab dieses Ziel spätestens 1936 auf und bezeichnete die Vorstellung von der Weltrevolution in einem Interview mit dem Journalisten Roy Howard (The Times) als tragikomisches Missverständnis. Da ist es nur konsequent, dass er 1943 auch die Kommunistische Internationale auflöste.[103] 

Stalin wollte mit diesem Schritt die Westmächte beschwichtigen und für eine langfristige vertrauensvolle Zusammenarbeit nach dem Kriege gewinnen. Aber der Imperialismus fürchtet nicht nur die Ausbreitung der Weltrevolution. Bereits die Existenz eines oder mehrerer Arbeiterstaaten ist für ihn langfristig nicht hinnehmbar.[104] 

Ursprünglich hatte Stalin durchaus nicht vor, den Kapitalismus in den von der Roten Armee vom deutschen Faschismus befreiten Ländern Osteuropas abzuschaffen. Nach seiner Vorstellung sollten die guten Beziehungen mit den Westmächten auch in der Nachkriegszeit weitergeführt werden. Die Sowjetunion sollte sich in die kapitalistische Weltwirtschaft integrieren. Allerdings versuchten die USA bereits 1946, die Sowjetarmee mittels prokapitalistischer Kräfte aus ihren Positionen in Osteuropa zu vertreiben. Unter diesen Umständen blieb Stalin letztlich nichts anderes übrig, als die Macht der lokalen Kapitalisten zu brechen indem sie enteignet wurden.[105]  Alle osteuropäischen Länder gingen zum Aufbau des Sozialismus über und gründeten 1949 den Rat für gegenseitige Wirtschaftshilfe (RGW). Erst als Reaktion auf die Gründung der NATO und die Aufnahme der BRD in diese gründeten die Sowjetunion und die osteuropäischen Volksdemokratien 1955 die Warschauer Vertragsorganisation (WVO).

Stalins Nachfolger Chruschtschow setzte ab 1953 seine Außenpolitik fort. Trotz der von den USA geschürten antikommunistischen Hysterie und brutaler Rollbackversuche wollte er 1959 einen globalen Ausgleich mit den USA erreichen und riskierte damit die Einheit des sozialistischen Lagers. Denn er setzte nun offen auf eine Politik der friedlichen Koexistenz. Mao machte diesen Schwenk nicht mit und kritisierte Chruschtschow und die KPdSU vernehmlich. Als Reaktion darauf zog die Sowjetunion am 16. Juli 1960 ihre Experten aus China ab und stoppte alle Hilfslieferungen. Damit verletzte sie zahlreiche bilaterale Verträge mit der VR China.

Andererseits konnte die Sowjetunion gerade in den 50er und 60er Jahren auch große Erfolge erreichen. Der Vorkriegsstand der Industrieproduktion wurde bereits während des Zweiten Weltkrieges überschritten und erreichte 1950 172 Prozent des Standes von 1940. Unter Chruschtschow wurde die starke soziale Ungleichheit der Stalinjahre wesentlich reduziert. Der Lebensstandard der Bevölkerung näherte sich in großen Schritten dem Westen an. 1978 besaßen je 100 Familien in der Sowjetunion: 84 Radios, 83 Fernseher, 78 Kühlschränke, 70 Waschmaschinen, 64 Nähmaschinen, 24 Staubsauger und 499 Uhren. Der Konsum von Fleisch, Milch und Eiern näherte sich den wissenschaftlich begründeten Ernährungsnormen. Auch aufgrund der Kriegszerstörungen blieb die Wohnungsnot ein großes soziales Problem. Der Wohnungsbau wurde allerdings unter Chruschtschow stark beschleunigt und ausgeweitet.

Die Emanzipation der Frau wurde gefördert durch den Ausbau von Dienstleistungs- und Versorgungszentren, Kantinen und Vorschuleinrichtungen, sowie die besseren Versorgung mit Haushaltsgeräten und Fertiggerichten. Auch gab es Aufklärungskampagnen, dass sich Männer und Frauen die verbleibende Hausarbeit teilen sollten.[106] 

Der Anspruch, an der Spitze des Menschheitsfortschritts zu stehen, schien durch die Erfolge der Sowjetunion in der Raumfahrt bestätigt zu werden: 1957 schoss sie mit dem Sputnik den ersten Satelliten ins All, 1961 war Juri Gagarin der erste Mensch im Weltall. Im Jahr 1963 flog Valentina Tereschkowa als erste Frau ins Weltall. Die Tu-144 war das erste Überschallpassagierflugzeug der Welt. Sie startete am 31. Dezember 1968 zu ihrem Jungfernflug, vor der Concorde. Sowjetische Ingenieure entwickelten auch Tragflügelboote, Luftkissenboote, atomar getriebene U-Boote, Atomeisbrecher und Atomfrachter. Die Sowjetunion begann rasch mit der großtechnischen Stromerzeugung durch Kernenergie und zwar mit den Reaktorlinien RBMK (Druckröhren-Siedewasserreaktor), WWER (Druckwasserreaktor) und Schnellen Brütern. Es schien in den 60er Jahren, als könne die Sowjetunion den Westen auch im Bereich der Fabrikautomation überflügeln. In der Sowjetunion wurden um Größenordnungen mehr Ingenieure und Ärzte ausgebildet als im Westen.

Bereits 1949 konnte die Sowjetunion ihre erste Atombombe zünden und war somit nicht mehr atomar von den USA erpressbar. Im Verlauf der 70er Jahre erreichte sie die Parität zu den USA im Bereich der Nuklearwaffen.

In den 50er und 60er Jahren konnten viele Möglichkeiten zum Weitertreiben der Weltrevolution aufgrund der zögerlichen Haltung der Sowjetunion nicht genutzt werden. Der Sieg der chinesischen Revolution 1949 verlieh zwar der Kolonialrevolution mächtigen Auftrieb. Aber die neu entstanden Staaten waren voller sozialer Widersprüche. Damit wurden sie nicht zu einer Pufferzone zwischen »Freier Welt« und Sozialismus, wie dies die Führer der Sowjetunion, aber auch bürgerliche Exponenten der Dritten Welt wie Nehru, Sukarno und Kenyatta erwarteten, sondern zu einem Gebiet heftiger gesellschaftlicher und sozialer Polarisierung, wo die Zusammenstöße und Bürgerkriege ständig zunahmen. Auf der Tagesordnung stand nicht eine irgendwie geartete »Neue Demokratie«, sondern ein Kampf zwischen bürgerlichen Staaten und verarmten Massen, die danach strebten, proletarische Staaten zu errichten.[107] 

Dennoch setzte die Sowjetunion in allen Kommunistischen Parteien die Politik der friedlichen Koexistenz durch. In einer Situation, wo sich die Massen nach links bewegten, die Bourgeoisie als Reaktion darauf aber Schutz vor diesen Massen bei den USA suchte, musste diese Politik katastrophal scheitern. Ein Beispiel ist Indonesien. Präsident Sukarno positionierte das Land 1955 an der Spitze der Blockfreienbewegung. Er kreierte auch eine »Dritte Universaltheorie« zwischen Kapitalismus und Sozialismus. Tatsächlich aber war Indonesien ein armes kapitalistisches Entwicklungsland. Wegen seines Verzichts auf Eingriffe in den kapitalistischen Markt war Sukarno auch nicht in der Lage, daran irgendetwas zu ändern. Die Kommunistische Partei Indonesiens, die zweitgrößte Kommunistische Partei der Welt, war von Moskau und Peking (!) auf eine Zusammenarbeit mit Sukarno eingeschworen worden. Dennoch sah die einheimische Bourgeoisie in dieser Partei eine tödliche Gefahr für ihre Machtpositionen. In einem von den USA organisierten Militärputsch wurde Sukarno 1965 entmachtet und Millionen Kommunisten durch islamistische Kräfte massakriert. Putschgeneral Suharto regierte das Land diktatorisch bis 1998 und führte es in die Reihen des Westens. Indonesien hat sich bis heute nicht von diesem Aderlass erholt. Volksbewegungen existieren seit 1965 praktisch nicht mehr.

Erfolgreicher war dagegen die Kubanische Revolution von 1959. Allerdings waren Fidel Castro und seine Mitstreiter von der Bewegung M-26-7 damals keine Sozialisten, sondern linksbürgerliche Revolutionäre, die ursprünglich nur die Diktatur von Fulgencio Batista beseitigen und die bürgerliche Demokratie wiederherstellen wollten. Das aber erwies sich aufgrund der Macht der USA als unmöglich und die kubanische Regierung musste nach einigen Jahren die einheimischen und US-amerikanischen Kapitalisten enteignen. Damit wurde die Kubanische Revolution zu einer sozialistischen. Das war eine erneute Bestätigung von Trotzkis Theorie der Permanenten Revolution.

Die Kubanische Revolution führte zu einem Aufschwung der Klassenkämpfe in vielen Ländern der Dritten Welt. 1964 wurde Leonid Breschnew zum Generalsekretär der KPdSU gewählt. Er hielt zwar an der Politik der friedlichen Koexistenz fest, aber unter seiner Regierung wurden nationale Befreiungsbewegungen in den Ländern der Dritten Welt stärker unterstützt, auch durch Waffenlieferungen. So zum Beispiel die FNL in Vietnam, die MPLA in Angola, die FRELIMO in Mosambik, die PAIGC in Guinea-Bissau und den Kapverdischen Inseln. Neue Arbeiterstaaten wie Vietnam, Afghanistan, Irak, Syrien, Libyen, Algerien, Mali, Obervolta, die Volksrepublik Kongo, Madagaskar, Angola, Mosambik, Guinea-Bissau, die Kapverden, den Sudan und Äthiopien unterstützte die Sowjetunion durch Wirtschafts- und Militärhilfe. Noch 1986 lebten knapp 1,6 Milliarden Menschen, also fast 40 Prozent der damaligen Weltbevölkerung von 4 Milliarden in Ländern, die dem Zugriff des Kapitals entzogen waren.[108] 

Die Sowjetunion stand in den 70er und 80er Jahren vor sehr großen Herausforderungen:

	Der Lebensstandard der Bevölkerung musste weiter gesteigert werden, so dass er schließlich denjenigen des Westens einholt und überholt.



	Die neuen Arbeiterstaaten in der Dritten Welt mussten so stark unterstützt werden, dass deren planwirtschaftliche Industriealisierung zu einer raschen und spürbaren Verbesserung des Lebensstandards der Menschen führt. Dadurch können kleinbürgerliche Kräfte im Innern dieser Länder zurückgedrängt und weitere unterentwickelte Länder für das sozialistische Lager gewonnen werden.



	Die Sowjetunion musste im Wettrüsten mithalten. In den 80er Jahren bedeutete das vor allem der Aufbau einer eigenen lasergestützten Raketenabwehr im Weltall, den Ausbau der U-Boot-Flotte durch den Bau der vierten U-Bootgeneration, U-Boot-Stützpunkte am Atlantik, zum Beispiel in Angola und die Schaffung eigener Flugzeugträgerverbände. Nur so könnte die Seeherrschaft der USA gebrochen werden.



	Um zu demonstrieren, dass das sozialistische Lager tatsächlich an der Spitze des Menschheitsfortschritts steht, wäre eine Intensivierung des Raumfahrtprogramms, eigene Mond- und Marslandungen (die nach 1969 nicht mehr zustande kamen) sowie eine Mondstation genauso notwendig gewesen wie die Verallgemeinerung des zivilen Überschallfluges.






Hierfür wäre eine Arbeitsproduktivität erforderlich gewesen, die weit über derjenigen des Kapitalismus liegt. Tatsächlich war die Arbeitsproduktivität der Sowjetunion bestenfalls halb so hoch wie die der USA[109] . Hauptursache war die Orientierung jedes sozialistischen Landes auf den eigenständigen Aufbau des Sozialismus. Die Zusammenarbeit zwischen diesen Ländern wurde zwar als eine sinnvolle Ergänzung gesehen, aber sie galt nicht als unbedingt notwendig. Diese Strategie geht zurück auf Stalins Theorie vom Sozialismus in einem Lande, die er 1924 unmittelbar nach dem Tode Lenins aufstellte.

Insbesondere der Sino-Sowjetische Bruch sollte fatale Auswirkungen zeitigen: Während des ersten Fünfjahrplanes 1953-57 erhöhten sich die chinesische Industrieproduktion um 141 Prozent und der Ertrag bei landwirtschaftlichen Nahrungsgütern um 20 Prozent. Mittels der bereits eingeplanten Hilfe der Sowjetunion und weiterem raschen Industriewachstum sollte China 1967 ein modernes Industrie-Agrarland mit einem Lebensniveau werden, das mit demjenigen von Bulgarien vergleichbar war. Nach weiteren 10 bis 20 Jahren wäre eine Durchindustrialisierung Chinas möglich gewesen. Der Sino-Sowjetische Bruch 1960 und Maos Wahnsinnsprojekte des Großen Sprunges nach vorne und der Kulturrevolution verhinderten diese Entwicklung. Sie bewirkten einen Entwicklungsrückstand in China von mindestens 20 Jahren.

Nur eine enge Kooperation aller Arbeiterstaaten hätte eine Skalenökonomie ermöglicht mit einer Arbeitsproduktivität, die mit derjenigen der imperialistischen Länder vergleichbar oder höher wäre. Dies gilt besonders für aufwendige Hochtechnologieproduktionen wie Computerchips und andere Halbleiter. Ein bereits in den 70er Jahren voll industrialisiertes China hätte sowohl einen Teil der hohen, aber notwendigen Verteidigungsausgaben des sozialistischen Blocks übernehmen als auch einen großen Beitrag zur Unterstützung der neuen Arbeiterstaaten leisten können, einen viel größeren, als es der Sowjetunion und ihren Verbündeten alleine möglich war.

Bekanntlich kam es anders: Die USA verbündeten sich unter Präsident Nixon im Jahr 1971 mit der VR China. Unter Präsident Carter und seinem Sicherheitsberater, dem Russenhasser Zbigniew Brzeziński ab 1977 starteten sie eine neue Runde des Wettrüstens und unterstützten Söldnerorganisationen in aller Welt, um die in den 70er Jahren erfolgten Fortschritte der Weltrevolution rückgängig zu machen. Diese Politik wurde von US-Präsident Reagan ab 1981 nahtlos fortgeführt und radikalisiert. Sie erwies sich als erfolgreich und führte zum Sieg des Westens im Kalten Krieg im Epochenjahr 1989.[110] 

Im Bereich der konventionellen Rüstung konnte die NATO in den 70er und 80er Jahren langsam eine militärische Überlegenheit über die sowjetische Kampftechnik erreichen. DDR-Militärs schätzten den Kampfwert einer NVA-Division mit der Indexzahl 0,85, einer Division der Sowjetarmee mit 1, einer Bundeswehrdivision mit 1,15 und einer Division der US-Army mit 1,25 ein. Diese technische Unterlegenheit sollte durch ein besonders hohes körperliches Leistungsvermögen der Soldaten kompensiert werden. Deshalb wurde in den 70er Jahren in allen Ostblockländern die vormilitärische Ausbildung eingeführt.[111] 

Im Afghanistankrieg schossen die radikalislamischen Mudjaheddin mit US-amerikanischen Stingerraketen die sowjetischen Kampfhubschrauber Mi-24 reihenweise ab. Es gelang ihnen, die sowjetische Luftüberlegenheit zu brechen, wodurch der Ausgang des Krieges zu einem großen Teil entschieden war.

Neben konventioneller Kampftechnik entwickelten die USA ab 1976 vor allem zahlreiche neue Nuklearwaffen, die das Gleichgewicht des Schreckens wesentlich zugunsten des Imperialismus verschoben.

Denn gerade in diesen Jahren fand die dritte waffentechnische Revolution der Nuklearwaffen statt.

	Die erste Ära der Nuklearwaffen zwischen 1945 und 1960 wurde definiert durch die interkontinentalen Langstreckenbomber. Ihr entsprach die Nuklearstrategie der massiven Vergeltung.



	Die zweite Ära der Nuklearwaffen zwischen 1960 und 1974 war charakterisiert durch Interkontinentalraketen. Ihr entsprach die Nuklearstrategie der Flexible Response.



	Die dritte Ära der Nuklearwaffen zwischen 1974 und 1990 war charakterisiert durch einen weiteren stürmischen Fortschritt der Waffentechnologie: Ultrapräzise Sprengköpfe, Mehrfachsprengköpfe, Killersatelliten, Laserwaffen, U-Boot-Jagdtechnologien. Ihr entsprach die Strategie des Enthauptungsschlages.[112] 






Die neuen MX-Interkontinentalraketen der USA mit Mehrfachsprengköpfen hatten dank neuester Computertechnologie nach Angaben aus den 80er Jahren eine Zielgenauigkeit von unter 30 Metern. Die in Westeuropa stationierten Pershing-II-Mittelstreckenraketen sowie die U-Boot-gestützten Trident-II-Raketen hatten sogar eine Zielgenauigkeit von 10 Metern. Damit waren zum Beispiel Enthauptungsschläge gegen das Hauptquartier der Kommunistischen Partei in Moskau sowie dort angesiedelte Kommandozentralen, Kommunikations- und Aufklärungseinrichtungen möglich – bei extrem kurzer Vorwarnzeit von 6 Minuten oder weniger. Demgegenüber hatten die sowjetischen Interkontinentalraketen nur eine Zielgenauigkeit von 300 Metern und waren für Präzisionsschläge nicht geeignet.

Selbst im Fall eines Enthauptungsschlages blieben der Sowjetunion noch die seegestützten Raketen für einen Zweitschlag. Allerdings unternahmen die USA in den 70er und 80er Jahren große Anstrengungen, die sowjetischen U-Boote aufzuspüren. Das geschah nicht nur immer besser durch das SOSUS[113] , ein globales Hydrophon-Netzwerk auf dem Meeresboden, sondern sollte in Zukunft vor allem durch die so genannte Wirbelerkennung erfolgen. Satelliten sollten aus dem Orbit durch Beobachtung von Wellenhöhe, Windgeschwindigkeit und -richtung sowie der Ozeantemperatur die Signaturen von getauchten U-Booten präzise erkennen können, zum Beispiel durch aufquellendes Wasser. Dies sollte auch unter Wolken funktionieren. Angeblich waren die USA in den 80er Jahren nur noch wenige Jahre von einem Durchbruch entfernt. Nach 1989 wurden diese Forschungen allerdings eingestellt.[114] 

Mit dem SDI-Programm, der Raketenabwehr mit Laserwaffen im Weltall, wollten die USA anfliegende sowjetische Interkontinentalraketen abschießen. Allerdings konnten US-Forscher bis 1989 die Frage nicht lösen, woher die hierfür benötigten enormen Energiemengen kommen sollen.

Die Sowjetunion reagierte auf die neuen zielgenauen US-amerikanischen Nuklearwaffen, die zu Enthauptungsschlägen genutzt werden sollten, mit dem System Perimeter, im Westen bekannt als Tote Hand. Mit einem großen materiellen Aufwand wurde in der Nähe von Moskau und an einigen Reservestandorten unterirdische Kommandozentralen angelegt, die es ermöglichten, in Falle eines Enthauptungsschlages die eigenen Nuklearraketen zu starten, notfalls auch völlig automatisiert. Als dies im Westen bekannt wurde, verschwanden Überlegungen zu einem Enthauptungsschlag urplötzlich aus den Spalten der außenpolitischen Zeitschriften wie Foreign Affairs.

Um die Wirbelerkennung zu kontern, entwickelten sowjetische Konstruktionsbüros Pläne für eine vierte U-Boot-Generation. Die Fortführung von unerkannten Abschreckungspatrouillen in den Weltmeeren durch Raketen-U-Boote sollte durch eine Tauchtiefe dieser Boote von 1.500 bis 2.000 Metern erreichen werden. Ermöglicht würde das durch miteinander verbundene Sphären aus Titan. Die Geschwindigkeit sollte bis zu 60 Knoten betragen, realisiert mit einem Wasserstrahlantrieb ohne Schiffschrauben. Hierfür wären sehr starke Kernreaktoren notwendig gewesen, die im schnellen Neutronenspektrum arbeiten, zum Beispiel natriumgekühlte schnelle Brüter oder Thorium-Hochtemperaturreaktoren.

Allerdings brachten bereits die Raketen-U-Boote des Projekts 941 (im Westen bekannt als Typhoon) die Sowjetunion an die Grenze des ökonomisch machbaren. Die angedachten U-Boote der vierten Generation wären noch einmal um Größenordnungen teurer geworden. Die krisengeschüttelte sowjetische Wirtschaft wäre in den 80er Jahren nicht in der Lage gewesen, sie zu bauen.

Um das US-amerikanische Raketenabwehrprogramm SDI zu kontern, entwickelte die Sowjetunion eine eigene Raketenabwehr, das Projekt Poljus (»Pol«). Satelliten mit Hochenergielasern sollten anfliegende US-Interkontinentalraketen abschießen. Den sowjetischen Ingenieuren gelang es sogar, das Energieproblem zu lösen. Die Laser sollten durch Kernreaktoren mit einer Leistung von 200 bis 300 MW angetrieben werden, die in den Poljus-Satelliten integriert wären. Die Einzelteile der Reaktoren und Laser wären dann mit der sowjetischen Raumfähre Buran in eine Raumstation transportiert und dort zusammengebaut worden. Auf diese Weise wollte die Sowjetunion das strategische Gleichgewicht wiederherstellen. Denn wenn nur eine der Supermächte eine Raketenabwehr hätte, wäre sie eine offensive Waffe, da sie es dieser Macht ermöglichte, einen Nuklearwaffenangriff zu führen, ohne selbst vernichtet zu werden. Wenn aber beide Seiten über eine effektive Raketenabwehr verfügten, wäre dies nicht mehr möglich. Ende der 80er Jahre existierten Prototypen von Poljus[115]  und der Raumfähre Buran. Nach dem Zerfall der Sowjetunion wurden die Programme eingestellt. Genauso wenig wie zum Bau einer vierten U-Bootgeneration wäre die Sowjetunion in den 80er Jahren in der Lage gewesen, die riesigen Ausgaben für eine Raketenabwehr zu stemmen.

Hinzu kam, dass der sowjetische Lebensstandard in den 70er Jahren stagnierte und in einigen Jahren sogar leicht zurückging. Letztlich war die Sowjetökonomie nicht mehr in der Lage, alle notwendigen Rüstungsausgaben zu stemmen und zugleich den Lebensstandard der Menschen zu verbessern. Hauptursache dieser Entwicklung war neben der unzureichenden Kooperation zwischen den Arbeiterstaaten, die bis in die 80er Jahre ausschließlich extensive Industrieentwicklung, eine unzureichende Infrastruktur und ein Leitungschaos zwischen Unions-, Republik- und lokalen Instanzen, das durch die zahlreichen markt­wirtschaftlichen Reformen unter Chruschtschow und Breschnew noch weiter verschlimmert wurde.[116]  Ein Erbe der Stalinzeit war die starke Stellung des Betriebsleiters, die zusammen mit den Marktreformen zu Betriebsegoismus führte und die Wirtschaftspläne chaotisierte.

Diese negative Entwicklung beschleunigte unter Bevölkerung und Parteiführung die Abkehr vom Marxismus, der schon unter Stalin mehr und mehr zu einer Legitimationsideologie degeneriert war. Bereits in den 70er Jahren breitete sich zum Beispiel ein giftiger ukrainischer Nationalismus aus, der sich bis heute zu einem offenen Faschismus weiterentwickelt hat.

Deshalb sah die sowjetische Führung unter Gorbatschow (KPdSU-Generalsekretär ab 1985) keinen anderen Ausweg mehr als zu kapitulieren. Insbesondere durch das SDI-Programm war die Sowjetunion totgerüstet worden. Umso bitterer ist, dass diese neuen Technologien zu einem Teil Bluff waren. Die Zielgenauigkeit der US-Raketen wird heute wesentlich geringer angegeben als in den 80er Jahren, eine Wirbelerkennung von U-Booten existiert – zumindest offiziell – bis heute genauso wenig wie eine weltraumgestützte Raketenabwehr. Die Sowjetunion lag auch im Bereich der Präzision von Nuklearwaffen längst nicht so weit zurück, wie dies in den 80er Jahren behauptet und auch von sowjetischen Wissenschaftlern geglaubt wurde.

Der Westen hat die Sowjetunion in den 70er und 80er Jahren durch seine Rüstungsprojekte gezielt unter ökonomischen Stress gesetzt und zu riesigen Ausgaben veranlasst. Zugleich brachen nach 1985 die sowjetischen Deviseneinnahmen weg, da die USA Saudi-Arabien veranlassten, den Ölpreis für eine gewisse Zeit stark abzusenken. Hauptexportartikel der Sowjetunion waren seit den 70er Jahren Öl und Gas.

Der Westen hatte den Kalten Krieg gewonnen. Die wichtigste Ursache für das Scheitern des ersten Sozialismusversuchs war letztlich dessen geringe Arbeitsproduktivität. Damit bestätigt sich die bekannte Aussage von Lenin:

»Die Arbeitsproduktivität ist in letzter Instanz das allerwichtigste, das ausschlaggebende für den Sieg der neuen Gesellschaftsordnung.«[117] 

4.6. Die allgemeine Krise des Spätkapitalismus

Die Erfolgsgeschichte des Westens verdeckt aber, dass auch die spätkapitalistische Gesellschaftsordnung nicht frei von Krisen war und sein Sieg im Kalten Krieg längst keine ausgemachte Sache war. Denn in den 70er und 80er Jahren geriet nicht nur der reale Sozialismus in eine Krise, sondern auch der Spätkapitalismus.

Ein erstes Anzeichen dieser Krise war, dass viele Arbeiter auf dem Höhepunkt der spätkapitalistischen Wirtschaftsentwicklung diese Produktionsweise ablehnten und zum Sozialismus übergehen wollten. In der zweiten Hälfte der 60er Jahre wurde in den meisten kapitalistischen Ländern Vollbeschäftigung erreicht. Die Macht der Arbeiterklasse befand sich in dieser Zeit auf einem Höhepunkt.

Im Mai 1968 in Frankreich waren Studentenproteste die Initialzündung für einen Generalstreik der Arbeiterklasse. Sie stellte nun ernsthaft die Machtfrage. Ohne den Verrat der KPF wäre es vermutlich zum Sturz der kapitalistischen Ausbeuterordnung in Frankreich gekommen.

In Italien waren die 70er Jahre von heftigsten Arbeiterprotesten, Streiks, linkem Terror der Roten Brigaden und staatlichem Gegenterror geprägt. Sie werden deshalb als die bleiernen Jahre (»Anni di piombo«) bezeichnet. Die USA sahen die Situation in Italien als so kritisch an, dass sie zusammen mit den Geheimloge P2 in der Mitte der 70er Jahre einen Putsch organisierten, der dann aber doch nicht zustande kam. Solche blutigen Putsche fanden dann aber in den NATO-Staaten Griechenland und Türkei statt.

In der BRD waren die Verhältnisse nicht so weit fortgeschritten. Aber auch hier gab es 1973 und 74 wilde Streiks, die erfolgreich waren und wo die Arbeiter gegen den Willen der Gewerkschaften beträchtliche Lohnerhöhungen durchsetzen konnten.

Zum ersten Mal überhaupt in der Geschichte wandte sich nach 1968 im gesamten Westen eine ganze Studentengeneration nach Links und protestierte heftig gegen den Bildungsnotstand, autoritäre Lehrformen und veraltete Lehrinhalte an den Universitäten, die dauernden imperi­alis­tischen Kriege, den brutalen Antikommunismus, die endemische Sexual- und Frauenunterdrückung. Wie der Soziologe Pierre Bourdieu herausgefunden hat, ist der relative sozioökonomische Abstieg der Akademiker der Hintergrund dieser Entwicklung. Während ein Studium früher den Zugang zur herrschenden Klasse sicherte, wurde es in der Nachkriegszeit zu einer Massenerscheinung und in vielen Fällen zur Voraussetzung für die Berufsausübung überhaupt. Unter diesen Umständen neigen Akademiker dazu, das ganze gesell­schaft­liche Feld umzustoßen, etwa durch eine Revolution.[118]  Die 68er Bewegung erschütterte die westlichen Gesellschaften in ihren Grundfesten. Es dauerte mehr als ein Jahrzehnt, bis die herrschende Klasse ihre Herrschaftsmechanismen auf diese Entwicklung eingestellt hatte.

In vielen westlichen Staaten gestaltete die sexuelle Revolution Anfang der 70er Jahre in wenigen Jahren das Sexualleben der Menschen gründlich um und ermöglichte denjenigen, die die neuen Chancen wahrnehmen konnten, ein wesentlich glücklicheres Leben. Die Hippies wurden zu Vorreitern dieser sexuellen Revolution.[119]  Auch die Frauenbewegung nahm einen beträchtlichen Aufschwung.

In den 70er Jahren begannen die Faktoren auszulaufen, die ein zwei Jahrzehnte andauerndes ungestörtes Wachstum ermöglicht hatten. Das Gesetz des tendenziellen Falls der Profitrate, letzten Endes verursacht durch den Anstieg der organischen Zusammensetzung des Kapitals, machte sich wieder verstärkt bemerkbar. Die lange Welle mit expansivem ging in eine lange Welle mit stagnierendem Grundton über. Als eine Folge wuchs die Wirtschaft während der 70er und 80er Jahre deutlich langsamer als vorher.

Surplusprofite durch technische Renten im Bereich der Elektro- und der Chemischen Industrie gingen zurück. Die marktbeherrschenden Großkonzerne wie IBM waren einem zunehmendem Konkurrenzdruck ausgesetzt, was die Preise ihrer Produkte erheblich reduzierte und ihr Monopol gefährdete[120] .

Gegen Ende der 60er Jahre kam es in vielen Märkten für langfristige Konsumgüter zu erheblichen Überkapazitäten, was zu Preissenkungen und zu einer Verringerung der Profitraten der Hersteller führte.[121]  Europäische und japanische Hersteller machten bedeutende Produktivitätsfortschritte. Es gelang ihnen immer häufiger, sich gegen US-amerikanische Firmen auch im US-Markt durchzusetzen. Demzufolge traten Überkapazitäten bzw. eine Unterauslastung der Produktionskapazität zunächst in der US-Industrie auf.

Eine spürbare Erhöhung der Mehrwertrate als Reaktion des Kapitals auf die zunehmenden Schwierigkeiten war zunächst unmöglich.

In den 60er Jahren entstanden erstmals private internationale Geld und Kreditmärkte, weil Erträge aus privaten Kapitalanlagen der USA häufig nicht wieder repatriiert, sondern bei ausländischen – hauptsächlich britischen – Banken angelegt wurden, die begannen, einen Handel mit ihnen zu organisieren. Die sog. Euro-Dollar-Märkte waren somit nicht den strengen inneramerikanischen Regulierungsmaßnahmen wie Reserveverpflichtungen und Zinssatzrestriktionen unterworfen, was den Anlegern und Banken hohe Profite brachte.[122] 

Die Entwicklung der Euro-Dollar-Märkte gibt folgende Tabelle wieder:

	Jahr


	Umfang in Mrd. $




	1968


	21,5




	1971


	150




	1972


	205




	1973


	310




	1974


	390




	1975


	480




	1976


	590




	1977


	725




	1978


	925




	1979


	1185







Tabelle 4.6.1. Umfang der Euro-Dollar-Märkte[123]
 


Die Euro-Dollar-Märkte machten es immer schwerer, die festen Wechselkurse gegen Devisenspekulation zu verteidigen. Denn seit den 60er Jahren machten private Anlagen ein Vielfaches der von den Zentralbanken gehaltenen Reserven aus. Diese Entwicklung trug ebenfalls zum Ende des Systems der festen Wechselkurse bei.

In den Jahren zwischen 1973 und 1979 stieg der Ölpreis um das Zweieinhalbfache. Diese Preissteigerungen wirkten auf viele Volkswirt­schaften wie ein Schock und verstärkten noch die wirtschaft­lichen Schwierigkeiten aller Länder, die auf Erdölimporte angewiesen waren. Die OPEC-Länder häuften dagegen zunächst massive Zahlungsbilanz­überschüsse an und legten diese Überschüsse zum großen Teil auf den Eurodollar-Märkten an, deren Volumen weiter zunahm.[124] 

In den 70er Jahren verschuldeten sich viele Regierungen besonders der Entwicklungsländer bei privaten Banken. Zinsen waren zunächst noch relativ niedrig, denn durch die auf den Eurodollarmärkten bei verschiedenen Banken angelegten Petro-Dollars bestand ein Überangebot an Geldkapital, was zu niedrigen Zinsen führte. Die Kreditaufnahme der Entwicklungsländer erfolgte immer häufiger zu dem Zweck, die Ölrechnung, sowie alte Zinsen und Tilgungen zahlen zu können. Damit wurde die Grundlage für die Schuldenkrise der Länder der Dritten Welt in den 80er Jahren gelegt, als durch den Volcker-Schock weltweit die Zinsen anstiegen.[125] 

Von dieser Schuldenkrise waren fast alle Entwicklungsländer betroffen. Die vom IWF gewährten Kredite zur Umschuldung gaben ihm die Möglichkeit, tief in die Wirtschaftspolitik der Länder einzugreifen und drastische Haushaltskürzungen, Sozialabbau, Privatisierungen und Liberalisierungen durchzusetzen. Es begannen die beiden verlorenen Jahrzehnte für die Entwicklungsländer.

Mit dem Zusammenbruch des Bretton-Woods-Systems der festen Wechselkurse und der Einlösbarkeit des Dollars in Gold im Jahr 1973 nahm der Bedarf von Firmen zu, sich gegen die jetzt schwankenden Wechselkurse durch Termingeschäfte abzusichern. Zu diesem Zweck wurden zahlreiche neue Finanzinstrumente wie Hedge-Fonds und Derivate entwickelt, die später vor allem zu Spekulationszwecken genutzt wurden.

In den 70er Jahren versuchten die meisten Regierungen der Industrieländer noch durch eine keynesianische, expansive Geldpolitik das Wirtschaftswachstum anzukurbeln. Sie nahmen dafür beträchtliche Haushaltsdefizite in Kauf. Allerdings verlor solche Ausgabenprogramme zunehmend ihre Wirkung, denn selbst in Zeiten der Hochkonjunktur waren noch bedeutsame Überkapazitäten vorhanden. Deshalb waren die Unternehmen nicht in der Lage und auch nicht willig, auf die von der Politik herbeigeführten Nachfrageerhöhungen mit einer entsprechenden Produktionsausweitung zu reagieren. Dementsprechend führten die wachsenden Haushaltsdefizite nicht so sehr zu einer Erhöhung des Produktionsausstoßes, sondern zur Erhöhung der Preise. Es kam also zu Inflation bei wirtschaftlicher Stagnation, was als Stagflation bezeichnet wurde.[126]  Hinzu kam, dass insbesondere der europäische Wirtschafts­raum so stark verflochten war, dass Ausgabenprogramme in einem Land häufig zu einer Zunahmen von Importen und weniger zu einer Produktionsausweitung im eigenen Land führten.[127] 

Zudem waren in den 70er Jahren die Märkte für langlebige Konsumgüter wie Automobile in den Industrieländern im Wesentlichen gesättigt. Obwohl aufgrund des technischen Fortschritts immer wieder neue langlebige Konsumgüter wie Videorecorder, PCs, DVD-Player, Handys, Smartphones oder LCD-Fernseher entwickelt wurde, konnte keines dieser Güter einen solchen lang andauernden Nachfrageschub auslösen, wie es in der Nachkriegszeit mit dem Automobil der Fall war. Die Bevölkerung reagiert also auf eine Kaufkraftsteigerung weniger mit der Neuanschaffung von langlebigen, von den Großkonzernen in Betrieben mit höchster Produktivität hergestellten Konsumgütern, sondern eher mit der Nachfrage von Dienstleistungen. Deshalb hatte auch das Großkapital deutlich weniger Interesse an einer keynesianischen Politik, da ihm die gestiegene Kaufkraft der Bevölkerung nicht mehr zugutegekommen wäre.[128] 

Die zunehmende Bedeutung der Finanzmärkte, die nachlassende Wirksamkeit von Ausgabenprogrammen sowie die stark gestiegene weltweite Verflechtung der Volkswirtschaften führte zu einer Synchro­nisierung der Wirtschaftskrisen, was sie zusätzlich verstärkte. Die Weltwirtschaftskrise der Jahres 1974/75 war die schwerste nach 1929. Im Unterschied zu kleineren Rezessionen nach dem zweiten Weltkrieg traf sie alle entwickelten kapitalistischen Länder zur gleichen Zeit.[129] 

Viele Menschen waren in den 80er Jahren geblendet von der militärischen, politischen und kulturellen Stärke des Westens. Tatsächlich aber war in diesem Jahrzehnt seine wirtschaftliche Situation ausgesprochen schwierig. Die Profite in der Industrie waren sehr niedrig und an den Börsen häuften sich Kurseinbrüche, so zum Beispiel am schwarzen Montag, dem 19. Oktober 1987, wo der Dow-Jones-Index innerhalb eines Tages um 23 Prozent fiel. Die Löhne stiegen nur noch langsam oder stagnierten. Die Regierungen führten brutale Kampagnen gegen die Gewerkschaften und schnitten den Sozialstaat zurück. Die Arbeitslosigkeit erreichte im Westen immer neue Rekordstände, die seit der großen Weltwirtschaftskrise von 1929 nicht mehr gesehen wurden.

Die Kapitalisten starteten als Reaktion auf die oben beschriebenen Arbeitermassenproteste Ende der 60er, Anfang der 70er Jahre wenige Jahre später eine konzertierte Gegenoffensive, um die Macht der Arbeiterklasse in den westlichen Ländern ein und für alle Mal zu brechen, was in den 80er Jahren auch gelungen ist. Folgenden Stationen waren hierfür wichtig:

	Militärputsch in Chile 1973. Einführung eines blutigen peripheren Neoliberalismus als globales Versuchslabor.



	Niederlage der französischen Arbeiter bei der Besetzung der Uhrenfabrik LIP in Besançon 1973-76.



	Bankrott der Stadt New York 1975 und Strukturanpassungsprogramm zu Lasten der Arbeiterklasse.



	Strukturanpassungsprogramm im Großbritannien 1976 zu Lasten der Arbeiterklasse.



	Niederschlagung des Fluglotsenstreiks 1981 in den USA durch die Regierung Reagan.



	Schwere Niederlage der US-amerikanischen Gewerkschaft United Auto Workers (UAW) im Zusammenhang mit der Rettung von Chrysler 1980.



	Niederlage des großen Streiks bei Fiat 1980 in Italien.



	Brutale polizeiliche Niederschlagung des Bergleutestreiks 1984 in Großbritannien durch die Regierung Thatcher.



	Die Änderung des Arbeitsförderungsgesetzes 1986 in der BRD durch die Regierung Kohl erschwerte Streiks beträchtlich.






Weiter geschwächt wurde die Arbeiterklasse durch den sogenannten Volcker-Schock 1979. In diesem Jahr setzte Paul Volcker, damals Vorsitzender der US-Notenbank, den Leitzins bis auf 20 Prozent hoch. Hierdurch wurde in allen Industrieländern eine schwere Wirtschaftskrise ausgelöst, durch die angeschlagene Unternehmen in den Konkurs getrieben und allgemein die Arbeitslosigkeit bedeutend erhöht wurde. Auch wurde hierdurch die Baukonjunktur brutal abgewürgt, denn die Zinsen stiegen in allen westlichen Ländern in solche Höhen, dass der Wohnungsbau für mehrere Jahre zum Erliegen kam. Diese Faktoren schwächten die Gewerkschaften weiter und führten dazu, dass die Reallöhne seit dieser Zeit praktisch stagnierten.

Das von Volcker extrem angehobene Zinsniveau führte auch dazu, dass viel Auslandskapital in die USA strömte. Das erlaubte es dem US-amerikanischen Staat, durch Staatsschulden auch ohne Währungsreserven die für eine Supermacht notwendigen Ausgaben zu tätigen. Insbesondere konnte so das gigantische Aufrüstungsprogramm der Regierung Reagan finanziert und die Sowjetunion totgerüstet werden (600-Schiffe-Navy, MX-Atomraketen, SDI-Programm einer lasergestützten Raketenabwehr im Weltall etc.).

Trotz aller Anstrengungen konnten in den 80er Jahren die Profite nicht nachhaltig gesteigert werden. Demnach kam es auch nicht zu einem stärkeren Wirtschaftswachstum. Das änderte sich erst mit der katastrophalen Niederlage des Sozialismus im Epochenjahr 1989.









5. Der Neoliberalismus (1989-2020)

5.1. Die globale Konterrevolution

Im Herbst des Jahres 1989 schwappte eine Welle der Konterrevolution durch Osteuropa. Die indirekte Strategie der USA zur Niederringung des Sozialismus trug nun Früchte. Vielleicht nicht eine Mehrheit, aber doch eine lautstarke und zu allem entschlossene Minderheit der Bewohner dieser Länder wollte zurück in den Kapitalismus. Nur so könnten ihrer Meinung nach die existierenden Probleme gelöst werden. Die Staats- und Parteiführungen versäumten es, die Arbeiterklasse gegen die marschierende Konterrevolution zu mobilisieren. Auch sie waren nicht mehr vom Sinn des Sozialismus überzeugt und traten von der Bühne der Geschichte ab. Im Dezember 1991 brach die Sowjetunion auseinander und das trotz eines Referendums im September dieses Jahres, wo sich mehr als 75 Prozent der Wahlberechtigten für ihre Weiterexistenz ausgesprochen hatten.

Viele Menschen erhofften sich von der Konterrevolution einen mit dem Westen vergleichbaren Lebensstandard – ein Konsumparadies. Passiert ist das Gegenteil. Eine gute Illustration ist die Schocktherapie, die prowestliche Liberale unter dem damals diktatorisch herrschenden Präsidenten Boris Jelzin Russland in den Jahren 1992/93 verabreichten – auf ausdrücklichen Wunsch der US-Regierung.

Die Freigabe der Löhne und Preise vernichten die Ersparnisse der Menschen und minimierte die Löhne, von denen die Menschen nicht mehr leben konnten. Die Armutsquote stieg schlagartig auf über 60 Prozent der Bevölkerung. Zehntausende Industriebetriebe wurden stillgelegt, zum Beispiel im großen Moskauer Textilrevier. Es war noch in den späten 80er Jahren die größte Zusammenballung von Textilfabriken weltweit. Skrupellose Geschäftemacher, später Oligarchen genannt, rissen sich die Filetstücke unter den Nagel, zum Beispiel die Öl- und die Gasindustrie, die Nickel- und Aluminiumwerke. Westliche Spekulanten strömten nach Moskau, um diese Betriebe aufzukaufen. Konstruktionsbüros wurden geschlossen, hochqualifizierte Ingenieure, zum Beispiel der Luft- und Raumfahrtindustrie, standen von einem Tag auf den anderen auf der Straße, genauso wie Pianisten, die gezwungen waren, als Straßenmusiker ihr dürftiges Auskommen zu fristen. Jelzin ließ alles privatisieren, was nicht niet- und nagelfest war, darunter auch den gesamten Wohnungsbestand des Landes, den Generationen von Sowjetbürgern aufgebaut hatten. Die Kolchosen und Sowchosen wurden aufgelöst. Große Landwirtschaftsflächen lagen brach. Das Gesundheitswesen brach zusammen und medizinische Behandlungen waren nur noch gegen hohe Bezahlungen zugänglich. Zwischen 1992 und 2006 schrumpfte die russische Bevölkerung um 6,6 Millionen Menschen. Die Menschen starben an Verzweiflung, Armut, behandelbaren Infektionskrankheiten wie der Tuberkulose und an Alkoholmissbrauch. Die Mord- und Selbstmordraten schossen in die Höhe. Russland hat sich bis heute nicht vollständig von den Folgen der Schocktherapie erholt.[130] 

In China schlug zwar 1989 der Versuch des Westens fehl, eine Konterrevolution anzuzetteln, aber die Führung sah sich in den Folgejahren aufgrund der geänderten globalen Kräfteverhältnisse gezwungen, zahlreiche freie Produktionszonen einzurichten und die eigene Arbeiterklasse dem internationalen Kapital zur Ausbeutung anzubieten. Große Teile der »alten« staatlichen Industrien wurden stillgelegt oder privatisiert. Mehr als 30 Millionen Arbeitskräfte wurden entlassen. Die sozialen Sicherungssysteme, bekannt als »Eiserne Reisschüssel«, wurden abgeschafft.[131] 

5.2. Grundlegende Merkmale des neoliberalen Kapitalismus

Mit einem Schlag strömten nach 1989 mehr als 1 Milliarden Menschen auf den globalen Arbeitsmarkt. Viele von ihnen waren gut ausgebildet, aber in der verzweifelten Situation, um jeden Preis Arbeit annehmen zu müssen. Das waren natürlich paradiesische Zeiten für die Kapitalisten aber die Hölle für Arbeiter und zwar weltweit.

Die Kapitalisten verlagerten zunehmend Industrieproduktionen – durchaus auch anspruchsvolle Arbeitsplätze – zunächst nach Osteuropa, dann aber zunehmend nach China und andere Länder der Dritten Welt. Entwicklungen hin zu einer völlig automatisierten Fabrik wie zum Beispiel die berühmte Halle 54 von Volkswagen in Wolfsburg oder bei Fiat in Cassino wurden brutal gestoppt. Spottbillige, gut ausgebildete Arbeitskräfte gab es mehr als genug. Sie waren nun wieder billiger als die meisten Industrieroboter.

Als Ergebnis dieser Entwicklungen stiegen in den 90er Jahren die Profitraten langfristig an und sie lagen in den 90er und 00er Jahren deutlich über dem Stand der krisenhaften 70er Jahre. Andererseits konnte die Akkumulationsrate den Stand der 50er und 60er Jahre nicht ganz erreichen.[132]  Auch die Börsenkurse kannten nur eine Richtung: Nach oben. Erst jetzt wurde viel brachliegendes Kapital in die damals neuen Technologien von Personalcomputern (PCs) und Internet angelegt. Damit wurden viele in den vorhergehenden Jahrzehnten gemachte Erfindungen erstmals auf großer Stufenleiter angewandt.

Diese gehen bis auf die 60er Jahre zurück. Denn das Jahr 1969 kann durchaus als ein zweites »annus mirabilis« der Physik bezeichnet werden. Es sah nicht nur die erste Mondlandung, sondern es markierte auch den Beginn des Internet, als erstmals die Computer von vier US-Universitäten mittels Telefonleitungen miteinander verbunden wurden. Das waren die Universitäten von Kalifornien in Los Angeles, die Universität Stanford, die Universität von Utah in Salt Lake City und die Universität von Kalifornien in Santa Barbara. In den Folgejahren wurden immer mehr Universitäten und sonstige US-Organisationen an das nun ARPANET genannte Computernetzwerk angeschlossen. Die National Science Fundation (NSF) stellte die großen Backbones, also die Vermittlungscomputer zwischen den im Jahr 1984 mehr als 1.000 angeschlossenen Rechnern. 1990 – nach Niederringung des Sozialismus – wurde das nun Internet genannte Computernetzwerk für kommerzielle Unternehmen geöffnet. Auch Institutionen aus anderen Ländern durften ihm nun beitreten. Die letzten Backbones der NSF wurden 1995 privatisiert.

Gegen Ende der 80er Jahre gab es als Internet-Anwendungen nur E-Mail, Newsgroups, FTP und Telnet[133] , 1989 kam das Chatprotokoll IRC hinzu. Alle diese Programme mussten per Kommandozeile bedient werden und waren demnach nicht besonders benutzerfreundlich. Erst durch das von Tim Berners-Lee am europäischen CERN ab 1991 entwickelte World Wide Web (WWW) wurde das Internet auch für normale User nutzbar und damit nach einigen Jahren zum Massenmedium.

In den 90er Jahren wurde die Netzwerkinfrastruktur auf den verschiedensten Ebenen von Glasfaserkabeln bis zu den großen Internetknoten wie dem DE-CIX massiv ausgebaut. Der Bedarf an Computern mit allen dazugehörenden Komponenten wie Prozessor, Hauptspeicher, Mainboard, Peripheriegeräte, Betriebssysteme und Software schoss in die Höhe. In den Folgejahren wurden zahlreiche Anwendungen und Geschäftsmodelle für das World Wide Web entwickelt wie Suchmaschinen, soziale Netzwerke, Online-Versandhandlungen und Plattformfirmen wie Uber. Auch fand eine Digitalisierung der Unterhaltungsmedien wie Musik, Spielfilmen und Fernsehserien statt, die nun ebenfalls über das Internet übertragen werden können. Praktisch jede Firma, Institution und Organisation legte sich in den 90er Jahren eine eigene Webseite zu.

Das war aber nicht das entscheidende Moment. Das Internet ermöglichte eine engmaschige Kontrolle von untergeordneten Netzwerkfirmen auf der ganzen Welt, wie sie mit analogen Technologien nicht denkbar wäre. Das heißt, es machte erst die großflächigen Betriebsverlagerungen in die Niedriglohnländer Osteuropas und nach China möglich. Der angestiegene Bedarf an IT-Ausrüstungen führte zur Anlage von viel brachliegendem Kapital und die Betriebsverlagerungen erhöhten die Profitrate beträchtlich. Zwar war der Anteil der Lohnkosten an den hergestellten Produkten zum Beispiel bei Autos und Computern mit höchstens 20 Prozent relativ gering. Aber unter ansonsten gleichen Bedingungen einer häufig hervorragenden Infrastruktur und gut ausgebildeter und qualifizierter Arbeitskräften, die für ein Viertel oder weniger des Lohnes in den Metropolen arbeiteten, waren Betriebe in Billiglohnländern wesentlich im Vorteil und konnten deutlich höhere Profite einstreichen. Technische Fortschritte in Seetransport wie die Entwicklung der Container verringerten auch die Transportkosten erheblich, was die Auslagerung an Niedriglohnstandorte noch attraktiver machte.

Das Internet beschleunigte auch den Handel an den Finanzmärkten sehr stark und machte ganz neue Handelsvolumina möglich. Es war jetzt möglich, in Millisekunden aus einem Markt auszusteigen und die eigenen Milliarden woanders zu investieren. Damit wurde die Macht der Kapitaleigentümer noch einmal gesteigert.

Im Neoliberalismus hat sich eine neue Firmenstruktur herausgebildet. Die vertikal integrierten multinationalen Großkonzerne des Spätkapitalismus wurden zerschlagen und zahlreiche formell unabhängige Firmen in transnationalen Produktionsnetzwerken miteinander verflochten. Die zahlreiche Entwicklungen der IT-Technologien erleichterten – wie oben angedeutet – die Auslagerung von Produktionsprozessen und einen Vergleich unterschiedlicher Standorte. Produktinformationen und -spezifikationen können jetzt in digitaler Form zum Beispiel als CAD-Datei extrem einfach per Internet übermittelt werden. Durch spezielle Software für Product Lifecycle Management kann u.a. der gesamte Produktionsprozess einer bestimmten Ware simuliert werden. Unter Berücksichtigung aller Kostenfaktoren kann zum Beispiel berechnet werden, ob es profitabler ist, eine hochautomatisierte Produktionslinie aufzubauen oder ob man bei niedrigen Löhnen eher auf manuelle Fließbandfertigung in Niedriglohnländern setzen soll.[134]  Dies ist umso einfacher möglich, weil Kontraktfertiger gezwungen sind, ihre internen Netzwerke und Kalkulationen offenzulegen, um an einen Vertrag zu kommen. Software zum Supply-Chain-Management kann in Echtzeit den Bedarf für einzelne Komponenten berechnen und vereinfacht die Koordination von Wertschöpfungsketten auch zwischen unterschiedlichen und räumlich weit entfernten Firmen erheblich. Zwischenprodukte bestehen inzwischen häufig aus einzelnen relativ unabhängigen Modulen mit standardisierten Schnittstellen. Auch dies vereinfacht das Outsourcing und eine auf zahlreiche Länder verteilte Produktion.[135] 

Deshalb gingen die multinationalen Großkonzerne in immer mehr Branchen – nicht zuletzt aufgrund des Drucks durch das Finanzkapital, das ständig höhere Renditen forderte – dazu über, die eigentliche Produktion an Kontraktfertiger auszulagern, während sie sich auf besonders werthaltige Tätigkeiten wie Forschung und Entwicklung, Marketing und Branding konzentrierten. Dadurch konnten sie Fixkosten und das eingesetzte Kapital erheblich reduzieren. Indem sie bestehende Verträge ggf. auslaufen lassen oder zusätzliche Stückzahlen der Produkte ordern, können die Markenfirmen ohne größere Kosten auf eine sich schnell ändernde und schwankende Nachfrage reagieren. Da mit dem Outsourcing in der Regel auch eine Verlagerung der Produktion in Niedriglohnländer einherging, konnten auch die Lohnkosten erheblich reduziert werden. Nur die vergleichsweise wenigen in den Kernunternehmen verbleibenden hochqualifizierten Beschäftigten kamen noch in den Genuss von hohen Löhnen.[136] 

Durch Geistige Eigentumsrechte wie Patente und Urheberrechte sowie ihrer Definitionsmacht über wichtige Produktstandards können die großen Markenfirmen alle anderen Firmen eines transnationalen Produktionsnetzwerkes dominieren und sich auch ohne unmittelbares Eigentum an den Produktionsmitteln den größten Teil des dort produzierten Mehrwerts aneignen.[137]  Die Beziehungen zwischen den Firmen eines solchen Netzwerkes sind also extrem ungleich und hierarchisch. Andererseits nehmen auch für Markenfirmen die Risiken zu. Markteintrittsbarrieren, die durch gigantische Produktionsanlagen und große Fixkosten geschaffen wurden, existieren nicht mehr. Die Kontraktfertiger produzieren im Prinzip für alle Kunden. Auch Firmen mit – zunächst – relativ wenig Kapital, die nur ein von den Konsumenten akzeptiertes Produkt entwickelt haben, können schnell große Marktanteile gewinnen. Das bedeutet, dass die etablierten Markenfirmen umso mehr auf ständige Innovation angewiesen sind.[138] 

Die Kontraktfertiger betreiben große Fabriken mit teilweise mehreren 10.000 Beschäftigten in Niedriglohnländern, besonders in der VR China, aber auch in Lateinamerika und Osteuropa. Hier kommt es also zu einer Wiederkehr der vertikal integrierten Massenproduktion in der Peripherie. Die Kosten der extrem flexiblen Produktion der Kontraktfertiger werden den Beschäftigten auferlegt.

Die Arbeitsbedingungen der meistens in den freien Produktionszonen gelegenen Fabriken der Kontraktfertiger zum Beispiel in der VR China und auf den Philippinen waren sehr schlecht und erinnerten an frühkapitalistische Verhältnisse. Die enormen Nachfrageschwankungen in Elektronischen Industrie werden v.a. durch »Hire and Fire« der Beschäftigen aufgefangen. Die Arbeiter hatten in der Regel keinerlei Arbeitsplatzsicherheit. Ihnen wurden nur kurze Zeitverträge angeboten. Die durchschnittliche Arbeitszeit betrug in der elektronischen Industrie 12 Stunden pro Tag, konnte aber in Stoßzeiten auf 16 bis 24 Stunden ansteigen. Die Löhne in der elektronischen Industrie waren zwar in der Regel etwas höher als im Landesdurchschnitt, reichten aber in keinem Fall aus, um eine Familie zu ernähren.

Die Arbeiter waren kaserniert und lebten in überfüllten Wohnheimen. Weibliche Arbeitskräfte waren zudem häufig geschlechtsspezifischer Diskriminierung ausgesetzt, wie regelmäßigen Schwangerschaftstests oder demütigenden Befragungen über ihre persönlichen Lebensumstände. Die Arbeiter hatten keinen Zugang zu Kollektivverhandlungen.[139] 

Die Löhne und Arbeitsbedingungen waren offenbar so gestaltet, dass sie nur die unmittelbare Reproduktion der Ware Arbeitskraft für einen begrenzten Zeitraum von einigen Jahren ermöglichten. Allerdings war es mit diesen Löhnen nicht möglich, Kinder oder sonstige Familienmitglieder zu erhalten. Damit betrieben die Kapitalisten Raubbau an zukünftigen Generationen, wie dies Karl Marx und Friedrich Engels für das Großbritannien des 19. Jahrhunderts beschrieben haben.[140]  Da es aber global und in China einen großen Arbeitskräfteüberschuss gab, sah sich der Staat in den 90er Jahren nicht genötigt, dagegen einzuschreiten.

In der elektronischen Industrie ist die Evolution der Firmen von vertikal integrierten Großkonzernen hin zu transnationalen Produktionsnetzwerken am weitesten fortgeschritten, sie ist aber auch in der Bekleidungs- und Nahrungsmittelindustrie anzutreffen. In der Automobilindustrie, der Leitindustrie des Spätkapitalismus, wird die Endmontage nach wie vor von den Hauptunternehmen durchgeführt, allerdings haben sie ihre Fertigungstiefe erheblich verringert und beziehen in steigenden Maße standardisierte System-Module von ihren primären Zulieferern.[141]  Im Folgenden soll als Beispiel für transnationale Produktionsnetzwerke die Situation in der elektronischen Industrie dargestellt werden, die sich zur neuen Leitindustrie des Neoliberalismus entwickelte:

	An der Spitze stehen Hersteller bzw. Entwicklerfirmen von Kernkomponenten wie Microsoft (Betriebssysteme) und Intel (CPUs). Durch das Design ihrer Produkte ergeben sich bestimmte Vorgaben für andere Komponenten, die sie zu ihrem Vorteil nutzen können. Das erlaubt es ihnen, einen besonders hohen Mehrwertanteil abzuschöpfen. So haben Untersuchungen im Rahmen von Prozessen gegen Microsoft ergeben, dass die Kosten für das Betriebssystem bis zu 1/5 der Gesamtkosten eines PCs ausmachen können. Diese Firmen haben allerdings auch sehr hohe Aufwendungen für Forschung und Entwicklung. Da der Produktionsprozess von Hauptprozessoren für Intel extrem kapital- aber wenig personalintensiv und technisch schwer zu beherrschen ist, werden diese ausschließlich intern und nur in Industrieländern hergestellt. Viele andere Aufgaben, wie das Testen der Prozessoren, wurden allerdings schon sehr früh an Kontraktfertiger in Entwicklungsländern verlagert.



	Eine Stufe darunter in den transnationalen Produktionsnetzwerken stehen Entwicklerfirmen von sonstigen Komponenten wie Grafikkarten, Festplatten, Anwendungssoftware, Monitoren etc. sowie Markenfirmen, die Computer und Notebooks verkaufen. Zu dieser Kategorie zählen IBM, Nvidia, Adobe, Seagate, LG Electronics, Dell, HP und Acer. Ihr Tätigkeitsschwerpunkt liegt bei Forschung und Entwicklung sowie bei Marketing. Die Produktion der einzelnen Komponenten und die Endmontage der Computer haben sie zum großen Teil an Kontraktfertiger ausgelagert, denn der Produktionsprozess ist relativ standardisiert und beinhaltet keine besonderen technischen Schwierigkeiten. Sie können sich im Allgemeinen auch einen beachtlichen Mehrwertanteil sichern, wenn auch einen geringeren als Firmen der ersten Kategorie.



	Kontraktfertiger übernehmen für Markenfirmen die Integration der der zahlreichen Einzelteile auf einem Mainboard oder einer Erweiterungskarte, die Endmontage der Computer oder Notebooks und den Versand an Händler bzw. Endabnehmer. Sie sind auch für das Supply-Chain-Management, also die Koordination der Produktion in Zusammenarbeit mit den zahlreichen Unterzulieferern verantwortlich. Die größtenteils arbeitsintensiven Produktionsprozesse finden nahezu ausschließlich in Niedriglohnländern statt und die Gewinne von Firmen dieser Kategorie sind eher gering. Zu den Kontraktfertigern gehören Samina-SCI, Flextronics, Celestica, Asustek, Foxconn, Lenovo, BenQ und Wistron. Einige Firmen wie Asutek sind in den letzten Jahren dazu übergegangen, als OBMs (= Original Brand Manufacturers) auch selbstproduzierte Markenware zu verkaufen, wodurch sich ihr Anteil an produzierten Mehrwert erhöht. In gewisser Weise verwischt sich damit der Unterschied zwischen Markenfirmen und Kontraktfertigern. Allerdings findet Forschung und Entwicklung nach wie vor zum großen Teil in den Industrieländern statt.



	Zulieferer der Kontraktfertiger stellen einfache, massenhaft benötigte Standardkomponenten zum Beispiel wie Widerstände und Kondensatoren her. Diese Firmen finden sich nahezu ausschließlich in Niedriglohnländern und die Arbeitsbedingungen haben häufig Sweatshop-Charakter. Ihre Gewinnspanne ist ebenfalls gering.[142] 






Aus dieser Darstellung ergibt sich, dass die Kapitalisten im Neoliberalismus die Arbeiter sowohl in den Entwicklungs- wie den Industrieländern ausbeuten. Sie suchen dabei global nach Standorten mit der für ihre Zwecke billigsten Ware Arbeitskraft, soweit alle anderen Faktoren wie eine ausreichende Infrastruktur etc. gegeben sind.

Durch die massive Verlagerung der Industrieproduktion in die Entwicklungsländer wurde die industrielle Reservearmee in den Industrieländern wesentlich vergrößert, was es den Kapitalisten ermöglichte, die Löhne hier herabzusetzen oder sie zumindest stagnieren zu lassen. Gleichzeitig konnten die Kapitalisten die Preise für die in den Entwicklungsländern hergestellten Produkte moderat senken, so dass die nominalen Reallohnverluste in den Industrieländern größer erschienen als die realen. Damit konnten sie die im Westen schwindenden Löhne optimal abschöpfen. In den USA und in Großbritannien wurden Angehörige der Mittelschichten bis zur großen Weltwirtschaftskrise von 2007 bis 09 sogar ermutigt, sich für ihren Konsum zu verschulden.

Das ist die Basis für die von neoliberalen Marxisten neuerdings in den Vordergrund gestellte Theorie der Arbeiteraristokratie. Diese erfreut sich zunehmender Beliebtheit und wird von Autoren wie Peter Schaber zur Theorie der imperialen Lebensweise ausgebaut, der sich die deutsche Arbeiterklasse angeblich befleißigt habe. Sie profitiere von der Ausbeutung der Entwicklungsländer und sei in Gänze (einschließlich der Hartz-IV-Empfänger) der Arbeiteraristokratie zuzurechnen.[143]  Die Schlussfolgerung solcher Aussagen liegt auf der Hand: Wir alle müssen auf große Teile unseres Lohnes verzichten, um nicht mehr der Ausbeutung der Entwicklungsländer schuldig zu sein.

Diese rein moralische Argumentation verkennt allerdings, dass die Lohnhöhe wesentlich ein Resultat des Klassenkampfes ist und von der relativen Stärke der beiden Grundklassen Kapitalisten und Arbeiter abhängt. Diese wiederum ist vor allem eine Funktion der Größe der Industriellen Reservearmee. Auch durch die Verlagerung von vielen Industriebetrieben in Länder der Dritten Welt konnte dort in der Regel keine Durchindustrialisierung erreicht werden. Die industrielle Reservearmee blieb sehr groß und die Löhne niedrig.

Aus historischen Gründen waren die Löhne vor allem in den leeren Siedlungskolonien wie den USA von Anfang an deutlich höher als im Rest der Welt und sie stiegen auch beträchtlich im Westeuropa der Nachkriegszeit. Teils wegen der Konkurrenzsituation zum Sozialismus, teils aber auch, weil in den Wirtschaftswunderjahren die Arbeitskräfte knapp wurden. Mit der Rekonstruktion der Industriellen Reservearmee in den 70er Jahren stagnierten oder sanken die Reallöhne auch in den Industrieländern. Lohnerhöhungen über der Inflationsrate und weitere Arbeitszeitverkürzungen unter die 40-Stunden-Woche ließen sich nicht mehr durchsetzen.

Die Arbeiter der Industrieländer sind also weit davon entfernt, von der »Ausbeutung der Dritten Welt« zu profitieren. Vielmehr litten sie im Zeitalter des Neoliberalismus an Arbeitslosigkeit, Lohnauszehrung und Sozialabbau. Die Einzigen, die global von der Ausbeutung der Ware Arbeitskraft profitieren, sind die Kapitalisten.

5.3. Die neue Rolle der Finanzmärkte

Im Neoliberalismus erlangten die globalen Finanzmärkte eine bisher nicht gekannte soziale und ökonomische Macht. Sie sind in der Lage, sich einen deutlich größeren Anteil des produzierten Mehrwerts anzueignen und üben Druck aus, die Mehrwertrate zu erhöhen.

Noch in den 80er Jahren gab es in den großen europäischen kapitalistischen Ländern national organisierte Monopolkomplexe, zum Beispiel die so genannte Deutschland AG in der BRD. Darunter versteht man ein gegenseitig durch Aktienbesitz verflochtenes Konglomerat von Konzernen und Banken mit der Deutschen Bank, der Dresdner Bank, der Commerzbank und der Allianz als Zentrum. Die Gutehoffnungshütte, MAN, Veba, VIAG, Thyssen, Krupp, Klöckner, Ruhrkohle, Volkswagen, Preussag, BASF, Höchst, Bayer, Hoesch, Ruhrgas AG, Mannesmann, Linde, die Kraftwerksunion, Lufthansa, Hochtief, Philipp Holzmann, Siemens und Daimler-Benz verkörperten zusammen mit vielen weiteren Aktiengesellschaften den industriellen Kern des deutschen Monopolkomplexes. Diese Deutschland AG wurde unter der Rot-Grünen Bundesregierung Schröder nach 1998 aufgelöst. Die Banken wurden durch verschiedene Maßnahmen gedrängt, sich von ihren Industriebeteiligungen zu trennen. Die Konzerne gelangten im Verlauf von mehreren Jahren nach und nach in den Besitz von US-amerikanischen Kapitalsammelstellen wie BlackRock. Ähnliche Prozesse spielten sich in anderen Ländern Europas ab, so in Frankreich, der Schweiz und Italien.[144] 

In der Zeit zwischen der Auflösung der nationalen Monopolkomplexe und dem Aufstieg der Schattenbanken wie BlackRock ab 2008 spielten die die stark auf die USA konzentrierten Finanzmärke die entscheidende Rolle bei der Kontrolle und Plünderung der Industrieunternehmen.

Die Finanzmärkte gliedern sich auf in mehrere Teilmärkte:

1. Kreditmarkt

Auf dem Kreditmarkt nehmen Unternehmen, Regierungen und Privatpersonen bei Banken Kredite zur Finanzierung von Ausgaben auf, die sie nicht aus ihren laufenden Einnahmen finanzieren können. Die Banken reichen die bei ihnen deponierten Sparguthaben als Kredite weiter; ihre Gewinne erzielen sie aus der Zinsspanne.

2. Primärmarkt für Wertpapiere

Hier beschaffen sich im Allgemeinen besonders finanzstarke Unternehmen und Staaten externe Mittel direkt bei den Sparern, indem sie Aktien oder Schuldscheine verkaufen. Im Jahr 2000 wurden weltweit Aktien im Wert von 863 Mrd. $ und sonstige Wertpapiere wie staatliche Schuldscheine im Wert von 896 Mrd. $ ausgegeben; das macht zusammen 1.759 Mrd. $.

3. Sekundärmarkt für Wertpapiere

Dabei handelt es sich um Märkte, auf denen mit Wertpapieren gehandelt wird. Hauptakteure sind renditesuchende Finanzanleger. Der Sekundärmarkt ermöglicht es Anlegern, jederzeit aus einem bestimmten Markt oder Investitionsobjekt auszusteigen. Im Jahr 2001 existierte ein Aktienbestand im Wert von 26,8 Bio. $ und es wurden Aktien im Wert von 42,2 Bio. $ gehandelt.

4. Der Markt für Währungen

Das nationale Geld als Zahlungsmittel und Vermögensgegenstand wird auf dem Währungsmarkt zu anderem nationalen Geld in Beziehung gesetzt. Der Wechselkurs definiert die jeweilige Qualität des nationalen Geldes als Zahlungsmittel und Vermögensgegenstand im Ausland.

Die weltweiten Währungsreserven in den Beständen der Zentralbanken betrugen im Jahr 2000 1.908 Mrd. $. Pro Arbeitstag wurden im Jahr 2001 allerdings 1,2 Bio. Dollar, also fast der gesamte Devisenbestand umgeschlagen. Der Welthandel lag im Jahr 2000 bei 8 Billionen $.

Der Devisenhandel hat seit den 70er Jahren stark zugenommen, denn die international tätigen Unternehmen mussten sich nach dem Ende des Systems der festen Wechselkurse etwa durch Termingeschäfte gegen Wechselkursrisiken absichern. Auf den Währungsmärkten kam es in den letzten Jahrzehnten zu zahlreichen Spekulationswellen, die regelmäßig Finanzkrisen auslösten. Die unregulierten und liberalisierten Devisenmärkte sind ein besonders instabiler und aggressiver Bestandteil der internationalen Finanzmärkte.

5. Der Markt für Derivate

Derivate sind Ansprüche und Verpflichtungen aus Termingeschäften, die in Wertpapierform gebracht und selbst gehandelt werden. Sie entstanden erst in den 70er Jahren aus Warentermingeschäften zur Absicherung gegen Preisschwankungen. Derivate bestehen hauptsächlich aus Ansprüchen auf Finanzprodukte wie Aktien oder Devisen. So kann sich zum Beispiel Händler A verpflichten, Händler B eine bestimmte Anzahl von Aktien an einem bestimmten Tag zu einem bestimmten, vorher festgelegten Preis abzukaufen. Derivate ermöglichen bei geringem Kapitaleinsatz extrem hohe Gewinne, aber auch hohe Verluste und tragen damit erheblich zur Instabilität des Finanzsystems bei. Im Jahr 2001 wurden weltweit arbeitstäglich Derivate mit einem Anspruchswert von 2784 Mrd. $ gehandelt.[145] 

Das weltweite Finanzvermögen[146]  stieg von 12 Billionen Dollar im Jahr 1980 auf 167 Billionen 2006, während im gleichen Zeitraum das Weltsozialprodukt nur von 10,1 auf 48,3 Billionen Dollar zunahm. Die rasante Zunahme des Geldvermögens wird auf unzureichende Investitionsmöglichkeiten in der Realwirtschaft bei steigenden Unternehmensgewinnen, sinkenden Kapitalsteuern und der Einführung einer kapitalmarktgedeckten Alterssicherung zurückgeführt.[147] 

Die wichtigsten Akteure auf den Finanzmärkten waren Geschäftsbanken, Investmentbanken und seit 2008 zunehmend Investmentfonds wie BlackRock.

In den 80er und 90er Jahren wurden als Teil der neoliberalen Politik auch die Finanzmärkte liberalisiert, zunächst in den USA. Da der Finanzsektor in den USA in den 70er Jahre weit besser entwickelt war als in Europa, lag eine Liberalisierung v.a. im Interesse der amerikanischen Akteure, konnten sie doch davon ausgehen, dass sie erhebliche Marktanteile im weltweiten Finanzgeschäft erobern können; was dann ja auch passierte. Die wichtigste Maßnahme war die Aufhebung von Kapitalverkehrskontrollen. Dies erfolgte in den USA bereits 1974. Zusammen mit der massiven Erhöhung der Leitzinsen durch Paul Volker ab 1979 und einer dezidiert arbeiterfeindlichen Politik der Regierung Reagan ab 1980 führte diese Entwicklung dazu, dass die Finanzanleger Vertrauen in die Politik der USA fassten. Dies führte zu einem massiven Zustrom von Kapital in die USA und setzte andere Länder unter Druck, dem Beispiel der USA zu folgen. Im Jahr 1981 hob die BRD die eigenen Kapitalverkehrskontrollen auf. Als letztes westeuropäisches Land folgte Griechenland 1994.

Die massive Ausdehnung der Finanzmärkte wurde durch den elektronischen Handel erleichtert. Seit den 80er Jahren nutzen die Händler der zentralen Börsenplätze Computersysteme, während der Parketthandel an Bedeutung verlor. Die einzelnen Finanzmärkte sind ebenfalls durch Computernetzwerke miteinander verbunden, so dass es inzwischen möglich ist, mit Lichtgeschwindigkeit große Geldbeträge rund um die Erde zu transferieren.[148] 

Die Kapitalmarktliberalisierungen in Verbindung mit der Nutzung von elektronischen Handelsplätzen ermöglicht es den Finanzinvestoren in kürzestmöglicher Zeit von einigen Sekunden aus dem Markt auszusteigen und riesige Geldmengen anderswo anzulegen. Unter diesen Umständen sind die Staaten gezwungen, eine Politik zu betreiben, die sich primär am »Vertrauen« dieser Märkte ausrichtet. Auch Unternehmen müssen sich an den Erwartungen der Finanzinvestoren ausrichten. Diese erwarten kurzfristige Profite, während Forschungs- und Entwicklungsausgaben zurückgeschnitten werden. Sie üben auch massiven Druck aus, um die Profitrate durch Absenkung der Löhne und neue Formen der Arbeitsorganisation zu steigern.[149] 

Die Finanzmärkte erwarten immens hohe Gewinne, die sich aus der Realwirtschaft häufig nicht mehr befriedigen lassen. Deshalb erfolgt eine Konzentration auf kurzfristige Spekulationsgewinne. Das verstärkt die Instabilität des Systems und begünstigt Finanzkrisen. Auch der Zeithorizont von Unternehmen, ihre Investitionen zu amortisieren, wird unter dem Druck der Finanzmärkte, die jedes Quartal neue Erfolge sehen wollen, immer geringer. Unternehmen und Volkswirtschaften müssen die hohen Zinsansprüche häufig aus der Substanz erwirtschaften.[150]  Für Christian Zeller ist dies ein Merkmal einer globalen Enteignungsökonomie.

Die Liberalisierung der Finanzmärkte führte zu einer Welle von Finanzmarktkrisen, die jedoch nur vergleichsweise wenig Einfluss auf die Realwirtschaft in den Metropolen hatte. Beispiele sind die Asienkrise 1997 und die Russlandkrise 1998. Das änderte sich mit der großen Weltwirtschaftskrise im Jahr 2007/08.

5.4. Enteignungsökonomie

Bereits Ernest Mandel wies darauf hin, dass Prozesse der ursprünglichen Akkumulation nicht nur am Beginn des Kapitalismus abliefen, sondern neben der Akkumulation durch Mehrwertproduktion auch noch in späteren Epochen bis in die Gegenwart vorkommen. Akkumulationsmechanismen, die auf Enteignungsprozessen, Gewaltverhältnissen und neuen Formen von Eigentumsrechten beruhen, haben im neoliberalen Kapitalismus erneut an Bedeutung gewonnen. Harvey und Zeller nennen insbesondere folgende Formen von Enteignungsprozessen:

	Formen der klassischen ursprünglichen Akkumulation wie Vertreibung der Bauern von Grund und Boden. So wurde zum Beispiel in Mexiko im Jahr 1991 auf Druck von IWF und Weltbank das gemeinsame Bodeneigentum der Indigena-Gemeinschaften (Ejido) aufgehoben und privatisiert. Zahlreiche Bauern wurden von ihrem Grund und Boden vertrieben und strömten in die Weltmarktfabriken an der Grenze zu den USA.



	Eine Erweiterung der kapitalistischen Eigentums- und Produktionsverhältnisse erfolgt auch durch Privatisierungen und Liberalisierungen. Insbesondere werden jetzt zahlreiche Dienstleistungen, die bisher nicht oder nicht vollständig dem Markt unterworfen waren, ausschließlich nach Gesichtspunkten der Profitmaximierung angeboten. Der Zugang selbst zu Basisdienstleistungen wie der Wasserversorgung wird in vielen Fällen nur noch zahlungskräftigen Personen gewährt. Es entsteht ein Gebührenkapitalismus (Roth), »der sich noch an den elementarsten Reproduktionsbedingungen der Gesellschaft schadlos hält«. Zugleich werden hierdurch prokapitalistische Einstellungen gefördert. Die Bürger erfahren alltäglich, dass alles seinen Preis hat.



	Raubkriege zur Aneignung von wichtigen Rohstoffvorkommen. Der Irakkrieg wurde von den USA auch mit dem Ziel geführt, die bedeutenden Ölreserven des Landes den eigenen Konzernen zugutekommen zu lassen.[151] 



	Elemente von Betrug und Diebstahl in der Finanzsphäre. Hierzu zählen zum Beispiel Bilanzbetrügereien und Kursmanipulationen, Ponzi-Systeme sowie Übernahmen und Ausschlachtung von Betrieben durch Institutionelle Anleger.



	Ausweitung der Patenten und Urheberrechte auf Bereiche, die ihnen bisher nicht unterworfen waren. Damit kommt es zu einem neuen »Clearance of the Commons«, also zu Einhegungen im Bereich des Wissens. Beispiele hierfür sind Biopiraterie, die sich häufende Nutzung von Patenten zur Verhinderung und Monopolisierung von Produktionsvorgängen und der Einschränkung der Ausnahmen des Urheberrechts, mit der zahlreiche Handlungen kriminalisiert werden, die bisher erlaubt waren. Ein Beispiel hierfür ist die Privatkopie. Die Inhaber der geistigen Eigentumsrechte sind somit in der Lage, rentenartige Einkommen einzustreichen.[152] 






Durch Formen der Enteignungsökonomie kommt es zu einer Ausweitung der kapitalistischen Eigentums- und Produktions­verhältnisse auf Länder, Sektoren oder soziale Aktivitäten, die diesen Verhältnissen noch nicht oder nur teilweise unterworfen waren. Der Staat spielt mit seinem Gewaltmonopol und seiner Definitionsmacht über die Legalität eine maßgebliche Rolle bei der Förderung dieser Prozesse.

Ursache für die zunehmende Bedeutung der Enteignungsökonomie sind die aus Sicht des Kapitals immer noch zu geringen Profite. Zwar konnte die Profitrate gesteigert werden, was natürlich stagnierende oder sinkende Löhne voraussetzte. Das führte zu einer unzureichenden Nachfrage und damit zu – im Vergleich zum Spätkapitalismus – geringeren Investitionen der Unternehmen. Zudem orientierte sich der Bedarf der Menschen weg von den – in den Industrieländern weitgehend gesättigten – Märkten für langlebige Konsumgüter hin zu Dienstleistungen, die noch in vielen Fällen vom Staat betrieben wurden. Das führte dazu, dass sich das anlagesuchende Kapital auf die Dienstleistungssphäre stürzte. In vielen Fällen erleichterten technische Fortschritte die privatwirtschaftliche Organisierung.[153] 

Die extrem hohen Renditeerwartungen der Finanzmärkte konnten häufig allen aus der Akkumulation durch Mehrwertproduktion nicht mehr befriedigt werden. Das begünstigte ebenfalls die verstärkte Nutzung von Enteignungsvorgängen.

5.5. Das unipolare Moment

In der neuen Epoche des Imperialismus verblieben die USA als einzige Supermacht, während die UdSSR im Jahr 1991 kollabierte. Damit sind die Ideen von Sozialismus und Planwirtschaft bis auf weiteres diskreditiert. Durch den Sieg der USA im kalten Krieg stand erstmals seit 1917 fast die ganze Welt dem Kapital offen. Die Ideologie der freien Märkte gewann mangels Alternativen gerade in den 90er Jahren erheblich an Plausibilität.

Die USA verloren keine Zeit, das nun eingetretene unipolare Moment maximal für sich auszunutzen. Im ersten Jahrzehnt des Neoliberalismus stand noch eine relativ friedliche ökonomische Expansion vor allem des US-Kapitals im Vordergrund. Die USA versuchten, mittels multilateraler Verträge die neoliberale Wirtschaftspolitik unumkehrbar zu machen und alle Länder ihrem Kapital zu öffnen. Dabei wurden sie vor allem durch die westeuropäischen Länder unterstützt. In der Zeit der Präsidentschaft von Bill Clinton (1992-2000) standen Militäroperationen nicht im Vordergrund[154] . Häufig reichte es schon aus, Flugzeugträgergruppen drohend vor die Küsten von widerspenstigen Ländern zu schicken, um deren Willen zu brechen.

Das wichtigste multilaterale Vertragswerk dieser Zeit sind die WTO-Verträge. Die World Trade Organisation ist 1995 aus dem GATT, dem General Agreement on Tariffs and Trade hervorgegangen. Zwar wurde schon seit 1986 in der Uruguay-Runde über eine Ausweitung des GATT verhandelt, aber die USA konnten sich mit ihren weitausgreifenden Vorschlägen erst nach der Niederringung des Sozialismus durchsetzen. Jetzt ging es nicht mehr nur um eine Verringerung der Zölle, sondern es sollten alle Branchen und Bereiche der Wirtschaft eines Landes dem »internationalen Wettbewerb« geöffnet werden. Zugleich wurden die geistigen Eigentumsrechte massiv verschärft, so dass die Großkonzerne zusätzlich rentenartige Einkommen einstreichen konnten.

Die zentralen Prinzipien der WTO sind:

	Marktzugang: Quantitativen Handelsbeschränkungen wie Beschränkungen der Zahl von Anbietern, des Umsatzes, der Stückzahlen, der Höhe von Kapitalbeteiligungen sind verboten.



	Inländerbehandlung: In- und ausländische Anbieter müssen gleich behandelt werden. Eine Vorzugsbehandlung von inländischen Anbietern ist verboten.



	Meistbegünstigung: Handelsvergünstigungen für ein Land müssen allen anderen WTO-Mitgliedern ebenfalls zugestanden werden; die Folge ist ein starker Liberalisierungsdruck.






Für den Fall der Nichteinhaltung sind Streitschlichtungskörperschaften eingerichtet worden. Sie sind vor allem mit kapitalfreundlichen Anwälten besetzt und dürfen gegen einzelne Länder abschreckende Strafen in Form von legalen Wirtschaftssanktionen verhängen.

Unter dem Dach der WTO existieren vier unterschiedliche Verträge:

Das alte GATT (General Agreement on Tariffs and Trade) regelt den Güterhandel. Es ist relativ wenig umstritten, da es klassische Zölle kaum noch gibt.

Das GATS (General Agreement on Trade in Services) ist ein äußerst komplexes Abkommen, welches die Öffnung der Dienstleistungs­sektoren der Staaten regelt. Einerseits enthält es zahlreiche allgemeine Verpflichtungen, die für alle Sektoren gelten, andererseits spezifische Verpflichtungen, die nur für diejenigen Dienstleistungssektoren gelten, die in bestimmten Listen eingetragen sind.

Die allgemeinen Verpflichtungen sind unter anderem: Die Meistbegün­stigungs­klausel, Transparenzregeln, Verbot von Kapitalverkehrs­kontrollen, Regeln zur innerstaatlichen Regulierung, die ein Durchgriffsrecht der WTO auf die nationale Ebene beinhalten, Regeln zum allgemeinen Beschaffungswesen und zu Subeventionen. Unter sehr enggefassten Bedingungen sind vorerst noch Ausnahmen von diesen Liberalisierungsregeln möglich.

Marktzugang und Inländerbehandlung gelten nur für diejenigen Dienstleistungssektoren eines Landes, die in Listen eingetragen sind. Allerdings sollen weitere Verhandlungsrunden stattfinden, mit dem Ziel von zusätzlichen Liberalisierungen. Nachträglich können einmal geöffnete Dienstleistungssektoren nicht mehr dem internationalen Wettbewerb entzogen werden.[155] 

Das TRIPS (Trade Related Aspects of Intellectual Property Rights) schafft einen weltweiten Mindeststandard für das geistige Eigentum. Die nationalen Gesetze der Mitgliedsländer müssen an die Vorschriften des TRIPS angepasst werden. Auf diese Weise können Konzerne davon ausgehen, dass ihr geistiges Eigentum in jedem Land geschützt ist.

Das TRIPS legt fest, dass folgende Bereiche des Geistigen Eigentums geschützt werden müssen:

	Urheberrecht und verwandte Schutzrechte



	Marken und geographische Herkunftsbezeichnungen



	Patente sowie gewerbliche Muster und Modelle



	das Layout integrierter Schaltkreise



	Geschäftsgeheimnisse






Für jeden dieser Bereiche legt das TRIPS Mindeststandards fest, die in den meisten Industrieländern bereits überschritten wurden, aber in vielen Entwicklungsländern noch nicht existierten.

Das TRIPS bestimmt zum Beispiel, dass die restriktiven Vorgaben der Artikel 1 bis 21 der Berner Übereinkunft zum Urheberrecht anzuwenden sind. Darunter fällt unter anderem ein sehr starkes Vervielfältigungsrecht. Die Urheber haben zusätzlich das Recht, die kommerzielle Vermietung ihrer Werke an die Öffentlichkeit zu erlauben oder zu verbieten. Die Mindestschutzdauer der Werke beträgt 50 Jahre. Ausnahmen der exklusiven Rechte sind auf bestimmte Sonderfälle zu beschränken, die weder die normale Auswertung des Werkes beeinträchtigen noch die berechtigten Interessen der Rechteinhaber unzumutbar verletzen (Dreistufentest).

Vorschriften zum Patentrecht: Patente müssen Erfindungen auf allen Gebieten der Technik erteilt werde, wenn sie neu sind, auf einer erfinderischen Tätigkeit beruhen und gewerblich anwendbar sind. Pflanzen und Tiere, Mikroorganismen und biologische Verfahren sind patentierbar. Ausnahmen sind auf wenige Sonderfälle zu beschränken und restriktiv anzuwenden. Die Mindestschutzdauer beträgt 20 Jahre. Bei Vorwürfen von Patenverletzungen greift eine Beweislastumkehr: Beklagte müssen im Fall von Verfahrenspatenten beweisen, dass sie das geschützte Verfahren nicht angewendet haben.

Das AoA (Agreement on Agriculture) der WTO legt die maximale Höhe von Agrarsubventionen fest und bestimmt, dass diese auslaufen müssen. De facto beendete das AoA Agrarsubventionen der Entwicklungsländer, während die Industrieländer unter verschiedenen Vorwänden ihre Bauern weiter unterstützten.

Weitere internationale Abkommen sind die 1997 in Kraft getretene WIPO Verträge. Die World Intellectual Property Organization (WIPO) ist eine in Genf residierende Unterorganisation der UNO und wurde erst im Jahr 1967 gegründet. Der WIPO Copyright Treaty (WCT, für das Urheberrecht) und der WIPO Performance & Phonograms Treaty (WPPT für die verwandten Rechte[156] ) beinhalten weitgehend wortgleich massive Verschärfungen der geistigen Eigentumsrechte, die als Reaktion auf die einfache Kopierbarkeit von digitalen Inhalten beschlossen wurden. Die wichtigsten Bestimmungen der WIPO-Verträge sind:

	Das Vervielfältigungsrecht wurde gestärkt und das Speichern von Werken im Computer ohne Erlaubnis der Urheberrechtsinhaber ausdrücklich verboten.



	Die Übertragung von Werken im Internet wurde ohne Erlaubnis der Urheberrechtsinhaber verboten. Sie können auch bestimmen, dass ihre Werke über das Internet gegen Entgelt nur für einen bestimmten Zeitraum oder nur zum einmaligen Betrachten bzw. Anhören zugänglich gemacht werden (»on demand«).



	Herstellung, Verbreitung oder Nutzung von Geräten, Produkten oder Komponenten, deren primärer Zweck es ist, Kopierschutzmechanismen der Rechteinhaber aufzuheben, zu umgehen, zu entfernen, zu deaktivieren oder sonst wie zu überlisten, sind verboten.



	Auch die Veränderung, Fälschung oder Löschung von Copyright Management Informationen, die für eine Identifizierung und Lizenzierung von Werken im Internet unerlässlich sind, sind verboten.



	Unter bestimmten Umständen sind Internet Service Provider (ISPs) für die Urheberrechtsverletzungen ihrer Kunden zivil- und strafrechtlich haftbar.






Die WIPO-Verträge stellten sicher, dass nur die großen Unterhaltungskonzerne, nicht aber die Konsumenten von der einfachen Kopier- und Übertragbarkeit von digitalen Inhalten profitierten. Sie konnten beträchtliche zusätzliche rentenartige Einkommen einstreichen, während die Konsumenten mit Preiserhöhungen geplagt wurden, die Kosten für Speicherung und Übertragung der Inhalte schultern mussten und bei Zuwiderhandlungen mit abschreckend hohem Strafschadensersatz und sogar mit Haftstrafen traktiert wurden.[157] 

Der 1990 auf einer Konferenz in Washington verabschiedete Washington Consensus legte fest, dass alle Länder als Bedingung für Kredite des IWF oder der Weltbank Strukturanpassungsmaßnahmen durchführen müssen. Diese beinhalten unter anderem:

	Nachfragedrosselungen, Lohnsenkungen und Kürzung der Staatsausgaben



	Abwertung der Währung, was Importe erschwert und Exporte erleichtert



	Liberalisierung



	Deregulierung von Märkten und Preisen, Abbau von Subventionen



	Privatisierung öffentlicher Unternehmen und Einrichtungen






Damit haben IWF und Weltbank eine schon länger bestehende Praxis formalisiert. De facto wurde mit dem Washington Consensus den Entwicklungsländern eine importsubsituierende Industrialisierung unmöglich gemacht. Die bisher existierende, auf dem Weltmarkt nicht wettbewerbsfähige, Industrie wurde zerstört. Die Ökonomien der betroffenen Länder wurden auf die Bedürfnisse des internationalen Kapitals zugeschnitten. Sie sollten vor allem als Quelle billiger Rohstoffe und Arbeitskräfte dienen. Große Teile der Gesellschaft verelendeten. Für die Entwicklungsländer begannen die beiden verlorenen Jahrzehnte.[158] 

Andere Verträge wie das geheim verhandelte MAI (Multilateral Agreement on Investment) konnten in den 90er Jahren nicht durchgesetzt werden.

Hinzu kommt eine Vielzahl von bilateralen Verträgen zum Beispiel zum Investitionsschutz, die zwischen den USA und der EU einerseits und Entwicklungsländern andererseits abgeschlossen wurden.

Freihandelsbündnisse wie die EG (später EU) und ASEAN wurden gestärkt. Das Nordamerikanische Freihandelsabkommen NAFTA, das die USA, Kanada und Mexiko umfasst, wurde erst 1994 gegründet.

Informelle Diskussionsforen der reichsten Kapitalisten der Welt wie das World Economic Forum gewannen in den 90er Jahren an Bedeutung. Seine Macht wurde von der globalisierungskritischen Bewegung bereits als so hoch eingeschätzt, dass zwischen 2001 und 2018 Gegengipfel in Form des Weltsozialforums stattfanden. Das erste Weltsozialforum wurde in Porto Alegre (Brasilien) abgehalten.

Durch diese Entwicklungen haben sich im transnationalen Raum Knotenpunkte und Elemente einer überstaatlichen Macht gebildet, die weit über lose Formen der Kooperation zwischen den Staaten hinausgingen. Organisationen wie der IWF, die Weltbank, die WTO, die OECD, die G8, informelle Treffen wie das Weltwirtschaftsforum in Davos und regionale Strukturen wie die EU, die NAFTA etc. bilden ein immer dichter werdendes Geflecht, dass die gegenwärtigen Machtverhältnisse zementiert. Diese Organisationen sind von den Kräfteverhältnisse in den Nationalstaaten relativ unabhängig und nur schwach demokratisch legitimiert, was durchaus auch beabsichtigt ist. Es kam zur Herausbildung eines transnationalen Machtblocks aus Vermögensbesitzern, Großunternehmen und dominierenden Nationalstaaten.[159] 

Hierdurch wurde eine Basis geschaffen für eine immer stärkere Verflechtung der einzelnen Ökonomien. So nahmen ausländische Direktinvestitionen von 13,3 Mrd. Dollar im Jahr 1970 auf 18 Billionen Dollar im Jahr 2007 zu[160] . Von diesen 18 Billionen flossen 12 in Industrieländer, der Rest in Entwicklungsländer, wobei China mit 83 Mrd. das größte Empfängerland von Direktinvestitionen im Süden war. Mit einem großen Teil dieser Investitionen wollten Konzerne über Fusionen und Akquisitionen durch Stilllegung der übernommenen Firma einen größeren Marktanteil an sich reißen oder sie verfolgten den Zweck, die eigentlichen Produktionsbereiche an Niedriglohnstandorte zu verlagern. Letzteres geschieht häufig durch Outsourcing und Subcontracting im Rahmen von Transnationalen Produktions­netzwerken. Es kam also zu einem gigantischen Prozess von Konzentration und Zentralisation des Kapitals, in dessen Verlauf sich globale Oligopole herausbildeten. In vielen Branchen, zum Beispiel der Automobilindustrie, der Herstellung von Computer-Prozessoren oder der Unterhaltungsindustrie wird der Weltmarkt von weniger als einem Dutzend Firmen kontrolliert.

Rentabilitätsnormen gelten gleichermaßen für die gesamte Erde. Nach Marx vollzieht sich die Ausbildung einer einheitlichen Profitrate umso rascher,

	je mobiler das Kapital



	je rascher die Arbeitskraft von einer Sphäre in die andere und von einem »Lokalsitz« der Produktion in den anderen wechseln kann.[161] 






Eine vollständige Kapitalmobilität war zwischenzeitlich auf Weltebene erreicht. Ebenfalls ist es den Arbeitern weltweit problemlos möglich, von einer Sphäre (zum Beispiel der Landwirtschaft) in die andere (zum Beispiel Industrie) zu wechseln. Eine vollständige geographische Mobilität der Ware Arbeitskraft war allerdings zu keinem Zeitpunkt gegeben. Das war aber auch nicht unbedingt notwendig. Denn in den OECD-Ländern waren im Jahr 2005 insgesamt 128 Mio. Menschen in der Industrieproduktion beschäftigt. Die riesige industrielle Reservearmee Chinas hatte im gleichen Jahr eine Größe von 430 Mio. Menschen[162] . Theoretisch könnten alle industriellen Tätigkeiten der OECD-Länder allein durch chinesische Arbeitskräfte ausgeübt werden. Deshalb gravitierte der Wert der Ware Arbeitskraft weltweit immer stärker nach unten in Richtung auf die chinesischen Löhne.

Aus Westeuropa wurden Betriebe in die osteuropäischen EU-Mitgliedsländer verlagert. Auf die dort langsam steigenden Löhne reagierten viele Betriebe durch weitere Verlagerungen in Länder mit noch geringeren Löhnen. Aber auch aus zahlreichen freien Produktionszonen Mexikos, den Philippinen oder Indonesien wurden Betriebe nach China verlagert, weil dort die Löhne noch niedriger sind.[163]  Deshalb bestimmten sie immer stärker den globalen Wert der Ware Arbeitskraft.

Demnach bildeten sich langsam einheitliche Weltmarktpreise und eine einheitliche Profitrate heraus. Produzenten, welche mit den weltweit produktivsten Firmen nicht konkurrieren können, mussten früher oder später aufgeben.

Nicht mehr einzelnen Großbanken, sondern die weltweiten Finanzmärkte übten nun entscheidenden Einfluss auf die Realwirtschaft auf. Durch die Möglichkeit der sofortigen Verlagerung von Investitionen gelang es ihnen, ihre sehr hohen Renditeerwartungen in den Unternehmen durchzusetzen und sie auf eine Strategie der kurzfristigen Rentabilität festzulegen, notfalls auch auf Kosten ihrer Substanz. Auch ganze Volkswirtschaften wurden durch Verlagerungsdrohungen gezwungen, eine kapitalfreundliche Politik zu betreiben. Die meisten Entwicklungsländer sind durch die Strukturanpassungsprogramme des IWF für ausländisches Kapital geöffnet worden. Kern des Systems der Finanzmärkte ist der Wall-Street-Finanzministeriums-Komplex der USA, der den Washington-Consensus definierte. Aber auch die Finanzmärkte in London, Frankfurt und Tokio hatten weltweite Bedeutung. Da die Profite der Realwirtschaft häufig nicht ausreichen, gewinnen Prozesse der Akkumulation durch Enteignung an Bedeutung.[164] 

Entwicklungsländer konnten mit den inzwischen extrem hohen weltweiten Produktivitätsstandards nicht mehr mithalten und deren Produktionskapazität wurde zum größten Teil von Weltmarkt stillgelegt. In die Weltwirtschaft integriert sind hier nur noch Inseln höchster Produktivität, etwa Fertigungsbetriebe in den freien Produktionszonen oder Betriebe zur Förderung begehrter Rohstoffe. Große Teile der Bevölkerung dieser Länder hatten keinen Zugang mehr zu einer formalen Beschäftigung. Sie vegetieren in Slums der Großstädte, sind zur Subsistenzwirtschaft zurückgekehrt oder sind bei einem völligen Staatszerfall in der Plünderungsökonomie aktiv.[165]  Aber auch in den Metropolen kam es zur Verelendung ganzer Bevölkerungsteile, während umgekehrt in Ländern wie China und Indien eine Mittelklasse aus mehreren 100 Millionen Menschen entstand. Das war zwar absolut eine hohe Zahl, aber im Vergleich zu der Gesamtbevölkerung dieser Länder eher wenig.

Innerhalb der inzwischen weltweit verteilten Wertschöpfungsketten existierte eine klare Hierarchie, an deren Spitze die großen forschenden Markenunternehmen aus den Industrieländern stehen. Sie konnten sich den größten Anteil des in ihren Produktionsnetzwerken anfallenden Mehrwerts aneignen. Eine Stufe tiefer standen die großen Auftragsfertiger, die teilweise in Industrie- und teilweise in Entwicklungsländern angesiedelt sind. Am unteren Ende der Wertschöpfungsketten standen die Unterauftragnehmer aus Entwicklungsländern. Nach den Worten von Christian Zeller kann die Geographie des neuen Imperialismus als eine Kaskade ineinandergeschobener Hierarchien und Herrschaftsverhältnissen bezeichnet werden, die trotz Herstellung eines globalen Verwertungsraums neue Gräben und Verwerfungen entstehen lässt.[166] 

Allerdings wäre die neoliberale Globalisierung undenkbar gewesen ohne die überragende US-amerikanische Militärmacht. Thomas Friedmann von der New York-Times formulierte diese Erkenntnis treffend 1999:

»Damit der Globalismus funktioniert, darf Amerika sich nicht scheuen, als die allmächtige Supermacht zu handeln, die es ist. Die unsichtbare Hand des Marktes wird nie ohne eine unsichtbare Faust funktionieren. McDonalds kann nicht ohne den F-15-Konstrukteur McDonnell Douglas florieren. Und die unsichtbare Faust, die dafür sorgt, dass die Welt für Silicon-Valley-Technologien sicher ist, heißt Heer, Luftwaffe, Marine und Marineinfanterie der USA.«[167] 

Aber noch blieb die US-Militärmaschinerie meistens in der Hinterhand.

Neben der transnationalen Ebene wurden im Neoliberalismus auch die Handlungsmöglichkeiten von einigen Regionen und Städten gestärkt. Noch im Spätkapitalismus wurde angestrebt, in allen Regionen eines Landes ungefähr gleichwertige Lebensverhältnisse herzustellen. Jetzt entwickeln sich einzelnen Städtesysteme radikal auseinander. Einerseits nahm die Bedeutung von sog. Global Cities zu. Sie stehen im Zentrum eines neuartigen Städtesystems. In ihnen sind Finanzmärkte, Zentren von Banken und Transnationalen Unternehmensnetzwerken sowie hochwertige, unternehmensorientierte Dienstleister konzentriert. Sie sind untereinander dicht vernetzt und beziehen sich vielfach stärker aufeinander, als auf ihr unmittelbares Umfeld, von dem sie sich tendenziell entkoppeln. Beispiele für solche Global Cities sind New York, London oder Frankfurt am Main. Einige Städte der Dritten Welt wie Hong-Kong, Manila und Taipeh konnten sich im harten globalen Standortwettbewerb behaupten, indem sie sich erfolgreich auf die unmittelbare Steuerung der materiellen Produktion im Auftrag der großen Netzwerkfirmen spezialisieren.[168] 

Andererseits kam es auch in den Industrieländern zum einem Abstieg der großen Industriereviere wie dem Ruhrgebiet und zahlreicher weiterer Städte wie Lyon und Marseilles. In den Ländern der Dritten Welt gibt es viele Städte wie Lagos oder Mexico City, die zum größten Teil aus Slums bestehen. Nach einer Studie der UNO lebten im Jahr 2005 von den weltweit mehr als 3,2 Milliarden Stadtbewohner über 1 Milliarde in Slums. Das Wachstum dieser Slums wurde durch die Grüne Revolution in den 70er Jahren und die Strukturanpassungs­programme der 80er und 90er Jahre erheblich beschleunigt. Durch diese von IWF und Weltbank aufgezwungenen Maßnahmen wurden in vielen Ländern der öffentliche Dienst stark reduziert und durch Marktöffnungen die nationale Industrie und Landwirtschaft entweder erheblich geschädigt oder ganz vernichtet.[169]  Aber auch in den Industrieländern breiteten sich Elendsquartiere aus, während sich die Reichen mehr und mehr in »Gated Communities« zurückzogen.

Gegen Ende der 90er Jahre hatten sich die Methoden der relativ friedlichen Kapitalexpansion langsam erschöpft. Wie oben beschrieben, sollten ständig stattfindende Verhandlungsrunden zu einer kompletten Liberalisierung des Welthandels führen. Allerdings konnten sich die Teilnehmer der WTO-Ministerkonferenz, die in Seattle vom 30. November bis zum 2. Dezember 1999 tagte, nicht mehr auf weitere Liberalisierungsschritte einigen. Die Interessengegensätze zwischen Industrie- und Entwicklungsländern waren unüberbrückbar geworden.

Hinzu kam, dass in Seattle erstmals militante Proteste von Globalisierungskritikern stattfanden. Das Netzwerk Peoples Global Action hatte zu einer Blockade des Gipfels aufgerufen, was teilweise auch gelang. Im Rahmen der Berichterstattung über diesen Gipfel ging das Internet-Portal Indymedia online. In Genua protestierten im Juli 2001 zwischen 300.000 und einer Million Menschen erneut teils militant gegen den G8-Gipfel. Es entwickelten sich bürgerkriegsähnliche Zustände. Ein Demonstrant wurde getötet, zahlreiche weitere von der Polizei schwer verletzt. Autonome bewirkten einen großen Sachschaden, indem sie zahlreiche Geschäfte »entglasten«.

Hintergrund dieser Entwicklung war, dass in den 90er Jahren immer mehr Bewohner der Industrieländer die Erfahrung machten, dass die Globalisierung gravierende negative Auswirkungen für sie selbst hatte. Wie oben beschrieben, wurden zahlreiche Industriebetriebe nach Osteuropa oder China verlegt, Arbeitsplätze massiv abgebaut, zahlreiche Betriebe und Einrichtungen der Daseinsvorsorge wurden privatisiert, was deren Service verschlechterte und die Gebühren steigen ließ, der Sozialstaat wurde zurückgeschnitten und die geistigen Eigentumsrechte massiv verschärft. Zu allem Überfluss platzte auch noch im März 2000 die Dot.com-Blase, das heißt, an den Börsen gab es einen bisher nie gesehenen Kurssturz besonders der Werte der so genannte New Economy, also Firmen im Bereich Internet und Computer.

Gegen diese negativen Entwicklungen wandte sich eine immer militanter auftretende Antiglobalisierungsbewegung. Auch in der Dritten Welt nahmen Bewegungen gegen den Neoliberalismus einen neuen Aufschwung. Das zeigte sich zum Beispiel am Wahlsieg des charismatischen Militärs Hugo Chavez in Venezuela im Jahr 1998. Diese Ereignisse zeigten, dass der neoliberale Kapitalismus keineswegs fest im Sattel saß, sondern zunehmend Gegenkräfte mobilisierte, die – wenn die Entwicklung so weiter geht – erneut die Machtfrage stellen könnten.

5.6. Der kriegerische Neoliberalismus

Diese Schwierigkeiten wurden am 11. September 2001 mit einem Schlag überwunden. Nach den Anschlägen auf das World Trade Center und das Pentagon erklärte der seit 2001 amtierende US-Präsident George W. Bush den globalen Krieg gegen den Terror, der Jahrzehnte dauern könne. Ohne größeren Widerspruch wurde im ganzen Westen eine Massenüberwachung installiert, die globalisierungskritische Bewegung stillgelegt und zahlreiche Länder angegriffen, vor allem »ehemalige sowjetische Klientelregime« im Nahen Osten wie der Irak, Libyen und Syrien. Hiermit sollten andere Länder eingeschüchtert werden, sich dem Willen der USA auch in ökonomischer Hinsicht zu beugen.

Der Anschlag vom 11. September passte so gut in das Konzept der US-Regierung, dass der begründete Verdacht besteht, dass da nachgeholfen wurde. Schließlich hatten prominente Neokonservative in ihrem Report Rebuilding Americas Defenses aus dem Jahr 2000 für den Thinktank The Project for the New American Century ziemlich unverhohlen ein katalysierendes Ereignis wie ein neues Pearl Harbour herbeigesehnt.[170]  Damit sollte eine massive Aufrüstung des US-Militärs und Angriffe auf Staaten wie die KDVR, den Irak, Iran und Syrien gerechtfertigt werden.

Am Project for the New American Century waren unter anderem beteiligt: Dick Cheney (Vizepräsident unter Bush), Donald Rumsfeld (Verteidigungsminister unter Bush), Paul Wolfowitz (Stellvertretender Verteidigungsminister), Jeb Bush (Bruder von George W. Bush), Lewis Libby (Cheneys Stabschef) und John Bolton (UNO-Botschafter unter Bush).

Bereits die Präsidentschaftswahlen im Jahr 2000 zwischen Clintons Vizepräsident Al Gore und George W. Bush waren von Betrugsvorwürfen zugunsten von Bush und der Republikaner überschattet. Offenbar wollten entscheidende Fraktionen der herrschenden Klasse, dass mit Bush die neokonservativen Kriegstreiber an die Macht kamen.

Bekanntlich entführten nach der offiziellen Darstellung am 11. September 2001 Mitglieder der islamistischen Terrororganisation Al Qaida in den USA 4 Passagierflugzeuge. Zwei steuerten sie in die Hochhäuser World Trade Center 1 und 2, die in der Folge einstürzten; eines flog in das Pentagon und das letzte Flugzeug stürzte auf ein Feld bei dem Ort Shanksville in Pennsylvanien.

Allerdings gibt es große Probleme mit dieser offiziellen Darstellung[171] , besonders bei folgenden Punkten:

	Nicht die Tatsache dass, sondern wie die beiden Hochhäuser WTC 1 und 2 eingestürzt sind, ist das Problem. So hätten nach den Gesetzen der Physik (3. Newtonsches Gesetz nachdem Aktion = Reaktion, Impulserhaltung) nur die oberen, abgetrennten Stockwerke und diejenigen Stockwerke unterhalb der Einschlagstelle zerstört werden sollen, die in der Höhe den oberen Stockwerken entsprechen. Wenn zum Beispiel das Flugzeug 15 Etagen unterhalb des Daches einschlug, würden bei einem Einsturz diese Etagen und 15 unterhalb der Einschlagstelle zerstört werden. Es ist nicht ersichtlich, woher die Energie gekommen sein sollte, die Gebäude komplett zu zerstören. Tatsächlich aber sind sie mit 2/3 der Freifallgeschwindigkeit vollständig in ihren eigenen Grundriss gestürzt. Das aber ist nur möglich, wenn alle tragenden Teile auf einmal versagen.[172] 



	Das Hochhaus WTC 7 wurde nicht von einem Flugzeug getroffen. Dennoch stürzte es in nahezu Freifallgeschwindigkeit in sich zusammen, angeblich nur durch Brände verursacht. Eine Untersuchung der Universität von Alaska ergab, dass Feuer nicht die Ursache des Einsturzes gewesen sein kann. Das WTC 7 muss also gesprengt worden sein.[173] 



	Das deutlich sichtbare Loch in der Außenwand des Pentagon passt beim besten Willen nicht mit der Breite einer Boeing 757-200 zusammen.



	Der Flug United 93, ebenfalls eine Boeing 757-200 mit 47,32 m Länge, soll sich bei Shanksville, Pennsylvanien vertikal in einen Acker gebohrt haben und in einem Loch vollständig verschwunden sein. Allerdings beginnt bei den für die gemäßigte Zone typischen Braunerdeböden bereits in mehreren Metern Tiefe die Felsschicht. An dieser müsste das Flugzeug zerschellt sein.[174] 



	Die Flugzeuge der Flüge American 11 und United 175, die das WTC trafen, flogen nahe an der Schallgeschwindigkeit, was in den unteren Bereichen der Atmosphäre nicht möglich ist. Solche Geschwindigkeiten hätten diese Flugzeuge zerstören müssen.



	Die Flugzeuge American 11 (Einschlag in WTC 1), American 77 (Pentagon) und United 175 (WTC 2) flogen Manöver, die selbst erfahrene Piloten überfordern. Es ist nicht ersichtlich, wie fliegerische Laien diese Manöver ausgeführt haben könnten.[175] 






Letztlich bleibt nur die Schlussfolgerung, dass Gruppierungen innerhalb der US-Regierung die Flugzeugentführungen nicht nur haben geschehen lassen, sondern direkt »nachgeholfen« haben, um ein von den Neokonservativen herbeigesehntes katalysierendes Ereignis, ein neues Pearl Harbour zu schaffen. Damit wurde die globale Kriegserklärung des Westens an den Terrorismus gerechtfertigt.

Einerseits diente dieser katastrophale Terroranschlag dazu, die zunehmende Unruhe in der Bevölkerung der westlichen Welt stillzulegen und sie hinter ihren Führungen zu versammeln. Noch im Spätkapitalismus regierten die Herrschenden mit einem Klassenkompromiss. Wer die Leitideologie des Antikommunismus akzeptierte, konnte relativ gut leben und erwarten, dass es seine Kinder noch besser haben würden.

Jetzt aber hatten die Kapitalisten der einfachen Bevölkerung nichts mehr anzubieten. Sie waren absolut unwillig, ihr auch nur die geringsten ökonomischen Zugeständnisse zu machen. Unter diesen Umständen entschied sich die Bourgeoisie, nun mit Angst zu regieren. Sie stützte sich dabei unter anderem auf die Forschungen des Politologen Philip Zelikow, der an der Universität von Viginia in Charlotteville lehrt. Nach Zelikow wird Politik um bestimmte öffentliche Mythen herum aufgebaut. Bei diesen Mythen handelt es sich um Vorstellungen, die die Massen für wahr halten, weil sie von den Autoritäten vertreten werden. Diese Mythen müssen tatsächlich nicht wahr sein. Entscheidend ist, dass sie den Menschen durch schockierende Ereignisse mit prägender Wirkung, die Angst und Panik erzeugen, eingebrannt werden.

Zelikow konnte seine Theorie nach 9/11 in die Praxis umsetzen. Denn er war Executive Director der 9/11-Kommission des US-Kongresses, die vom 22. Dezember 2002 bis zum 21. August 2004 tagte. Zudem war er Hauptautor des am 22. Juli 2004 vorgestellten Commission-Reports.[176] 

Regieren durch Angst sollte sich als eine extrem effektive Methode erweisen, die Bevölkerung zum Gehorsam zu zwingen. Die Terrorismusfurcht wurde durch zahlreiche weitere Anschläge aufrecht erhalten, so die Anschläge auf vollbesetzte Pendlerzüge in Madrid im Jahr 2004, die Anschläge auf Londoner U-Bahn-Stationen und Busse im Jahr 2005 und die Anschläge auf die Redaktion der Satirezeitschrift Charlie Hebdo und den Konzertsaal Bataclan in Paris im Jahr 2015. Auch bei diesen Anschlägen gibt es zahlreiche ungeklärte Fragen.

Als die Terrorismusfurcht in der Bevölkerung langsam verblasste, schalteten Medien und Politik auf die Umwelt- und Klimahysterie um. In den 10er Jahren wurden in diesem Bereich zahlreiche Angstkampagnen gefahren, so die Strahlenangstkampagne nach dem Reaktorunglück von Fukushima 2011, die Dieselhysterie 2016-17, die Glyphosatpanik 2018, und schließlich ab 2019 die CO2-Panik. Dazwischen gab es immer wieder aufgebauschte Lebensmittelskandale. Diese Klimahysterie ging 2020 nahtlos in die Corona-Hysterie über.

Die globalisierungskritische Bewegung wurde wie gesagt stillgelegt. Die Polizei wurde aufgestockt, besser bewaffnet und eine Massenüberwachung der Bevölkerung durchgedrückt. Von den negativen Folgen der Globalisierung war in den Medien nicht mehr die Rede. Stattdessen wurde ein Kulturkampf gegen den radikalen Islam und gegen Araber im Allgemeinen inszeniert. Bei weiteren Gipfeln fuhr die Polizei eine Null-Toleranz-Taktik. Die Menschen ließen sich einschüchtern und stellten den Kapitalismus weit überwiegend nicht mehr in Frage. Die Repression richtete sich hauptsächlich gegen radikalere Teile der globalisierungskritischen Bewegung, wie dem Netzwerk Peoples’ Global Action. Gemäßigtere Organisationen wie ATTAC[177]  wurden zunächst von den Medien hochgeschrieben, dann Teile des Führungspersonals bestochen sowie die Organisation mit haltlosen Antisemitismus- und Gewaltvorwürfen traktiert. In den 10er Jahren war jeder antikapitalistische Impetus der globalisierungs­kritischen Bewegung erloschen.[178] 

Als Teil des globalen Krieges gegen den Terror griffen die USA noch im Jahr 2001 Afghanistan an und besetzten das Land. Im Jahr 2003 folgte der Irakkrieg. Das US-Militär stürzte die Regierung von Präsident Saddam Hussein und etablierte ebenfalls ein Besatzungs­regime. Daraufhin kam es zu einem jahrelangen Guerillakrieg, wobei die US-Luftwaffe Flächenbombardements gegen die Aufständischen einsetzte und zahlreiche Städte wie Falludscha dem Erdboden gleichmachte.

Das US-Militär bekämpfte islamistische und kommunistische Aufständische auch auf den Philippinen und in Somalia. Pakistan entwickelte sich seit 2004 zu einem Versuchslabor des US-Drohnenkrieges. Unbemannte Flugkörper rotteten nicht nur die pakistanischen Ableger der Terrororganisation Al Qaida und Islamischer Staat in den Stammesgebieten aus, sondern töteten auch zahlreiche Zivilisten, darunter ganze Hochzeitsgesellschaften.

Im Rahmen des Krieges gegen den Terror bekämpfte die NATO auch die Piraterie am Horn von Afrika. Im Jahr 2011 griffen Frankreich, Großbritannien und die USA mit Erlaubnis des UN-Sicherheitsrates Libyen an und stürzten seinen obersten Repräsentanten Muammar al-Ghadaffi. Der Syrienkrieg ab 2011 führte wegen des Eingreifens Russlands nicht mehr zum Sturz von Präsident Bashir al-Assad. Dennoch legte der Westen das Land durch verkrüppelnde Sanktionen lahm und stürzte die Bevölkerung ins Elend.

Das heißt, die USA haben eine Regimechange in Afghanistan, Irak und Libyen durchgeführt und einen solchen in Syrien versucht. Außerdem war das US-Militär auf den Philippinen, in Somalia, dem Sudan, im Libanon und in Pakistan aktiv. Die von General Wesley Clark nach 9/11 berichtete neokonservative Kriegsplanung (»sieben Länder in fünf Jahren«) wurde also fast vollständig abgearbeitet. Nur an den Iran traute sich das US-Militär doch nicht heran.

US-amerikanische Kriegsschiffe sind spätestens seit den 80er Jahren im Persischen Golf aktiv. Als Reaktion auf die sowjetische Militärintervention in Afghanistan verkündete US-Präsident Carter 1980 die Carter-Doktrin, wonach die USA jedes Ausgreifen der Sowjetunion in Richtung Persischen Golf mit Waffengewalt verhindern und notfalls auch Nuklearwaffen zu diesem Zweck einsetzen würden. Gemeint war natürlich eine soziale Revolution in den ölreichen Gebieten des Nahen und mittleren Ostens, wobei sich neue Arbeiterstaaten an die Sowjetunion anlehnen könnten. Denn diese Gebiete waren für das weitere Funktionieren des Kapitalismus von existenzieller Bedeutung. Die USA wollten um keinen Preis zulassen, dass sie in die Hände der Sowjetunion und ihrer Verbündeten fallen könnten. Denn es bestand die Befürchtung, dass diese dann dem Westen den Ölhahn zudrehen würden. Außerdem würden in diesem Fall beträchtliche Einnahmen aus dem Öl- und Gasverkauf für die Entwicklung der Region und der Sowjetunion eingesetzt werden und nicht mehr auf die Eurodollarmärkte in London strömen. Dies aber würde die globale Währungshegemonie des Dollars empfindlich einschränken. Dieses Szenario wollten die USA unter allen Umständen verhindern, notfalls auch um den Preis eines Atomkrieges. Allerdings haben die USA die sowjetische Intervention in Afghanistan durch eine vorhergehende Unterstützung der radikalislamischen Mudjaheddin selbst hervorgerufen.

Seit dem zweiten Golfkrieg 1990 sind die USA auch mit Bodentruppen in der Golfregion vertreten. 1990 setzten die USA zum Sieg über Saddam Husseins Irak 575.000 Soldaten und 6 Flugzeugträgergruppen ein. Im Irakkrieg 2003 waren es nochmal 300.000 Soldaten. Noch im Jahr 2020 waren US-Kampftruppen in der Golfregion wie folgt vertreten:[179] 

	Afghanistan: 14.000



	Kuwait: 13.000



	Katar: 13.000



	Bahrain: 7000



	Irak: 6000



	Vereinigte Arabische Emirate: 5000



	Jordanien: 3000



	Saudi-Arabien: 3000



	Syrien: 800



	Oman: 606






Hinzu kommen zahlreiche hier nicht dokumentierte Spezialeinsatzkräfte, Vertragsmitarbeiter von Privatfirmen für die Logistik der Truppe und Söldner. Die 5. US-Flotte kreuzt ständig im Persischen Golf, dem Roten Meer, dem Arabischen Meer und dem Golf von Aden. Sie besteht aus einem Flugzeugträgerverband, zahlreichen Raketenkreuzern und amphibischen Landungsschiffen.

Die Angriffe auf »ehemalige sowjetische Klientelregime« wie dem Irak, Syrien, Libyen und Afghanistan erfolgte nicht, weil diese Staaten eine unabhängige Wirtschaftspolitik betreiben würden. Sie haben alle mehr oder wenige schmerzhafte Reformen durchgeführt und sich an den Neoliberalismus angepasst.

Geostrategisches Hauptziel der US-Angriffe war vielmehr die Aufrechterhaltung der US-Hegemonie in dieser Region. Es sollte auch nach 1990 verhindert werden, dass andere Mächte am Persischen Golf Fuß fassen. Die Ölquellen und Öltransportrouten sollten weiterhin in den Händen des Westens bleiben. De facto ist das bei den arabischen Golfmonarchien der Fall. Ihre herrschende Klasse konsumiert zwar einen beträchtlichen Teil der Öleinnahmen, aber ein noch größerer Teil gelangt auf die Finanzmärkte und steht dort der Spekulation zur Verfügung.

Ein weiteres geostrategisches Ziel der USA war ein Ausgreifen auf den »eurasischen Balkan«. Darunter versteht der US-Geostratege Zbigniew Brzezinski die ehemaligen Sowjetrepubliken Georgien, Aserbaidschan, Armenien, Kasachstan, Usbekistan, Kirgistan, Tadschikistan und Turkmenistan. Die USA wollten zunächst Russland und China dort zurückdrängen, dann die nationalen und religiösen Gegensätze anheizen, um schließlich militärisch intervenieren zu können. Das zeigt sich allein daran, dass die USA nach 2001 im Gefolge des Zweiten Afghanistankrieges unter den verschiedensten, teilweise absurden Vorwänden dort Militärstützpunkte einrichteten. Langfristiges Ziel war eine ökonomische Penetration dieser Region mit ihren zahlreichen dort lagernden, extrem wertvollen Rohstoffen wie Erdgas und Erdöl in vergleichbar großen Mengen wie am Golf, aber auch Mineralien wie Gold und Uran.[180] 

Noch in den 90er Jahren konnten die USA in Aserbaidschan und Turkmenistan Fuß fassen. Die Baku-Tiflis-Ceyhan-Pipeline pumpt Erdöl, die Südkaukasus-Pipeline Erdgas aus Aserbaidschan und Turkmenistan ans türkische Mittelmeer. Damit konnte das russische Pipelinemonopol gebrochen werden.

Aber damit waren die westlichen Erfolge in dieser Region bereits erschöpft. Währenddessen investierten insbesondere chinesische Firmen große Beträge in Zentralasien. Mit der Gründung der Shanghai Cooperation Organization im Jahr 2001, der nicht nur Kasachstan, Usbekistan, Kirgistan und Tadschikistan, sondern auch Russland und China angehören, konnte die Region stabilisiert und Konflikte gedämpft werden. Hierzu trug sicherlich bei, dass der Lebensstandard der Bevölkerung nicht mehr wie in den 90er Jahren rapide sank, sondern sich stabilisierte und langsam wieder anstieg.

Währenddessen setzten die USA Afghanistan und den Irak nach deren Eroberung Ultraschocks aus. Die im Irak beträchtliche Industrie wurde flächendeckend stillgelegt, die zerbombte Infrastruktur nur zu einem geringen Teil wiederhergestellt, die beträchtlichen Währungsreserven in die USA geschafft. Die Wirtschaft wurde vollständig dem Weltmarkt geöffnet, Zölle abgeschafft, die Steuern für die Reichen radikal herabgesetzt, Streiks und Gewerkschaften verboten. Dafür führte US-Verwalter Paul Bremer eine drakonische Verschärfung der Rechte des geistigen Eigentums ein. Das absehbare Resultat war eine radikale Verarmung der Menschen und die Pulverisierung der Mittelschicht. Einige US-Oligarchen dagegen haben sich im Irak unter dem Vorwand des nie stattfindenden Wiederaufbaus obszön bereichert.

Diese Entwicklung führte der irakischen Wiederstandbewegung immer neue Rekruten zu. Der Guerillakrieg wurde schließlich so stark, dass die US-Truppen unter Obama den Irak verlassen mussten.

Wie Robert Kurz zu Recht feststellte, konnten die USA in den von ihnen eroberten Ländern kein Wiederaufbauprogramm vergleichbar mit dem Marshallplan initiieren, weil dann die Menschen in den Metropolen ebenfalls Forderungen gestellt hätten. Angesichts der globalen Kräfteverhältnisse waren aber die tonanagebenden US-Oligarchen zu keinerlei Zugeständnissen an die eigene Arbeiterklasse mehr bereit. Das allerdings führte zu einem Scheitern der weitausgreifenden Pläne der USA im Nahen und Mittleren Osten. US-Truppen mussten sich schmählich aus dem Irak und aus Afghanistan (2021) zurückziehen, während Russland und China ihre Positionen festigen konnten.[181] 

Hinzu kommt, dass die USA dank der Fracking-Technologie seit den 10er Jahren genügend Öl und Gas für den internen Markt produzieren können und die Europäer inzwischen (Stand 2022) weniger als Verbündete, sondern als lästige Konkurrenten für die US-Industrie gelten. Die Region, in der die USA seit 1990 drei blutige Kriege um die Welthegemonie geführt hatten, ist für sie inzwischen von geringerer strategischer Bedeutung. Der wichtigste Öl-Kunde Saudi-Arabiens ist inzwischen die VR China, weshalb das Königreich auf die chinesische Position in Fragen der internationalen Politik immer mehr Rücksicht nimmt.

Dennoch war der globale Krieg gegen den Terror aus Sicht der US-Oligarchen ein großer Erfolg. Die interne Opposition konnte stillgelegt werden und alle Staaten der Welt waren gezwungen, sich hinter den USA zu versammeln. Offener Widerspruch, auch in wirtschafts­politischen Fragen, wurde nicht mehr geduldet. George W. Bush: »Entweder ihr seid für uns oder für die Terroristen.« Der Krieg gegen den Terror hat sein proklamiertes Ziel, die globale US-Hegemonie für weitere zwei Jahrzehnte aufrecht zu erhalten, in der Tat erreicht. Zudem konnten einige Kapitalfraktionen, vor allem die Rüstungsindustrie, aber auch die mit den zahlreichen US-Geheimdiensten verbundenen Tech-Firmen ihre Profite beträchtlich steigern.

Allerdings konnte der globale Krieg gegen den Terror nicht verhindern, dass es insbesondere in Lateinamerika zu Wahlsiegen von linken, explizit nicht neoliberalen Parteien kam, so nicht nur in Venezuela, sondern auch in Brasilien, Bolivien, Argentinien, Uruguay, Ecuador und Nicaragua. Es ist aber auch richtig, dass diese Regierungen gerade wegen der fortbestehenden globalen Hegemonie der USA ihr Programm nicht oder nur in einem geringen Maße umsetzten konnten. Ein alternatives Entwicklungsmodell mit globaler Ausstrahlungskraft konnte sich in keinem dieser Länder herausbilden.

5.7. Der Neoliberalismus in der Krise

Die globale Weltwirtschaftskrise von 2007 bis 2009 beendete die 1989 beginnende lange Welle mit einer expansiven Tendenz und markierte den Umschlagspunkt zu einer deutlich krisenhafteren Entwicklung des Kapitalismus. Wie in der Zwischenkriegszeit häuften sich seitdem Krisen und Kriege. Die Krise brach in der Finanzsphäre aus, aber es ist davon auszugehen, dass ihre Ursachen woanders liegen. Denn die Funktion der Finanzspekulation ist es, den Ausbruch der Krise durch den Kredit künstlich hinauszuschieben.

Hauptursache für den kapitalistischen Aufschwung nach 1989 war die plötzliche Verfügbarkeit billiger, in der Regel gut ausgebildeter Arbeitskräfte auf dem Weltmarkt nach dem Zusammenbruch des Sozialismus.

Diese Faktoren, die den kapitalistischen Aufschwung begünstigten, verloren in den 00er Jahren an Wirksamkeit. In Osteuropa wurden mit Beitritt der ehemaligen RGW-Länder zur EU langsam die Arbeitskräfte knapp. Einerseits wegen der Arbeitnehmerfreizügigkeit innerhalb der EU, aber auch, weil die Industrieproduktion in Osteuropa nicht mehr wie in den 90er Jahren rapide zurückging, sondern in einigen Ländern, hier vor allem in Ungarn, Tschechien und der Slowakei langsam wieder anstieg und schließlich das Niveau von 1989 übertraf. Deshalb verbesserte sich das Kräfteverhältnis zwischen Kapital und Arbeit zugunsten der Arbeiter. Ihre Gewerkschaften konnten nun teils beträchtliche Lohnerhöhungen erreichen.

Präsident Wladimir Putin gelang es nach 2000, den russischen Staat zu stabilisieren und die Oligarchen in ihre Schranken zu weisen. Der hiermit einhergehende Wirtschaftsaufschwung führte auch in Russland zu einem steil ansteigenden Lebensstandard und höheren Löhnen. Begünstigt wurde diese Entwicklung durch die globale Hochkonjunktur in den Jahren vor der großen Weltwirtschaftskrise von 2007 bis 2009. Russland konnte seine Einnahmen aus dem Öl- und Gasverkauf wesentlich steigern.

In den 00er Jahren waren auch die chinesischen Arbeiter nicht mehr bereit, für die globalen Kapitalisten zu Hungerlöhnen zu arbeiten. Teils militante Streiks nahmen stark zu und gingen häufig in Straßen­demon­strationen über. Bauern protestierten ebenfalls militant gegen die ihnen von lokalen Behörden illegal auferlegten Steuern und Abgaben. Mit diesen Aktionen konnte der Abwärtstrend der Löhne gestoppt werden. Auch in China stiegen die Löhne; zunächst eher langsam, aber nach 2010 sehr deutlich.

Das neue chinesische Arbeitsvertragsgesetz von 2008 orientierte sich an ILO-Kernnormen und verbesserte die Lage der Arbeiter wesentlich, auch wenn der Nationale Volkskongress gegenüber den massiven Verlagerungsdrohungen der US- und EU-Unternehmen eingeknickt ist und das Gesetz verwässerte.

Die Arbeiter betrachteten das neue Gesetz jedenfalls als Ermutigung für ihre Anliegen und streikten jetzt erst recht. Die Volksrepublik China wurde das streikintensivste Land der Welt, obwohl oder gerade weil die offiziellen Gewerkschaften nicht mitmachen. In den 10er Jahren gab es hunderttausende spontane Streiks, organisiert von Aktivisten und zunehmend unterstützt von Betriebsgruppen der Kommunistischen Partei.[182] 

Zwischen 2005 und 2016 verdreifachten sich die durchschnittlichen Stundenlöhne der chinesischen Arbeiter und zwar umgerechnet von 1,2 Dollar auf 3,6 Dollar. Damit hat die Volksrepublik die klassischen Schwellenländer wie Brasilien (2,7 Dollar), Thailand (2,20) und Mexiko (2,10) hinter sich gelassen. In Indien liegen die Stundenlöhne seit Jahrzehnten bei 0,7 Dollar. Die Mindestlöhne in China sind inzwischen höher als in den EU-Staaten Bulgarien, Rumänien, Litauen, Lettland, Ungarn, Kroatien, Tschechien, der Slowakei und Polen.[183] 

Die Entwicklung der Streiks in China war im Westen durchaus bekannt. Weil aber die chinesische Regierung eine unabhängige Organisierung der Arbeiter unterbindet, schien es so, als wären diese Streiks weitgehend erfolglos. Aber diese Analogie zur Entwicklung der westlichen Arbeiterbewegung ist falsch. Es macht wohl doch einen Unterschied, ob ein Land von einer halbfeudal-halbkapitalistischen Aristokratie geführt wird, wie Deutschland vor 1918 oder ob eine kommunistische Partei an der Regierung ist. Obwohl die KPCh in hohem Maße Wege, Methoden und in bestimmtem Maße sogar das Ziel der Produktion vom neoliberalen Kapitalismus übernommen hatte, konnte sie Arbeiterunruhen doch nicht so brutal niederschlagen, wie es einem rein kapitalistischen Regime möglich gewesen wäre. Mit der Wahl von Hu Jintao zum Generalsekretär der KPCh im Jahr 2002 wurde der Ausgleich der starken sozialen Spannungen zur offiziellen Politik. Diese Tendenz verstärkte sich noch mit der Wahl von Xi Jinping im Jahr 2012.

Da die Lohnhöhe in China einen starken Einfluss auf den Wert der Ware Arbeitskraft im Weltmaßstab hat, kam nun das Gesetz des tendenziellen Falls der Profitrate wieder voll zum Tragen. Auch in China und Osteuropa wurden menschliche Arbeitskräfte verstärkt durch Maschinen, vor allem durch Industrieroboter ersetzt. Dadurch sank tendenziell der zu verteilende Mehrwert im Vergleich zum angewendeten Kapital. Hierin liegen die tiefsten Ursachen der Weltwirtschaftskrise. Allerdings zeigen sich aufgrund der Umverteilung des Mehrwertes krisenhafte Entwicklungen nicht primär in denjenigen Branchen mit dem höchsten Automatisierungsgrad. Sie zeigten sich zudem weniger in China, da dort die organische Zusammensetzung des Kapitals immer noch niedriger ist als im Weltdurchschnitt und das Land einen großen Binnenmarkt mit einer großen, noch nicht befriedigten Nachfrage nach dauerhaften Konsumgütern wie Autos hat.

Die große Weltwirtschaftskrise von 2007 bis 2009 brach, wie oben angedeutet, zunächst im Finanzsektor aus. Bereits in der Mitte des Jahres 2006 begannen die vorher in den USA um mehr als 80 Prozent angestiegenen Immobilienpreise rapide zu fallen und dieser Wertverfall machte die durch die Immobilien besicherten Hypotheken und deren Derivate zunehmend notleidend.

Um die Jahreswende 2006/07 griff die Immobilienkrise auf den Finanzsektor über. Der Absturz der Immobilienpreise und der Anstieg der Hypothekenzinsen trieben immer mehr Familienhaushalte und Kleinbetriebe in die Zahlungsunfähigkeit. Dies wiederum löste die weltweite Hypothekenkrise aus. Investmentfonds und Hypotheken­banken gerieten durch massive Abschreibungen in die Verlustzone. Zunächst die amerikanische Bank HSBC, dann die schweizerische UBS und die US-Investmentbank Bear Stearns. Da verbriefte US-Hypotheken weltweit verkauft worden sind, geriet im Sommer 2007 das globale Banksystem in eine schwere Krise. Auch in Deutschland sind um diese Zeit die ersten Banken mit Steuergeldern »gerettet« worden, so zum Beispiel die Landesbank Baden-Württemberg.[184] 

Ab September 2007 folgten zahlreiche Schieflagen und Bankzusammenbrüche, so die US-Hypothekenbanken Fannie Mae und Freddy Mac, die britische Hypothekenbank Northern Rock, erneut Bear Stearns, Lehman Brothers, Merryl Lynch, die isländische Glitnir-Bank, die deutsche Hypo Real Estate, die US-Versicherung American International Group (AIG), die Dresdner Bank und zahlreiche weitere. Die Schockwellen gingen bis zum Frühjahr 2009 weiter.[185] 

Im September und Oktober 2008 kam es zu einem Absturz an den Aktienmärkten. Der DOW-Jones Index fiel von über 14.000 Punkten auf unter 7.000 im Jahr 2009. Bis zum Ende des Jahres 2008 büßten die auf den Aktienmärkten notierten Unternehmen zwischen 35 und 40 Prozent ihres Wertes ein. Man muss von einer effektiven Vernichtung von einem Drittel des Wertes des weltweit gehandelten Aktienkapitals ausgehen.[186] 

Seit dem Sommer 2007 kam es zu massiven Turbulenzen auf den Devisenmärkten. In der ersten Krisenphase verlor der Dollar deutlich an Wert, um diese Entwicklung nach einer Achterbahnfahrt im Sommer 2008 umzukehren. Schweizer Franken und Yen wurden stärker, während das Pfund und der Euro 20 Prozent ihres Wertes verloren. Die Aufwertung des Dollars zeigt, dass sich die Währungsrelationen von den realen Krisenprozessen abgekoppelt hatten. Von irgendwelchen Tendenzen, die Weltleitwährung zu entthronen, konnte trotz des dramatischen Einbruchs der US-Ökonomie keine Rede sein.[187] 

Gleichzeitig waren die Währungen der Schwellen- und Entwicklungsländer einem massiven Abwertungsdruck ausgesetzt. Die Währungen Ostasiens, Ostmitteleuropas und Lateinamerikas mussten Kursstürze zwischen 35 und 45 Prozent hinnehmen. Hinter diesem Währungskollaps stand eine abrupte Umkehrung der Kapitalströme. Wurde in den Jahren vor der Krise viel Kapital in diesen Ländern angelegt, so wurde es nun abgezogen und in die USA transferiert. Dabei kam nicht nur die langjährige Zinsdifferenzspekulation (Carry Trade) zu einem plötzlichen Ende, sondern es wurden auch Aktienpakete, Staatsanleihen und Kapitalbeteiligungen aller Art abgestoßen. Es erfolgte also ein Rückzug der Kapitalvermögensbesitzer in die entwickelten Zentren des Weltsystems, zum einen, weil sie dort große Verluste gemacht hatten, die ausgeglichen werden mussten, zum anderen, weil sie die Metropolen trotz allem noch für stabiler hielten als die nun krisengeschüttelten Schwellen- und Entwicklungsländer.

Im Verlauf des Juli 2008 kam es zu einem Absturz der Lebensmittel- und Energiepreise. In diesem Monat war ein durchschnittlicher Preisrückgang zwischen 12 und 13 Prozent zu verzeichnen. Erdöl verbilligte sich um 18 Prozent, von 147 Dollar pro Barrel Mitte Juli auf 120 Dollar am Ende des Monats. Zu Beginn des Jahres 2009 fiel der Erdölpreis auf nur noch 40 Dollar. Im Oktober 2008 gingen auch die Preise für Basismetalle wie Kupfer, Zink, Nickel und Zinn stark zurück (um 25 bis 50 Prozent). Dies ist ein deutliches Anzeichen für einen Rückgang der Industrieproduktion.[188] 

Im Jahr 2008 brach auch eine Krise in der Automobilindustrie aus. Die Unternehmen General Motors, Ford und Chrysler mussten 2009 von der US-Regierung unter Obama gerettet werden. Eine Bedingung dafür waren Massenentlassungen, eine massive Lohnabsenkung und eine Verschlechterung der Arbeitsbedingungen für die verbleibenden Arbeiter.

Im Herbst 2008 griff die Krise auf Toyota, BMW, Daimler, Fiat, Peugot und Renault über. Deutlich weniger betroffen war Volkswagen. Im Unterschied zu den USA wurden durch Kurzarbeit und Kündigung aller Zeitarbeiter Massenentlassungen der Kernbelegschaften vermieden. Noch härter betroffen waren die Arbeiter der Produktionsstandorte der Automobilindustrie in Ostmitteleuropa.[189] 

Alle diese Nachrichten signalisierten einen rapiden Verfall der Profitraten im Kernbereich der industriellen Produktion. Mit den Produktionseinschränkungen korrespondierten auch Aktienabstürze der Automobilkonzerne. Ihre Kursverluste übertrafen oftmals diejenigen der Großbanken. Die Auswirkungen der Branchenkrise auf die Zulieferer waren noch härter. Es kam zu abrupten Betriebsschließungen und Belegschaftsentlassungen. Auch die Branchen, die als Produktionsvorstufen der Automobilindustrie fungieren, wie der Maschinen- und Anlagenbau, die Chemie- und die Stahlindustrie erlebten drastische Produktionsrückgänge von 30 Prozent oder mehr.

Im Frühjahr 2008 bündelten sich die verschiedenen Teilkrisen im Kredit- und Finanzsektor, auf den Aktien- und Devisenmärkten, im Bereich der Rohstofferzeugung, der internationalen Transportketten und der Industrie zu einer Weltwirtschaftskrise.[190]  Dies zeigt sich unter anderem an einem Rückgang des realen BIP in der BRD im Jahr 2009 um 5,9 Prozent und in den USA um 2,6 Prozent. In China ging das BIP-Wachstum zwar von 14,25 Prozent in 2006 auf 9,45 Prozent in 2009 zurück, aber es lag immer noch weit im positiven Bereich[191] . Auch der Welthandel ging 2009 stark zurück und zwar um 10,5 Prozent. Seit dieser Zeit wächst er deutlich langsamer als vor der Krise und auch langsamer als die industrielle Produktion.[192] 

Die Weltwirtschaftskrise ging in die bis heute weiterschwelende Eurokrise über. Diese hat ihre Ursachen in der Fehlkonstruktion der Gemeinschaftswährung Euro. Aber erst in der Weltwirtschaftskrise wurden die großen Ungleichgewichte sichtbar. Nach der Euroeinführung im Jahr 1999 strömte auch in die südeuropäischen Länder viel überschüssiges Kapital vor allem aus den entwickelten Industrieländern im Norden des Kontinents. Denn die Beseitigung der Abwertungsrisiken führte auch zu einer drastischen Zinssenkung für Kredite der Südländer. Vor Beginn der Krise hatten Banken und andere Finanzinstitutionen aus Kerneuropa 2,2 Billionen Euro nach Spanien, Griechenland und Portugal verliehen. Empfänger waren mit 567 Milliarden die Staaten, die damit ihre Haushaltsdefizite finanzieren konnten, Banken mit mehr als einer Billion Euro und Unternehmen mit 534 Milliarden.[193] 

Mit diesem Geld wurde in Spanien und Griechenland die Infrastruktur verbessert, in Portugal das Bildungssystem ausgebaut und in Italien die Industrieforschung angekurbelt. Zudem lösten Kredite in Spanien einen Bauboom im Privatsektor aus.[194] 

Wie oben beschrieben, versiegten Mitte 2008 die Kapitalzuflüsse an die Peripheriestaaten innerhalb von Tagen. Ihre Ausgaben stiegen jedoch wegen der Bankenrettungen steil an. Bereits mit der Euroeinführung wurden zudem Abwertungen der Landeswährungen unmöglich. Dies ermöglichte es der deutschen Industrie, ihre Wettbewerber in den Südländern niederzukonkurrieren. Spanien, Portugal, Griechenland, Italien und Frankreich wurden zwischen 1999 und 2008 richtiggehend deindustrialisiert.[195] 

Die eigentliche Eurokrise begann im Jahr 2009 in Griechenland, als die neu gewählte sozialdemokratische Regierung unter Ministerpräsident Papandreou feststellte, dass die Staatsverschuldung deutlich höher war, als von der Vorgängerregierung angegeben. Das Defizit für das Jahr 2008 betrug 7,7 und nicht wie behauptet 5 Prozent des BIP. Die Neuverschuldung 2009 wurde auf 12,5 Prozent heraufgesetzt. Später stellte sich heraus, dass sie mit 13,6 Prozent noch höher lag.[196] 

Schlagartig schossen auf den Finanzmärkten die verlangten Zinssätze für griechische Staatsschulden in die Höhe. Ende April 2010 lagen sie bei 10,6 Prozent für Anleihen mit dreijähriger Laufzeit und bei 8,9 Prozent für Anleihen mit 10-jähriger Laufzeit. Griechenland war damit faktisch pleite und hätte den Staatsbankrott erklären müssen. Das aber hätte vor allem die Interessen der deutschen und französischen Banken verletzt, die massenhaft griechische Staatsanleihen aufgekauft hatten. Also wurde Griechenland »gerettet«, das heißt, es wurde dem Land von den EU-Mitgliedsstaaten in Form der Europäische Finanzstabilisierungsfazilität (ESF) bzw. des Europäischen Stabilitätsmechanismus (ESM) neue Kredite zur Verfügung gestellt. Mit drei Hilfspaketen, die Griechenland 2010, 2012 und 2015 gewährt wurden, wurde ihm ein Kreditspielraum von 368,6 Milliarden Euro eröffnet. Ausgeschöpft wurden davon bis 2015 nur 215,9 Milliarden und im Staatshaushalt angekommen sind nur 10,8 Milliarden, also weniger als 5 Prozent. Der Rest floss in Schuldentilgung bzw. Umschuldung, also in einen Risikotransfer von privaten Banken zu öffentlichen Trägern (EU, EZB, IWF, ESM).

Die Kredite waren mit härtesten Auflagen für Griechenland verbunden. Durch brutale Sparprogramme, Lohnsenkungen, Liberalisierungen, Deregulierungen und Privatisierungen sollte das Land zu internationaler Konkurrenzfähigkeit zurückfinden. Mit der Überwachung der Umsetzung der Maßnahmen wurde die Troika beauftragt. Sie bestand aus Vertretern der EZB, der EU-Kommission, des IWF und – später – des ESM. Griechenland wurde gezwungen, drei Memoranden zu unterzeichnen, die unter anderen zu einem umfangreichen Abbau sozialer Rechte, sowie zu einer Kürzung von Löhnen und Renten führten. Das Dritte Memorandum war das umfangreichste und härteste. Es verlangte auch noch, dass alle Gesetze der Troika – später den Institutionen – vorzulegen sind und sie nur mit deren Erlaubnis verabschiedet werden können. Griechenland ist damit auf den Status einer Halbkolonie herabgesunken.[197] 

Die Rettungspakete zeigten trotzdem keinen Erfolg. Im Gegenteil: Die Staatsschuld stieg trotzt eines Schuldenschnitts im Frühjahr 2012 weiter an und erreichte im vierten Quartal 2016 179%. Die Wirtschaftsleistung ist dagegen stark gefallen, so dass Griechenland ein Viertel seines Bruttoinlandsproduktes eingebüßt hat. Das Zusammenstreichen staatlicher Investitionen, die Absenkung der Löhne sowie die Kürzung von Sozialleistungen und Renten um 30 Prozent und mehr haben dem Land Kaufkraft entzogen und zu zahlreichen Unternehmens­zusammenbrüchen mit der Folge weiterer Steuerausfälle geführt.[198] 

Hauptziel der Troika war aber auch nicht die kurzfristige Rückkehr zum Wirtschaftswachstum. In ganz Südeuropa sollte der Wert der Ware Arbeitskraft langfristig abgesenkt werden, so dass diese Region zu einem attraktiven Billiglohnstandort werden sollte, der mit China konkurrieren kann. Hierdurch sollte auch der Druck auf die Löhne in Nordeuropa steigen. Aber auch dieser Plan ist nicht aufgegangen. Nach katastrophalen BIP-Einbrüchen zwischen 2007 und 2016 mit einem maximalen Rückgang um 10,15 Prozent im Jahr 2011 wuchs das BIP ab 2017 wieder geringfügig, um dann freilich 2020 erneut um 9,02 Prozent abzusacken. Das griechische BIP erreichte 2006 mit 352 Milliarden Dollar seinen bisher höchsten Wert. Davon ist der Stand 2021 mit 216,38 Milliarden weit entfernt.[199] 

Die zweite Säule zur Stabilisierung des Euro war neben dem ESM das OMT-Programm (Outright Monetary Transaction). Im Mittelpunkt steht dabei das Versprechen der Zentralbank, Staatspapiere der Krisenländer im Notfall unbegrenzt aufkaufen zu wollen. Diese Zusage gab EZB-Präsident Mario Draghi auf einer Pressekonferenz am 26. Juli 2012. Bisher bedurfte es nicht mehr als dieses Versprechens. Allein daraufhin kehrte das Vertrauen der Investoren in die Bonität der Krisenländer zurück. Sie haben die Risikoprämien im Zins gesenkt und den Krisenländern, aber auch Italien und Spanien mehr Luft zum Atmen gegeben.[200] 

Unter dem Namen Quantitative Easing (Quantitative Erleichterung) wurde ab 2015 erneut ein Aufkaufprogramm aufgelegt, bei dem nicht nur Staatspapiere, sondern auch Anleihen europäischer Institutionen und sogar Firmen aufgekauft wurden. Ein weiteres Instrument zur Stabilisierung der Eurozone war die mehrere Jahre von der EZB verfolgte Niedrigzins bzw. Nullzinspolitik. Nur dadurch konnte Ländern wie Italien, Portugal und Spanien der Zugang zu Krediten mit noch tragbaren Zinsen offengehalten werden.

Aber diese Niedrigzinspolitik hatte schädliche Nebenwirkungen. Der hierdurch angefachte Immobilienboom ließ die Kosten für Häuser und Wohnungen und damit auch die Mieten in die Höhe schnellen. Sie übte zudem Druck auf Sparvermögen, Renten und Stiftungseigentum aus.[201] 

Durch verschiedene fiskalische (Folter-)Werkzeuge wie dem so genannten Sixpack und dem Fiskalpakt wurde die fiskalische Disziplin der Eurostaaten ab dem Dezember 2011 drastisch verschärft:

	Schmerzhafte Sanktionen und Geldstraften können gegen einzelne Staaten bei Verletzung des Stabilitäts- und Wachstumspaktes nun quasi automatisch und unabhängig von den Entscheidungen des Rates der Finanzminister in Kraft treten.



	Mitgliedsstaaten, die einen Gesamtschuldenstand von mehr als 60 Prozent des BIP aufweisen, werden verpflichtet, ihn zu verringern, und zwar auch dann, wenn ihr jährliches öffentliches Defizit unter dem Referenzwert von 3 Prozent des BIP liegt.



	Ein Land, gegen das ein Defizitverfahren läuft, kann zu verzinslichen Einlagen in Höhe von 0,2 Prozent des BIP verpflichtet werden.



	Der im März 2012 verabschiedete Fiskalpakt soll bei Ländern zur Anwendung kommen, deren strukturelles jährliches Defizit 0,5 Prozent des BIP oder deren Gesamtschuldenquote 60 Prozent des BIP überschreitet. Die Unterzeichnerstaaten müssen in diesem Fall der EU-Kommission Maßnahmen zum Abbau der Verschuldung vorlegen. Die deutsche Schuldenbremse wurde damit in die EU exportiert. Eine aktive keynesianische Wirtschaftspolitik des Deficit Spending wurde auf diese Weise unmöglich gemacht.






Mit den oben beschriebenen Maßnahmen konnte immerhin verhindert werden, dass weitere Euroländer wie Spanien und Italien zu akuten Krisenfällen wurden.[202] 

Die große Weltwirtschaftskrise von 2007 bis 2009 und die auf sie folgende Eurokrise lösten auf der ganzen Welt eine bisher nie dagewesene Protestwelle aus.

Bereits im Jahr 2010 fanden in Griechenland und Spanien mehrere Generalstreiks gegen die Austeritätspolitik statt, wobei die Regierungen – gestützt von der EU – jede Konzession verweigerten.

Im Dezember 2010 begann der »Arabische Frühling«. Die Weltwirtschaftskrise verschlechterte auch die Lebensbedingungen der Menschen in der arabischen Welt. Dagegen protestierten Menschenmassen zunächst in Tunesien und Ägypten. Zwar konnten sie ihre autoritären Regierungen stürzen, aber an ihrer katastrophalen ökonomischen Situation änderte sich nichts. Im Frühjahr 2011 nutzte der Westen dann die allgemeine Proteststimmung in Arabien aus, um in Syrien und Libyen, den »ehemaligen sowjetischen Klientelregimen«, Islamisten zu bewaffnen und sie in den Kampf gegen die säkularen Regierungen zu schicken. Mit Erlaubnis des UNO-Sicherheitsrates intervenierte der Westen dann in Libyen und stürzte die Regierung von Muammar al-Ghadaffi. Eine vergleichbare Strategie gegen Syrien scheiterte am Veto Russlands im UNO-Sicherheitsrat. Dennoch brach in diesem Land der Bürgerkrieg voll aus. So ging der hoffnungsvolle arabische Frühling in einem Blutbad unter, während sich die ökonomische Lage der Bevölkerung wesentlich verschlimmerte.

Allerdings wurden die Proteste in Ägypten zum Vorbild weiterer Krisenproteste vor allem im Spanien und Griechenland. Im Mai 2011 entstand die 15M-Bewegung, die überall in Spanien zentrale Plätze besetzte und Demonstrationszüge organisierte. Nur wenige Tage später kam es zu einem weiteren Generalstreik und Massendemonstrationen in Griechenland, der die Besetzung des Syntagma-Platzes am 25. Mai in Athen folgte. Im Unterschied zum Jahr 2010 protestierte jetzt nicht nur die organisierte Arbeiterklasse, sondern große Teile der Bevölkerung.

Anlass waren die Memoranden der Troika, die eine soziale Kahlschlagspolitik durchsetzte. Hauptforderung der Protestierenden war, dass alle Politiker abtreten sollten. Innerhalb kurzer Zeit setzte sich auf den Vollversammlungen jedoch eine weitaus politischere Agenda durch. Kernpunkte waren:

	Verhinderung der Verstetigung des ersten Memorandums durch Gesetze



	Umkreisung des Parlaments am Tag der Abstimmung



	Aufforderung zum Generalstreik






Die Versammlung der Arbeiter und Arbeitslosen forderte zudem alle Gewerkschafter auf, die Besetzung der Betriebe vorzubereiten, denen die Schließung droht. Neuwahlen oder eine Volksabstimmung wurden abgelehnt. Faktisch lief dieses Programm auf eine soziale Revolution hinaus. Auf dem Syntagma etablierte sich die Vorform einer politischen Doppelmacht.

Die Regierung spielte auf Zeit. Die Abstimmung wurde verschoben und dann in der heißen Sommerzeit Ende Juli 2011 nachgeholt. Zeitgleich wurde der Syntagmaplatz mit unglaublicher Brutalität von der Polizei und bewaffneten faschistischen Banden geräumt. Damit wurde der Protestbewegung das Rückgrat gebrochen.[203] 

In Spanien kam es ebenfalls zu Platzbesetzungen, aber hier waren die Proteste schwächer als in Griechenland. Sie flauten gegen Ende 2011 ab.[204] 

Im Herbst 2011 erfassten die Proteste mit der Occupy-Bewegung dann auch die USA und Kanada, nachdem es in Wisconsin bereits im Frühjahr massiven Widerstand gegen die Kürzungspolitik der dortigen Regierung gegeben hatte. Auch in Großbritannien, Israel, Italien und Deutschland (hier im Zusammenhang mit dem Bau von Stuttgart 21) kam es zu Unruhen. In den südosteuropäischen Ländern Bulgarien, Rumänien, Slowenien, Kroatien und Bosnien-Herzegowina entstanden breite Bewegungen, wobei sich diejenige in Bosnien auch dezidiert gegen die politische Akzentuierung ethno-nationaler Spaltungslinien richteten.

Noch am 15. Oktober 2011 fand ein Globaler Aktionstag mit dem Ziel der Vernetzung des gesamten Protestgeschehens statt.

2013, als die Protestwelle vielerorts schon abebbte, entfaltete sich in der Türkei mit der Gezi-Park-Bewegung noch einmal ein neuer Schub in der Protestkonjunktur.[205] 

Zwar wurden in Griechenland die Syntagma-Proteste gewaltsam niedergeschlagen und die von der Troika installierte Technokraten-Regierung lehnte trotz weiterer Generalstreiks jedes Zugeständnis an die Bevölkerung ab. Aber als Reaktion darauf wurde die Partei Syriza, die Koalition der radikalen Linken, in der Parlamentswahl am 25. Januar 2015 mit mehr als 36 Prozent zur stärksten Kraft und konnte die Regierung bilden. Aber nach nur einem halben Jahr verriet sie ihre Wähler und setzte das dritte Memorandum durch – das brutalste von allen. Da die EU-Finanzminister zu keinerlei Konzessionen gegenüber Griechenland bereits waren, wäre die einzige Alternative der Austritt Griechenlands aus dem Euro und die Wiedereinführung der Drachme gewesen. Davor aber schreckte die Syriza-Regierung unter Alexis Tsipras zurück. Sie befürchtete, dass es dann zu einem unkontrollierten Absturz der Drachme und zu heftigen Spekulationsattacken gegen die neue Währung kommen könnte. Zudem gab es 2015 außerhalb des Westens keine Macht, an die sich Griechenland hätte anlehnen können.

Die einzige Möglichkeit zur Lösung der Eurokrise wäre, dass die Südländer und Frankreich aus der Gemeinschaftswährung austreten und ihre nationalen Währungen wieder einführen würden. Diese hätten sie dann im Falle von Wirtschaftskrisen abwerten können. Der immer noch bestehende Wechselkursmechanismus II (WKM II) hätte als Auffangnetz gegen Spekulationsattacken dienen können. Die EZB hätte mittels Interventionen am Devisenmarkt dafür sorgen können, dass die neuen Währungen nicht ins Bodenlose fallen. Außerdem hätte ein geregeltes Verfahren für einen Euro-Austritt etabliert werden müssen.

Allerdings lag die aktuelle Konstruktion des Euro im Interesse der deutschen Kapitalisten. Denn die Teilnahme der Südländer bewirkte eine im Vergleich zur deutschen Wirtschaftsstärke relative Unterbewertung des Euro, was ihren Exporten nützte. Deshalb kam es nicht zu einer solchen Lösung und die Eurokrise schwelt weiter.[206] 

In den folgenden Jahren verschob sich der Schwerpunkt militanter Proteste nach Frankreich. Hier gab es zwischen 2016 und 2020 heftige sozialen Unruhen als Reaktion auf die Deindustrialisierung des Landes und den zunehmenden Sozialabbau. Ein vorläufiger Höhepunkt des Protestgeschehens war die Gelbwestenbewegung in den Jahren 2018/19. Die Bewegung gegen die Rentenreform nahm zur Jahreswende 2019/20 Züge eines allgemeinen Aufstandes an. Im Jahr 2020 stand Frankreich kurz vor einer sozialen Revolution.

Der Politikwissenschaftler Kees van der Pijl stellte fest, dass ab 2008 alle Rekorde für soziale Unruhen gebrochen wurden:

»Nach 2011 gab es einen starken Anstieg der Streiks, als sich ihre Zahl nach Jahren des Rückgangs in einem Jahr verdreifachte; 2015 wurde der bisherige Rekord (1988) gebrochen. Auch die Zahl der regierungsfeindlichen Demonstrationen nahm nach 2010 rapide zu, und die Zahl der Unruhen stieg nicht minder spektakulär an (nach 2011 versechsfachte sie sich) und brach 2013 den Rekord von 1968/69. Das Vertrauen in die Regierung und noch mehr in ›offizielle‹ Informationen nahm in allen Ländern ab.«[207] 

Letztlich blieben aber alle Proteste erfolglos. Die Regierungen und Kapitalisten waren zu keinerlei Konzessionen mehr bereit. Das wiederum bedeutet, dass eine wesentliche Verbesserung der Lebensbedingungen der Menschen nur durch eine soziale Revolution und eine Enteignung der Kapitalisten möglich ist. Dem standen allerdings große Probleme im Weg. Zum einen gab es keine glaubwürdige Alternative zum neoliberalen Kapitalismus und zum anderen konnten die vielfältigen sozialen Bewegungen keine erfolgreiche Strategie zu seiner Überwindung entwickeln. Zudem hielten die Repressionskräfte Armee und Polizei den Herrschenden die Treue.

Dennoch waren die Kapitalisten auf höchste alarmiert. Der US-amerikanische Globalstratege Zbigniew Brzezinski sprach sogar von einem neuen 1848. Scheinbar waren die Ängste der herrschenden Klasse um ihre Besitzstände weitaus größer, als sie in der Öffentlichkeit zugeben wollte.[208] 

Erstmals in einem Protestzyklus nutzten vor allem junge Leute Smartphones und soziale Netzwerke wie Facebook zur politischen Mobilisierung. Das war Anlass für den Westen, diese sozialen Netzwerke scharf zu zensieren.[209] 

5.8. Der Aufstieg von BlackRock und Co.

Nach der großen Weltwirtschaftskrise von 2007 bis 09 ist die Weltwirtschaft in eine lange Welle mit depressivem Grundton eingetreten. Im Westen herrscht säkulare Stagnation. Unternehmen sind in den Investitionsstreik getreten, Staaten lassen ihre Infrastruktur verkommen und der Anteil der Löhne am Nationaleinkommen wird seit 2007 beschleunigt abgesenkt. Das angebliche Wirtschaftswachstum in den USA beruht zu einem großen Teil auf statistischen Tricks. Armut, Arbeitslosigkeit und Unterbeschäftigung grassieren in der gesamten westlichen Welt.[210] 

Diese dystopischen Zeit erlebte den Aufstieg neuer Kapitalmarktakteure, von denen die Schattenbank BlackRock der mächtigste ist.

Diese neuen Akteure lassen sich in vier Gruppen gliedern:

	Schattenbanken vom Typ BlackRock



	Investoren vom Typ Private Equity (»Heuschrecken«), Hedgefonds und Wagniskapitalisten



	Die fünf apokalyptischen Reiter des Internet Google, Apple, Microsoft, Facebook, Amazon (GAMFA)



	Unternehmen der digitalen Plattform-Ökonomie Uber, Deliveroo, Upworks, Flixbus[211] 






Investmentbanken, Privatbanken und traditionelle Großbanken sind durch die Weltwirtschaftskrise 2007 bis 2009 angeschlagen und mussten zum Teil hohe Verluste verkraften. Ihre Bedeutung ging zurück. Sie sind aber weiterhin wichtig als Dienstleister für die neuen Kapitalmarktakteure.

BlackRock wurde 1988 von Lawrence »Larry« Fink als Hedgefonds gegründet, erlangte aber erst in den 00er Jahren größere Bedeutung. Fink gilt als Erfinder der Wertpapiere aus verbrieften Immobilien- und anderen Krediten, die die Finanzkrise von 2007 auslösten. Dennoch profitierte BlackRock ganz erheblich von dieser Krise, denn er wurde von US-Präsident Barack Obama beauftragt, die Finanzkrise zu managen und stieg damit zur weltweit größten Kapitalsammelstelle auf.

Dies hat damit zu tun, dass BlackRock in Wenatchee, Staat Washington, USA, eine Computeranlage mit 6.000 (!) Großrechnern betreibt. Auf dieser läuft das Programm Aladdin (=Asset Liability and Debt Derivative Investment Network). Offiziell soll dieses Programm den Handel mit Wertpapieren unterstützen, in dem alle auch nur denkbaren Faktoren zur Kursvorhersage genutzt werden. Dazu gehören nicht nur im engeren Sinne ökonomische Daten, sondern auch Regierungswechsel, Kriege, Militäraktionen, Erdbeben, Klimaschwankungen, Streiks- und Oppositionsbewegungen, Wechsel von Konsumverhalten, Insolvenzen und Imagekampagnen. Der Handel findet dann völlig automatisiert statt.

Auf der ganzen Welt gibt es nichts nur annähernd Vergleichbares. Allein durch Aladdin hat BlackRock eine unermessliche Macht angehäuft.[212] 

BlackRock ist zudem Miteigentümer der wichtigsten Börsen der westlichen Welt, der NYSE, des Nasdaq, der Londoner Börse und der Deutschen Börse in Frankfurt am Main. BlackRock und Co. organisieren gleichzeitig ein nicht-öffentliches, nicht geregeltes Parallelsystem. Das sind die Dark Pools, außerbörsliche Handelsplätze für Aktien und Wertpapiere aller Art. In diesen schwarzen Löchern vermittelt insbesondere BlackRock den direkten Kontakt zwischen Käufern und Verkäufern. Alle Teilnehmer bleiben nach außen anonym. Schätzungsweise fanden im Jahr 2014 schon 40 Prozent aller Aktiengeschäfte in den USA außerhalb der traditionellen, regulierten Börsen statt.[213] 

BlackRock, Vanguard, State Street und Co. sind auch Mehrheitsaktionäre in den beiden Rating-Agenturen S&P und Moodys. Zum einen verdient BlackRock als Agentur-Miteigentümer an den hoch honorierten Bewertungen mit, zum anderen hat BlackRock so die Möglichkeit eines privilegierten Einblicks in diese Konzerne und kann als Miteigentümer zudem ein bevorzugter Informationslieferant für die beauftragte Agentur sein.[214] 

So kombiniert BlackRock die größte Datenverarbeitungskapazität der westlichen Finanzbranche mit der Funktion als größter Finanz- und Wirtschaftsinsider.

Das von BlackRock kontrollierte Vermögen entwickelte sich wie folgt:

	Jahr


	Betrag in US $




	2004


	0,3 Billionen




	2008


	1,3 Billionen




	2009


	3,3 Billionen




	2010


	3,6 Billionen




	2011


	3,5 Billionen




	2012


	3,8 Billionen




	2013


	4,4 Billionen




	2014


	4,7 Billionen




	2015


	4,8 Billionen




	2016


	5,1 Billionen




	2017


	6,3 Billionen




	2018


	6,0 Billionen




	2019


	7,4 Billionen




	2020


	8,6 Billionen




	2021


	10,0 Billionen







Tabelle 5.8.1. Von BlackRock kontrolliertes Vermögen[215] 



Von allen Kunden zieht BlackRock Gebühren ein. Dennoch fällt im Durchschnitt für die selbst unternehmerisch tätigen Kunden ein höherer Profit ab als bei ihrem eigenen Geschäft.

BlackRock hat weltweit nur 13.000 Beschäftigte. Traditionelle Banken dagegen beschäftigen trotzt aller Sparorgien immer noch um Größenordnungen mehr Menschen, so die Deutsche Bank 100.000. Dies ist möglich, weil BlackRock nur superreiche Kunden zu betreuen hat, die so genannten Ultra High Net Worth Individuals. Die Mindesteinlagengröße beträgt 50 Millionen Dollar.[216]  Dieser weltweit reichsten Individuen bilden die transnationale kapitalistische Klasse. Nur BlackRock und Co. kennen die Namen ihrer Kunden. BlackRock ist damit auch eine riesige Anonymisierungsmaschine.

Neben BlackRock existieren noch weitere Schattenbanken. Die fünf größten waren im Jahr 2017:

	Rang


	Name


	Vermögen in US $




	1.


	BlackRock


	6,3 Billionen




	2.


	Vanguard


	5,1 Billionen




	3.


	State Street


	2,8 Billionen




	4.


	Fidelity


	2,5 Billionen




	5.


	Bank of New York


	1,9 Billionen







Tabelle 5.8.2. Die fünf größten Schattenbanken 2017[217]
 


BlackRock nutzt extensiv alle wichtigsten Finanzoasen. Dort sind die allermeisten Einzelfonds angesiedelt, die rechtlich als Aktionäre der von BlackRock gehaltenen Firmen gelten. Seine 5 Prozent RWE-Aktien teilt BlackRock beispielsweise auf 154 Fondsgesellschaften und Finanzinstrumente auf, die ihren Sitz in den Finanzoasen haben. BlackRock gründet für das Kapital jedes Kunden eine Unternehmenshülle wie zum Beispiel BlackRock Holdco 2 Inc., BlackRock Holdco 4 LLC, BlackRock Holdco 6 Inc. Aber die Schattenbank selbst und nicht die einzelnen Kunden treffen alle unternehmerischen Entscheidungen.[218] 

Die häufigsten genutzten Finanzoasen sind der US-Bundestaat Delaware, Luxemburg, die Niederlande, Jersey, die Kaimaninseln, Großbritannien, Singapur, Australien und Kanada. BlackRock hat seinen operativen Hauptsitz in New York, den rechtlichen Sitz aber in Delaware.

Wie kommen diese beträchtlichen Profite zustande? BlackRock nutzt hierzu eine Reihe von Methoden:

1. Spekulation mit Aktien

BlackRock hält pro Unternehmen eine bestimmte Zahl an Aktien, meistens unter 10 Prozent. Aber die Schattenbank spekuliert auch mit ihnen. Deshalb ändert sich die genaue Anzahl der gehaltenen Aktien häufig.

Beispiel: Im Jahr 2016 kaufte BlackRock anderen Aktionären für eine begrenzte Zeit ein Fünftel aller Lufthansaaktien ab. Die Schattenbank spekulierte darauf, dass wegen der Angst vor Terroranschlägen und wegen des Brexits weniger Flüge gebucht werden. Das passierte auch und die Lufthansa-Aktien stürzten um 14 Prozent ab. BlackRock und Co. gaben die Leihaktien nach einigen Wochen an ihre eigentlichen Eigentümer zurück und kauften im Wert gesunkene Lufthansaaktien auf – mit Gewinn, denn die Kurse stiegen wieder (Leerverkauf).

BlackRock ist aber nicht nur ein Spekulant, sondern auch Hauptaktionär der Lufthansa. Wenn die Spekulation mehr einbringt als das Halten der Aktien und die jährliche Dividende, dann wird spekuliert. BlackRock und Co. setzen ständig Teile ihrer Aktien von Lufthansa, Daimler, Siemens, Coca-Cola, Goldman Sachs etc. zur Spekulation ein.[219] 

2. Kartelle, Fusionen und Übernahmen

Fusionen und Übernahmen sind Renditetreiber. Ein Beispiel ist die Übernahme des US-Biotechkonzerns Monsanto durch Bayer. Es handelte sich nicht um eine feindliche Übernahme. Sie wurde von den Großaktionären beider Firmen angeschoben. Und das sind dieselben: BlackRock, Vanguard, Capital World, Deutsche Bank. BlackRock ist auch der Großaktionär des Bayer-Miteigentümers Deutsche Bank. Nach dem gleichen Muster verlief die Fusion von Linde mit Praxair.

Fusionen und Übernahmen ziehen sich über Monate und Jahre hin. Das ist eine wichtige Zeit für das von BlackRock und Co gesteuerte Auf und Ab der Börsenwerte der zunächst noch getrennten Unternehmen.

Außerdem verdienen die von BlackRock herangezogenen Kreditgeber, die etwa für Bayer den Kaufpreis von Monsanto in zweistelliger Milliardenhöhe aufbringen. Zum Beispiel die Banken Credit Suisse, Morgan Stanley, Goldman Sachs. An allen diesen Banken sind BlackRock und Co. wiederum als Großaktionäre beteiligt.

Bei Fusionen und Übernahmen verdienen viele Berater an den Transaktionskosten. Der Verkauf von Patenten, Grundstücken und Unternehmensanteilen muss arrangiert, Politiker, Gewerkschafterm, Medien und Kartellbehörden günstig gestimmt werden. Die Honorare für Kanzleien wie Freshfields, Wirtschaftsprüfer wie PwC und PR-Agenturen wie Finsbury belaufen sich bei einer Fusion wie der von Bayer und Monsanto auf etwa 2 Milliarden Dollar.

Wie immer bei Fusionen und Übernahmen werden anschließend massenhaft Arbeitsplätze abgebaut, was die Profitabilität der neuen Firma weiter erhöht.

3. Herunterfahren des Wettbewerbs

BlackRock und Co. sind bei vielen großen Unternehmen derselben Branche gleichzeitig Aktionäre. So kommt der Wettbewerb zwischen diesen Unternehmen zum Erliegen, während die Unternehmensgewinne steigen. Von diesen profitieren hauptsächlich US-amerikanische Investoren, die so immer weiterwachsen können. BlackRock und Co. höhlen damit die Fundamente der Marktwirtschaft aus.

In den USA haben zum Beispiel die von BlackRock und Co. kontrollierten Banken Kartelle gebildet. Die Gebühren wurden erhöht und gleichzeitig die Guthabenzinsen gesenkt.[220] 

4. Substanzverwertung von Unternehmen

BlackRock und Co. verwerten regelmäßig die Substanz der Unternehmen, in die sie einsteigen ohne neue Werte zu schaffen. Denn sie setzen die Profite der Unternehmen ein, um den Wert von deren Aktien zu steigern. Die Konzerne, an denen BlackRock und Co. beteiligt sind, kaufen von Kleinaktionären möglichst viele Aktien zurück und nehmen sie vom Markt. Denn weniger Aktien verknappen das Angebot und treiben den Kurs. Obendrein erhöht sich der zukünftige Gewinn pro Aktie, weil er sich auf weniger Anteilsscheine verteilt. Damit werden Ausgaben für Forschung und Entwicklung, aber auch für die Verbesserung des Produktionsablaufes zurückgefahren. Im Grunde genommen betreiben BlackRock und Co. schon seit Jahren eine globale Plünderungswirtschaft.

BlackRock und Co. dringen bei den ihnen gehörenden Unternehmen darauf, die Stellung der Beschäftigten zu verschlechtern und die Löhne abzusenken. Auslagerungen, Einsatz von Leiharbeitern auf Abruf und Kündigung von Betriebsräten gehört zu ihrem Geschäftsmodell.[221] 

BlackRock ist seit Jahren an allen DAX-Konzernen beteiligt. Der Aktienanteil schwankt regelmäßig sehr stark. Er war im Juni 2022 wie folgt:

	Quiagen (Medizinische Tests)


	14,80%




	MTU


	10,03%




	Vonovia


	7,91%




	Linde


	7,60%




	Bayer 


	7,17%




	RWE


	7,01%




	Infineon


	7,00%




	Merck


	6,97%




	Allianz


	6,94%




	Symrise (Kosmetika)


	6,80%




	Deutsche Börse


	6,59%




	Siemens


	6,80%




	Covestro (ehemals Bayer Kunststoffe)


	6,07%




	SAP


	5,41%




	Deutsche Bank


	5,23%




	Daimler Truck


	2,99%




	Beiersdorf


	2,99%




	Hannover Rück


	2,98%




	Continental


	2,97%




	Brenntag (Chemikalienvertrieb)


	5,23%




	Münchner Rück


	6,47%




	BASF


	5,15%




	Adidas


	5,10%




	Zalando


	4,97%




	HeidelbergCement


	4,93%




	Deutsche Telekom


	4,91%




	Mercedes Benz Group


	4,88%




	Puma


	4,85%




	E.ON


	4,84%




	Hello Fresh


	4,83%




	Deutsche Post


	4,77%




	Fresenius


	4,74%




	Fresenius Medical Care


	3,26%




	BMW


	3,00%







Tabelle 5.8.3 Anteile von BlackRock an den DAX-Konzernen 2022[222] 



Der Einfluss von BlackRock und Co. wird über die in der Liste genannten Beteiligungen noch dadurch verstärkt, dass BlackRock, Vanguard, JPMorgan Chase, State Street, Fidelity und Capital Group gleichzeitig noch Miteigentümer anderer Konzerne wie der Deutschen Bank und der Allianz sind, die ebenfalls noch Aktienanteile an den DAX-Konzernen besitzen.

Die DAX-Konzerne sind für BlackRock der strategische Anker. Darüber hinaus sind BlackRock und Co. noch in hunderten weiterer Unternehmen in Deutschland Miteigentümer, zum Beispiel bei Rheinmetall, Hochtief, Jenoptik, Delivery Hero, Kali und Salz etc. Sie sind zudem Miteigentümer von tausenden US-Konzernen wie Apple, Google, Microsoft, Amazon, die in Deutschland und der EU ebenfalls Politik und Wirtschaft mitgestalten.

BlackRock und Co. sind die größten Privateigentümer von Mietwohnungen. Sie besitzen große Anteile an den Mietenkonzernen Vonovia und Deutsche Wohnen. Diese Konzerne haben wesentlich zur Mieten-Explosion in Deutschland beigetragen. Mit den Mieten stiegen auch deren Profite in exorbitante Höhen.[223] 

Viele Beobachter können sich nicht vorstellen, wie BlackRock mit Aktienanteilen von 3 bis 10 Prozent eine so große Gestaltungsmacht haben kann.

BlackRock und Co. lassen die Vorstände der ihnen zum Teil gehörenden Konzerne regelmäßig in einer Roadshow antreten und machen Druck: Für höhere Profite und geringere Löhne sowie für Entlassungen.

BlackRock und Co. entsenden grundsätzlich keine Vertreter in die Aufsichtsräte, sondern setzten sie informatorisch aufs Trockene. Sie üben Einfluss durch direkten Kontakt mit den Konzernvorständen aus. Dadurch hintertreiben sie auch die Mitbestimmung.

BlackRock besitzt darüber hinaus folgende Möglichkeiten der Einflussnahme:

	BlackRock und Co. wissen über alle wichtigen Unternehmen der jeweiligen Branche Bescheid.



	BlackRock und Co. sind auch Miteigentümer der wichtigsten Unternehmen und Banken der wichtigsten westlichen Volkswirtschaften.



	BlackRock und Co. sind Miteigentümer der wichtigsten Ratingagenturen.



	Die Unternehmen sind von Dienstleistungen abhängig, die BlackRock und Co. erbringen (Risikoanalysen, Finanzmanagement)



	BlackRock und Co. beeinflussen die Wertentwicklung der Unternehmensaktien und setzten damit Vorstand und Aufsichtsrat unter Druck, deren Leistung am Aktienwert gemessen wird. Außerdem hängt davon der Wert des persönlichen Aktiendepots der Vorstände ab.



	Vor allem die drei Kapitalorganisatoren BlackRock, Vanguard und State Street koordinieren ihr Abstimmungsverhalten bei den Aktionärsversammlungen und ihre sonstigen Maßnahmen.






Damit können die Schattenbanken den Kurs der Unternehmen auch bei einer geringen Beteiligung wesentlich bestimmen.[224] 

Spanidis behauptet, BlackRock hätte gar kein Interesse daran, detaillierte unternehmerische Entscheidungen zu treffen, weil das Ressourcen binden würde.[225]  Im Unterschied zu Private Equity-Investoren, den berüchtigten Heuschrecken, müssen BlackRock und Co. das auch gar nicht. Denn es geht BlackRock nicht um kurzfristige Maximalrenditen, die nur durch rasche Substanzauszehrung erreicht werden können. Trotzdem macht die Schattenbank durchaus Druck in Richtung höherer Profite. Die von BlackRock angewandten Methoden wie Aktienspekulation, Kartelle, Fusionen und Übernahmen, Herunterfahren des Wettbewerbs und Aktienrückkauf bewirken langfristig auch eine Substanzauszehrung. Dies insbesondere durch ein Zurückfallen des Westens im globalen Wettbewerb gegenüber dynamischeren Wirtschaftsräumen wie China.

In Zweifelsfall wird BlackRock natürlich die US-Interessen durchsetzen, allein schon deshalb, weil die Schattenbank dort viel stärker investiert ist als in allen europäischen Standorten. Das kann erklären, warum die deutsche Industrie im Jahr 2022 nicht gegen den selbstmörderischen Wirtschaftskrieg gegen Russland protestiert hat. Und das ist entscheidend.

Die folgende Tabelle gibt den ausländischen Aktienbesitz an den DAX-Unternehmen an:

	Jahr


	Anteil in %




	1995


	20




	2001


	33




	2005


	44




	2007


	53




	2012


	58







Tabelle 5.8.4. Ausländischer Aktienbesitz an DAX-Unternehmen[226]
 


Es fand also ein richtiggehender Ausverkauf statt, wobei der der Anteil des ausländischen Aktienbesitzes von 20 auf 58 Prozent stieg. Diese Aktien gelangten schließlich direkt oder indirekt schließlich in die Hände der US-amerikanischen Kapitalorganisatoren. Ähnliche Entwicklungen spielten sich in Frankreich unter dem Sozialisten Hollande, in der Schweiz, Großbritannien und Italien ab.[227] 

Vom Volumen her sind die Anteile von BlackRock und Co. an Unternehmen und Banken in den USA aber ungleich größer als in Europa. Dabei sind die Kapitalorganisatoren stark konzentriert. BlackRock, Vanguard und State Street dominieren die Szene. Von den 500 größten US-Unternehmen sind die großen Drei in 450 die größten Einzelaktionäre, darunter bei Apple, Coca-Cola, Exxon, Ford, General Motors, General Electric, Google, Goldman Sachs, Amazon, Facebook und Microsoft (Stand 2017). An 1.200 weiteren Unternehmen haben die großen Drei zusammen mindestens 40% aller Eigentumsanteile.

BlackRock hat 70 Niederlassungen in 30 Staaten vor allem in den USA und der EU. Schon 2012 war BlackRock Großaktionär in 282 der 300 größten westlichen Kapitalgesellschaften, gefolgt von Vanguard (267), State Street (247), Fidelity (239), JPMorgan Chase (219) und Capital Group (172).

BlackRock war 2017 Miteigentümer in 17.309 Unternehmen, Banken und anderen Kapitalorganisatoren. Hinzu kommt, dass BlackRock auch Miteigentümer von State Street und Vanguard ist und umgekehrt.[228] 

Google, Apple, Microsoft, Facebook und Amazon, abgekürzt GAMFA, werden auch als die fünf apokalyptischen Reiter des Internets bezeichnet. Ihr Börsenwert gehört zu den höchsten der Welt.

Die ersten vier Konzerne erbringen immerhin sinnvolle Leistungen, aber greifen dafür alle verfügbaren Daten ab, die sie bei ihren Kunden bekommen können und stellen sie den US-Geheimdiensten zur Verfügung. Google und Facebook haben in ihren unterschiedlichen Diensten inzwischen auch harte Zensurmaßnahmen eingeführt und die Verbreitung von Informationen unterbunden, die für den Westen nachteilig sein können.

Amazon mit operativem Hauptsitz in Seattle, rechtlichem Hauptsitz in Delaware und mit 560.000 Beschäftigten weltweit wurde in zwei Jahrzehnten zum größten westlichen Konzern für Online-Versandhandel. Gründer Jeff Bezos wurde 2018 mit 147 Milliarden Dollar Privatvermögen zum reichsten Mann der Welt.[229] 

Die Beschäftigten werden abhängig von Region, Staat und Kräfteverhältnis extrem ausgepresst. Befristete Verträge, Teilzeit-, Leih- und Saisonarbeit mit möglichst niedriger Bezahlung herrschen vor. In allen Staaten lehnt Amazon Tarifverträge mit Gewerkschaften ab. Die großen Lagerhallen werden in strukturschwachen Regionen mit billigen und willigen Arbeitskräften angesiedelt. Die Chefs fördern gegenseitige Denunziationen, »Minderleister« und Kranke werden brutal herausgemobbt. Amazon praktiziert eine sekundengenaue, disziplinierende Überwachung der Beschäftigten.[230] 

Mit Amazon Alexa und Amazon Echo weitet der Konzern diese Überwachung auch auf seine Kunden aus. Amazon wertet ohne Beteiligung der Ausgespähten deren intimstes Privatleben aus und baut darauf seine Strategie einer weiteren Alltagsdurchdringung.[231] 

Aggressiver noch als die fünf apokalyptischen Reiter des Internets wollen die Plattform-Kapitalisten Uber & Co bisherige Gesetze und Regeln brechen. Disruptive Innovation ist ihr Motto. Bisherige Gesetze, Regeln, Verfahren, Produkte, Dienstleistungen sollen unterbrochen und vollständig verdrängt werden.

Als Uberisierung wird der Prozess bezeichnet, bei dem Unternehmen mithilfe von Internet, Smartphone, Tablet den Kontakt zwischen Verbrauchern und Anbietern von Produkten vermitteln. Am bekanntesten ist der Taxidienstleister Uber, der Vermittler von Privatwohnungen und Hotelzimmern AirBnB, die Essensauslieferer Deliveroo und Delivery Hero, die Arbeitsvermittler Upwork, Wework und Mechanical Turk, der Reisevermittler Booking.com und der Busvermittler FlixBus.

Der weltweit größte Taxibetrieb Uber besitzt kein einziges Taxi, sondern wälzt die Kosten der Fahrzeuge auf die Fahrer und Eigentümer ab. Die Millionen Taxifahrer von Uber sind Scheinselbständige. Sie werden so knapp und rechtlos gehalten wie nur irgend möglich.

Der Essenslieferdienst Deliveroo verlangt von seinen angeschlossenen Restaurants 25 Prozent des Essenbetrages. Er zieht zusätzlich pro Kunde zwischen 2,5 Euro und 4,9 Euro ein. In Zukunft möchte Deliveroo das Kochen selbst übernehmen. Die menschliche Arbeitskraft soll aus diesem Prozess ganz ausgeschaltet und das Kochen von Automaten geleistet werden.

Bisher machen die Plattformkapitalisten Verluste. Sie spekulieren aber auf ein Monopol in der Zukunft, wo sie sich für die heutigen Verluste schadlos halten können.

Die Plattformkonzerne verschärfen die Praxis der working poor hin zu einem noch ärmeren digitalen Prekariat. Ihr globales Millionenheer besteht aus Stücklohnempfängern, scheinselbständigen Freelancern, Auf-Abruf-Bereitstehern und individualisierten Niedriglöhnern. In Deutschland haben die Plattformkonzerne etwa eine Million Beschäftigte. Den Sozialversicherungen entgehen so jährlich Milliarden Euro. Diese Entwicklung führt zu einer Epidemie der Obdachlosigkeit. Sie erreicht in Kalifornien, dem Zentrum der Plattformökonomie, immer neue Höchststände. Uber und Co. tragen somit zu einer weiteren massiven Verarmung der Gesellschaft bei.[232] 

BlackRock und Co. sind auch nur Dienstleister für die eigentliche globale Kapitalelite. Die krisenhafte Entwicklung der Weltwirtschaft ab 2007 bewirkte nicht nur eine Explosion der Armut und Obdachlosigkeit im Westen, sondern spiegelbildlich dazu eine Explosion des Reichtums der wenigen Milliardäre, wie die jährlichen Forbes-Listen zeigen. Das Vermögen von Bill Gates hat sich seit 2005 mehr als verdreifacht auf 129 Milliarden Dollar. Die anderen bekannten Milliardäre und aggressiven Internetkapitalisten wie Elon Musk (219 Milliarden), Jeff Bezos (171, Amazon), Larry Page, Sergey Brin (111 und 107, beide Google) und Marc Zuckerberg (67, Facebook) sind überhaupt erst in den 10er Jahren ganz nach vorne vorgestoßen in die Liste der reichsten Männer der Welt. Ihr Vermögen hat sich in der Krisenperiode des Kapitalismus mehr als verzehnfacht.[233] 

Wenn sich diese Entwicklung fortsetzt, wird es in einigen Jahren Billionäre geben. Die Anzahl der Superreichen der ersten Liga ist inzwischen auf einige 100 geschrumpft. Das sind Dimensionen, wo persönliche Absprachen möglich sind. Dies passiert in den zahlreichen Elitenzirkeln, von denen das World Economic Forum nur das mächtigste, aber bei weitem nicht das einzige ist. Natürlich mag es in Detailfragen Meinungsunterschiede zwischen einzelnen Oligarchen geben. Aber darüber ist sehr wenig bekannt. Diese Meinungs­unterschiede haben jedoch nichts mehr mit innerkapitalistischer Konkurrenz zu tun. Die zahlreichen miteinander verbundenen Kapitalsammelstellen fungieren de facto als ein riesiges globales Monopol.

Hier zeigt sich unverhüllt das Wirken der kapitalistischen Bewegungsgesetze: Akkumulation von Reichtum an einem Pol und Akkumulation von Armut und Elend am anderen. Der ganze Reichtum der Welt wird sich bald in den Händen von einigen 100 Personen konzentrieren, während der Rest im wahrsten Wortsinn nichts mehr besitzen wird. Ob die Menschen deshalb glücklich sein werden, wie eine Werbebotschaft des World Economic Forums behauptet, darf bezweifelt werden.

Das von Marx im berühmten 23. Kapitel des Kapitals – Band 1 beschriebene allgemeine Gesetz der kapitalistischen Akkumulation[234]  wirkt in Reinform nur dann, wenn es keine Gegenkräfte wie die Arbeiterbewegung gibt. Wie schon im historischen Faschismus wurde im Westen nach 1989 die Arbeiterbewegung entweder zerschlagen oder korrumpiert. Das erlaubte es dem Kapital, die Reallöhne unter dem Druck von Arbeitslosigkeit und Krise bedeutend zu senken.

Die Entwicklung hin zu einem globalen Monopol ist auch die Basis für die transatlantische Ausrichtung der Medien in Europa. Wie der Medienwissenschaftler Uwe Krüger bereits 2014 in seinem Buch Meinungsmacht herausgefunden hat, wird die Medienelite der EU durch US-geführte Stiftungen orientiert, was die Militär-, Außen- und Wirtschaftspolitik betrifft.

In Deutschland sind aktiv:

	die Atlantikbrücke



	das American Institut for Contemporary German Studies (Washington)



	der German Marshall Fund of the United States



	das Aspen Institute



	die Trilaterale Kommission



	die American Academy



	das American Council on Germany






Zu den von ihnen veranstalteten Konferenzen – mit Politikern, Militärs, Konzernchefs – werden Journalisten der öffentlich-rechtlichen wie der privaten Leitmedien eingeladen: ZDF, ARD, Die Zeit, FAZ, taz, Die Welt, Süddeutsche, Spiegel, Focus.[235] 

Im Zweifelsfall vertreten die so eingenordeten Redakteure primär die Interessen der US-Eliten und nicht mehr der einheimischen Kapitalisten. Das zeigte das Jahr 2022 zur Genüge. Gäbe es die Deutschland AG noch, würden die Vorstände etwa der Deutschen Bank dafür Sorge tragen, dass die Journalisten primär im Interesse der deutschen Kapitalisten agieren. In diesem Sinne hat noch der legendäre Vorstandssprecher Hermann Josef Abs Einfluss auf die Presseentwicklung der Nachkriegszeit genommen.

5.9. Die Flüchtlingskrise von 2015

Im Jahr 2015 strömten mehr als eine Million Flüchtlinge vor allem aus dem arabischen Raum nach Europa und hier vor allem nach Deutschland.

Dies führte nicht nur dazu, dass die Löhne besonders im Niedriglohnsektor niedrig und die Mieten hoch blieben. Mit einer hohen Migrationsrate wird offenbar auch das Ziel verfolgt, den teilweise noch starken sozialen Zusammenhalt in Europa aufzuknacken. Nur so sind entsprechende Aussagen des EU-Kommissars Peter Sutherland zu verstehen. Denn dieser Zusammenhalt wird als Hindernis für die Erhöhung der Ausbeutungsrate eingeschätzt.[236] 

Das ist auch zum großen Teil gelungen. In den europäischen Großstädten leben inzwischen einerseits die so genannten Kader, also die gehobene Mittelklasse, die in den Sektoren Finanzen, Verwaltung, Lehre und Forschung, PR und Werbung sowie Journalismus tätig ist. Ideologisch sind sie Anhänger des Linksneoliberalismus und ihr wichtigstes Anliegen ist die Identitätspolitik. Ihr Habitus ist derjenige der Bobos und Hipster.

Dem steht ein Immigranten-Subproletariat gegenüber, das einfache Dienstleistungen verrichtet. Es wird durch die Identitätspolitik auf Kosten der einheimischen Bevölkerung moralisch aufgewertet, aber ökonomisch knapp gehalten.

Die Kader und das Immigranten-Subproletariat dominieren die Großstädte. Einheimische Industriearbeiter, mittlere Angestellte und die Bauernschaft leben vor allem in den abgewerteten Industrierevieren wie dem Ruhrgebiet, in Ostdeutschland, in Klein- und Vorstädten und auf dem Lande. Die unteren Klassen der einheimischen Bevölkerung werden moralisch von den »Kadern« massiv abgewertet – »weiße alte Männer« sind für sie der größte Abschaum – und in Deutschland ökonomisch durch Hartz IV langsam ausgehungert – direkt oder indirekt.

Diese Teile der Bevölkerung sind durch den Verlust von Industriearbeitsplätzen und den Niedergang der damit verbundenen Mittelschicht zum Beispiel aus Ladenbesitzern einerseits und durch das Anwachsen der qualifizierter Wissensökonomie sowie der Unterschichten andererseits in die Zange genommen und an den Rand gedrückt worden.[237] 

In Deutschland stehen die »linken« Parteien SPD, Grüne und Linke für ein Bündnis zwischen den »Kadern« und dem Immigranten-Subproletariat. Sie vertreten die einheimische werktätige Bevölkerung nicht mehr. Die einheimische Bevölkerung wird als »rechts« und »rechtsextrem« geschmäht, wenn sie ihre Stimme erhebt. Die Arbeiterklasse ist damit nahezu vollständig zum Verstummen gebracht und von jeder politischen Mitwirkung abgeschnitten worden. Die gehobene Mittelschicht dagegen hat einen enormen politischen und kulturellen Einfluss akkumuliert.

5.10. Aufstieg Chinas, Abstieg des Westens

Westliche China-Reisende sind besonders in den Jahren ab 2007 überrascht von der unglaublich schnellen Entwicklungsdynamik und dem Zukunftsoptimismus der Menschen. Dem stehen Stagnation, Verarmung breiter Bevölkerungsschichten und Zerfall der Infrastruktur im Westen gegenüber. Es ist inzwischen nicht mehr zu bestreiten: Das dynamische Zentrum der Weltwirtschaft liegt in China und nicht mehr in den USA oder in Europa.

Wie oben beschrieben wurde, verlagerten viele westliche Unternehmen in den 90er und 00er Jahren ihre Produktion nach China, um von den dortigen niedrigen Löhnen zu profitieren. Häufig gründeten sie noch nicht einmal Tochterfirmen, sondern lagerten die Produktion an Auftragsfertiger aus. So konnten sie große Investitionen in Maschinen und Gebäude vermeiden. Wegen der starken Rechte des geistigen Eigentums und ihrem Vorsprung in den Bereichen Forschung, Entwicklung und Marketing konnten sie auch ohne formelles Eigentum an Produktionsmitteln einen großen Teil des in China produzierten Mehrwertes in Form von Surplusprofiten für sich vereinnahmen. Aber diese Konstellation ermöglichte es den Auftragsfertigern zumindest theoretisch, zu Markenfirmen aufzusteigen und so einen größeren Mehrwertanteil bei sich selbst zu realisieren. Die aus Taiwan stammenden Firmen Asus und Acer hatten das schon in den 00er Jahren vorgemacht.

Umgekehrt besteht die Möglichkeit, dass den westlichen Konzernen langfristig wichtiges Produktionswissen verloren geht. Dies umso eher, als ihre Substanz von Schattenbanken wie BlackRock und Private-Equity-Investoren (»Heuschrecken«) ausgezehrt wird. Ihre hohen Profite werden immer weniger für Forschung und Entwicklung eingesetzt, sondern an die Investoren, die wenigen hundert reichsten Menschen der Welt ausgeschüttet oder zum Rückkauf von Aktien verwendet. Hierdurch soll der Aktienwert weiter gesteigert werden.

Im Westen fahren BlackRock und Co. den Wettbewerb zwischen den ihnen gehörenden Firmen bewusst herunter, um ihre Profite zu steigern. In China dagegen wird der Wettbewerb besonders in neuen Branchen und Produktionsfeldern durch Regulierungsentscheidungen angeregt.[238] 

Die chinesische Führung hatte schnell erkannt, dass mit der großen Weltwirtschaftskrise 2007 bis 09 das bisherige Wachstumsmodell der Exportorientierung mit Billiglohnproduktion keine Zukunft mehr hat. Denn die hochverschuldeten und ausgepowerten US-Verbraucher konnten nun nicht mehr als globale Konsumenten der letzten Instanz fungieren, die chinesische Exporte aufsaugten.[239] 

Also musste sich das Wirtschaftswachstum in den folgenden Jahren primär auf den Binnenmarkt stützen. Hierzu traf die Führung eine Reihe von richtungsweisenden Entscheidungen:

	Mit einem gigantischen Ausgabenprogramm in Höhe von 550 Milliarden Dollar oder 4.000 Milliarden Yuan wurden die unmittelbaren Krisenfolgen abgefangen. Das waren 14 Prozent des chinesischen BIPs. Ähnliche Programme in den USA umfassten nur 5 Prozent und in der BRD nur 2 Prozent des jeweiligen BIPs. Neben einigen direkten Zuschüssen an Arme und Arbeitslose wurden die Milliardengelder vorrangig in Infrastruktur-Investitionen und Regionalentwicklung sowie dem energieeffizienten Umbau der Wirtschaft gelenkt. Darunter fallen der Ausbau von Eisenbahnstrecken und Autobahnen, der Ausbau der Netzinfrastruktur (Stromnetz, Internet), der Wasserbau sowie Ausbau der Gesundheits- und Sozialversorgung.[240] 



	Die Mehrwertsteuer wurde nachhaltig gesenkt, besonders auf langlebige Konsumgüter wie Automobile.



	Während im Westen der Tourismus unter anderem mittels Flugscham bewusst madig gemacht wird, wurde der Tourismussektor in China massiv ausgebaut. Dazu lenkt der Staat große Investitionen in neue Ski- und Badegebiete.



	In den 00er Jahren war die Sparquote der chinesischen Bevölkerung sehr hoch. Da die sozialen Sicherungssysteme, bekannt als »Eiserne Reisschüssel« in den 90er Jahren abgeschafft wurden, mussten die Arbeiter sehr hohe Ersparnisse für Notfälle wie Krankheit, Arbeitslosigkeit und Alter zurücklegen. Auch das Schulgeld ihrer Kinder verteuerte sich geschwind. Da blieb vom Lohn nicht mehr viel übrig. Um den Binnenkonsum anzuregen, mussten also die sozialen Sicherungssysteme wiederhergestellt werden. Das geschah in den 10er Jahren. Inzwischen (Stand 2022) sind fast alle 1,4 Milliarden Chinesen krankenversichert, im Jahr 2017 hatten 900 Millionen Chinesen eine Rentenversicherung und etwas weniger eine Arbeitslosenversicherung. Es ist geplant, die gesamte Bevölkerung in die sozialen Sicherungssysteme einzubeziehen. Schulgebühren wurden abgeschafft; der Besuch von Universitäten ist derzeit noch kostenpflichtig. In dem Maße, wie die sozialen Sicherungssysteme ausgebaut wurden, kam es zu einer nachhaltigen finanziellen Entlastung der Privathaushalte.[241] 






Nach der von neoliberalen Ökonomen verbreiteten Theorie der »Middle Income Trap« stehe China vor einem großen Problem: Länder, die ein mittleres Einkommensniveau erreicht haben, werden hierdurch an einem weiteren Aufstieg gehindert. Denn wegen der höheren Löhne sinkt ihre globale Wettbewerbsfähigkeit. Anstatt den sich hieraus ergebenden neoliberalen Rezepten wie Lohnkürzungen, Sozialabbau, Privatisierungen und Liberalisierungen erneut zu folgen, nimmt man in China einen planmäßigen Aufstieg zur High-Tech-Macht in Angriff. Diesem Ziel dient das 2015 gestartete Programm Made in China 2025.

Bis 2025 will China den Sprung von der Fabrik der Welt zum Labor der Welt, vom industriellen Imitator zum technologischen Innovator schaffen. Bis zu diesem Jahr soll der Anschluss an die westlichen High-Tech-Standards erreicht werden, bis 2049 soll das Land zur führenden Industrie- und Technologie-Supermacht aufsteigen.[242] 

China will vor allem in den folgenden zehn Branchen aufholen und den Anschluss an die Weltspitze erreichen:

	Biomedizin und Medizintechnik



	Neue Materialien



	Landwirtschaftliche Geräte



	Luftfahrt, darunter Langstreckenflugzeuge



	Bahntechnik, Schienentransport



	Elektrofahrzeuge, vernetztes Fahren



	Marine-Ausrüstung und High-Tech-Schiffe



	Informations- und Kommunikationstechnologie



	Automatisierung und Robotik, vernetzte Produktion



	Elektrische Anlagen, darunter auch Kerntechnik[243] 






Neu sind auch die globalen Dimensionen des Planes. Bisher gab man sich in China mit nationalen Champions zufrieden. Jetzt will man globale Champions kreieren.

Bis 2025 sollen chinesische Hersteller folgende Marktanteile auf dem Heimatmarkt erreichen:

	Medizingeräte 70 Prozent



	Vernetztes Fahren 60 Prozent



	Energietechnik 90 Prozent



	Industrieroboter 70 Prozent



	Langstreckenflugzeuge 10 Prozent



	Handys 45 Prozent[244] 






Made in China 2025 ist die chinesische Version der deutschen Strategie Industrie 4.0.

Eine zentrale Rolle spielt der Einsatz von Industrierobotern. 2016 wurden 290.000 Industrieroboter ausgeliefert, davon 90.000 (31 Prozent) an China, 2019 sollten es weltweit 414.000 sein und davon 160.000 an China.[245] 

Diesem Zweck dienen auch die staatlichen Banken, die den Staat bei seiner gut durchdachten Industriepolitik unterstützten. Im Jahr 2009 war die staatliche Industrial & Commerce Bank of China mit einer Marktkapitalisierung von 254,9 Milliarden die größte Bank der Welt. Mit der Chinese Constructions Bank (191,9 Milliarden Marktkapitalisierung) und der Bank of China (147,1 Milliarden) gehörten zwei weitere chinesische staatliche Banken zu den zehn größten Banken der Erde.

Mit staatlicher Unterstützung schafften viele chinesische Firmen den Sprung von Auftragsfertigern zu Markenfirmen. Sie waren zunächst auf den Binnenmarkt erfolgreich und konnten von dieser Basis aus durch gute Qualität bei niedrigem Preis langsam den Weltmarkt erobern. Beispiele hierfür sind: China Mobile, Tencent (Internet), Huawei (Mobilfunk), Lenovo (Computer), Xiaomei (Smartphones), Alibaba (Suchmaschine), CNR (Eisenbahnbau), sowie FAW und Dongfeng (LKWs). Hinzu kommen noch einige große Staatsunternehmen im Infrastrukturbereich wie Sinopec (Öl) und SGCC (Stromnetz).

China hält bis heute am Konzept der Globalisierung fest. Es soll sich um eine gleichberechtigte, friedliche Globalisierung in einer multipolaren Welt handeln. Das bedeutet auch, dass nicht nur ausländische Konzerne in China, sondern auch zunehmend chinesische im Ausland investierten. Die Investitionen konzentrierten sich in den 00er Jahren zunächst auf asiatische Staaten, auch auf Australien und Neuseeland, dann auf Afrika und auf die für die erweiterte Produktion notwendigen Rohstoffe. China ist – mit Ausnahme von Kohle und seltenen Erden – ein rohstoffarmes Land. Erst 2018 übertrafen die chinesischen Investitionen im Ausland die ausländischen Investitionen in China.

Im Unterschied zu westlichen Staaten macht China seine Investitions- und Handelsbeziehungen nicht von Freund-Feind-Kriterien abhängig. Die Volksrepublik entwickelt Beziehungen zu Ländern mit den unterschiedlichsten politischen und gesellschaftlichen Systemen, wie zum Iran und Saudi-Arabien, zu Israel und Palästina, zur BRD und zu Russland.[246] 

Seit der großen Weltwirtschaftskrise von 2007 bis 09 kaufte China verstärkt Unternehmen in zentralen kapitalistischen Staaten. In Europa standen zunächst Maschinenbau, Energie und Autozulieferer im Vordergrund. Dann folgten High-Tech/IT, Pharma und Finanzdienste. Sie werden gegenwärtig ergänzt durch Biotechnologie, Medizin- und Umwelttechnik, Textil- und Logistikindustrie sowie Tourismus und Hotellerie. In jedem Land wird das Passende und Beste gesucht. Im Jahr 2016 kaufte das chinesische Unternehmen Midea den größten deutschen Roboterhersteller Kuka.[247] 

Hauptziel der Investitionen in Deutschland ist nicht etwa die Substanzverwertung und Auszehrung der Firmen wie bei BlackRock und Co., sondern die Beschaffung von Wissen und Know-How für die chinesischen Industriestrategie sowie die direkte Unterstützung des chinesischen Industrieaufbaus. Im Unterschied zu Blackstone und Co. bürden die chinesischen Käufer den gekauften Mittelstandsfirmen nicht die Kaufkredite auf. Die Chinesen beließen bei Kuka die bisherige Geschäftsführung im Amt, gaben langfristige Garantien für die Arbeitsplätze und eröffneten einen großen Markt in China. Deshalb sind chinesische Investoren auch bei Gewerkschaftern beliebt. Sie werden US-amerikanischen Schattenbanken und Heuschrecken bei weitem vorgezogen.[248] 

Das 2014 von Präsident Xi Jinpeng gestartete Projekt der neuen Seidenstraße – auch bekannt als Belt-and-Road-Initiative (BRI) oder One Belt, one Road (OBOR) – soll die Kontinente Asien, Europa und Afrika durch ein großes Netzwerk von Straßen, Eisenbahnlinien, Brücken, Häfen, Pipelines, Kraftwerken, Strom- und Datenleitungen, Container-Umladestationen und Terminals miteinander verbinden. Sie umfasst die Kontinente Asien, Europa und Afrika.

Die neue Seidenstraße besteht aus mehreren Wirtschaftsgürteln über den Land- und den Seeweg. Der Landweg besteht gegenwärtig aus den folgenden drei Güterzug-Verbindungen:

	China-Mongolei-Russland



	Neue eurasische Landbrücke über die Dsungarische Pforte, Kasachstan und Russland nach Rotterdam



	China-Zentralasien-Westasien nach Istanbul[249] 






Von diesen wiederum sollen weitere Nebenstrecken abzweigen. Zur maritimen Seidenstraße gehört die Route, die Chinas Ostküstenhäfen mit dem neuen und modernisierten Großhafen Piräus in Griechenland und mit dem Großhafen Rotterdam in den Niederlanden verbindet.

In Zukunft sind Ergänzungen dieser Routen möglich. Etwa die Schaffung weiterer Bahnverbindungen auf dem afrikanischen Kontinent, die diesen von Nord nach Süd (Route Kairo-Kapstadt) und von West nach Ost (Route Dakar-Dschibuti) erschließen.

China will mit neuentwickelten Ultrahochspannungskabeln ein transkontinentales Stromnetz aufbauen. Der Netzbetreiber SGCC hat in China bereits 37.000 Kilometer dieser Leitungen verlegt.

Idealerweise sollen die drei Kontinente Asien, Europa und Afrika mittels Eisenbahnlinien, Straßen, Schifffahrtsrouten, Datenleitungen, Stromleitungen sowie mit Gas- und Ölleitungen eng miteinander verflochten werden. An den durch Verkehrswege geschaffenen Entwicklungsachsen sollen zahlreiche Industriebetriebe und Kraftwerke entstehen, die eine Durchindustrialisierung der jeweiligen Länder vorantreiben.



Grafik 5.10.1. Auswahl der geplanten Verbindungslinien der neuen Seidenstraße[250] 


Die Grundidee der neuen Seidenstraße geht auf langfristige Planungsvorhaben der Wirtschaftsintegration zwischen der Volksrepublik China und der Sowjetunion in 50er Jahren zurück. Es war geplant, bis 1967 einen gemeinsamen großen Wirtschaftsraum zu schaffen, wobei die chinesische Industrie von der nordchinesischen Ebene nach Westen, die sowjetische aber von Mittelasien nach Osten vorstoßen sollte. Ein zentrales Element dieser Planungen war die Trans-Xinjiang-Linie. Sie sollte über Urumchi nach Alma-Ata in der Sowjetunion führen. Dazu kam es jedoch nach 1960 nicht mehr.[251]  Sie fiel dem sowjetisch-chinesischen Bruch zum Opfer und wurde erst 1990 eröffnet.

Letztlich geht es um die Schaffung eines eurasischen Wirtschaftsraumes, der vom Gelben Meer bis an den Atlantik reicht. Eurasien umfasst 92 Länder mit 4,6 Milliarden Menschen und einer Wirtschaftsleistung von 50 Billionen Dollar, fast 60 Prozent des Weltsozialproduktes. Dazu kommt der afrikanische Kontinent.[252] 

In der jetzigen Phase ist OBOR ein gigantisches Infrastrukturprojekt, von dem alle angeschlossenen Länder profitieren sollen. Das steht im Gegensatz zum Nullsummendenken des Westens, der alle anderen Regionen herabdrücken will.

Es ist zugleich ein gigantisches Wachstums- und Konjunkturprogramm, eine Art New Deal globalen Ausmaßes, der das Wirtschaftswachstum der beteiligten Länder, aber auch der gesamten Welt antreiben soll. China verspricht sich in diesem Zusammenhang, dass es seine nicht ausgelasteten Kapazitäten in der Stahl, Grundstoff- und Zementindustrie besser nutzen kann.[253] 

Einige Projekte sind bereits fertiggestellt. Seit 2010 verkehrten bis zu 200 Eisenbahnzüge pro Woche von Zentralchina nach Duisburg. Eine neue Güterzugtrasse durch Zentralasien soll China mit Duisburg und Rotterdam in acht Tagen verbinden, statt wie bisher in 11 Tagen.

Bisher sind am Projekt 68 Staaten beteiligt. Davon kommen aus Europa und Eurasien 23, aus dem Nahen Osten und Afrika 16, aus Ost- und Südostasien 13 und aus Mittel- und Südasien 13. Weiter Staaten können hinzukommen.[254] 

China hat bisher eine Billion Dollar in die BRI investiert, vereinbart oder geplant. Das Hauptinstrument sind öffentliche völkerrechtliche Verträge mit den jeweiligen Staaten, die den Rahmen abstecken. Chinas staatliche Banken und Fonds finanzieren dann primär öffentliche Infrastrukturen in den Partnerländern, aber sekundär auch Investitionen privater chinesischer Unternehmen in diesen Ländern. Die Zinsen sind meist niedriger als auf dem Markt verlangt würden.[255] 

Diese hier genannten Faktoren führten zu einem Aufstieg Chinas und einen relativen Bedeutungsverlust der alten Industrieländer USA und Europa. Noch im Jahr 2000 machte die ökonomische Stärke der BRICS-Länder Brasilien, Russland, Indien, China und Südafrika nur ein Drittel derjenigen der G7 aus – gemessen am BIP nach Kaufkraftparität. Im Jahr 2016 hat die BRICS-Gruppe in Bezug auf das BIP nach Kaufkraftparitäten[256]  mit den führenden kapitalistischen Industrieländern (USA, Japan, Deutschland, Großbritannien, Frankreich, Italien, Kanada) gleichgezogen.
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Tabelle 5.10.1. Anteile von G7 und BRICS am Welt-BIP in Prozent nach nominalem BIP und Kaufkraftparitäten 2000 und 2016.[257] 


Im Jahr 2007 wurde China die drittgrößte Ökonomie, aber wegen der niedrigen Konsumquote von 36 Prozent erst der fünftgrößte Konsumentenmarkt nach den USA, Japan, Deutschland und Großbritannien.[258] 

Im Jahr 2010 rückte China zur zweitgrößten Wirtschaftsmacht der Erde auf und verwies Japan auf Platz drei. Der Abstand zu den USA war allerdings noch groß: USA 2009 14.000 Mrd. Dollar BIP (24,6 Prozent des Welt-BIP); China 5.000 Mrd. Dollar (8,6 Prozent).[259]  Im Jahr 2020 betrug das BIP Chinas 14.866,74 Milliarden Dollar, das der USA 20.893,75 Milliarden.[260] 

Die meisten Prognosen gehen davon aus, dass China im Jahr 2035 die USA eingeholt haben wird. Ein Gleichziehen mit dem BIP der USA würde allerdings bedeuten, dass das chinesische BIP vermutlich auf einer weit stärkeren industriellen Basis stünde. In den USA vollzog sich in den vergangenen Jahrzehnten ein Prozess der Deindustrialisierung und der Auslagerung von industriellen Kapazitäten – zum großen Teil nach China. Die Volksrepublik hat dagegen eine sehr breitgefächerte Industrie entwickelt, was auch machtpolitisch ins Gewicht fällt.[261] 

Nach Kaufkraftparitäten ist China bereits seit 2014 die größte Wirtschaftsmacht der Erde. Der so berechnete Anteil Chinas am Welt-BIP betrug 2017 18,3 Prozent, der US-Anteil 15,3 Prozent.[262] 

In der Industrieproduktion liegt China bereits uneinholbar an der Spitze. Der Wert seiner Produktion betrug 2021 6,9 Billionen Dollar, weit vor der EU mit 3,9, den USA mit 3,8 und Japan mit 1,4 Billionen.[263] 

Wie schon in der Zeit vor 1914 erleben etablierte Mächte, heute insbesondere die einzige Supermacht USA, einen relativen Bedeutungsverlust zugunsten von aufsteigenden Mächten mit einer größeren Dynamik.

Letzte Ursache für die größere wirtschaftliche Dynamik in China dürfte sein, dass dort aus historischen Gründen die organische Zusammensetzung des Kapitals noch geringer ist als im Westen. Das impliziert auch eine geringere Kapitalkonzentration und -zentralisation und demnach einen größeren Wettbewerb zwischen den unterschiedlichen Kapitalien.

Ökonomisch kann der Westen mit China immer weniger mithalten. Die in der großen Weltwirtschaftskrise von 2007 bis 09 deutlich gewordene allgemeine Krise des westlichen Kapitalismus lässt sie nicht ohne weiteres überwinden. Andererseits ist der Westen auch nicht bereit, auf seine globale Hegemonie zu verzichten.

In den Jahren ab 1989 wurden die Menschen im Westen gezwungen, zugunsten des Freihandels große Opfer zu bringen. Alles wurde der globalen Wettbewerbsfähigkeit untergeordnet. In Deutschland setzte die Rot-Grüne Regierung Schröder zu diesem Zweck zum Beispiel die brutalen Hartz-Gesetze durch, mit denen die Menschen unter Druck gesetzt werden, zu miserablen Bedingungen und miserabler Bezahlung Arbeit anzunehmen. Dies drückte das gesamte Lohnniveau. Als sich aber herausstellte, dass die VR China den Standortwettbewerb gewinnen würde, gab der Westen seine Ideologie des Freihandels umstandslos auf. Sie ist nach 2007 in einer Orgie von Kriegen, Wirtschaftskonfrontationen und Sanktionen untergegangen. Freilich bedeutet das nicht, dass der Westen zu einer binnenmarktorientierten Entwicklung zurückgekehrt wäre. Ganz im Gegenteil wurde die Ausplünderung der Bevölkerung durch wenige westliche Oligarchen der Gates, Bazos und ihre Dienstleister wie BlackRock noch radikalisiert.

Die westlichen Eliten wollten China nutzen, um ihre Profite zu steigern. Dass die umfangreichen Produktionsverlagerungen nach dort zum wirtschaftlichen Aufstieg des Landes führten, haben sie weder gewollt noch vorhergesehen. Auch darin kann man nach den Worten von Werner Rügemer die profitgetriebene Selbsterblindung des US-geführten Kapitalismus erkennen.[264] 

Also blieb dem Westen nur die Anwendung von Gewalt übrig, um den Aufstieg Chinas zu verhindern. Im Bereich des Militärs, der Geheimdienste und Herrschaftstechniken war und ist der Westen seinen Widersachern haushoch überlegen. Aber es ist abzusehen, dass dieser Vorsprung langsam zusammenschmilzt. Also ist es für den Westen rational, möglichst bald zuzuschlagen, solange diese Vorteile noch wirksam sind.

Ein Element hierfür ist die von den USA im Jahr 2011 verkündete Strategie Pivot to Asia. Sie verlagerten ihre Streitkräfte schwerpunktmäßig von Europa weg in die Nähe von China und bereiten sich seitdem auf einen großen Krieg gegen das Land vor. Im Inselbogen von Japan bis Thailand haben sie eine ganze Stützpunktkette, einen eisernen Ring, vor das chinesische Festland gelegt.

Die erste Inselkette besteht nur aus Staaten, die mit den USA durch Militärabkommen oder Sicherheitsgarantien verbunden sind. Dies sind: Japan, Südkorea, Taiwan, Philippinen, Malaysia, Indonesien, Singapur und Thailand.

Wichtigstes Glied dieser Kette ist der US-Verbündete Japan. Von zentraler Bedeutung ist hier der Luft- und Atomwaffenstützpunkt Okinawa (Kadena Air-Base).

Vom Zugang zum Pazifik ist die chinesische Flotte nicht nur durch die innere, sondern auch durch Stützpunkte auf der äußeren Inselkette abgeschnitten. Dies sind Guam, Kwajalein, Wake, Midway und die Marshall-Inseln.[265] 

Von strategisch höchster Bedeutung für die Versorgungssicherheit Chinas ist die Straße von Malakka, einer der am häufigsten befahrenen Seewege. Täglich passieren etwa 2.000 Schiffe die Meerenge, etwa ein Viertel des Welthandels muss durch dieses Nadelöhr. Vor allem für China hat die Passage höchsten strategischen Wert, ist sie doch die entscheidende Lebensader für seinen Außenhandel. Allein 80 Prozent des von China importierten Öls müssen diese, teilweise nur wenige Kilometer breite Meerenge passieren.

Die USA könnten mit ihrer 5. und 3. Flotte die Straße von Malakka über Stützpunkte in Singapur und Diego Garcia problemlos blockieren. Die USA können also die Halsschlagader des Welthandels in ihren Würgegriff nehmen.[266] 

Im Jahr 2018 starteten die USA und die EU einen Wirtschaftskrieg gegen China. US-Präsident Trump belegte die chinesischen Konzerne Huawei und ZTE mit Sanktionen. US-Firmen durften nun keine Mikrochips an diese Konzerne mehr liefern.

In den folgenden Jahren hagelte es in den USA und der EU Investitionskontrollen und Übernahmeverbote gegen chinesischen Firmen. Der Fall Kuka sollte sich nicht wiederholen.

Außerdem verhängten die USA im Jahr 2021 Exportverbote für das niederländische Unternehmen ASML. Es darf ab sofort keine Lithographiesysteme mehr nach China liefern, die für die Herstellung von Prozessoren in der fortschrittlichen 7-Nanometer-Technik benötigt werden. Da ASML ein Weltmonopol für Lithographiesysteme hat, bedeutet das, dass entsprechende Prozessoren in China nicht hergestellt werden können und das Land immer noch in der veralteten 14-Nanometertechnik festsitzt.[267] 

Mit diesem Wirtschaftskrieg geht es dem Westen darum, den technologischen Aufholprozess Chinas zu blockieren. Dabei nützt er geschickt die größten technologischen Schwachstellen Chinas aus. Das ist zweifellos der Bereich der Halbleiterherstellung. Dieser Prozess ist sehr aufwendig, teuer und technisch schwer zu beherrschen. Zwar hob US-Präsident Trump die Sanktionen gegen Huawei und ZTE nach einem halben Jahr auf, aber nur unter demütigenden Bedingungen. Diese Sanktionen hatten den Charakter eines Warnschusses, mit dem China gezwungen werden sollte, sich den US-Forderungen zu beugen.

Gegenwärtig bereitet die US-Regierung harte Sanktionen gegen China vor, die den 2022 verhängten Russland-Sanktionen entsprechen. Zu diesem Zweck schrieb sie alle großen Konzerne an und forderte sie auf, ihr China-Geschäft zurückzufahren.

Als Reaktion auf die neue Seidenstraße kündigt die EU regelmäßig eine eigene Konnektivitätsstrategie mit Entwicklungsländern an. Sie lobt sich auf jedem Gipfel selbst dafür, wie viele Milliarden Euro sie für den Bau neuer Eisenbahnen, Häfen und Gasleitungen bereitstelle. Tatsächlich aber bleibt es regelmäßig bei Ankündigungen. Bei den genannten Summen handelt es sich im Unterschied zu China um Luftbuchungen. Nur in einem Bereich ist die EU hyperaktiv: Bei ihren Versuchen, die von China vorangetriebenen Seidenstraßenprojekte zu torpedieren und madig zu machen. Dabei werden routinemäßig Bedenken zu Minderheitenrechten und Umweltschutzargumente abgespult, so zum Beispiel bei der geplanten Ölpipeline von Uganda zum tansanischen Hafen Tanga am Indischen Ozean.[268] 

In den 10er Jahren traf der Westen zum ersten Mal seit 1989 auf ernsthaften Widerstand bei seinen Regimechange-Projekten. Hintergrund ist der Wiederaufstieg Russlands unter Präsident Putin nach 1999. Er setzte schrittweise dem anarchischen Plünderungs­kapitalismus der 90er Jahre ein Ende und entmachtete die Oligarchen. Mit einer Föderalreform machte er die Russische Föderation wieder zu einem einheitlichen Rechtsraum. Im Jahr 2006 war Russland seine Schulden beim IWF los und legte immer größere Gold- und Devisenreserven an. Die russische Wirtschaft wuchs jährlich um 5 bis 9 Prozent, die Reallöhne stiegen jährlich um etwa 15 Prozent. Viel Staatsgeld floss in das Gesundheitswesen, in Schulen und den Wohnbau. Die drückende Armut der Jelzin-IWF-Jahre verschwand. Diese Entwicklung war die Grundlage für die Popularität Putins in der Bevölkerung, die Ursache, warum er immer wieder gewählt und teilweise wie ein Popstar verehrt wurde. Und sie war auch die Ursache für den Hass auf Putin im Westen, besonders in den USA.[269] 

Putin wollte die Wirtschaftsbeziehungen Russlands zur EU ausweiten, was jedoch dort nicht auf Gegenliebe stieß. Ganz im Gegenteil expandierte der Westen in den 00er Jahren weiter in den postsowjetischen Raum und inszenierte Bunte Revolutionen in Georgien 2003 und der Ukraine 2004.

In Syrien hatten die USA und einige europäische Länder im Gefolge des arabischen Frühlings Islamisten der Terrororganisation Al-Qaida bewaffnet und ausgerüstet. Sie wurden zu einer ernsthaften Gefahr für die säkulare Regierung unter Präsident Bashir Al-Assad. Einem Regimechange wie in Libyen stand scheinbar nichts im Wege. Als US-Präsident Obama 2013 ankündigte, bei einem möglichen Einsatz von chemischen Waffen durch Regierungstruppen militärisch intervenieren zu wollen, tauchten wie auf Bestellung kurz darauf Giftgasvorwürfe von Seiten der »gemäßigten Rebellen«, also Al-Qaidas auf. Russland überzeugte Syrien davon, der Konvention zum Verbot von chemischen Waffen beizutreten und seine Giftgasvorräte der internationalen Gemeinschaft zu übergeben. Damit war einer US-Intervention die Basis entzogen. Russland griff darüber hinaus ab 2015 in den syrischen Bürgerkrieg auf Seite der Regierung ein, besonders durch Luftangriffe auf die Islamisten und mit Waffenlieferungen. In der Folge konnte die Regierung die militärische Lage stabilisieren und die Kontrolle über große Teile des Landes zurückgewinnen. Aber Syrien bleibt nach wie vor im Würgegriff der brutalen westlichen Wirtschaftssanktionen.

Entgegen den Gorbatschow gegebenen Zusicherungen dehnte sich die NATO in den 90er Jahren über Osteuropa aus. In einer ersten Erweiterungsrunde wurden 1999 Polen, Tschechien und Ungarn in das Militärbündnis aufgenommen, 2004 folgten Bulgarien, Rumänien, die Slowakei, Slowenien, Estland, Lettland und Litauen, 2009 Albanien und Kroatien, 2019 Montenegro und 2020 Nordmazedonien. Der Westen war und ist bestrebt, auch die Ukraine als antirussischen Vorposten in die NATO aufzunehmen.

Bereits im Jahr 1997 bezeichnete der US-Stratege Zbigniew Brzezinski in seinem Buch Die einzige Weltmacht die Ukraine als einen geostrategischen Dreh- und Angelpunkt. 

»Die Ukraine, ein neuer und wichtiger Raum auf dem eurasischen Schachbrett, ist ein geopolitischer Dreh- und Angelpunkt, weil ihre bloße Existenz als unabhängiger Staat zur Umwandlung Russlands beiträgt. Ohne die Ukraine ist Russland kein eurasisches Reich mehr. […] Wenn Moskau allerdings die Herrschaft über die Ukraine mit ihren 52 Millionen Menschen, bedeutenden Bodenschätzen und dem Zugang zum Schwarzen Meer wiedergewinnen sollte, erlangte Russland automatisch die Mittel, ein mächtiges Europa und Asien umspannendes Reich zu werden.«[270] 

Dementsprechend haben die USA bis 2014 auch 4 Milliarden Dollar in der Ukraine investiert, um prowestliche und damit faschistische Strukturen der Zivilgesellschaft zu fördern. Im Jahr 2004 orchestrierten sie die orange Revolution, in dessen Gefolge der offen prowestliche Politiker Viktor Juschtschenko an die Macht kam. Die prowestlichen Parteien verloren allerdings die Präsidentenwahlen von 2010, die Viktor Janukowitsch von der Partei der Regionen gewann. Weder Janukowitsch noch die Partei der Regionen waren prorussisch oder antiwestlich. Vielmehr befürworteten sie einen neutralen Status der Ukraine, die gleichzeitig mit Russland und der EU Handel treiben sollte. Die Partei der Regionen wurde allerdings fast ausschließlich von ethnischen Russen in den östlichen Oblasten der Ukraine gewählt.

Als Janukowitsch Ende 2013 ein von der EU oktroyiertes Assoziierungsabkommen nicht unterzeichnen wollte, aktivierten die EU und die USA ihre zivilgesellschaftlichen Fußtruppen. Dieses Assoziierungsabkommen hätte der Ukraine schmerzhafte neoliberale Reformen abverlangt und sie zu einer Stilllegung von zahlreichen Industriebetrieben gezwungen, die nach Russland exportierten.

Diese Zusammenhänge waren der westukrainischen Bevölkerung aber nicht bekannt. Vielmehr dachte sie, dass sie mit einer EU-Assoziierung den gleichen Lebensstandard wie etwa in Deutschland bekommen würde. Zugleich gab es im Land eine große Unzufriedenheit über die Bereicherung von Janukowitsch und seinem Clan.

Aus diesen Gründen errichteten zivilgesellschaftliche Aktivisten im November 2013 auf dem Maidanplatz in Kiew ein Protestcamp. Sie forderten die sofortige Unterzeichnung des Assoziierungsabkommen. Die Proteste wurden aber schon nach wenigen Wochen von organisierten und bestens bewaffneten Neofaschisten übernommen. Diese besetzten im Januar und Februar 2014 auch Verwaltungsstellen in der Westukraine sowie Polizeiwachen und brachen deren Waffen an sich. Damit existierte im Land eine Doppelmacht. Janukowitsch hatte die Kontrolle über große Teile des ukrainischen Territoriums verloren.

Am 20. Februar 2014 eskalierte die Situation dramatisch, als 39 Demonstranten und 17 Polizisten von Heckenschützen getötet wurden. Die Schüsse wurden vom Hotel Ukraina aus abgefeuert, das zum damaligen Zeitpunkt unter der Kontrolle des Rechten Sektors stand. Eine bewusste Provokation zum Zweck eines Regimechanges liegt nahe. Der Westen machte jedoch ohne jede Untersuchung Janukowitsch für das Massaker verantwortlich.

Am 21. Februar reisten die Außenminister Frank-Walter Steinmeier (Deutschland), Laurent Fabius (Frankreich) und Radoslaw Sikorski (Polen) nach Kiew, um die Situation zu beruhigen. Es wurden ein Waffenstillstand, Gewaltverzicht, Untersuchung der Gewalttätigkeiten, Rückkehr zur Verfassung von 2004, Regierung der nationalen Einheit und vorgezogene Neuwahlen noch in diesem Jahr vereinbart. Die Vereinbarung unterschrieben Präsident Janu-kowitsch und die Oppositionspolitiker Jazenjuk, Klitschko und Tjagnibok. Damit hätte die Opposition gewonnen, wenn es ihr nur um die EU-Assoziierung gegangen wäre. Denn ein Wahlsieg der Oppositionskandidaten war zu erwarten.

Die EU wollte zwar die Ukraine als auszubeutende Halbkolonie gewinnen, aber gleichzeitig verhindern, dass der Konflikt außer Kontrolle gerät. Denn damit wären ihre damals noch bedeutenden Beziehungen zu Russland beschädigt worden. Die USA betrieben aber gezielt eine solche Eskalation, um Russland zu zerstören und die EU zu schwächen. Sie standen wegen der Vereinbarung unter Handlungsdruck und aktivierten ihre Organisationen. Nachdem das ukrainische Parlament handgreiflich von Angehörigen der Partei der Regionen gesäubert worden war, erklärte es am 22. Februar Janukowitsch entgegen den Bestimmungen der Verfassung für abgesetzt. Dieser fürchtete um sein Leben und floh nach Russland. Damit war der Putsch vollzogen. Turtschinow wurde zum Präsidenten und Jazenjuk entsprechend den Wünschen der USA zum Premierminister ernannt. In der neuen Regierung hielten Neofaschisten Schlüsselpositionen in den bewaffneten Organen. Als erstes Gesetz beschloss das Putschparlament das Verbot der russischen Sprache. Die EU erkannte die Putschregierung sofort an und enthielt sich ab nun jeder Eigenmächtigkeit gegenüber den USA.

Auf diesen Putsch folgte die Sezession der Krim, die in die Russische Föderation aufgenommen wurde, bestialische Massaker in Odessa und Mariupol an ethnischen Russen durch ukrainische Faschisten im Mai und schließlich ab Juni 2014 der offene Bürgerkrieg im Osten des Landes. Der bis heute ungeklärte Abschuss des malaysischen Verkehrsflugzeugs MH17 am 17. Juli 2014, der ohne jede Untersuchung Russland angelastet wurde, brach den Widerstand der EU gegen harte Russland-Sanktionen. Spätestens mit dem Abschuss von MH17 ist der Neue Kalte Krieg des Westens gegen Russland und China voll entbrannt.[271] 

Führende Politiker und Oligarchen der USA blickten mit großen Sorgen auf China. Spätestens seit der großen Weltwirtschaftskrise von 2007 bis 2009 wurde ihnen klar, dass mit der Volksrepublik für die USA welthistorischer Konkurrent entstehen könnte, wie es ihn seit dem Zusammenbruch des Sozialismus 1989 nicht mehr gegeben hatte. Dabei ist es völlig unerheblich, ob die VR China diese Rolle als neue Supermacht will oder nicht. Ja schlimmer noch aus ihrer Sicht: Mit der Shanghai Cooperation Organization und der Neuen Seidenstraße zeichnet sich ein Zusammenwachsen der Kontinente der Östlichen Feste also Asien, Europa und Afrika unter Chinas Führung ab. Damit entsteht möglicherweise eine Wirtschaftgemeinschaft, die weitaus stärker ist als der Westen. Wenn das passiert, haben die USA keine Chance mehr, ihre Weltdominanz aufrecht zu erhalten.

Bereits der Obama-Administration war klar, dass diese Entwicklung nur durch einen neuen Weltkrieg aufgehalten werden kann. Dieser musste möglichst bald geführt werden, solange die Herausforderer wirtschaftlich und militärisch noch schwächer sind als die etablierten Mächte. Zu diesem Zweck starteten die USA eine neue Aufrüstungsrunde und konzentrierten ihre Streitkräfte in Ostasien, weil der Hauptschlag gegen die VR China geführt werden sollte. Ein Krieg gegen China gilt in Kreisen des US-Militärs schon lange aus unausweichlich.

Vorher musste allerdings noch die Situation in Europa »bereinigt« werden. Russland war als Verbündeter Chinas und dessen Rohstoffquelle auszuschalten. Darin sahen Obama und Clinton keine großen Probleme, denn das Land galt als schwach und korrupt, als »Regionalmacht mit Tankstelle«. Nur wenn es gelänge, Russland zu beherrschen, zu zerstückeln und in den Reststaaten US-hörige Regierungen einsetzen, konnte China von wichtigen Rohstoffen abgeschnitten und wirtschaftlich langsam erdrosselt werden. Die Vernichtung der russischen Staatlichkeit wurde als Vorbedingung für einen Sieg im Krieg gegen China angesehen.

Über die Ukraine und Syrien wurden im Westen Elefantendosen von Propaganda verbreitet, die das wirkliche Geschehen auf den Kopf stellten. Wer erinnert sich nicht an die herzzerreißenden Stories über die syrischen Weißhelme und das siebenjährige Twittermädchen Bana Alabad, das im besten Englisch Präsident Obama anflehte, den Dritten Weltkrieg zu beginnen? Diese Propaganda muss Milliarden gekostet haben.

Die USA waren vor 2016 wohl eher geneigt, die syrische Option zu ziehen. Eine Flugverbotszone als Reaktion auf eine bestellte Giftgasprovokation durch Islamisten sollte die unmittelbare Konfrontation mit Russland erzwingen, die mit großer Wahrscheinlichkeit zu einem Nuklearkrieg eskaliert wäre. Um diese Flugverbotszone durchzusetzen, müssen als erstes alle Luftverteidigungseinrichtungen ausgeschaltet werden. Russland hat aber die Luftverteidigung in Syrien durch Stationierung der Luftabwehrsysteme S-300 und S-400 übernommen. Die Einrichtung einer Flugverbotszone hätte also zu einer direkten Konfrontation zwischen den USA und Russland geführt. Die USA wähnten sich jedoch aufgrund ihrer überragenden Raketenabwehr sicher. Russische Hyperschallwaffen gab es 2016 noch nicht.

Hillary Clinton war von den globalen Eliten als Kriegspräsidentin vorgesehen. Sie wäre bereit und in der Lage, die härtesten Maßnahmen gegen Russland durchzusetzen. Im Jahr 2016 herrschte fiebrige Vorkriegsstimmung. Die Teilnehmer der Münchner Sicherheits­konferenz glaubten, dass dies die letzte Konferenz in Friedenszeiten sein würde. Hillary Clinton forderte bereits 2015 als Außenministerin und im Präsidentschaftswahlkampf 2016 eine Flugverbotszone über Syrien.[272]  Über ihr Handeln als Präsidentin konnten also keine Zweifel aufkommen. Dann aber passierte etwas völlig Unerwartetes: Nicht sie, sondern ihr Herausforderer Donald Trump wurde zum US-Präsidenten gewählt. Vielleicht gerade wegen Clintons offen zur Schau getragenen Kriegsgeilheit.

Insofern ist es kein Wunder, dass die maßgeblichen Kapitalfraktionen vor Wut schäumten und die Schuld an diesem Wahlsieg Russland zugeschoben haben. Die Wahl von Trump hatte auf jeden Fall Auswirkungen, die immer noch nicht vollständig verstanden sind.

Russland nutzte die vier Trump-Jahre zu einer massiven Aufrüstung, auch mit Hyperschallwaffen, gegen die sogar die hochentwickelte US-Raketenabwehr noch nichts ausrichten kann. Auch China ist inzwischen militärisch besser aufgestellt, während sich die ökonomische Krise des Westens weiter zuspitzte.

Ein direkter Angriff auf Russland ist für die USA nun viel riskanter geworden. Das von Hillary Clinton favorisierte syrische Szenario ist nicht mehr möglich; auch deshalb nicht, weil die Islamisten inzwischen dort besiegt worden sind. Deshalb rückte nach dem Wahlsieg von Joe Biden 2020 die Ukraine erneut in den Fokus der US-Politik.

Unter Trump war ein Großkrieg gegen Russland und China keine Option. Deshalb wurden offenbar andere Methoden zur Überwindung der allgemeinen Krise des Kapitalismus für die Oligarchen umso wichtiger. Es ist schon auffällig, dass Klimahysterie und die Pandemievorbereitungen nach der Wahl von Trump intensiviert wurden. Erst 2017 leisteten die Oligarchen in großem Umfang Zahlungen an diverse NGOs zur Vorbereitung auf eine »mögliche« Pandemie (siehe dazu den Abschnitt zur Corona-Hysterie).









6. Eine vierte Imperialistische Epoche?

Hegel stelle zu Recht fest: »Die Eule der Minerva beginnt erst mit der einbrechenden Dämmerung ihren Flug.«[273]  Damit meint er, dass man die Grundmerkmale einer Epoche erst dann erkennen kann, wenn sie abgeschlossen ist. Das gilt selbst für geniale Marxisten wie Lenin, Trotzki und Mandel. Die folgenden Aussagen sind also zwangsläufig spekulativ.

Wie eine vierte Imperialistische Epoche aussieht und ob es sie überhaupt geben wird, ist alles andere als sicher. Wir sehen seit 2019 verzweifelte Versuche der Oligarchen, der allgemeinen Krise des – westlichen – Kapitalismus zu entkommen. Sie gehen dabei immer rücksichtsloser gegenüber der eigenen Bevölkerung vor. Ob sie Erfolg haben, kann heute unmöglich gesagt werden.

Allerdings gelang es den Kapitalisten in der Vergangenheit immer wieder, aus den Krisen des Kapitalismus gestärkt hervorzugehen, notfalls mittels Faschismus und Weltkrieg. Zentrales Element war immer die Steigerung der Mehrwertrate durch Lohnkürzungen – direkt oder Indirekt. Erst auf der Basis sprudelnder Gewinne investierten die Kapitalisten große Geldbeträge in damals neue Techniken wie Kernenergie, Ölchemie, Computer, langfristige Konsumgüter wie das Automobil und das Internet. Erst diese Investitionsschübe lösten eine Hochkonjunktur aus, die die Arbeitskräfte knapp werden ließ. Dadurch konnten die Arbeiter eine so große Verhandlungsmacht erreichen, dass sie beträchtliche Lohnerhöhungen durchsetzen konnten. Dies ermöglichte es ihnen, die von ihnen produzierten Güter selbst zu kaufen. Hierdurch wurde der Aufschwung für eine gewisse Zeit selbsttragend. Bis sich das Gesetz des tendenziellen Falls der Profitrate wieder bemerkbar machte.

Es ist anzunehmen, dass die Kapitalisten auch heute versuchen werden, aus der säkularen Krise des Kapitalismus durch eine massive Steigerung der Mehrwertrate zu entkommen. In diesem Sinne könnten die Ereignisse wie die Klima-Hysterie von 2019, die Corona-Hysterie von 2020 bis 22, der Ukrainekrieg ab 2022 und der Wirtschaftskrieg der USA gegen Europa 2022 interpretiert werden. Allen diesen Ereignissen gemeinsam ist, dass die Bevölkerung des Westens Ultraschocks ausgesetzt wird, die bewirken, dass sie eine radikale Absenkung des Lebensstandards hinnimmt. Nach einer Periode von vielleicht 10 bis 15 Jahren würde sich erneut ein selbsttragender Aufschwung auf kapitalistischer Grundlage einstellen, gestützt auf die neuen Leitsektoren Biotechnologie und regenerative Energieerzeugung und zusätzlich befeuert durch die Wiederaufbaukonjunktur der vorher kontrolliert zerstörten europäischen Industrie. Das ist zumindest die Hoffnung einiger Beobachter dieser Entwicklung wie der Historikerin Andrea Komlosy.[274] 

Die Voraussetzung für einen solchen Aufschwung wäre, dass zumindest auf globaler Ebene die Anzahl der ausgebeuteten Lohnarbeiter zunimmt, so wie das nach 1945 und 1989 passiert ist. Aber die Oligarchen glauben selbst nicht an eine solche Entwicklung. Ganz im Gegenteil gehen sie davon aus, dass die enorm produktive Industrie 4.0 den größten Teil der heutigen Arbeiter außer Kurs setzen und zu Almosenempfängern degradieren würde. Als größtes Problem der Gegenwart sehen sie die Frage, was mit diesen – aus Sicht des Kapitals – überflüssigen Menschen geschehen soll. Die westlichen Oligarchen wollen ihren Reichtum und ihre Macht dennoch behalten. Aber sie nehmen offenbar Kurs auf eine neue Produktionsweise, die nicht mehr den kapitalistischen Gesetzmäßigkeiten entspricht. Damit lassen sich die Ereignisse nach 2019 besser erklären als Versuche, einen Aufschwung auf kapitalistischer Grundlage zu erreichen.

Dennoch wäre ein neuer kapitalistischer Aufschwung theoretisch möglich, aber nur dann, wenn China die USA als führende Weltmacht ablöst (siehe dazu Abschnitt 6.4.6.).

6.1. Der Great Reset

Bei dem Great Reset handelt es sich keinesfalls um eine Verschwörungstheorie, wie Faktenchecker und Mainstreammedien unablässig behaupten, sondern um eine Initiative des Word Economic Forums, dem Diskussionsforum der reichsten Männer der Welt. Zugleich ist The Great Reset auch der englische Titel des 2020 erschienenen Buches Covid-19 – Der große Neustart von Klaus Schwab und Thierry Malleret. Klaus Schwab ist bekanntlich Gründer und Direktor des World Economic Forum. Schwab ist selbst kein Milliardär, sondern nur Millionär. Seine Rolle ist demnach nicht die eines Machers, sondern wohl eher die eines Moderators und Diskussionsleiters.

Im Folgenden soll unter Great Reset der zentrale Plan unserer Oligarchen verstanden werden, die säkulare Krise des Kapitalismus durch eine verschärfte Ausbeutung zu überwinden. Sie verschweigen ihre teilweise monströsen Pläne auch gar nicht. Während Schwabs Buch Covid-19 – Der große Neustart noch in einer blumigen, wolkigen Marketingsprache gehalten ist, redet der israelischen Historikers Yuval Noah Harari in seinem Buch Homo Deus von 2016 Klartext. Die Oligarchen können sich das leisten, wissen sich doch genau, dass die Medien sie gegen jede Kritik abschirmen werden. Auch Harari ist ein Liebling und Dauergast im World Economic Forum.

Viele Linke erklären die Beschäftigung mit dem World Economic Forum und dem Great Reset schlankweg zur Verschwörungstheorie. Auch noch so reiche Kapitalisten hätten niemals so viel Macht, um die Geschicke der Welt bestimmen zu können, heißt es.

Eine solche Aussage mag für den Kapitalismus der Freien Konkurrenz (bis 1895) zutreffen. Aber war nicht bereits die Bildung von Monopolen im klassischen Imperialismus eine »Verschwörung«, um den Wettbewerb in einer bestimmten Branche auszuschalten? Die Zentralisation des Kapitals nahm in den folgenden Jahrzehnten immer weiter zu. Gegenwärtig besitzen die im World Economic Forum organisierten wenigen 100 Kapitalisten einen großen Teil des Reichtums dieser Erde und ihr Vermögen wächst weiterhin rasant. Das sind Dimensionen, wo auch persönliche Absprachen und Abstimmungen problemlos möglich sind. Erleichtert werden diese Absprachen noch dadurch, dass BlackRock und Co. im Kern der westlichen Industrie ohnehin schon ein gigantisches Monopol aufgerichtet haben.

Nicht die Beschäftigung mit den Plänen der Eliten ist irre, sondern diese Pläne selbst sind es. Sie sind jedenfalls von einer Skrupellosigkeit und Eiseskälte geprägt, die jedem normalen Menschen den Atem rauben. Das zu erkennen ist eine Zumutung. Aber die aufeinanderfolgenden Schockwellen von der Klima-Hysterie von 2019 bis zum Ukrainekrieg 2022 lassen keine andere Schlussfolgerung zu, dass ihre Ursachen im Kern der kapitalistischen Produktionsweise zu suchen sind. Nur so lassen sich die auf den ersten Blick absurden Ereignisse und scheinbar hanebüchenen Fehlleistungen von Politikern, Wissenschaftlern und Medien erklären.

Da diese Pläne der globalen Elite von vielen Linken schlankweg abgestritten werden, sollen im Folgenden anhand der Büchern Die Vierte Industrielle Revolution, Covid-19 – Der große Neustart von Schwab und Homo Deus von Yuval Noah Harari genauer beschrieben werden. Darauf folgenden dann die Beschreibungen der Klima-Hysterie von 2019, der Corona-Hysterie von 2020 bis 22 und des Dritten Weltkrieges ab 2022, von dem der Ukrainekrieg nur einer von vielen Kriegsschauplätzen ist. Sie werden verstanden als Schritte, die Pläne der Oligarchen umzusetzen.

6.1.1. Die Vierte Industrielle Revolution

Klaus Schwab und die im World Economic Forum zusammengeschlossenen Oligarchen gehen davon aus, dass wir mitten in einer Vierten Industriellen Revolution stehen.[275] 

Die Periodisierung der Industriellen oder Wissenschaftlich-Technischen Revolutionen stimmen nicht mit den entsprechenden marxistischen Definitionen überein (siehe dazu Kapitel 1). Das ist auch kein Zufall, denn Schwab und Co. haben einen Tunnelblick auf den technischen Fortschritt entwickelt, der nur bestimmte Felder wahrnimmt und andere komplett ausblendet.

Die Vierte Industrielle Revolution begann laut Schwab an der Jahrtausendwende. Ihre Merkmale sind das mobile Internet, das Internet der Dinge, basierend auf kleinen leistungsfähigere Sensoren, Künstliche Intelligenz, Robotik und 3D-Druck, sowie Durchbrüche im Bereich der Biotechnologie, hier insbesondere die Genscheren der CRISPR-Technik.

Die in Deutschland diskutierte Industrie 4.0 ist nach Schwab ein Teilbereich der Vierten Industriellen Revolution. Sie beabsichtigt die Verzahnung der industriellen Produktion mit digitalen Technologien zum Zweck der Optimierung globaler Wertschöpfungsketten. Dies ermöglicht es, Produkte vollständig gemäß den Kundenwünschen zu gestalten. Allerdings zeigt Schwab in der Folge keinerlei Interesse an physischer Produktion.

Schwab behauptet, die Vierte Industrielle Revolution laufe mit exponentieller Geschwindigkeit ab, verknüpft vielfältige Technologien und gehe mit der Transformation ganzer Gesellschaften einher.[276]  Weitere Entwicklungen, die in Kürze einsatzbereit sein werden, sind Nanotechnologien, neue Materialien wie Graphen und Quantencomputer.

Es werden Firmen mit disruptiven Geschäftsmodellen auftreten. Als Beispiele nennt er AirBnB und Uber. Das sind beides Firmen, welche die Verarmung der Beschäftigten in immer neue Höhen getrieben und in Kalifornien zu einer Epidemie der Obdachlosigkeit auch des Mittelstandes geführt haben.

Überhaupt werden Arbeiter die Verlierer der Vierten Industriellen Revolution sein. Nach einer von Schwab zitierten Studie werden in den 20 Jahren in den USA 47 Prozent der Arbeitsplätze verschwinden und durch Roboter ersetzt werden. Die KIs werden auch hochkomplexe geistige Arbeiten übernehmen können. Schwab geht davon aus, dass Mitte der 20er Jahre 90 Prozent aller in den Medien erschienenen Texte von Robotern erstellt werden und zwar ohne dass ein Mensch in irgendeiner Weise daran beteiligt wäre. Hochkomplexe Algorithmen können laut Schwab Texte in jedem beliebigen, auf eine bestimmte Leserschaft zugeschnittenen Stil erzeugen.

Die Festanstellung gehört der Vergangenheit an. Genau wie das Uber und Co. schon praktizieren, werden die letzten noch nicht automatisierbaren Arbeiten von Scheinselbständigen ohne jede soziale Absicherung erledigt werden, die sich mühsam von Projekt zu Projekt hangeln und am Ende doch auf der Strecke bleiben, weil sie von jüngeren und leistungsfähigeren Konkurrenten ausgestochen werden.[277] 

Die Menschen müssen zudem zugunsten des Klimas auf ihren liebgewordenen Konsum verzichten. Wenn sie das nicht freiwillig tun, sollten sie dazu gezwungen werden:

»Drittens können neue Informationsflüsse und zunehmende Transparenz dazu beitragen, dass Bürger ihr Verhalten verändern, um es den wirtschaftlichen und gesellschaftlichen Normen für ein nachhaltiges Kreislaufsystem anzupassen.«

Gemeint ist mit diesen Sätzen, dass den normalen Menschen ein fixes, recht niedriges Kohlenstoffbudget zugeteilt werden kann, dass sie nicht überschreiten dürfen. Dies kann zum Beispiel mit der Ausgabe einer Kohlenstoffkarte realisiert werden.[278] 

Schwab nennt an einer Stelle seines Buches mehrere besonders nachahmenswerte Projekte »Urbaner Innovationen«. Sie zeigen anschaulich, wie abwegig und menschenfeindlich das ist, was Schwab und die Milliardäre des WEF als technischen Fortschritt ausgeben. Hier soll nur ein Beispiel angeführt werden:

Digital umprogrammierbarer Raum: 

»Die Nutzung von Gebäuden wird sich im Handumdrehen verändern lassen – vom Theater zur Sporthalle zur Begegnungsstätte zum Nachtclub und so weiter. Dies würde den urbanen Fußabdruck insgesamt verkleinern und Städten ermöglichen, aus weniger mehr zu machen.«[279] 

Öffentliche Einrichtungen sind auf eine bestimmte Nutzung optimiert und entsprechend gebaut. Es ist nicht ersichtlich, wie das durch eine digitale Programmierung geändert werden könnte. Es wäre zwar denkbar, Allzweckgebäude zu bauen, aber sie würden keine optimale Nutzung, zum Beispiel als Theater oder Sporthalle, ermöglichen. Außerdem wäre natürlich nur eine Nutzung pro Zeiteinheit möglich. Das heißt, wenn zum Beispiel ein Handballspiel stattfindet, müsste das Theater eben für den Abend pausieren. Letztlich schlägt Schwab vor, die öffentliche Infrastruktur massiv zurückzubauen.

Wie gesagt, Schwab und die westlichen Oligarchen haben einen Tunnelblick auf den menschlichen Fortschritt und er interessiert sie im Grunde genommen nur auf zwei Feldern: Computer und Künstliche Intelligenz einerseits sowie Biotechnologie andererseits.

Das große Feld der Energieversorgung wird total ausgeblendet. Da Schwab ein Anhänger des Klimanarrativs ist, ist davon auszugehen, dass er sich die Zukunft der Energieversorgung ausschließlich durch erneuerbare Energien, also Windkraft und Photovoltaik vorstellt. Da diese weitaus weniger leistungsfähig sind als das bisherige Energiesystem, bleibt für die einfachen Menschen nicht viel übrig. Aber ihr Lebensstandard wird ja ohnehin sinken, so die »Prophezeiung« von Schwab.

Von all den aufgezählten technologischen »Durchbrüchen« haben normale Menschen kaum Vorteile sondern nur Nachteile in Form von Arbeitsplatzverluste durch KI und Roboter und einer lückenlosen Überwachung.

Es ist bezeichnend, welche Bereiche eines möglichen technischen Fortschritts Schwab nicht nennt:

	Energieerzeugung: Fortschrittliche Kernspaltungsreaktoren wie der Dual-Fluid-Reaktor, der Schnelle Brüter und die Kernfusion



	Künstliche Kohlenwasserstoffe als CO2-freies Benzin



	Plasmavergasung zum unbegrenzten Recycling aller Rohstoffe



	Atomschiffe und Atomeisbrecher



	Hochgeschwindigkeitszüge



	Vertikale Landwirtschaft und Kunstfleisch



	Wiederbewaldung der Sahara



	Passagierüberschallflugzeuge wie die Concorde und die Tu-144



	Tragflügel- und Luftkissenboote



	Mondstationen



	Marslandungen






Viele dieser Erfindungen könnten zu einen Überfluss an billiger Energie führen und das ganz ohne den Ausstoß von CO2. Sie würden damit die Lebensverhältnisse aller Menschen wesentlich verbessern und zugleich viele sichere, gut bezahlte Arbeitsplätze schaffen. Sie würden zudem die physische Mobilität wesentlich beschleunigen und den Gütertransport verbilligen.

An all dem haben die Oligarchen keinerlei Interesse. Bei Diskussionen innerhalb der Eliten wird das auch gar nicht verschwiegen. So sagte der bekannte Elitenberater Jeremy Rifkin: »Die Aussicht billiger Fusionsenergie ist das schlimmste was dem Planeten passieren könnte.«[280]  Man will also gerade nicht, dass es den Menschen zu gut geht.

Da Schwab und mehr noch die hinter ihm stehenden Oligarchen über sehr viel Macht verfügen, ist das Szenario der Vierten Industriellen Revolution keine reine Vorhersage, sondern vielmehr eine Ansage: So und nicht anders wird die Zukunft aussehen. Stellt euch gefälligst darauf ein!

6.1.2. Die Neue Normalität

Schwab und die hinter ihm stehenden Oligarchen sehen in der Corona-Pandemie eine wunderbare Möglichkeit, die Ziele der Vierten Industriellen Revolution auch gegen den Willen der Menschen durchzudrücken. Die Pandemie kam für diese Herrschaften zum bestmöglichen Zeitpunkt so dass man den Verdacht haben könnte, dass nachgeholfen wurde. Hierfür gibt es in der Tat zahlreiche Hinweise.

Die wuchtige Einleitung von Covid-19 – Der große Neustart, geschrieben von jemandem mit viel realer Macht oder zumindest mit viel Einblick in die Pläne der Mächtigen, lässt durchaus erkennen, wohin die Reise geht. Schwab schrieb Mitte 2020 zur Coronakrise:

»Viele von uns fragen sich, wann sich die Dinge wieder normalisieren werden. Die kurze Antwort lautet: niemals. Nichts wird jemals wieder so sein wie zuvor. Die Normalität in dem Sinne, wie wir sie kannten, ist zu Bruch gegangen und die Coronavirus-Pandemie stellt einen grundlegenden Wendepunkt auf unserem globalen Kurs dar.

Die Welt, wie wir sie in den ersten Monaten des Jahres 2020 kannten, gibt es nicht mehr, sie hat sich im Kontext der Pandemie aufgelöst. Es kommen derart radikale Veränderungen auf uns zu, dass manche Experten bereits von der Zeit ›vor Corona‹ (BC) und ›nach Corona‹ (AC) sprechen.«[281] 

Das war eine klare Ansage. In der alten Normalität konnten immerhin die meisten Menschen einigermaßen ein Auskommen finden – wenn das auch immer schwieriger wurde.

In ihrem Buch hofften Schwab und Malleret offenbar noch, dass die Pandemie, genauer die Maßnahmen zu ihrer Eindämmung, wie eine Bombe auf die Weltwirtschaft wirken würden. Sie gingen aus von:

	Einem Wirtschaftsabschwung von 20 bis 30 Prozent.



	Einer Arbeitslosigkeit von 25 Prozent der Bevölkerung und mehr.



	Dass das Virus, genauer gesagt die Maßnahmen zu seiner Bekämpfung, bis zu einem Prozent der Weltbevölkerung töten würden.[282] 






Es würde ihrer Meinung nach Jahre dauern, bis in den meisten Ländern die Gesamtgröße der Wirtschaft wieder den Stand vor der Pandemie erreicht.

Ein solcher Ultraschock wäre nur denkbar bei jahrelangen strengsten Lockdowns, wie sie Argentinien, Australien und Neuseeland tatsächlich durchgeführt hatten. In den meisten anderen Ländern verhinderten zahlreiche, vom WEF wohl nicht erwartete Proteste, dass es so weit gekommen ist. Auch wurden zahlreiche im März 2020 wie aus dem Nichts aufgetauchte Behandlungsempfehlungen von Covid-19-Kranken wie eine rasche invasive Beatmung und fehlerhafte Medikamentenverordnungen aufgrund ärztlicher Interventionen schließlich aufgegeben, was allein die Todesrate des Virus erheblich absenkte.

Wirtschaftliche Veränderungen sahen Schwab und Malleret als Folge der Pandemie vor allem in drei Bereichen:

	Absenkung des realen Lebensstandards der Menschen



	Eine zunehmende Digitalisierung und Automatisierung, was zwangsläufig zu massiven Arbeitsplatzverlusten auch nach der Pandemie führt



	Decoupling zwischen dem Westen und China






6.1.3. Reallohnabsenkungen

In blumigen Worten beschreiben Schwab und Malleret, dass wir alle eigentlich zu gut gelebt hätten und dass, die Covid-19-Krise die ideale Gelegenheit sei, unseren Konsum abzusenken. Dies sei aufgrund des Klimas dringend geboten.

Zu diesem Zweck wurde bewusst eine Schockstrategie genutzt, was Schwab und Malleret auch zugeben:

»Monatelang drehten sich alle Nachrichten in den Medien fast ausschließlich um das Coronavirus und waren damit zwangsläufig praktisch immer schlechte Nachrichten. Unerbittliche Berichte über Todesfälle, Ansteckungen und all die anderen Dinge, die schiefgehen könnten, sorgten zusammen mit emotional aufgeladenen Bildern dafür, dass unsere kollektive Phantasie in der Sorge um uns selbst und unsere engsten Angehörigen verrücktspielte. Eine solch beunruhigende Atmosphäre hatte katastrophale Auswirkungen auf unser psychisches Gleichgewicht.«[283] 

Diese mediengemachten Ängste wurden durch ganz reale Auswirkungen der Lockdowes wie Einkommens- und Arbeitsplatzverlusten weiter verstärkt. Ausgangsbeschränkungen, Social Distancing- und räumliche Abstandsregeln haben die sozialen Beziehungen der Menschen weitgehend zum Erliegen gebracht. Das geschah genau zu den Zeiten, wo die Menschen diese Beziehungen am meisten gebraucht hätten. Rituale wie Händeschütteln, Umarmungen, Küsse und vieles andere wurde unterbunden. Einsamkeit und Isolation waren die Folge. Wie der Science-Fiction-Autor William Gibson feststellte: »Unsere Welt stülpt sich um.«[284] 

Kein Virus hat allerdings Medien und Regierungen gezwungen, andauernd Panik zu verbreiten und die sozialen Beziehungen der Menschen stillzulegen. Es handelte sich vielmehr um eine bewusste Strategie, wie unter anderem das Panikpapier aus dem Bundesinnenministerium zeigt. Das kollektive seelische Wohlbefinden der Menschheit wurde also bewusst angeknackst.

Diese Situation soll genutzt werden, um die Menschen auf andere gesellschaftliche Prioritäten einzustellen. Die Menschen sollen in dieser Krisensituation zu der Einsicht kommen, dass andere Dinge wichtiger seien als der Konsum. Sie sollen erkennen, dass die mit Umweltzerstörung und Klimawandel verbundenen Risiken nicht mehr tragbar sind und eine einschneidende Konsumreduzierung erfordern. Denn übermäßiger Konsum sei weder gut für den Einzelnen noch für den Planeten.[285]  Dies predigen Schwab und Malleret zu einer Bevölkerung, die ökonomisch kaum noch über die Runden kommt!

Schwab und Malleret behandeln auch die Forderung nach »Degrowth« bzw. Wachstumsrücknahme oder Postwachstum mit großer Sympathie. Ebenfalls Zustimmung findet Aktivismus von Jugendlichen, wenn er sich aus Sicht des WEF auf die »richtigen« Ziele richtet, wie den Kampf gegen den Klimawandel, Geschlechtergleichheit und LGBTQ-Rechte.

Schwab und Malleret drücken ihre Hoffnung aus, dass nach den Lockdowns Klimaaktivisten ihre Anstrengungen verdoppeln werden und noch stärkeren Druck auf Unternehmen und Regierungen ausüben.

Dabei könnten sie von Investoren unterstützt werden. Folgendes Szenario wäre denkbar: Eine Gruppe grüner Aktivisten könnte ein Kohlekraftwerk besetzen und seine Stromproduktion zum Erliegen bringen, während gleichzeitig Investoren wie BlackRock im Sitzungssaal einer Aktionärsversammlung dasselbe tun, indem sie dem Werk den Zugang zu Kapital entziehen und es so stilllegen. Darüber, dass dann Millionen Menschen wortwörtlich im Kalten sitzen, wenn die Stromerzeugung mit Fernwärme gekoppelt ist, machen sich Schwab und Co. keine Gedanken.[286] 

Die Pandemie und die Lockdowns sollen gezielt genutzt werden, um die Menschen auf eine »umweltfreundliche« Lebensweise, auf ein einfacheres Leben mit einer weitaus geringeren Mobilität einzustellen: Weniger Auto fahren und fliegen, weniger heizen, Urlaub nur in der Nähe des Wohnortes, mehr im Homeoffice arbeiten.[287] 

Zum einen schärfe die Krise das Risikobewusstsein auch im Bereich des Klimas, zum anderen gewöhne die harten Lockdowns die Menschen daran, den Anordnungen der Regierungen klaglos zu gehorchen

Es habe sich gezeigt, dass die CO2-Reduktion selbst durch harte Lockdowns viel zu gering war. Wir bräuchten statt dessen:

	eine radikale und tiefgreifende Systemveränderung der Art und Weise, wie wir die Energie erzeugen, die wir zum Leben benötigen. Gemeint ist damit der enorm teure Umbau der Energieinfrastruktur auf Windkraft- und Solaranlagen. Dieser extrem teure Umbau wäre dann weitaus weniger leistungsfähig als die bisherige Infrastruktur, die auf Kernenergie und Kohle basiert.



	Der Rückbau der Energieinfrastruktur erzwingt strukturelle Veränderungen in unserem Konsumverhalten. Viele heute selbstverständliche Konsumgüter werden in Zukunft nur noch den Reichen zur Verfügung stehen.






Covid-19 bot auch die einmalige Chance, diese »nachhaltigen« Umweltstrategien umzusetzen. Das ist nachvollziehbar, wurden doch die Menschen durch ständige Horrornachrichten in den Medien über die »gefährliche Seuche« abgelenkt. Da war es viel einfacher, unpopuläre Gesetzesvorhaben durch die Parlamente zu peitschen. So wurde das europäische Klimaschutzgesetz mitten im Getöse um den kommenden zweiten Lockdown am 7. Oktober 2020 in einer verschärften Fassung vom EU-Parlament verabschiedet. Irgendwelche öffentliche Aufmerksamkeit erfuhr das Gesetz nicht, obwohl seine Auswirkungen gravierend sein werden.

Die Übernahme des CO2-Narrativs dient nicht nur dem Zweck, den Lebensstandard der Bevölkerung abzusenken, sondern mit ihm sollen auch beträchtliche Profite generiert werden. Für den Green New Deal stellt die EU beispielsweise 900 Milliarden Euro zur Verfügung, die von den Steuerzahlern in die Taschen der Oligarchen gelenkt werden. Das sind Profite ohne jedes Risiko.

Die Lockdowns sind offenbar bewusst so zugeschnitten worden, dass sie die Menschen von Dingen entwöhnen, auf die sie in Zukunft ohnehin verzichten sollen.

Besonders heftig wurden die Bereiche Kultur, Reisen und Mobilität getroffen. Zunächst wurden die Menschen für Monate in ihren Wohnungen eingesperrt, alle touristischen und kulturellen Einrichtungen geschlossen. Im Sommer 2020 wurden sie – nach 4 Monaten Lockdown – wieder geöffnet aber so, dass ihre Benutzung für die Menschen maximal unbequem ist: Maskenpflicht, Abstandsgebote, massiv verringerte Kapazitäten, Hygienekonzepte. Noch heute (Oktober 2022) gilt eine FFP2-Maskenpflicht im öffentlichen Verkehr, wobei diese Masken das Atmen besonders stark erschweren. Auch das Fliegen wurde durch Maskenpflicht, penible Kontrollen und verringerte Kapazitäten auf den Flughäfen für die Menschen zu einer großen Qual gemacht. Sogar Parkplätze von beliebten Naherholungsgebieten wie dem Harz oder dem NSG Kühkopf in Hessen wurden von der Polizei abgeriegelt. Zudem mussten die Menschen, die im Ausland Urlaub machten, eine zweiwöchige Quarantäne einhalten – was Hausarrest bedeutete.

Schwab und Malleret machen brutal klar:

»Für manche Branchen, wie Unterhaltung, Tourismus oder das Hotel- und Gaststättengewerbe, ist eine Rückkehr in eine Situation, wie sie vor der Pandemie bestand, in absehbarer Zeit unvorstellbar.«[288] 

In vielen dieser Branchen, vor allem aber im Hotel- und Gaststättengewerbe und im Einzelhandel, werden kleine Unternehmen unverhältnismäßig stark betroffen sein und besonders schnell verschwinden. Denn sie haben eine geringere Kapitaldecke und geringere Rücklagen als Großunternehmen. Damit wird auch der Mittelstand wesentlich reduziert. Ihr Verschwinden wird auch für die Gemeinden und Städte etwa durch den Ausfall von Gewerbesteuern schmerzhaft zu spüren sein. Zugleich steigt die Arbeitslosigkeit und damit geht die Konsumneigung der Bevölkerung zurück.

Überleben und florieren werden hingegen die großen Ketten wie Deliveroo, die von Restaurants und Konsumenten gleichermaßen Tribute einziehen. Wir erinnern uns: Deliveroo verlangt 25 Prozent des Umsatzes der angeschlossenen Restaurants. In normalen Zeiten hatte kaum ein Restaurant-Inhaber diesem unverschämten Ansinnen zugestimmt und Deliveroo schrieb rote Zahlen. In Zeiten der Pandemie sieht das völlig anders aus. Der Staat schloss alle Restaurants zwangsweise. Wer überleben wollte, musste sich dem erpresserischen Angebot von Deliveroo beugen, auch wenn das ein Dahinvegetieren auf Hartz-IV-Niveau bedeutete. Staatlicher Zwang verschafft also einer Handvoll Oligarchen sichere Profite ohne jedes Geschäftsrisiko. Offenbar soll in Zukunft die gesamte Wirtschaft nach dem Modell Deliveroo funktionieren.

Auch Kinos und Theater werden keine Zukunft mehr haben. Fluggesellschaften, Flugzeug- und Automobilhersteller, Messen sowie Mietwagenfirmen werden weitgehend verschwinden. Gemeinsamer Nenner dieser Veränderungen ist, dass die Menschen dauerhaft mehr Zeit bei sich zuhause verbringen werden, sowohl um von dort zu arbeiten als auch um ihre Freizeit zu verbringen. Sogar die Bildung soll in Zukunft im Wesentlichen per Telelearning erfolgen. Das gilt sowohl für Schul- als auch für Universitätsbildung. Die Präsenzlehre bei letzteren wird weitgehend verschwinden. Denn die Menschen werden sich die hohen Studiengebühren besonders in den USA in einer Welt, die nach Covid-19 in einer Wirtschaftskrise feststeckt, schlankweg nicht mehr leisten können. Präsenzmedizin wird durch Telemedizin ersetzt werden.

Auch Yuval Noah Harari schreibt in brutaler Offenheit, dass die meisten Länder erst noch wirkliche ökonomische und politische Opfer bringen müssen, um die Lage des Klimas zu verbessern.[289] 

Quasi nebenher erklärt Harari auch noch, warum die Kapitalisten seit 1989 der Arbeiterklasse keinerlei Konzessionen mehr machen.

»Eine Flut an billigen Autos, Kühlschränken, Klimaanlagen, Staubsaugern, Geschirrspülern, Waschmaschinen, Telefonen, Fernsehern und Computern veränderte [nach dem Zweiten Weltkrieg] das Alltagsleben so sehr, dass es fast nicht mehr wiederzuerkennen war. Doch Studien haben gezeigt, dass das subjektive Wohlbefinden der Amerikaner in den 1990er Jahren nicht wirklich höher lag als in den 1950er Jahren. […] Die schlechte Nachricht ist, dass sich die Lage zwar verbessert hat, gleichzeitig aber die Erwartungen förmlich explodiert sind. Dramatische Verbesserungen der Lage, wie die Menschheit sie in den letzten Jahrzehnten erlebt hat, übersetzen sich eher in größere Erwartungen denn in größere Zufriedenheit. Wenn wir daran nichts ändern, dürften uns unsere künftigen Errungenschaften so wenig zufriedenstellen wie eh und je.«[290] 

Mit anderen Worten: Die Arbeiter sind unersättlich und durch materielle Konzessionen nicht zufriedenzustellen. Jeder Erfolg spornt sie nur dazu an, noch mehr zu verlangen. Das ist offenbar die Schlussfolgerung, die die Kapitalisten aus den Ereignissen des Jahres 1968 gezogen haben.

Hararis Lösung lässt einem freilich das Blut in den Adern gefrieren:

»Vergessen Sie Wirtschaftswachstum, Sozialreformen und politische Revolutionen – um das globale Glücksniveau zu steigern, müssen wir die Biochemie des Menschen manipulieren.«[291]  

Das heißt, die Menschen sollen mit Psychopharmaka ruhig gestellt werden. Freilich dürfen nur solche Drogen eingesetzt werden, die Staat und Kapital hierfür vorgesehen haben. Cannabis, LSD und Extasy zum Beispiel betrachtet Harari als existenzielle Bedrohung für die kapitalistische Gesellschafts- und Wirtschaftsordnung. Der Krieg des Staates gegen diese Drogen sei gerechtfertigt.[292] 

In Zukunft werden elektrische Reize direkt an entsprechende Stellen im Gehirn gesendet um bei den Menschen Glücksgefühle auszulösen oder unsere Körper werden genetisch so verändert, dass sie bewusst Glückshormone ausschütten können.

6.1.4. Zunehmende Digitalisierung

Schwab und Malleret berauschen sich richtiggehend an der Macht, die die Staaten und damit auch die Oligarchen durch die Pandemie gewonnen haben. Endlich kann die Digitalisierung rücksichtslos vorangetrieben und die »träge Bevölkerung« zur Nutzung der Angebote der Plattform-Ökonomie wie Amazon gezwungen werden.

Die von der Pandemie ausgelöste Rezession wird die Kapitalisten zudem veranlassen, verstärkt lebendige Arbeit durch Roboter und andere »intelligente« Maschinen zu ersetzen. Die Arbeitslosigkeit wird also dauerhaft hoch bleiben und tendenziell zunehmen.

Vor Covid-19 wurden schrittweise neue, auf künstlicher Intelligenz (KI) basierende Technologien eingeführt, um bestimmte, bisher von menschlichem Personal ausgeführte Aufgaben zu automatisieren. Die Lockdowns und das Social Distancing haben diese Entwicklung forciert. Auch nach Beendigung der Pandemie werden Social Distancing-Maßnahmen in der einen oder anderen Form fortbestehen. Deshalb werden Unternehmen gezwungen sein, die Digitalisierung weiter zu beschleunigen. Das ist für Unternehmen inzwischen zu einem Muss geworden – in vielen Fällen zu einer Überlebensfrage. Innerhalb eines Monats wurde Fortschritte gemacht, die in normalen Zeiten Jahre oder Jahrzehnte gebraucht hätten.

Beschäftigte mit niedrigem Einkommen, die Routinearbeiten ausführen, sind von dieser Entwicklung am stärksten betroffen. Der Arbeitsmarkt wird sich polarisieren zwischen wenigen gut bezahlten Arbeitsplätzen und vielen Jobs, die von der Bildfläche verschwinden.

Das gilt erst recht für die Branchen Restaurants, Einzelhandel und Unterhaltung. Bis zum Jahr 2035 werden nach Schwab dort zwischen 59 und 86 Prozent aller Arbeitsplätze abgebaut und durch Roboter ersetzt worden sein.

In Zukunft werden vor allem folgende Branchen florieren: Roboter und Automatisierung, IT und künstliche Intelligenz sowie Biotechnologie. Die Spitzentechnologie (Big Tech) aus dieser Zeit des radikalen Wandels als größter Nutznießer hervor. Während der Pandemie wurde die Anschaffung von IT-Technik zu einer absoluten Notwendigkeit, selbst bei traditionell eher zurückhaltenden Kunden. Deshalb brach der Marktwert der führenden Technologieunternehmen während der Lockdowns einen Rekord nach dem anderen.

Es kam zu einer dauerhaften Ausweitung der digitalen Welt. Das zeigte sich unter anderem in der Forcierung von Online-Gesprächen, Streaming und sonstigen digitalen Inhalten.

»Während der Lockdowns sahen sich viele Verbraucher, die bisher im täglichen Umgang mit digitalen Apps und Diensten eher zögerlich waren, praktisch über Nacht gezwungen, ihre Gewohnheiten zu ändern: Filme online anschauen, statt ins Kino zu gehen, sich Mahlzeiten liefern lassen, statt auswärts zu essen, mit Freunden online sprechen, statt sie persönlich zu treffen, mit Kollegen über einen Bildschirm kommunizieren, statt an der Kaffeemaschine zu plaudern, Online-Training statt ins Fitnessstudio zu gehen, und so weiter. Und so wurden die meisten Dinge fast von einem Moment auf den andern zu internetbasierten ›E-Dingen‹: E-Learning, E-Commerce, E-Gaming, E-Books, E-Attendance.«[293] 

Die Menschen werden sich laut Schwab an diese Dinge gewöhnen müssen, denn sie mögen zwar etwas weniger Spaß machen als die realen, aber sie sind sicherer und vor allem billiger und umweltfreundlicher.

Video-Konferenzen, Telemedizin und Homeoffice werden nicht mehr umkehrbar sein − für sie wird es keine Rückkehr zum Status quo vor Corona geben. »In Großbritannien fanden 2019 weniger als ein Prozent der medizinischen Erstkonsultationen über Online-Videoverbindung statt; unter dem Lockdown sind es 100 Prozent.«[294] 

Das Social Distancing wird nach Schwab dazu beitragen, dass der elektronische Handel (E-Commerce) einen immer größeren Anteil am Handel insgesamt für sich erreichen kann. Während der Lockdowns hatten die Menschen keine andere Alternative – jetzt wird es zur Gewohnheit. Der Einzelhandel dagegen wird immer weiter unter Druck geraten und aus den Stadtzentren verschwinden. Beschleunigt wird dieser Trend durch zahlreiche Vorschriften wie Maskenpflichten und einer Quadratmeterbegrenzung, was bewirkt, dass die Verkaufsfläche nur noch unzureichend ausgenutzt werden kann.

6.1.5. Decoupling von China

Die Pandemie habe auch die Verwundbarkeit von weit ausgedehnten Lieferketten gezeigt. Die unvermeidliche Deglobalisierung wird im Herzen ihres »Kernreaktors« stattfinden, nämlich der weltweiten Lieferketten, die zum Sinnbild der Globalisierung geworden sind.[295]  Bisher galt das Prinzip, dass Unternehmen ihre Lieferketten auf der Grundlage der Kosten einzelner Komponenten und in Abhängigkeit von einer einzigen Lieferquelle für kritische Materialien stets optimieren sollen. Dieses Modell sei an seine Grenzen gestoßen: »Es hat die internationale Produktion in immer kompliziertere Einzelteile aufgesplittert und zu einem Just-in-time-System geführt, das sich als äußerst schlank und effizient, aber auch als überaus komplex und als solches sehr anfällig erwiesen hat (Komplexität bringt Fragilität mit sich und führt häufig zu Instabilität).«[296] 

Gefordert wird ein weitaus resilienteres Modell mit kürzeren Lieferketten. Schwab und Malleret verschweigen nicht, dass es im Kern um eine sorgfältige und umfassende Abkopplung von China geht. Es ist offensichtlich, dass die Pandemie nur als Vorwand für dieses Vorhaben dient.

6.1.6. Vom Homo sapiens zum Homo deus

Schwab und Malleret beschreiben, wie die Oligarchen die Pandemie für eine globale Schockstrategie nutzen. Yuval Noah Harari hat einen weiteren Blick. Er gibt offenbar die Zukunftsvorstellungen der westlichen Kapitalistenklasse relativ genau wieder. Auch wenn sich seine Ausführungen wie der Fiebertraum eines Wahnsinnigen lesen, geben sie wertvolle Hinweise darauf, auf welche Felder die Oligarchen den technischen Fortschritt lenken wollen und wie ein erneuter kapitalistischer Aufschwung aussehen kann.

Dieser Aufschwung kann auf der Biotechnologie basieren. Harari geht davon aus, dass die Menschen – eigentlich meint er nur die wenigen Superreichen – danach streben werden, den Tod zu überwinden und eine Macht zu erlangen, die sie Göttern gleichsetzt. Er bestreitet nicht, dass das ein ehrgeiziges Ziel ist. Es kann gut sein, dass es bis 2100 dauert, es zu erreichen. Aber wenn man die Bedürfnisse der kapitalistischen Ökonomie berücksichtigt, dann scheint ein unerbittlicher Kampf gegen den Tod unausweichlich. Der Wissenschaftsbetrieb und die kapitalistische Ökonomie werden überglücklich sein, diesen Kampf voranzutreiben. Den meisten Forschern und Bankern ist es egal, woran sie arbeiten. Hauptsache, es eröffnet ihnen die Chance auf neue Entdeckungen und größere Gewinne.[297] 

Wie wir gesehen haben, konzentriert sich der Reichtum dieser Erde immer stärker bei ganz wenigen Milliardären. Harari stellt fest: »Anfang 2016 besaßen die 62 reichsten Menschen der Welt genauso viel wie die ärmsten 3,5 Milliarden! Da die Weltbevölkerung bei rund 7,2 Milliarden liegt, bedeutet das, dass diese 62 Milliardäre zusammen über genauso viel Reichtum verfügen wie die gesamte untere Hälfte der Menschheit.«[298] 

Diese Milliardäre besitzen alles, was man sich nur wünschen kann. Aber noch sind sie, wie alle Menschen, dem Tode ausgeliefert. Es ist verständlich, dass sie das ändern wollen und einen beträchtlichen Teil ihres Reichtums für dieses Unterfangen zur Verfügung stellen könnten. In einer Zeit, wo die normalen Menschen im Westen von Lohnauszehrung und Verarmung geplagt werden, könnten die wenigen Milliardäre, die Gates, Bezos, Musk und Co. als eine Art »Superverbraucher«, die massenhaft Forschungsdienstleistungen nachfragen, für einen neuen kapitalistischen Aufschwung sorgen. Diese Nachfrage können sie über ihre »gemeinnützigen« Stiftungen problemlos abwickeln.

Das Upgrade des Menschen kann nach Harari auf drei Wegen erfolgen:

	durch Biotechnologie,



	durch Cyborg-Technologie



	und durch die Erzeugung nicht-organischer Lebewesen






Die Biotechnologie setzt auf die Gentechnik, zum Beispiel Human Genome Editing mittels der CRISPR-Technologie, um die Gehirnströme des Menschen neu ausrichten, sein biochemisches Gleichgewicht verändern und ihm sogar völlig neue Gliedmaßen wachsen lassen. Allein dadurch werden neue kleine Götter geschaffen, die sich vom Homo sapiens genauso unterscheiden wie er vom Homo erectus.

Die Cyborg-Technologie wird den organischen Körper mit nicht-organischen Apparaten verschmelzen, etwa bionischen Händen, künstlichen Augen oder Millionen von Nano-Robotern, die in der Blutbahn unterwegs sind, Probleme diagnostizieren und Schäden reparieren. Ein solcher Cyborg könnte über Fähigkeiten verfügen, die weit über die jedes organischen Körpers hinausgehen.

Noch die Cyborg-Technologie setzt auf organische Gehirne als Kommando- und Kontrollzentren. Ein weiterer Fortschritt wäre es, neuronale Netzwerke des Gehirns durch intelligente Software zu ersetzen, mit der man unbeschwert von allen Beschränkungen der organischen Chemie, durch virtuelle und nicht-virtuelle Welten gleichermaßen spazieren kann. Das Ziel der Oligarchen ist es also, das eigene Bewusstsein auf einen Computer hochzuladen, um so Unsterblichkeit zu erlangen.

Letztes Ziel ist es, die superreichen Oligarchen mittels verschiedenster Technologien so zu verändern, dass sie eine göttergleiche Macht erhalten, vom Homo sapiens zum Homo deus werden. Dabei ist freilich nicht der allmächtige Christengott gemeint. Vielmehr sollte man sie sich die neuen Götter eher wie die griechischen oder altindischen Götter vorstellen. Genauso wie zum Beispiel Zeus oder Indra werden auch die Oligarchen weiterhin ihre Eigenheiten, Marotten und Schwächen haben. »Aber sie werden in ganz anderen Dimensionen lieben, hassen, schaffen und zerstören können.«[299] 

Die Umgestaltung von Körper und Geist erfolgt vor allem, um Alter, Tod und Krankheit zu entgehen. Aber hierdurch erlangen die Oligarchen quasi automatisch göttliche Schöpfungs- und Zerstörungsmacht. »In nicht allzu ferner Zukunft könnten wir Übermenschen erschaffen, welche die antiken Götter nicht in ihren Instrumenten, sondern in ihren körperlichen und geistigen Fähigkeiten übertreffen.«[300] 

Nachdem Harari den normalen Menschen für irrelevant erklärt hatte, merkt er zynisch an: »Doch allen beruhigenden Erklärungen zum Trotz geraten viele Menschen in Panik, wenn sie von solchen möglichen Entwicklungen hören. […] Das ist das, wovor wir uns kollektiv, als Spezies, fürchten, wenn wir von Übermenschen hören. Wir haben das Gefühl, dass in einer solchen Welt unsere Identität, unsere Träume und sogar unsere Ängste irrelevant werden und dass wir nichts mehr beizutragen haben. […] Man kann nicht darauf hoffen, dass der Tod einen davor bewahrt, vollkommen irrelevant zu werden. Selbst wenn im Jahr 2100 keine Götter durch unsere Straßen spazieren, wird der Versuch, Homo sapiens auf eine höhere Stufe zu befördern, die Welt noch in diesem Jahrhundert bis zur Unkenntlichkeit verändern. Wissenschaftliche Forschung und technische Entwicklungen vollziehen sich in weitaus höherem Tempo, als die meisten von uns begreifen. […] Wenn die Menschen merken, wie schnell wir auf das große Unbekannte zurasen und dass sie nicht einmal darauf zählen können, dass der Tod sie davor bewahrt, reagieren sie darauf mit der Hoffnung, irgendjemand werde schon auf die Bremse treten und die Entwicklung verlangsamen.«

Harari meint, dies sei völlig unmöglich. Allerdings verkennt er, dass es bewusste Entscheidungen der westlichen Oligarchen sind, den technischen Fortschritt auf genau diese Felder zu lenken und andere zu vernachlässigen.

6.1.7. Was tun mit den nutzlosen Menschen?

Die normalen, nicht optimierten Menschen haben ihren Wert sowohl als Arbeitskraft als auch als »Kanonenfutter« bei Kriegen angeblich nachhaltig verloren.

Das gilt nicht nur für einfache Handarbeit, sondern auch für solche Tätigkeiten wie Autofahren. Bereits heute könnte das eine KI um ein Vielfaches besser. In Kürze wird den Menschen das Autofahren verboten werden und der Individualverkehr wird einer KI übertragen. Damit werden Autounfälle quasi unmöglich. Ein solches System wird natürlich mit einem Schlag Millionen und Abermillionen menschliche Arbeitsplätze vernichten. Was passiert dann mit diesen Menschen? »Wir sollten uns daran erinnern, welches Schicksal die Pferde in der industriellen Revolution ereilte.«[301] 

Seitenlang malt Harari voller Wonne aus, wie eine KI in Zukunft selbst hochqualifizierte Berufe wie Ärzte ersetzen wird. Bereits heute sei sie im Bereich der Diagnose einem menschlichen Arzt hoch überlegen. Noch gäbe es einige Probleme, die verhindern, dass die meisten Ärzte schon morgen ersetzt werden. Aber die Probleme können und werden gelöst werden. Sie müssen auch nur einmal gelöst werden.

»Die Ausbildung eines menschlichen Arztes dagegen ist ein komplexer und kostspieliger Prozess, der Jahre dauert. Ist er nach zehn Jahren Studium und Praktika abgeschlossen, hat man genau einen Arzt. Will man zwei Ärzte, muss man den gesamten Prozess noch einmal von Grund auf wiederholen.«[302]  Löst man hingegen die angesprochenen technischen Probleme, hat man nicht nur einen, sondern unendlich viele Ärzte. »Selbst wenn es also 100 Milliarden US-Dollar kosten sollte, bis das Ganze funktioniert, wäre es auf lange Sicht viel billiger, als menschliche Ärzte auszubilden.«[303] 

Man hat fast den Eindruck, dass Harari die Medizinerausbildung eher heute als morgen einstampfen will. Schwab möchte die Autoren, Harari alle Ärzte durch KI ersetzten. An diesen Äußerungen kann man die abgrundtiefe Verachtung ermessen, die die Oligarchen gegenüber den »normalen« Menschen empfinden. Selbst hoch qualifizierten Intellektuellen gegenüber.

Diese Verachtung für normale Menschen zeigt sich auch in dem wahnsinnigen Plan, Frauenleichen zukünftig zum Austragen von Embryonen zu nutzen. Das wäre der erste Schritt zur Schaffung einer künstlichen Gebärmutter. Wenn das geglückt ist, kann man in einem weiteren Schritt das weibliche Geschlecht gleich ganz abschaffen, denn ihre spezifischen körperlichen Funktionen werden nicht mehr benötigt und verursachen nur Kosten. Zugleich hätten dann die Milliardäre die totale Kontrolle über die menschliche Fortpflanzung. »Die Gay-Community ist dafür, denn es entsteht ein Weg zur Fortpflanzung ohne Frauen. Ohne lebende Frauen. Schließlich sind Leihmütter heutzutage sehr teuer: Der Preis liegt im Bereich von 100.000 Dollar, eine tote Frau wird billiger.«[304] 

Neben den ultrareichen Oligarchen werden nur ganz wenige technische Spezialisten benötigt werden, um das System am Laufen zu halten. Die anderen Menschen werden total nutzlos sein.

Die Hauptfrage des 21. Jahrhunderts wird der Umgang mit diesen nutzlosen Menschen sein. Natürlich können sie über ein allgemeines Grundeinkommen mit Drogen und Computerspielen ruhig gestellt werden. Aber warum sollen die Oligarchen das tun? Der einzige denkbare Grund wäre der liberale Glaube an die Heiligkeit allen Lebens. Aber genau durch ihr Verhalten – also sich vollzudröhnen und ihre Tage mit Computerspielen zu verbringen – versetzen sie jedoch dem liberalen Glauben an die Heiligkeit menschlichen Lebens einen tödlichen Schlag. »Was ist so heilig an nutzlosen Faulenzern, die ihre Tage mit künstlichen Erlebnissen in Fantasiewelten verbringen?«[305] 

Hier sind Vernichtungsphantasien gegenüber 99 Prozent der Menschheit mit den Händen zu greifen. Aber genau an dieser Stelle bricht Harari ab. Die Vernichtung der Menschheit schreibt er dann einer KI zu, die entsprechend dem Szenario der Terminator-Filmreihe erkennt, dass die Menschen ihr intellektuell weit unterlegen sind, sie diese KI aber trotzdem am Erreichen ihrer unergründlichen Ziele hindern könnten.[306]  Es handelt sich hier offensichtlich um einen rhetorischen Kniff, um die letzten Konsequenzen seiner Forderung nicht aussprechen zu müssen.

In diesem Kontext sind wohl die seit Jahren von Oligarchen und Ökologen erhobenen Forderungen nach einer scharfen Bevölkerungsreduktion zu sehen. Im Grunde genommen läuft alles auf eine solche Bevölkerungsreduktion zu. Die Oligarchen könnten zwar alle Menschen dieser Erde am Leben lassen und durchfüttern, aber warum sollten sie das tun? 8 Milliarden Menschen üben einen beträchtlichen Druck auf die Ökosysteme der Erde aus. Außerdem sind sie trotz allem schwer zu kontrollieren. Eine verarmte, frustrierte und unbeschäftigte Masse könnte trotz aller Kontrolltechnologie immer noch zu Aufständen neigen. Dagegen wäre eine Erdbevölkerung von 500 Millionen Menschen, fast ausschließlich Domestiken der Oligarchen, um ein Vielfaches leichter zu managen.

Die nächste Frage ist dann, wie diese Bevölkerungsreduktion durchgeführt werden soll. Da wäre Vieles möglich. Das Spektrum reicht von einer Verweigerung der Nachkommenschaft, etwa durch Impfungen, die die menschliche Fruchtbarkeit zerstören, oder Impfungen, die durch ihre Nebenwirkungen die allgemeine Sterblichkeit in die Höhe schnellen lassen, über explizite Sterilisierungen der Armen etwa als Bedingung für den Bezug eines Allgemeinen Grundeinkommens, ein langsames Verhungernlassen bis hin zur Vernichtung der Menschen in Nuklearkriegen oder der Wiedereröffnung von Vernichtungslagern.

Ob sich die transhumanistischen Visionen der WEF-Clique bewahrheiten werden oder nicht, ist eigentlich zweitrangig. Tatsache ist, dass sich die Gates, Bezos, Musk und Co. im Grunde genommen heute schon für Götter halten, auch wenn sie keineswegs genetisch optimiert sind. Tatsächlich besitzen sie in der heutigen Welt eine göttergleiche Macht, die sie weit über die normalen Sterblichen und selbst über US-Präsidenten heraushebt.

Es ist auch offensichtlich, dass mit zunehmender Automatisierung unter kapitalistischen Bedingungen immer mehr Menschen aus dem Arbeitsprozess ausgeschieden werden. Genau wie in der Epoche von 1789 bis 1848 wird der Pauperismus ein immer größeres Problem für die westlichen Gesellschaften werden. Deshalb ist es kein Wunder, dass die menschenverachtende Ideologie des Malthusianismus in neuem Gewand eine Auferstehung erlebt.

Die Schlussfolgerung ist unausweichlich: Der westliche Kapitalismus steuert auf ein gigantisches Vernichtungsprojekt der armen und – aus kapitalistischer Sicht – überflüssigen Menschen zu. Hararis Schriften sind ein ernstzunehmendes Warnzeichen. Wenn die Vorstellungen unserer Oligarchen umgesetzt werden, wäre das ein größeres Menschheitsverbrechen als es selbst der Hitler-Faschismus begangen hat. Natürlich: Noch ist es nicht so weit. Aber wir sollten solche Ankündigungen ernst nehmen und sie nicht als abwegige Phantasien abtun, so wie es vor 1933 mit Adolf Hitlers Buch »Mein Kampf« geschehen ist.

6.1.8. Kurs auf eine neue Produktionsweise

Der Great Reset ist also ein Plan, unter den Bedingungen einer tiefen Krise des Kapitalismus wieder zu einem globalen Aufschwung, einer langen Welle mit expansiver Tendenz zu kommen.

Wie in den Jahren 1945 und 1989 ist eine Grundvoraussetzung hierfür eine beträchtliche Steigerung der Mehrwertrate. Erste diese ermöglicht die Neuanlage von viel brachliegendem Kapital. Die Menschen sollen durch immer härtere Schocks in eine Starre versetzt und gezwungen werden, die geplanten beträchtlichen Reallohnabsenkungen hinzunehmen.

Im Gefolge dieser zahlreichen Schocks werden laut Schwab Industrien verschwinden oder zumindest stark reduziert werden, die im Zusammenhang mit dem Aufbau der Wohlstandsgesellschaft in der Nachkriegszeit aufgekommen sind:

	Automobilindustrie



	Flugzeugbau, Fluglinien und Flughäfen



	Schwerindustrie allgemein



	Tourismusindustrie



	Kulturdienstleistungen wie Museen, Musikdarbietungen, Kinos und Theater



	Einzelhandel






Auffällig ist, dass vor allem Industrien eingeschränkt werden, die eine relativ spontane und unkontrollierte Bewegung der Menschen ermöglichen. Offenbar sollen vor allem Ortsveränderungen, Urlaube und ein authentischer Kulturgenuss eingeschränkt werden. Die Menschen haben sich wohl damit abzufinden, dass für sie bestenfalls nur noch billige virtuelle Welten zugänglich sind, während sich die Oligarchen die reale Welt für sich selbst vorbehalten.

Folgende Industrien werden dagegen florieren:

	Bio- und Gesundheitstechnologie



	»saubere« Energie, Bau von Windkraft- und Solaranlagen



	Robotik und Automatisierung



	Spitzentechnologie (Big Tech)



	KI und Big Data



	5G, 6G und Internet der Dinge



	Netzwerkfirmen wie Amazon, Uber und Deliveroo






Die menschliche Arbeitskraft soll maximal aus dem Produktionsprozess ausgeschaltet werden. Allerdings lebt der Kapitalismus von der Aussaugung menschlicher Arbeitskraft. Auch am Beginn des Spätkapitalismus und des Neoliberalismus stand jeweils eine sehr große Ausweitung der kapitalistisch ausgebeuteten Arbeiterschaft. Im Spätkapitalismus gelang dies durch die Durchindustrialisierung aller Lebensbereiche in den Industrieländern selbst und im Neoliberalismus durch die Ausweitung der kapitalistischen Produktionsweise auf die ehemals sozialistischen Länder.

Wenn aber nun eine Vollautomatisierung angestrebt wird, dann stellt sich die Frage, woher der für einen säkularen Aufschwung notwendige Mehrwert kommen soll. Vermutlich wird es also zu einem solchen Aufschwung auf rein kapitalistischer Basis nicht mehr kommen. Das bedeutet freilich noch lange nicht, dass die Gesellschaft zwangsläufig zusammenbrechen muss.

BlackRock und Co. haben bereits im Kern der Industrie ein riesiges globales Monopol gebildet und den Wettbewerb bewusst heruntergefahren. Seit der Klima-Hysterie von 2019 nehmen Zwangselemente im Kapitalismus immer mehr zu. Die Oligarchen sichern sich über den Staat gewaltige Profite, zum Beispiel beim Kauf von Corona-Impfstoffen. Lockdowns liefern Kleingewerbetreibende der Willkür von Netzwerkfirmen wie Deliveroo aus.

Letztlich läuft das auf eine globale Plünderungswirtschaft hinaus. Im Augenblick geht es noch darum, die Vermögen der Mittelschicht durch weitere Ultraschocks abzuschöpfen und es auf die Oligarchen zu übertragen. Deren Vermögen wächst trotz oder gerade wegen aller Krisen mit einer unglaublichen Geschwindigkeit. In wenigen Jahren wird es Billionäre geben.

Wenn diese wenigen 100 oder Dutzend Männer nicht nur die Hälfte, sondern nahezu das gesamte globale Vermögen besitzen, dann werden Mehrwert- und Warenproduktion erlöschen. BlackRock und Co. werden ein einziges globales Monopol bilden, wo keine Warenproduktion mehr stattfindet, sondern Güter von einer Monopolfabrik in die andere verschoben werden. Dies alles wird von einem großen Plan gesteuert werden.

Die Menschen werden durch weitgehend automatisierte Fabriken mit Konsumgütern und Lebensmitteln versorgt[307] . Es findet dann keine Profitproduktion mehr statt. Sondern diese Güter werden durch den Willen der Mächtigen zugeteilt, dem einen sehr viel, den anderen wenig bis nichts. Durchgesetzt wird diese Oligarchenwillkür durch eine private Sicherheitstruppe, zu der die staatlichen Sicherheitsorgane bereits heute mit einer hohen Geschwindigkeit degenerieren.

Dies wäre dann ein neuer Feudalismus, weil die Oligarchen ausschließlich mit Gewalt herrschen, während ökonomische Gesetze des Kapitalismus keine Rolle mehr spielen.

Gerade die immer größeren Krisen im Zentrum des westlichen Kapitalismus, die zunehmende Unmöglichkeit, mit der Warenproduktion noch Geld zu verdienen – trotz noch so brutaler Lohnreduktion – wird die Oligarchen auf diesen Weg stoßen.

Da aber die Produktion in den fast völlig automatisierten Fabriken aufgrund der wissenschaftlichen Anwendung der Naturkräfte und nicht mehr auf der Basis der Anwendung von menschlicher Arbeitskraft erfolgt, kann man diese Produktionsweise auch als eine pervertierte Form des Sozialismus bezeichnen.

Die wenigen Menschen, die dann noch leben dürfen, sind Domestiken, die den Oligarchen dienen.

Die neuen Gottkönige werden in einem unglaublichen Luxus leben.[308]  Die leere Erde wird zur Spielwiese der Jeunesse Dorée, also der genoptimierten Nachkommen dieser Oligarchen, die sich entweder – je nach Temperament – in einem Überlebenskampf bewähren oder völlig ungestört die Naturschönheiten genießen können.

Die auf den ersten Blick absurden Ereignisse seit 2019 machen sehr viel Sinn, wenn man sie als Etappen bei der Durchsetzung des Great Reset versteht. In diesem Sinne sollen die immer härteren gegen die Bevölkerung gerichteten Schocks im Folgenden behandelt werden.

Eines soll jetzt schon vorweggeschickt werden: Die monströsen Pläne der westlichen Oligarchen können nur gelingen, wenn die wichtigsten staatlichen Antagonisten des Westens ausgeschaltet sind. Das sind vor allem China und Russland. Der Westen muss also diese beiden Länder um jeden Preis besiegen und deren Staatlichkeit vernichten. Nur wenn es keine globale Alternative gibt, werden sich die Menschen gezwungenermaßen den Oligarchen fügen.

Die die Oligarchen 99 Prozent der Menschheit für vernichtenswerten Abschaum halten, fürchten sie einen Atomkrieg nicht, zumindest nicht auf lange Sicht.[309]  Ganz im Gegenteil könnte er ihnen die schmutzige Arbeit der Bevölkerungsreduktion zu einem großen Teil abnehmen, während sie den atomaren Winter in ihren Bunkern aussitzen können. Auch auf diesen Winter folgt ein neuer Frühling, der gar nicht mal so lange dauert. Nach ungefähr 10 Jahren haben sich die Temperaturen und Strahlungswerte normalisiert und die langlebigen Oligarchen können dann die jungfräuliche Erde in ihren Besitz nehmen, dort ihre völlig automatisierten Fabriken aufbauen und göttergleich herrschen.

Das hört sich alles wie Science Fiction an, wie wir sie in dutzenden Filmen gesehen haben, so beispielsweise in Flucht ins 23. Jahrhundert, Soylent Green, City of Ember oder Die Tribute von Panem. In diesen Filmen ist es immer ein Held oder neuerdings eine Heldin wie Katniss Everdeen, die dieses menschenverachtende System zum Einsturz bringt. In der Realität wird das wohl eher nicht passieren.

Dass es sich nicht um reine Science Fiction handelt, zeigt eine wenig bekannte Stelle aus Lenins Schrift Der Imperialismus als höchstes Stadium des Kapitalismus. Im VIII. Kapitel Parasitismus und Fäulnis des Imperialismus zitiert er zustimmend John Hobson: »Die Perspektive der Aufteilung Chinas veranlaßt Hobson zu folgender ökonomischer Einschätzung: ›Der größte Teil Westeuropas könnte dann das Aussehen und den Charakter annehmen, die einige Gegenden in Süd-England, an der Riviera sowie in den von Touristen am meisten besuchten und von den reichen Leuten bewohnten Teilen Italiens und der Schweiz bereits haben: Ein Häuflein reicher Aristokraten, die Dividenden und Pensionen aus dem Fernen Osten beziehen, mit einer etwas größeren Gruppe von Angestellten und Händlern und einer noch größeren Anzahl von Dienstboten und Arbeitern im Transportgewerbe und in den letzten Stadien der Produktion leicht verderblicher Waren; die wichtigsten Industrien wären verschwunden. Die Lebensmittel und Industriefabrikate für den Massenkonsum würden als Tribut aus Asien und Afrika kommen. […] Wir haben die Möglichkeit einer noch umfassenderen Vereinigung der westlichen Länder angedeutet, eine europäische Föderation der Großmächte, die, weit entfernt, die Sache der Weltzivilisation voranzubringen, die ungeheure Gefahr eines westlichen Parasitismus heraufbeschwören könnte: Eine Gruppe fortgeschrittener Industrienationen, deren obere Klassen aus Asien und Afrika gewaltige Tribute beziehen und mit Hilfe dieser Tribute große Massen gefügigen Personals unterhalten, die nicht mehr in der Produktion von landwirtschaftlichen und industriellen Massenerzeugnissen, sondern mit persönlichen Dienstleistungen oder untergeordneter Industriearbeit unter der Kontrolle einer neuen Finanzaristokratie beschäftigt werden.‹«[310] 

Man muss nur China und Afrika aus der Zeit um 1900 durch automatische Fabriken ersetzen, um zu dem von den heutigen Oligarchen angestrebten System zu gelangen.

Lenin schrieb jedoch auch, dass diese Dystopie nur dann zur Wirklichkeit wird, wenn die Macht des Imperialismus nicht gebrochen werden kann. Das gelang zwar in der Tat nicht, aber sie wurde wesentlich erschüttert und zwar durch die Russische und die Chinesische Revolution sowie die antikolonialen Bewegungen in Afrika und anderen Ländern. Es hat zwar mehrere 100 Millionen Menschenleben gekostet, das zu erreichen, aber der Imperialismus konnte eingehegt werden. Erst mit der welthistorischen Niederlage des Sozialismus 1989 kamen die Tendenzen zu Parasitismus und Fäulnis des Imperialismus wieder voll zum Tragen.

Ob es noch einmal gelingt, die Macht des Imperialismus zu brechen, ist völlig offen. Ist doch der Westen gegenwärtig militärisch, geheimdienstlich und politisch in einer weitaus stärkeren Position als vor 1989.

6.2. Die Klima-Hysterie von 2019 als Vorspiel

Im Nachhinein ist deutlich zu erkennen, dass die Klima-Hysterie von 2019 Vorspiel und Einstimmung auf den Grundtenor der kommenden Epoche war. Es wurde mit unglaublicher Lautstärke das Narrativ ausgesponnen, dass »wir alle« zugunsten des Klimas unseren Lebensstandard opfern müssen. Im Nachhinein war deutlich zu erkennen, dass etwas in der Luft lag. Zu wuchtig und aggressiv haben die Medien 2019 für das Klima getrommelt.

Die Umweltbewegung entstand in den 70er Jahren als Reaktion auf reale Probleme. Sie wurde allerdings von einer Fraktion der herrschenden Klasse von Anfang an als Vorwand für die Absenkung des Lebensstandards genutzt. Dafür steht der Club of Rome, dessen Bericht »Die Grenzen des Wachstums« im Jahr 1972 erschien. Genauso wie beim Siegeszug des Neoliberalismus dauerte es Jahrzehnte, bis sich diese Strategie durchgesetzt hatte. Da mit der »normalen« Warenproduktion kaum noch Geld zu verdienen ist, wurde es nach der großen Weltwirtschaftskrise von 2007 bis 09 immer attraktiver, die noch beträchtlichen Steuereinkommen der Staaten abzuzapfen und zugleich die Löhne zu senken. Beides leistet des Klimanarrativ. Einerseits können die Kapitalisten Unsummen verdienen beim Umbau der Energieinfrastruktur und andererseits die Arbeiter mit geringeren Löhnen abspeisen, da der Konsumverzicht zugunsten des Klimas alternativlos sei. Die CO2-Steuer ist eine Reallohnsenkung für die breiten Massen. Das eigenommene Geld kann der Staat unter dem Vorwand des Green New Deal an die Oligarchen weiterleiten.

Im Maschinenraum des Klimanarrativs, den IPCC-Berichten, gibt es einige Stellschrauben, bei denen sehr kleine Änderungen von bestimmten abgeschätzten Werten in den Simulationen sehr große Auswirkungen auf die Politik haben. Dazu weiter unten mehr.

Im Jahr 1990 erschien der erste IPCC-Sachstandsbericht. Seit dieser Zeit ist eine Radikalisierung dieser Berichte, ihrer Forderungen und des Mediendiskurses zu beobachten. Wissenschaftliche Kritiker oder »Flaumacher« werden immer stärker diskreditiert. Seit den späten 10er Jahren ist eine offene Diskussion zum Klimawandel nicht mehr möglich.

Keine Bevölkerungsgruppe wurde so stark einer klimapolitischen Indoktrination unterworfen wie die Schüler. Das begann bereits Ende der 80er Jahre. Damals ließen die deutschen Kultusbehörden den Anti-Atom-Schocker »Die Wolke« von Gudrun Pausewang als Pflichtlektüre in die Deutsch-Lehrpläne der Mittelstufe aufnehmen. Dieses literarisch unbedeutende Stück Fiktion beschreibt in völlig übertriebener Form die Folgen eines Supergaus im Kernkraftwerk Grafenrheinfeld. So fielen angeblich den Menschen, die 100 Kilometer (!) vom Reaktor entfernt lebten, die Haare aus, sie mussten erbrechen und sie konnten kaum noch laufen. Solche Erscheinungen der Strahlenkrankheit erlitten nach Tschernobyl aber nur ganz wenige Liquidatoren, die sich unmittelbar am zerstörten Reaktorkern aufhielten.

Auch besitzt das Kernkraftwerk Grafenrheinfeld gar nicht das neunfache radioaktive Inventar des Tschernobylreaktors, das dort angeblich freigesetzt worden sein soll. Außerdem ist der beschriebene Unfall in einem Druckwasserreaktor wie Grafenrheinfeld rein physikalisch undenkbar. Aber wenn solche Kritik geäußert wird, ziehen sich die Kultusbehörden auf den Standpunkt zurück, dass es sich nur um eine Fiktion, einen Roman handele. Dennoch wird der fiktive Supergau im Unterricht als realistisches Szenario porträtiert.[311] 

Auf diese Weise wurde ganzen Generationen von Schülern die Kernenergie als hocheffektive CO2-freie Energiequelle madig gemacht. Um auch nur zu verstehen, wie Kernkraftwerke funktionieren und wie wenig realistisch Pausewangs Szenario ist, wäre ein profundes kernphysikalisches Wissen notwendig. Ein solches konnten die Kinder aber allein deshalb nicht erwerben, weil der naturwissenschaftliche Unterricht nach 1989 bewusst heruntergefahren wurde.

Nach diesem Muster sind in der Folgezeit zahlreiche weitere Umweltkampagnen in der Schule gefahren worden. So betrachtet eine Schülerin namens Ilka in einem Gedicht die Menschen als tödliches Virus, das die Erde befallen habe. Vernichtungsphantasien gegenüber 99 Prozent der Menschheit sind auch hier vorhanden.

Unsere Erde
Der Planet ist noch jung
Doch kippt er uns bald um.
Dieser Planet stirbt in kurzer Zeit,
denn er trägt ein Virenkleid.
Dieser Virus, die Weltbevölkerung,
bringt den Planeten um.
Atombomben, Waldrodung und CO2
wirkt bei ihm wie bei uns Blei.
Wenn nicht bald das Armageddon naht,
verbreitet sich der Mensch, die tödliche Saat.[312] 

Kinder und Jugendlichen wurden in der Schule schon seit Jahren mit apokalyptischen Meldungen zum Thema Klima bombardiert. Es werden richtig gehende Todesängste geschürt.[313]  Geradezu penetrant findet sich in unzähligen Unterrichtsmaterialien die Aufforderung, zur Rettung des Klimas selbst aktiv zu werden. Auf der Grundlage einer immer emotionaler werdenden Medienberichterstattung zu Klimathemen bastelt die globale Elite schon seit Jahren an einer Jugendklima­bewegung. Im Jahr 2007 war Felix Finkbeiner als Ur-Greta vorgesehen. Aber die geplante Bewegung zündete nicht. Im Jahr 2015 sollte Louis Motaal zur Ikone der Klimabewegung werden. Aber auch 8 Jahre später tat sich noch nichts. Im Hintergrund standen verschiedene transatlantische Stiftungen wie der Club of Rome und der German Marshall Funds oft he United States.[314] 

Offenbar wollte man 2018/19 nichts mehr dem Zufall überlassen. Am 20. August 2018 erregte folgendes Foto, das auf Twitter[315]  gepostet wurde, weltweite Medienaufmerksamkeit:



Bild 6.2.1: Greta Thunberg bei ihrem ersten Schulstreik vor dem schwedischen Parlament in Stockholm im August 2018


Angeblich war der Unternehmer und Klimaaktivist Ingmar Rhentzhog rein zufällig am schwedischen Parlament vorbei gekommen und hat dieses Bild aufgenommen. Es zeigte die 15 jährige Schülerin Greta Thunberg bei ihrem ersten Klimastreik. Gegen die offizielle Legende spricht aber die Tatsache, dass das Bild exakt durchkomponiert ist (horizontale und vertikale Linien, leichte stürzende Linien, goldener Schnitt etc.). Durch die Weitwinkelperspektive und die Tatsache, dass Greta allein auf dem Bild zu sehen ist, soll Mitleid mit dem »einsamen Mädchen« ausgelöst werden.

Rhentzog besitzt die Firma »We don’t have Time«, die in den Bereichen Grüne Soziale Netzwerke, Werbung und Handel mit Klimakompensationen, also modernen Ablassbriefen, aktiv ist. Die bekannten Fotos von Greta machte denn auch nicht Rhentzhog selbst, sondern Mårten Thorslund, Chief Marketing Officer von We don’t have Time. Die Postings erfolgten auch von den jeweiligen We don’t have Time-Accounts.

Nach den Twitter-Postings berichteten umgehend 6 nationale Tageszeitungen und zwei TV-Sender über Gretas Schulstreik.[316] 

Ihren Durchbruch schaffte Greta Thunberg bei Auftritten auf der UN-Klimakonferenz in Kattowitz Ende 2018 und dem World Economic Forum Anfang 2019. Die Medien haben erfolgreich die Heldengeschichte vom armen kleinen Mädchen verkauft, das alleine angefangen hat, zu protestieren – angeblich »überhaupt nicht strategisch, sondern sehr authentisch.« Durch diese massive Berichterstattung wurde Greta zur Ikone der Klimabewegung. Obwohl sie außer emotionalen Appellen nichts zum Thema zu sagen hatte.

Davon abgesehen stimmte diesmal alles: Das Geschlecht, das Aussehen, das Alter, die Herkunft und die Geschichte. Offensichtlich kam Greta auch deshalb bei vielen Menschen so gut an, weil sie für ihr Alter sehr kindlich aussah und damit das Kindchenschema aktiviert wurde. Mit Gretas Herkunftsland Schweden werden ausschließlich positive Assoziationen verbunden: Astrid Lindgren, freie, selbstbewusste Kinder, Bullerbü, saubere Natur, ein starker Sozialstaat. Diese wurden dann auf ihr Anliegen übertragen. Man stelle sich nur mal vor, dieses Mädchen käme aus Russland oder selbst aus Rumänien. Das würde nicht funktionieren. Mit Russland verband der Mainstream bereits 2018 die finstere »Putin-Diktatur«; mit Rumänien Korruption und Rückständigkeit. Auch das Narrativ wurde geschickt gewählt, denn de facto wird das allen Menschen bekannte Märchen vom Aschenputtel nacherzählt. Das ist alles so perfekt, dass an eine generalstabsmäßige Planung zu denken ist.[317] 

Anfang 2019 begannen nach Gretas Auftritt in Davos jeden Freitag urplötzlich Klimademonstrationen von Schülern. Offenbar ist die hierfür notwendige Infrastruktur wie Webseiten, Chatgruppen, Spendenkonten, Logos und Materialien in kürzester Frist aus dem Boden gestampft worden. Oder sie war bereits da. Tatsächlich waren die führenden Kader dieser Bewegung keineswegs naive Schüler, sondern geschulte Aktivisten. Luisa Neubauer, Carla Reemtsma, Jakob Blasel und Louis Motaal zum Beispiel waren schon seit Jahren in der neoliberalen Partei »Die Grünen«, bei Greenpeace oder dem BUND aktiv. Luisa Neubauer und Carla Reemtsma sind nach Recherchen von Sputnik Jugendbotschafterinnen der One-Foundation, welche wiederum teilweise von der Open-Society-Foundation des Georges Soros finanziert wird.[318] 

Diese Demonstrationen fanden nicht nur in Deutschland und Österreich statt, sondern quasi weltweit. Deshalb nannte sich die Bewegung auf Englisch »Fridays for Future«. Allerdings waren die Demos in Deutschland, dem von Greenpeace-Aussteiger Patrick Moore wegen dessen ökologischen Fanatismus so genannten »Herz der Finsternis« am größten und dauerten am längsten. Während sich in den meisten anderen Ländern die Demonstrationen hauptsächlich auf das Frühjahr 2019 konzentrierten und dann abflauten, dauerten sie in Deutschland das ganze Jahr über an und erreichten ihren Höhepunkt erst im September.

Hierzu trugen auch die Medien ganz wesentlich bei. Denn gemessen an der medialen Berichterstattung waren die Demonstrationen verhältnismäßig klein. An den Klima-Demonstrationen am 19. März 2019 nahmen zum Beispiel in Berlin 22.000 und in Bremen 5.000 Menschen teil. Dennoch beanspruchten sie den größten Teil der Fernsehnachrichtensendungen dieses Tages. Die ARD produzierte sogar Werbefilme für die Demonstrationen auf Facebook, wo die Menschen aufgefordert wurden, an ihnen teilzunehmen. Die Demos gegen den Irakkrieg 2003, die Montagsdemonstrationen gegen Hartz IV 2004, die Demos gegen die G20 in Hamburg 2017 und erst recht die Demo gegen das Transatlantische Freihandelsabkommen TTIP im Jahr 2015 mit mehr als 200.000 Teilnehmern waren sehr viel größer, aber sie bekamen nur einen Bruchteil der Medienaufmerksamkeit. Bei der Anti-TTIP-Demonstration 2015 waren die Medien geradezu beflissen bemüht, diese vollständig auszublenden.

65,3 Prozent der demonstrieren Schüler gehörten der »Oberschicht« oder der »Oberen Mittelschicht«, nur 7,1 Prozent der Arbeiterklasse an. Migranten waren weitaus geringer in der Bewegung vertreten als in der Gesamtgesellschaft. Die Bewegung war also nicht »divers«, sondern sehr weiß. 60 Prozent der Teilnehmer an den Demonstrationen waren weiblich.[319]  Letzteres kann nicht überraschen, haben doch die Frauen den Neoliberalismus von Anfang an stärker unterstützt als die Männer. Denn er brachte zwar der Gesamtgesellschaft massive Lohnsenkungen, aber davon waren insbesondere die Männer in ihrem Normalarbeitsverhältnis betroffen.

Die soziale Schlagseite dieser Bewegung zeigt sich auch in ihren Führungspersönlichkeiten. Mit Luisa Neubauer und Carla Reemtsma kommen zwei wichtige Protagonisten – übrigens Cousinen – aus dem superreichen Reemtsmaclan. Neubauer wird ein Vermögen von mindestens 2,6 Millionen Euro zugeschrieben.[320] 

Sarah Wagenknecht: »Es war eine Bewegung der Bessergestellten, die sich auf Gymnasien und Universitäten konzentrierte, aber an Haupt-, Real und Berufsschulen kaum stattfand.«[321]  Akademikerkinder blieben unter sich, wie ein Teilnehmer feststellte.[322] 

Die Kälte und Gleichgültigkeit der Angehörigen dieser Bewegung gegenüber den Existenzängsten der weniger privilegierten Teile der Bevölkerung hat dem Klimaschutz insgesamt sehr geschadet. So Äußerungen, dass der kleinliche Kampf um Arbeitsplätze und Lebensstandard zurückstehen muss, wenn es um die Zukunft des Planeten geht. Die hypersensible Rücksichtnahme in Sprachfragen hindert die Linksneoliberalen nicht daran, das Feindbild der Boomer, der »weißen, alten Männer«, der zwischen 1945 und 1970 geborenen, ganz offensiv zu pflegen. So wird eine ganze Generation für den Klimawandel verantwortlich gemacht, völlig egal, ob es sich um einen Kapitalisten handelt, der mit dem Privatjet um die Welt düst oder um einen einfachen Arbeiter.[323] 

In den Medien wurden 2019 richtiggehende Kampagnen gegen weiße alte Männer gefahren. So forderte die taz demagogisch, dass Menschen über 60 ihr Wahlrecht verlieren sollen.[324]  Ein Kinderchor des WDR sang Anfang 2020 eine umgedichtete Version des Nonsens-Liedes »Meine Oma fährt im Hühnerstall Motorrad«. Dort heißt es: »Meine Oma ist ne alte Umweltsau.« Der Autor dieser Umdichtung schmähte alle Kritiker dieses Liedes als Nazis. Nur zwei Monate später verlangten dieselben Medien, dass »wir alle« unsere Freiheiten zum Schutz der »vulnerablen Bevölkerungsgruppen« also der »alten Umweltsäue« aufzugeben hätte. Hieran zeigt sich eindeutig, dass es den medialen Hetzern nur darum ging, verschiedene Bevölkerungsgruppen im Interesse der Herrschenden gegeneinander aufzubringen.

Nur 4 Prozent der Teilnehmer waren in politischen Parteien, weitere 4 Prozent in Jugendorganisationen der Umweltschutzverbände aktiv. Das bedeutet freilich nicht, dass die Fridays-for-Future-Bewegung spontan war. Ganz im Gegenteil machte es die politische Unerfahrenheit der ökologisch indoktrinierten Jugendlichen umso einfacher, diese in neoliberales Fahrwasser zu steuern. 63 Prozent der DemonstrationsteilnehmerInnen unterstützen politisch die Grünen, 12% die Linken. Die anderen Parteien spielten keine Rolle.[325] 

Spätestens als die Fridays-for-Future-Bewegung am 8. April 2019 ihre Forderungen aufstellte, war klar, dass es sich um eine neoliberale, reaktionäre Bewegung handelte, die sich frontal gegen die Interessen der weniger privilegierten Bevölkerungsteile richtet. Hauptforderung war nämlich die Einführung einer CO2-Steuer von 180 Euro pro ausgestoßener Tonne CO2.

Des weiteren:

	Nettonull 2035 erreichen



	Kohleausstieg bis 2030



	1/4 der Kohlekraftwerke sofort abschalten



	100 Prozent erneuerbare Energieversorgung bis 2035[326] 






Was hier bewusst sehr abstrakt formuliert wurde, bedeutet nichts anderes als den totalen Um- bzw. Abbau der Industriegesellschaft innerhalb von 15 Jahren. Die Reste des Massenwohlstandes der Nachkriegszeit sollen also auch noch liquidiert werden.

Kohle- und Kernkraftwerke sollten abgeschaltet und die Energieinfrastruktur für Billionen Euros auf Photovoltaik und Windkraft umgestellt werden, die weitaus weniger leistungsfähig sind. Anna Vero Wendland bewertet diese Forderungen wie folgt:

»Die Erneuerbaren stoßen bei der Bewältigung einer solchen Aufgabe [100 Prozent der Energieversorgung zu übernehmen] nach heutigem wissenschaftlichen Ermessen an ihre physikalisch-technischen Grenzen. Es steht also zu befürchten, dass sich dann eben die Menschen an die von ihrer Regierung gewählten unzureichenden technischen Mittel, in diesem Fall eine Energiewandlung niedriger Dichte anzupassen haben, ähnlich der unserer Vorfahren.«[327] 

Diese Probleme werden von den Parteistiftungen durchaus gesehen. Damit 100 Prozent Erneuerbare funktioniert, muss der Stromverbrauch nach einer Studie der Heinrich-Böll-Stiftung bis 2050 um 40 Prozent abgesenkt werden. Da vom Rest auch noch die Ladeinfrastruktur der Elektroautos der Wohlhabenden und die industrielle Energieproduktion abgehen, die auch noch auf elektrischen Strom umgestellt werden soll, bleibt für die einfache Bevölkerung nicht mehr viel übrig. Unter diesen Umständen wird sich der jetzige Lebensstandard nicht halten lassen.[328] 

Nach einer Studie der Rosa-Luxemburg-Stiftung kann der grüne Kapitalismus kein Wohlfahrtsstaat mehr sein. Höhere Löhne müssten erkämpft werden, aber die Fähigkeit der Arbeiter, dies zu tun, ist gering. Allerdings kennen aufgrund des ökologischen Umbaus die Kosten für Energie und Lebensmittel nur eine Richtung und zwar nach oben. Da können die Löhne nicht mehr mithalten, es entsteht also eine Reproduktionslücke. Der Wert der Ware Arbeitskraft wird abgesenkt.

Auf kurze Sicht werden steigende Reproduktionskosten bei stabilen oder sinkenden Reallöhnen zu gesellschaftlicher Unzufriedenheit oder sogar zu den oft diskutierten »Unruhen« führen. Der Staat reagiert darauf mit Repression und verwandelt sich in einen autoritären Maßnahmenstaat. Die Rolle des grün-kapitalistischen Staates gegenüber Arbeitern und anderen subalternen Gruppen wird vor allem darin bestehen, ihren Ausschluss von bestimmten Formen des »exzessiven« Konsums zu organisieren: Von Luxusnahrungsmitteln über Klimaanlagen bis hin zu Fernreisen. 

»Um diese Rolle effektiv spielen zu können, wird der Staat zunehmen autoritär werden müssen, was wiederum durch die steigende Verfügbarkeit von Mitteln zur sozialen Kontrolle im biopolitischen Versuch, unseren Konsum zu regulieren, ermöglicht werden wird.«[329] 

Angehörige der gehobenen Mittelklasse werden von dieser Entwicklung hellauf begeistert sein: Die grüne Einschränkung des Konsums der Unterschichten wird es den Mittelklassen erlauben, weiterhin so zu konsumieren, wie sie es gewohnt sind, gegebenenfalls legitimiert durch den Kauf nahezu nutzloser ökologischer Ablassbriefe.[330] 

Was Kaufmann und Müller erst für 2050 vorhergesehen haben kann dank des Ukrainekrieges schon im Winter 2023/24 zur düsteren Realität werden: 

»Die Bundesregierung sieht sich gezwungen, bei der Europäischen Energieagentur in Brüssel eine Vergrößerung des deutschen Energiebudgets noch im laufenden Zuteilungsjahr einzufordern. Erkältungswellen und Grippeepidemien als Folgen der durch die Energie- und Wärmerationalisierungen verursachten unzureichenden Heizmöglichkeiten in deutschen Haushalten bei gleichzeitig eisigen Außentemperaturen sowie der für die Mehrheit der Bevölkerung kaum mehr erschwingliche Kraftfahrzeugverkehr haben zur massiven Unzufriedenheit in weiten Teilen Deutschland[s] geführt.«[331] 

Man kann die Verkommenheit der Linkspartei ermessen, wenn sie trotz dieser seit 2009 (!) bekannten und absehbaren Folgen für ihre Kernklientel die neoliberale Jugendklimabewegung devot lobhudelte und seitdem von einer Sozial-ökologischen Wende als ihrem Endziel spricht.

Aber auch alle angeblich noch radikaleren linken Gruppen unterstützten ungeachtet dieser Folgen die neoliberale Klimabewegung. Das reichte von der DKP über trotzkistische Gruppen wie die ISO und Marx21 bis hin zur MLPD und der KPD. Auch die angeblich marxistische Tageszeitung junge Welt trommelte für Fridays for Future. Die gleichen Kräfte unterstützten auch die Corona-Hysterie und zum großen Teil sogar den Krieg des Westens gegen Russland. Nach Ansicht von Dagmar Henn ist die Streubreite hier viel zu gering, wenn es eine natürliche Entwicklung wäre. Vielmehr ist anzunehmen, dass alle diese Organisationen von westlichen Geheimdiensten durchsetzt und gesteuert sind.[332] 

Die Funktion von Rezos sehr bekanntem YouTube-Video »Die Zerstörung der CDU«[333]  vom 18. Mai 2019 war es, die Klimaproteste in einen Wahlsieg der Grünen bei den in wenigen Tagen stattfindenden Europawahlen umzumünzen. Das ist auch hervorragend gelungen. Die Grünen konnten ihren Stimmenanteil von 10,7% 2014 auf 20,5 Prozent am 26. Mai 2019 glatt verdoppeln und haben damit die Wahl gewonnen. Seit dieser Zeit halten sich die Grünen bei Wahlen und Umfragen etwa bei dieser Marke. Im Kern ging es bei Rezo um das Klima-Thema. Alles was er sonst noch gesagt hat, waren »Schluckhilfen« (Gerhard Wisniewski).

Im Sommer 2019 wurden massenhaft Klimanotstände ausgerufen. Das war nur rein symbolisch gemeint – heißt es. Ganz stimmt das aber nicht. In einer Mittelstadt forderten Klimaliste und Linke, dass die Stadt nach der Ausrufung des Klimanotstandes das große Sommerfest nicht mehr ausrichten sollte – immerhin stoßen die Autos der am Fest teilnehmenden Gäste bei der Hin- und Rückfahrt CO2 aus. Damals lehnte der Oberbürgermeister dieses Ansinnen noch ab, obwohl er von den Medien mächtig Druck bekam. In den Folgejahren fand dieses Fest wegen Corona dann aber doch nicht mehr statt. In Hamburg wollte die Linksfraktion das Amt des Ersten Bürgermeisters mit dem des Umweltsenators zusammenlegen und ihm Sondervollmachten verleihen. Er sollte jeden Beschluss der Bürgerschaft aufheben dürfen, wenn durch seine Ausführung CO2 emittiert wird. Darunter fallen zum Beispiel auch Beschlüsse zum Neubau von Sozialwohnungen.[334]  Soweit wollten damals selbst die Grünen noch nicht gehen. Aber das ändert nichts daran, dass wichtige Exponenten der Klimabewegung wie Luisa Neubauer die Demokratie ablehnen und das nicht erst 2022.

Die Ausrufung von Klimanotständen, von der lokalen bis zur EU-Ebene, war wohl vor allem als Testballon gedacht, ob das Bürgertum eine autoritäre Herrschaft goutieren würde. Leider hat es den Test bravourös bestanden. Wahrnehmbare Proteste gab es nicht.

Die Klimabewegung war also keineswegs eine breite Volksbewegung, sondern eine Bewegung aus dem oberen Drittel der Gesellschaft. Es schien aber so, als hätte die neoliberale Klimabewegung zumindest am 20. September 2019 mit dem so genannten Klimastreik ihre schmale soziale Basis ausweiten können, denn nach Medienangaben haben an diesem Tag 1,4 Millionen Menschen in der Bundesrepublik demonstriert, 2,7 Millionen weltweit. Das war eines der größten Demonstrationsereignisse in der BRD überhaupt. Allein in Berlin, der Hauptstadt der Bewegung, sollen zwischen 100.000 und 270.000 Menschen demonstriert haben.

Nach Aussagen von Beobachtern waren unter den Demonstranten etwa 30 Prozent Schüler und 70 Prozent Erwachsene. Diese riesige Demonstration ist erst dadurch zustande gekommen, weil viele Betriebe ihrer Belegschaft frei gegeben hatten, damit sie an den Demonstrationen teilnehmen konnten. Darunter befanden sich Netzwerkfirmen mit besonders miesen Arbeitsbedingungen wie Amazon, Zalando und Flixbus. Einige der 2.800 Kapitalisten der Entrepreneurs for Future haben an diesem Tag ihre Firmen geschlossen und ihre Belegschaften zur Demo geschickt. Der Begriff Klimastreik passt da eher nicht. Es handelte sich vielmehr um eine Klimaaussperrung. Auch die Berliner Stadtverwaltung hat am 20. September ihre Arbeit eingestellt und ihre Mitarbeiter ebenfalls zur Demo geschickt. Dadurch bestand für die Beschäftigten zumindest ein starker sozialer Druck, an diesen Demonstrationen teilzunehmen. Auch viele Schulen haben die Teilnahme an der Demo zur Pflicht­veran­staltung erklärt. Von einer Freiwilligkeit konnte da kaum mehr die Rede sein. Solche Praktiken hat es in der BRD seit den 50er Jahren nicht mehr gegeben. Damals hatte der Westberliner Senat mehrfach antikommunistische Hetzveranstaltungen organisiert, zu denen 100.000sende Menschen heran gekarrt wurden.

Richtig ist aber auch, dass sich die Menschen nicht gegen diese Zumutungen gewehrt haben und sich von der hysterischen und euphorischen Stimmung auf diesen Demos haben mitreißen lassen.[335] 

Im Anschluss an die Großdemonstration hat die Bundesregierung die CO2-Steuer beschlossen und damit die Lebensverhältnisse der breiten Massen weiter verschlechtert. Die Arbeiter und Angestellten haben also am 20. September 2019 gegen ihre eigenen Interessen demonstriert.

Dass die Klimaangst von Kapital, Medien und Politik geschickt genutzt wurde, um eine weitere Verschlechterung der Lebensverhältnisse der Menschen durchzudrücken, dürfte nun offensichtlich geworden sein. Kein Wunder, dass angesichts dieser rücksichtslosen Praktiken die Zustimmung in der Bevölkerung zum Klimaschutz rapide gefallen ist. Aber wie sieht es mit dem Klimanarrativ aus, das diesen Angstkampagnen zugrunde liegt? Handelt es sich dabei um die reine Wahrheit? Ist wirklich im Wesentlichen alles erforscht, wie Rezo und andere Verzichtsprediger behaupten? Stimmen 97 Prozent aller Klimawissenschaftler der Aussage zu, der Klimawandel sei ausschließlich menschgemacht? Müssen wir also wirklich zugunsten des Klimas auf unseren Wohlstand verzichten? Ist der in Deutschland eingeschlagene Weg bei der Dekarbonisierung, ausschließlich auf Photovoltaik und Windenergie zu setzen, alternativlos? Diese Fragen soll im Folgenden betrachtet werden. Sie sind umso wichtiger, weil sich die gesamte herrschende Klasse des Klimanarrativs bedient, um den Lebensstandard der Bevölkerung abzusenken, wie die Ausführungen von Klaus Schwab gezeigt haben.

Das 1988 gegründete Intergovernmental Panel on Climate Change (IPCC), eine UNO-Organisation, hat den Anspruch, das aktuelle Wissen zum Klimawandel zusammenzufassen und aus ihm Handlungs­empfehlungen für die Politik abzuleiten. Diese werden dann in völkerrechtlich verbindliche Abkommen zur CO2-Reduktion umgesetzt. Allein daraus ergibt sich, dass das IPCC über eine sehr große Macht verfügt. Es wäre also nicht verwunderlich, wenn von den Oligarchen gesteuerte Interessengruppen versuchen würden, diese Organisation zu kapern, so wie ihnen das bei fast allen anderen internationalen Organisationen gelungen ist. Beispiele hierfür sind die WHO, die OPCW, die OSZE und die IAEO. Sie alle werden vom Westen für seinen Krieg gegen Russland und China instrumentalisiert. Er wendet dabei teilweise äußerst rabiate Mittel an.[336] 

Die Klimawissenschaft im Schnittpunkt von Physik, Meteorologie, Hydrologie, Geologie und Biologie ist äußerst komplex. Die Klimamechanismen sind bei weitem noch nicht vollständig verstanden und jedes Jahr werden neue wichtige Entdeckungen publiziert. Klimasimulationen auf Supercomputern bilden den Kern jedes IPCC-Berichts. Da eine solche Simulation außerordentlich komplex ist und eine extrem hohe Rechenkraft erfordert, gibt es auf der Welt nur ganz wenige Institutionen, die sie durchführen können. Es reicht schon, wenn diese auf Linie gebracht werden.

Der Greenpeace-Aussteiger Patrick Moore führt mehrere Kritikpunkte an der Theorie des katastrophalen Klimawandels an, die sich vor allem auf die Klimageschichte beziehen:

	Im Erdaltertum gab es CO2-Konzentrationen von bis zu 7.000 ppm (heute 400 ppm). Die Durchschnittstemperatur der Erde war zwar deutlich höher als die heutige. Sie lag bei 25 ° Celsius im Vergleich zu 15 ° C heute. Aber die Erde war weit davon entfernt, unbewohnbar zu sein. Aus dieser Zeit sind die üppigen Steinkohlenwälder überliefert mit einer Biomasse, die mit den Tropischen Regenwäldern der Jetztzeit vergleichbar ist.



	Es gibt in der ganzen Erdgeschichte keine eindeutige Korrelation zwischen CO2 und Temperatur. In manchen Epochen änderten sich CO2-Gehalt und Temperatur gleichläufig, in anderen gegenläufig. Dies gilt auch für das Holozän. Vom holozänen Klimaoptimum im Atlantikum vor 8.000 Jahren bis zum Ende der Kleinen Eiszeit 1870 stieg der CO2-Gehalt leicht an, die Temperaturen aber sanken.



	Aufgrund der Milankovic-Zyklen, also der langperiodischen Veränderungen der Erdrotationsachse und der Erdbahn ist in Zukunft ohne das vom Menschen eingebrachte CO2 mit einer neuen Eiszeit zu rechnen.



	CO2 ist kein Schadstoff, sondern die wichtigste Pflanzennahrung. Der höhere CO2-Gehalt in der Atmosphäre führt zu einer Ergrünung der Erde, besonders in ariden Gebieten.



	CO2 wird durch schalenbildende Meeresorganismen dem Wasser und damit der Atmosphäre entzogen und letztlich in Karbonatgestein umgewandelt. Dieser Verlust wird durch natürliche Quellen wie Vulkanausbrüche nur unzureichend ausgeglichen. Wenn diese Entwicklung weiter geht, sinkt der CO2-Gehalt in 2 bis 10 Millionen Jahren auf unter 150 ppm und damit unter das Minimum, das die Pflanzen zum Leben brauchen. Wenn dies der Fall ist, wird alles Leben auf der Erde erlöschen.[337] 






Rezo zitiert besonders gerne die Studie von Cook et al., nach der 97 Prozent aller Wissenschaftler annehmen, der Mensch sei für den Klimawandel verantwortlich. Wie Markus Fiedler nachgewiesen hat, ist das eine Fälschung. Explizit haben sich nur 0,54 Prozent aller Studien so geäußert. Die meisten der von Cook für seine Aussage herangezogenen Studien behandeln Detailprobleme und haben sich mit der Frage, ob der Mensch überwiegend für den Klimawandel verantwortlich ist oder nicht, überhaupt nicht beschäftigt.[338] 

Sebastian Lüning und Fritz Vahrenholt nennen in ihrem Buch Unerwünschte Wahrheiten drei Stellschrauben, mit denen in den IPCC-Berichten die Lage besonders dramatisch dargestellt wird:

	Verweildauer des CO2 in der Atmosphäre: Die Verweilzeit des emittierten CO2 in der Luft wird in den Klimamodellen mit Tausenden von Jahren angegeben. Die Halbwertszeit, mit der das CO2 abgebaut wird, beträgt allerdings nur 35 Jahre. Dann ist die Hälfte des heute ausgestoßenen CO2 durch Ozeane und Pflanzen aufgenommen worden. Diese sind Kohlenstoffsenken, in denen zurzeit etwa 55% der heutigen Emissionen verbleiben. Die politische Bedeutung dieser Fakten ist immens: »Die Aufnahme von CO2 in die Ozeane und durch Pflanzen ist abhängig von der Konzentration in der Luft. Vor der Industrialisierung gab es ein Gleichgewicht zwischen der Konzentration in der Luft von 280 ppm CO2 und dem CO2-Gehalt der Ozeane und der Gesamtheit der Pflanzen. Heute sind mit 410 ppm etwa 130 ppm mehr in der Luft als vor der Industrialisierung. Dieses Mehrangebot an 130 ppm in der Luft bestimmt die Aufnahme in Ozeane und Pflanzen. Die Entnahme von CO2 aus der Luft ist also nicht abhängig von aktuellen Emissionen (heute etwa umgerechnet 4,7 ppm pro Jahr), sondern von dem, was sich aufsummiert hat. Das ist nicht unbedeutend, heißt dies doch, dass bei einer Verringerung der Emission die Größe der Aufnahme durch Ozeane und Pflanzen (2,6 ppm pro Jahr) nicht parallel zurückgeht. Bei einer Halbierung der Emission auf 2,35 ppm pro Jahr wird mehr CO2 abgeschieden, als neu hinzukommt, was bereits zu einer Verringerung der CO2-Konzentrationen in der Luft führen würde. Eine Rückführung auf null, wie es viele Politiker fordern, ist nicht erforderlich, um ein Absinken der CO2-Gehalte zu erzielen.«[339] 



	Klimasensitivität des CO2: »Würde CO2 allein wirken, so würde die globale Temperatur bei jeder Verdoppelung der CO2-Konzentration in der Atmosphäre lediglich um gut 1 °C ansteigen, was relativ unproblematisch wäre. Die Klimamodelle nehmen aber an, dass durch das zusätzliche CO2 in einem Verstärkermechanismus mehr Wasserdampf aus den Weltmeeren verdunstet. Da Wasserdampf ein wesentlich stärkeres Klimagas als CO2 ist, wird der Effekt des CO2 auf diese Weise verstärkt auf 1,5 bis 4,5 °C pro CO2-Verdoppelung. Allerdings bedeutet mehr Wasserdampf in der Luft auch mehr Wolkenbildung, welche der Erwärmung entgegenwirken kann. Diesem kühlenden Effekt der Wolken wird in den Modellen aber nicht Rechnung getragen. Die Stärke der CO2-Erwärmungswirkung wird durch die sogenannte CO2-Klimasensitivität, oder, besser verständlich, die Klimawirksamkeit beschrieben: Wie stark erwärmt sich die Atmosphäre bei Verdoppelung des CO2-Gehalts und dem gerade beschriebenen Verstärkermechanismus?«[340]  In seinen bisherigen Berichten gab der IPCC eine Klimasensitivität zwischen 1,5 und 4,5 °C an. In seinem neuesten 6. Sachstandbericht von 2021 legte der IPCC diese Spanne kurzerhand auf 2,5 bis 4,0 °C fest. Das aber wird von einigen Wissenschaftlern als unbegründet zurückgewiesen. Lewis zum Beispiel hält eine Klimasensitivität zwischen 1,75 und 3,2 °C für wahrscheinlicher. Danach ist umgekehrt eine hohe Klimasensitivität des CO2 von über 3,0 °C sehr fragwürdig. Aber genau hiermit werden entsprechend dem Vorsorgeprinzip die disruptiven Veränderungen im Industriesystem und damit die harten Verzichtsforderungen an die Menschen begründet.[341] 



	Ignorierung der rezenten Klimaänderungen im Holozän. »Die Erwärmung unserer Erde ist real, während der vergangenen 150 Jahre nahm die globale Durchschnittstemperatur um etwa 1,0 °C zu. Doch auch das vorindustrielle Temperaturniveau schwankte stark. Verfolgen wir die Klimageschichte zurück, so erfahren wir die stärkste Erwärmung seit der letzten großen Eiszeit im ›Holozänen Thermischen Maximum‹ (HTM) vor etwa 8.500 – 5.500 Jahren. In dieser Zeit, auch ›Atlantikum‹ genannt, wurde das moderne Wärmeniveau um bis zu 3 °C übertroffen. Diese besonders warme Phase endete etwa 3500 v. Chr. In den folgenden Jahrtausenden kühlte sich das Klima langsam, aber stetig ab.«[342]  Die Ursache dieser zahlreichen Klimaänderungen ist noch nicht vollständig verstanden. Offenbar spielen zahlreiche langperiodische Ozeanzyklen wie die Pazifische und Atlantische Dekadenoszillation PDO bzw. ADO und ihre Verschränkungen eine wichtige Rolle. Das CO2 kann diese Temperaturänderungen jedenfalls nicht hervorgerufen haben.






Um eine Klimaapokalypse vorhersagen zu können, wie es die Medien, Fridays for Future, und andere behaupten, wird einfach ohne jeden Beleg angenommen, dass die Abscheiderate des CO2 in die Ozeane und die Pflanzen in den folgenden Jahren um den Faktor 3–4 abnehmen wird. Erst dann kommt man auf einen tatsächlich katastrophalen Temperatur­anstieg von 6 bis 8 °C bis 2100, wenn man nichts unternimmt. Für ein solches Szenario gibt es aber keinerlei Anzeichen.[343] 

Medien und Klimaaktivisten behandeln normalerweise die IPCC-Berichte wie die Bibel. Aber der Sonderbericht zum 1,5 Grad-Ziel von 2018 geht davon aus, dass dieses nur bei Nutzung von Kernenergie und CO2-Abscheidung erreicht werden kann.[344]  Genau diese Aussage ignorieren die beiden Gruppen ohne jede Erklärung komplett. Sie bestehen vielmehr darauf, dass dieses Ziel ausschließlich durch Einsparungen, durch Photovoltaik und Windkraft erreicht werden muss. Hier wird überdeutlich, was das eigentliche Ziel des Klimanarrativs ist. Denn bei Nutzung von Kernenergie und CO2-Abscheidung könnte der jetzige Lebensstandard für die breiten Massen beibehalten werden. Aber das wollen unsere Oligarchen gerade nicht.

Sowohl einige Neoliberale wie der Wirtschaftswissenschaftler Hans-Werner Sinn als auch sozial denkende Politiker wie Sahra Wagenknecht haben erkannt, dass die Klimamaßnahmen letztlich nicht geeignet sind, die globalen CO2-Emissionen wirksam zu reduzieren. Dies allein deshalb nicht, weil nur Europa ihre Reduktion ernsthaft angeht. Die Europäische Union hatte aber 2015 nur einen Anteil von 9,16% am globalen CO2[345] -Ausstoß. Alle anderen Staaten machen da nicht mit. Länder wie China fahren ihre Emissionen sogar weiter hoch.[346]  Die Maßnahmen werden nur zu einer Deindustrialisierung Europas führen, was offenbar auch beabsichtigt ist.

Auch Kritiker des IPCC wie Lüning und Vahrenholt bestreiten nicht, dass die zunehmenden CO2-Emissionen ein Problem darstellen, das einer Lösung bedarf. Dies allein schon deshalb, weil eine ungehemmte Erwärmung zu einem Meeresspiegelanstieg und damit einer Überschwemmung viele Küstengebiete führt. Sie bestreiten jedoch, dass die Klimaapokalypse unmittelbar bevorstehe. Wir haben ihrer Meinung nach durchaus noch Zeit für einen Umbau der Industriegesellschaft, der ohne einen einschneidenden Wohlstandsverlust für 90 Prozent der Bevölkerung auskommt (siehe dazu das letzte Kapitel dieses Artikels). Aber da die Oligarchen genau diesen Wohlstandsverlust wollen, werden solche Stimmen diskreditiert und beiseite gewischt.

Mit der Klimakampagne von 2019 wurden offenbar folgende Ziele verfolgt:

	Die Menschen sollten auf den Grundtenor dieser Epoche eingestellt werden, dass wir zugunsten des Klimas auf unseren Wohlstand verzichten müssen.



	Sie war eine Generalprobe und Akzeptanztest für die kommenden, noch weitaus härteren Maßnahmen. Es sollte erprobt werden, ob die Menschen eine autoritäre Regierung und eine weitere Verengung des Meinungskorridors goutieren würden. Die Deutschen haben diese Generalprobe mit Bravour bestanden.






Im Jahr 2019 gab es Befürchtungen, dass die Klimabewegung wie der historische Faschismus unmittelbar zur Etablierung der Oligarchendiktatur führen sollte. Das war aber aus heutiger Sicht von Anfang an unwahrscheinlich. Denn Oberschichtjugendliche eignen sich in ihrer Mehrheit nicht als Straßenkämpfer, die Terror gegen Andersdenkende ausüben. Medien wie der Spiegel wollten zwar einen Klimaterrorismus herbei schreiben. Das ist bisher nicht gelungen. Die Radikalisierung der Klimakids zeigt sich im Augenblick vor allem massenhaften Blockadeaktionen, die sich gegen normale Pendler und Berufstätige richten. Sie sind nur möglich, weil die Behörden die Klimaaktivisten mit Samthandschuhen anfassen.

Die Klimahysterie von 2019 war nur der erste von zahlreichen Schocks zum Zweck der Etablierung des Great Reset, die noch folgen sollten und folgen werden. Vorbereitungen zum Ausrollen des Corona-Narrativs waren jedenfalls 2019 bereits angelaufen und hätten nicht mehr gestoppt werden können.

6.3. Die Corona-Hysterie von 2020 bis 22

Die Corona-Hysterie von 2020 bis 2022 war der zweite große Schock, der den westlichen Gesellschaften verabreicht wurde. Er war weitaus heftiger als der erste von 2019.

Die Vorgeschichte der Corona-Pandemie ist dank investigativer Journalisten wie Thomas Röper (Inside Corona), Walter van Rossum (Meine Pandemie mit Professor Drosten) und einiger kritischer Wissenschaftler wie Kees van der Pijl (Belagerte Welt) inzwischen wenigstens in großen Zügen bekannt. Freilich nicht unter mediengläubigen Linken. Denn die Medien haben einen Blackout über diese sehr wichtigen Erkenntnisse verhängt, die Buchverlage haben die Veröffentlichung der Werke von Röper und van der Pijl boykottiert. Das Buch von Röper konnte nur im Kleinstverlag J.K. Fischer erscheinen, der nach Ankündigung des Buches prompt Probleme mit der Papierlieferung bekam. Zu allem Überfluss sperrte PayPal dem Verlag auch noch das Konto und behielt 19.000 Euro ein. Zufälle gibt es![347] 

Thomas Röper hat in seinem Buch die Rolle der großen US-amerikanischen Stiftungen bei der Pandemievorbereitung untersucht. Es gibt zwei Typen von Stiftungen:

	Familienstiftungen mit viel Geld wie die Bill-and-Melinda-Gates Fundation. In diese haben erfolgreiche Kapitalisten ihr Vermögen eingebracht, einerseits um Steuern zu sparen und andererseits um sich politischen Einfluss zu erkaufen. Hauptzweck der Milliardärsstiftungen ist es, ihr eigenes Vermögen zu mehren. Deshalb werden sie mit sehr viel Geld ausgestattet.



	Stiftungen mit nur einem geringen Stiftungsvermögen und einem kleinen Jahresbudget, aber dafür mit großem politischem Einfluss, der vor allem dadurch gesichert wird, dass sie ehemalige, bestens vernetzte Regierungsmitarbeiter unter Vertrag nehmen. Es handelt sich also um reine Lobbyorganisationen. Ein Beispiel ist das Council on Foreign Relations. Think Tanks oder Denkfabriken »beraten« die Politik und flüstern ihr mit Hilfe von »Experten«, Beratern, Konferenzen, Studien und so weiter die gewünschten Maßnahmen ein.[348] 






Darüber hinaus unterhält der US-Staat auch noch eigene Stiftungen, die ebenfalls Gelder verteilen.

Die Familienstiftungen finanzieren nun mit ihrem überreichlich vorhandenen Geld Projekt der Lobbyorganisationen. Insbesondere »neue« Milliardäre wie Moskowitz kommen nicht daran vorbei, die Projekte dieser Think Tanks und damit auch diese selbst zu finanzieren. Man kann sich auf diese Weise Einfluss auf Regierungsentscheidungen kaufen.

Die wichtigsten Arten des Einflusses sind gegenwärtig:

	Den Regierungen die von einem selbst bezahlten »Spezialisten« als Regierungsberater zur Seite zu stellen oder gar eigene Leute zu Ministern oder sogar Regierungschefs zu machen. Berater, die die Staaten in Richtung Lockdown gelenkt haben, waren Margaret Hamburg für die USA und Peter Piot für die EU.



	Partnerschaften von Stiftungen mit Regierungen und internationalen Organisationen, um den eigenen Einfluss zu erhöhen. Das wird Public-Private-Partnership, PPP genannt. Obwohl die öffentlichen Kassen durch solche Konstruktionen richtiggehend geplündert werden, wird der Öffentlichkeit als Begründung aufgetischt, »dass die Privatwirtschaft viel effektiver ist als der Staat.«






An der Vorbereitung der Corona-Pandemie waren nach den Recherchen von Thomas Röper und dem anonymen IT-Spezialisten Mr. X vor allem folgende Familienstiftungen beteiligt:

	Open Philanthropy, Stiftung des Facebook-Mitbegründers Dustin Moskovitz und seiner Frau Cari Tuna. Gegründet 2017. Vermögen von Dustin Moskovitz im Jahr 2021: 28 Milliarden Dollar.



	Rockefeller Foundation. Gegründet 1913 von John D. Rockefeller als Familienstiftung. Rockefeller war damals der reichste Mann der Welt und der erste Milliardär überhaupt. Über wie viel Vermögen der Rockefeller-Clan und damit die Stiftung heute verfügt, ist völlig unklar. Von einer Verarmung der Rockefellers ist jedenfalls nie berichtet worden.



	Der Wellcome Trust wurde 1936 in London gegründet, um das Vermögen des verstorbenen Pharmaunternehmers Henry Wellcome zu verwalten. Heute heißt der von ihm gegründete Konzern GlaxoSmithKline (GSK). Der Wellcome Trust verwaltet über 40 Milliarden Dollar.



	Bill and Melinda Gates Foundation (BMGF). Gegründet im Jahr 2000. Bill Gates besaß 2022 ein Vermögen von 129 Milliarden Dollar und war damit der viertreichste Mann der Welt.[349] 






Die größte Bedeutung für die Pandemievorbereitung hat die Bill and Melinda Gates Foundation (BMGF). Bill Gates folgt seit der Gründung seiner Stiftung dem Motto »Think Big!«, das ihn als CEO von Microsoft lange Jahre zum reichsten Mann der Welt gemacht hatte. Er gab sich von Anfang an nicht damit zufrieden, die US-Gesundheitspolitik zu beeinflussen, sondern er wollte die WHO und damit die globale Gesundheitspolitik in den Griff bekommen. Was ihm auch ganz hervorragend gelungen ist.

Milliardäre wie Gates gehen bei ihren Stiftungsaktivitäten stupide immer nach dem gleichen Muster vor: Sie kündigen an, dass sie aus den edelsten Gründen mehrere 100 Millionen Dollar für einen guten Zweck gespendet hätten und erwarten von den Staaten, dass sie sich beteiligen und noch größere Geldbeträge den von ihnen gegründeten Organisationen zur Verfügung stellen. Da die Milliardäre den Kurs dieser Organisationen kontrollieren, können sie bestimmen, dass die für den »guten Zweck« gespendeten Gelder der Staaten bei Firmen ausgegeben werden, an denen sie beteiligt sind, zum Beispiel um Corona-Impfstoffe für Entwicklungsländer oder Saatgut bzw. Herbizide zu kaufen. Häufig sind die Preise bzw. Dienstleistungen dieser Firmen um ein Vielfaches überteuert und die Milliardäre machen Gewinne in einer Größenordnung, die mit normaler Warenproduktion völlig undenkbar wäre. De facto handelt es sich um eine organisierte und globale Plünderung der öffentlichen Haushalte.

Die Medien haben das durchaus gesehen und von Anfang an Kritik an der Bill and Melinda Gates Foundation (BMGF) geübt. Sogar im Deutschlandfunk erschienen kritische Beiträge. Gesundheitsthemen gehörten zu jenen Bereichen, in denen Kritik an Kapitalisten noch zugelassen war, während sie in anderen Themenfeldern, zum Beispiel beim Umgang mit der großen Weltwirtschaftskrise schon nicht mehr erlaubt war. Erst als die Geschäfte der Oligarchen zu groß und sie selbst zu mächtig geworden sind, war auf einmal jede Kritik an Gates und Co. tabu. In Deutschland markierte wohl das lobhudelnde Gates-Interview in der Tagesschau zu Ostern 2020 diesen Umschlagspunkt. Der nun verhängte Blackout ist deshalb umso auffälliger: Was nur wenige Jahre zuvor noch investigativer Journalismus war, wurde urplötzlich zur Verschwörungstheorie erklärt. Dazu hat nicht nur die Einbindung der Chefredakteure in transatlantische Netzwerke beigetragen, sondern auch die direkte Finanzierung fast aller Medien durch Oligarchenstiftungen wie die Bill and Melinda Gates Foundation. Allein dem Spiegel wurden 2018 2,5 und 2021 noch einmal 2,9 Millionen Dollar überwiesen. Weitere Geldempfänger von Gates waren unter anderem: The Guardian, El Pais, Le Monde, BBC und CNN. Die Gates-Stiftung hat bis Juni 2020 etwa 250 Millionen Dollar an alle möglichen Medien ausgeschüttet.[350] 

Gates ist zudem an zahlreichen Biotech-Startups beteiligt: Liquidia, Atreca, BioE, Affinivax, CureVac, BioNTech, Pfizer, Abbott (Corona-Schnelltest), Biosensor (Corona-Schnelltest), Just Biotherapeutics, Lilly mAb (beide Covid-19-Antikörper), Anacor Pharmaceuticals, Global Health Investment Fund, Kymab.[351] 

Dabei beweist er einen langen Atem und er ist – im Unterschied zu den Schattenbanken – auch bereit, jahrelange Durststrecken hinzunehmen.

Bill Gates ist auch der größte Besitzer landwirtschaftlicher Flächen in den USA.

Wie gesagt, hat Thomas Röper die Vorgeschichte der Corona-Pandemie untersucht. Die früheste bekannte Aktivität in dieser Richtung war ein Treffen des so genannten Good Clubs, zu dem nur Milliardäre zugelassen sind, am 5. Mai 2009 in den Räumen der der Rockefeller University in New York City.

Die Namen einiger Teilnehmer des Treffens sind bekannt: Bill Gates, George Soros, Warren Buffett, David Rockefeller, Ted Turner, Eli und Edythe Broad sowie als Muse Oprah Winfrey. Letztere ist nicht nur eine bekannte Talkshow-Moderatorin, sondern auch eine Unternehmerin und mit einem geschätzten Vermögen von 2,8 Milliarden Dollar selbst Milliardärin.

Thema der Verhandlungen war offenbar der Umgang mit der großen Weltwirtschaftskrise von 2007 bis 09 und Wege, wie die Profitabilität der Wirtschaft wieder gesteigert werden kann. Es ging dort aber auch um »globale Gesundheitsfragen wie Überbevölkerung und Krankheiten«.[352] 

Offenbar wurde auf der Konferenz beschlossen, die Ressourcen der Staaten weitaus stärker als bisher anzuzapfen. Denn nur einen Monat später hat die WHO, in der Bill Gates bereits dominanten Einfluss hatte, die Schweinegrippen-Pandemie ausgerufen. Die Impfallianz GAVI von Bill Gates begann, für Massenimpfungen gegen die Schweinegrippe zu trommeln.

Für die Corona-Pandemie lassen sich nach Röper also vier Phasen identifizieren:

Phase 1 bis 2009: Vorbereitung auf die Schweinegrippe. Man hat damals schon versucht, mit Hilfe medial verbreiteter Panik eine weltweite Massenimpfung durchzuführen, was aber gescheitert ist.

»Offenbar war auch die Schweinegrippe-Epidemie von den Pharmakonzernen geplant. Sie haben sich einfach zum Stichtag X einen harmlosen Grippevirus ausgesucht, medial zum drohenden Weltuntergang aufgeblasen und die WHO hat bereitwillig mitgespielt, die Pandemie-Regeln verändert und einen Monat später Alarm gegeben.«[353] 

Gates und Co. haben mit der Schweinegrippen-Panik ganz hervorragende Geschäfte gemacht. Aufgrund der Global Health Regulations waren die Staaten nach Ausrufung einer globalen Pandemie gezwungen, Impfstoffe gegen diese Krankheit einzukaufen und zwar für 18 Milliarden Dollar. Auch die Medien spielten mit und verbreiteten Panik. Da es aber in Wirklichkeit keine Pandemie gab, waren nur die wenigsten Menschen bereit, sich gegen die Schweinegrippe impfen zu lassen und die Staaten mussten die meisten der angekauften Impfstoffe nach Ablauf des Haltbarkeitsdatums vernichten. Das ganz große Geschäft blieb aus.[354] 

Die geschürte Panik brach nach kurzer Zeit zusammen und es gab sogar Versuche einer Aufarbeitung, an der in Europa Dr. Wolfgang Wodarg prominent beteiligt war.

Phase 2 2010 bis 2016: Fehleranalyse auf zahlreichen Konferenzen. Man wollte verstehen, warum die Impfkampagne zur Schweinegrippe aus Sicht der Oligarchen gescheitert ist und was man machen kann, damit sich ein solches Scheitern nicht wiederholt.

Einen wichtigen Beitrag zur Fehleranalyse leisteten Heidi Larson und ihr »Vaccine Confidence Project«. Sie kam zu der Erkenntnis, dass es nicht ausreicht, wenn die Medien die Existenz einer gefährlichen Seuche nur behaupten, aber sonst der Alltag weitergeht wie zuvor. Die Menschen müssen die Gefahr spüren. Wenn es schon keine Seuche gibt, die man spüren kann, dann eben die Maßnahmen zu ihrer Eindämmung wie Lockdowns und Masken. Nur so lässt sich eine Atmosphäre der Hysterie erzeugen, wo die Impfbereitschaft genügend groß ist und wo es sich auch durchsetzen lässt, dass die Staaten nicht nur die Entwicklung der Impfstoffe bezahlen, sondern auch überhöhte Preise für die Impfstoffe selbst.[355] 

Offenbar verfolgten die Oligarchen mit dem Kurs auf Lockdowns noch weitere Ziele. Der Historiker Patrick Zylberman untersuchte die Reaktion der Bevölkerung auf Lockdowns und andere Zwangs­maßnahmen, die als Reaktion auf das SARS-1-Virus im Jahr 2003 in Toronto – und nur in Toronto – verhängt worden waren. Die kanadische Großstadt war demnach wohl als Testlabor für den biopolitischen Ausnahmezustand ausgewählt worden.

Damit lieferte er Material für die globalen Eliten, um die Möglichkeiten eines solchen Ausnahmezustandes zur Wiederherstellung der Disziplin in der Bevölkerung abzuschätzen.

Die in Toronto ergriffenen Maßnahmen wie Lockdowns, Quarantäne für Menschen ohne Symptome und die Kontaktnachverfolgung waren nach Ansicht eines WHO-Experten mittelalterlich. Dennoch hat die große Mehrheit sie akzeptiert. Das Beispiel Toronto zeigte, dass die Bevölkerung im Falle einer Epidemie gut kontrolliert werden kann.

Allerdings fand Zylberman auch heraus, dass eine Epidemie als Rechtfertigung für den Ausnahmezustand nur dann funktioniert, wenn das gesellschaftliche Leben zerstört, der Staat an den Rand des Zusammenbruchs gebracht und die Moral der Bevölkerung vollständig gebrochen wird. Die oft widersprüchlichen Anweisungen der Behörden verschärften Frustration und Unruhe, dennoch befolgten die Menschen sie weitgehend. Zylberman rechnet vor, dass 50 bis 68 Prozent gehorchten, nur etwa 15 Prozent waren Dissidenten.

Die Menschen gehorchen, weil es angeblich in ihrem Interesse sei, nicht weil sie es wollen. Deshalb müssen abweichende Meinungen, ja sogar Gerüchte, die das Vertrauen in die Gesundheitsbehörden untergraben könnten, aktiv bekämpft werden. Es kann auch zu einem gefährlichen Missverhältnis zwischen den unbeugsamen staatlichen Maßnahmen und den differenzierteren Ansichten von Experten kommen, die sich auf tatsächliche Fakten und Zahlen stützen und nicht unbedingt darauf abzielen, die Panik aufrecht zu erhalten. Aus diesem Grund müssen diese Experten rechtzeitig diskreditiert werden, so Zylbermans Schlussfolgerung.[356] 

Zylbermans Forschungen wurden zunächst nicht veröffentlicht, aber sein Manuskript zirkulierte spätestens seit 2007 in Elitekreisen. Erst 2013 erschien es als Buch mit dem Titel Tempêtes microbiennes (Mikrobenstürme) im französischen Verlag Gallimard ohne größere öffentliche Aufmerksamkeit hervorzurufen.

Zylberman beeinflusste mit seinen Forschungen das bekannte Szenario Lockstep der Rockefeller-Foundation. Die wichtigsten Ergebnisse dieses Szenarios sind: Die Mehrheit der Bevölkerung will Lockdowns im Falle einer Epidemie. Die Bürger sind tolerant, ja geradezu erpicht darauf, von oben gelenkt und beaufsichtigt zu werden, und die Staatsoberhäupter haben einen unerwarteten Spielraum, die Ordnung so durchzusetzen, wie sie es für richtig halten. In den Industrieländern nahm diese verstärkte Kontrolle viele Formen an: Biometrische Ausweise für alle Bürger gehörten dazu. Der Bericht gab zu bedenken, dass die Bevölkerung diese Einschränkungen nicht unbegrenzt akzeptieren würde. Er prognostizierte jedoch, dass die Menschen die autoritäre Wende erst 13 Jahre nach dem fiktiven Eintreten des Katastrophenfalls wirklich ablehnen würden. Allerdings sind die Veränderungen in der Zwischenzeit unumkehrbar geworden und das neue Regime ist inzwischen so fest verankert, dass es keine Rückkehr mehr gibt.[357] 

»Das Lock-Step-Szenario identifiziert die IT-Revolution auch als Grundlage, auf der intensive Überwachung möglich wird und die bestehende Ordnung gesichert werden kann.«[358]  Um dies zu erreichen, schlägt der Bericht vor, die Wirtschaft umzugestalten und sich ganz auf die Errungenschaften der IT-Revolution zu stützen. Denn in diesem Bereich hat der Westen dank der Internetmonopole mit ihren großen Forschungsbudgets noch alle Trümpfe in der Hand.

Spätestens 2010 war der biopolitische Ausnahmezustand für die westliche herrschende Klasse zu einer ernsthaften Option geworden. Wir erinnern uns: Die teils militanten Krisenproteste begannen nach dem Ausbruch der großen Weltwirtschaftskrise 2007 und erreichten im Jahr 2011 einen vorläufigen Höhepunkt.

Deshalb wurde die Vorstellung für die herrschende Klasse attraktiv, die Proteste durch Verweis auf eine tödliche Pandemie erneut stillzulegen. Letztlich konnten die ultrareichen Oligarchen von einem solchen Szenario nur gewinnen. Damit konnte erreicht werden:

	Abzapfen von staatlichen Ressourcen in bisher ungeahnten Größenordnungen



	Stilllegung von Krisenprotesten



	Errichtung einer politischen Diktatur, wenn auch vorerst nur für einen bestimmten Zeitraum, als Gewöhnung der Menschen an das Durchregieren



	Zerstörung des Mittelstandes und Transfer seiner Ressourcen an die Oligarchen, deren Vermögen seitdem mit einer unglaublichen Geschwindigkeit wächst



	Gewinnexplosion für internetbasierte Netzwerkfirmen wie Amazon, Microsoft, Google und Deliveroo



	Gewöhnung der Menschen daran, dass ihr Lebensstandard in Zukunft – angeblich wegen des Klimas – deutlich niedriger sein wird als vor der Krise






Andererseits konnten mit der normalen Warenproduktion ohnehin nur geringe Profite erwirtschaftet werden, zumal nach dem Ausbruch der großen Weltwirtschaftskrise. Die von Überproduktion geplagten Industriebetriebe für einige Zeit stillzulegen, dürfte für die Oligarchen kaum Verluste gebracht haben.

Phase 3 2016 bis 2019: Die Fehleranalyse war abgeschlossen und ein Plan ausgearbeitet, wie man diese Fehler in Zukunft vermeiden kann. Ab 2016/2017 leisteten Philanthropen-Stiftungen immer mehr Zahlungen im Zusammenhang mit einer »möglichen« Pandemie. Es entstanden neue NGOs und Planspiele zu einer Pandemie fanden gehäuft statt. Bei diesen Planspielen wurde bis ins Kleinste durchgespielt, wie man mit einer Pandemie umgehen muss, wie die Medien berichten müssen und wie man die Politik zu den »richtigen« Entscheidungen bringen kann. An diesen Planspielen nahmen diejenigen teil, die auch in der Pandemie die Entscheidungen trafen.

Die reichen Oligarchenstiftungen finanzierten einerseits viele bereits bestehende NGOs, die sich immer häufiger mit dem Thema Biosicherheit beschäftigten und entsprechende »Experten« anheuerten. Die 2001 vom Milliardär Ted Turner und dem Senator Sam Nunn gegründete Nuclear Threat Initiative (NTI) setzt sich offiziell für eine atomwaffenfreie Welt ein. Das ist aber wohl eher Tarnung. Tatsächlich beschäftigt sie sich mit globaler Nuklearpolitik, nuklearem Terrorismus, Cyber-, Bio- und radiologische Sicherheit sowie mit Fragen rund um die Bevölkerungsreduktion. Ted Turner, Warren Buffet und Open Philanthropy unterstützten die Stiftung mit dutzenden Millionen Dollar, weil ihr Biosicherheitsprogramm von Elizabeth Cameron geleitet wurde. Diese wiederum hat während ihrer Arbeit bei NTI mehrere Pandemie-Planspiele geleitet, darunter auch eines bei der Münchener Sicherheitskonferenz am 14. Februar 2019.

»Dabei ging es darum, obersten internationalen Entscheidungsträgern die ›Reaktion auf biologische Ereignisse‹ beizubringen. In dem Planspiel griff eine fiktive Lungenkrankheit um sich, die sich schnell verbreitete und sehr gefährlich war. Es folgten Grenzschließungen und andere Lockdown-Maßnahmen zur Eindämmung der Krankheit.«[359] 

Dabei hatte die WHO noch bei der Schweinegrippe 2019 von Grenzschließungen abgeraten. Denn aufgrund der Inkubationszeit der Krankheit bringen Grenzschließungen nichts. Die Krankheit ist bereits in vielen Ländern angekommen, bevor die ersten Erkrankungen erkannt werden. Trotzdem wurden die Grenzen auch bei Covid-19 geschlossen.

Die Regierungen folgten später exakt den Anweisungen aus den Planspielen, die ab 2017 veranstaltet wurden.

Seit 2021 sitzt Cameron als Beraterin von Präsident Biden an entscheidender Stelle in der US-Regierung, um das umzusetzen, was sie bei der NTI (mit Finanzierung von Open Philanthropy) erarbeitet hat.

Nach diesem Muster haben die Oligarchen zahlreiche weitere NGOs finanziert, so das Center for Strategic and International Studies (CSIS) und die sehr verschwiegene NGO PATH, also das »Program for Appropriate Technology in Health«. Offenbar sind an sie unpopuläre Medikamententests in Entwicklungsländern ausgelagert worden.

Bill Gates und andere Oligarchen haben mehrere NGOs direkt zur Pandemie- bzw. Impfvorbereitung gegründet.

Das an die WHO angebundene Global Preparedness Monitoring Board (GPMB) wurde 2018 offiziell als Reaktion auf den Ebola-Ausbruch von 2013 bis 2016 von der WHO und der Weltbank gegründet. Es wurde von der Bill and Melinda Gates Foundation mit drei Millionen Dollar ausgestattet. Vorsitzende ist die ehemalige norwegische Ministerpräsidentin Gro Harlem Brundtland. Tatsächlich aber ist es eine Lobbyorganisation für Pandemien oder genauer für Lockdowns.

Als Unterorganisation der WHO soll das GPMB jedes Jahr einen Bericht vorlegen, der untersucht, wie gut die einzelnen Staaten auf eine Pandemie vorbereitet sind und soll dann zusammen mit Regierungen, UN-Agenturen, der »Zivilgesellschaft« und dem Privatsektor Geld eintreiben, um die Bereitschaft für Pandemien zu verbessern. In diesen Jahresberichten werden stereotyp immer die USA als das am besten auf Pandemien vorbereitete Land bezeichnet, völlig ungeachtet der großen Probleme des US-Gesundheitssystems. Sie sind immer dramatisch formuliert. So lautete der Titel des Jahresberichts von 2019, als es noch keine Pandemie gab, zum Beispiel »Eine Welt in Gefahr«.[360] 

Der Jahresbericht 2020 ist überschrieben mit A World in Disorder. Seine Kernaussage ist folgende:

»Unser diesjähriger Bericht hebt verantwortungsvolle Führung und Bürgersinn sowie die Angemessenheit der Systeme und Ressourcen als Schlüsselfaktoren für den Erfolg hervor. Er legt besonderen Nachdruck auf den Faktor, der diese vier Elemente zu einem wirksamen Ganzen verbindet: Die Prinzipien und Werte der Regierungsführung, die sicherstellen, dass die richtigen Entscheidungen, Beschlüsse und Maßnahmen zum richtigen Zeitpunkt getroffen werden. Sie weisen darauf hin, dass niemand sicher ist, solange nicht alle sicher sind, und fordert ein erneutes Engagement für den Multilateralismus und für die WHO und das multilaterale System.«[361] 

Das heißt, es geht der GPMB weniger darum, die Menschheit medizinisch auf Pandemien vorzubereiten, sondern darum, eine ausgerufene Pandemie für die Etablierung einer globalen Diktatur auszunutzen. Denn übersetzt aus dem oligarchischen Neusprech bedeutet verantwortungsvolle Führung Diktatur und Bürgersinn Propaganda, Zensur und moralischer Druck.

Die Aussage, dass niemand sicher ist, solange nicht alle sicher sind, ist die Kernthese des in Oxford lehrenden schwedischen Philosophen Niklas Bostrom. Er hat sich als Meisterdenker der kommenden globalen Diktatur etabliert und er ist demnach einflussreich und gut vernetzt in Elitekreisen.

Sein Bruder im Geiste, der furchtbare Jurist Carl Schmitt, forderte, die Verfassungswirklichkeit vom Ausnahmezustand her zu denken. Bostrom schrieb in seinem Buch Die verwundbare Welt. Eine Hypothese von 2018, man müsse die Welt aus der Perspektive existenziellen Risiken betrachten. Darunter versteht er Risiken, die das auf der Erde bestehende intelligente Leben auslöschen können wie ein Atomkrieg, der Klimawandel und natürlich Pandemien.

So behauptet Bostrom, Terroristen könnten mit ein paar Kenntnissen und relativ leicht erhältlichen Bauteilen in der eigenen Garage Atombomben bauen. Vielleicht nicht mit einer, aber mit ein paar Dutzend dieser Bomben könnte ein Spinner oder ein wütender Rächer sich und die Menschheit an ihr Ende bomben. Das ist natürlich absurd, da man hierfür sehr große Mengen an hochangereichertem Uran oder Plutonium benötigen würde. Das aber unterliegt einer engmaschigen Überwachung durch die IAEO. Außerdem würden selbst einige Dutzend Nuklearwaffen nicht das Ende der Menschheit bedeuten. Denn allein bei Atomwaffentests hat jede der beiden Supermächte USA und UdSSR ungefähr 200 Waffen oberirdisch gezündet. Nur ein Nuklearer Winter würde das Ende der Zivilisation bedeuten. Dieser wiederum setzt voraus, dass mehrere hunderte Atomwaffen zur gleichen Zeit explodieren.

Bostrom behauptet auch, der Prozess der Erderwärmung könne sich nach Überschreiten bestimmter Kippunkte enorm beschleunigen und er könne nur aufgehalten werden, wenn restlos alles unterbliebe, was zu der globalen Erwärmung beiträgt. Hier geraten mögliche technische Lösungen völlig aus dem Blick.

Allein diese abwegigen Vorstellungen zeigen schon, wie sehr sich Bostroms Denken verengt hat. Dies gilt dann auch für die angebliche Gefahr durch Pandemien, die ebenfalls ein existenzielles Risiko für die Existenz der Menschheit bergen würden. Die einzige Lösung sieht Bostrom in einer Verstärkung präventiver Polizeiarbeit, die einer totalen Überwachung aller Menschen gleichkäme, und zweitens in Global Governance, also der Etablierung einer globalen Konzerndiktatur. Er übersieht dabei keineswegs, dass seine Rettungsphantasien in einer globalen Diktatur enden werden.

Die Konsequenz: »Niemand ist sicher, wenn nicht alle sicher sind«. Dies ist das entscheidende Mantra von Bostroms Denken. Wenn einer nicht mitmacht, dann gehen alle unter.[362]  Mit dieser Begründung wurden in den Jahren 2020 bis 22 in Deutschland die Grundrechte den Menschen zu einem großen Teil entzogen. Walter von Rossum kommentiert:

»Wer die Bürger retten will, muss Krieg gegen sie führen. Tertium non datur. Oder in den Worten von Professor Wieler: ›Das darf nie hinterfragt werden.‹ Keine Diskussionen.«[363] 

Die von Gates gegründeten NGOs Coalition for Epidemic Preparedness Innovations (CEPI) und Globale Allianz für Impfstoffe und Immunisierung (Global Alliance for Vaccines and Immunisation, GAVI) werden unter der Phase 4 behandelt werden.

Eine wichtige Funktion bei der Pandemievorbereitung hatten die zahlreichen Pandemieplanspiele, von denen immer mehr bekannt werden. Die folgende Tabelle listet nur diejenigen Planspiele auf, die an der Johns Hopkins Universität in Baltimore stattfanden oder vom Center for Health Security an dieser Universität organisiert wurden:

	Zeit


	Name


	Szenario


	Ergebnisse




	Februar 1999


	unbenannt


	Terroristen verüben mit Pockenviren einen Anschlag auf die fiktive US-amerikanische Stadt Northeast.


	Die Rollen der medizinischen und politischen Akteure wurden von Teilnehmern gespielt, die auch im echten Leben Verantwortung in den jeweiligen Institutionen trugen. Die wichtigste Frage war, wie man die Diskurshoheit behalten kann. Zur Niederschlagung von Unruhen wird die Nationalgarde eingesetzt. Das Szenario endet mit einem Impfstoff.




	November 2000


	unbenannt


	Terroristen verüben mit Pesterregern einen Anschlag auf die fiktive US-amerikanische Stadt Godtown.


	Der terroristische Aspekt blieb im Hintergrund. Geübt wurde das Epidemieszenario als solches. Als wichtigste Maßnahme werden erstmals Lockdowns erprobt. Es werden Ausgangssperren, Verbote von Zusammenkünften von mehr als einigen wenigen Personen und die Schließung von Autobahnen, Flughäfen und Bahnhöfen verhängt. Hochkarätige Mitspieler.





	Juli 2001


	Dark 
Winter


	Terroristen verüben mit Pockenviren einen Anschlag in Oklahoma.


	Erstmals nahmen fünf Journalisten an der Übung teil, die sich selbst spielten. Es wurden fiktive Fernsehberichte gezeigt und es gab eine regelmäßige Präsentation von Statistiken mit Fallzahlen und Kurven, wie man es inzwischen aus der Corona-Krise kennt. Es wurde ein Lockdown beschlossen, das öffentliche Leben heruntergefahren, Schulen und Grenzen geschlossen. Vor allem aber drehte sich alles um Impfungen. Sorgen machte den Planern, dass sich Informationen unkontrolliert im Internet verbreiten. Um dies zu verhindern, wurde eine Zensur gefordert. Mehr als 1 Million Tote.




	September 2003


	Global Mercury


	Nicht genau bekannt. Unspezifischer Pockenausbruch.


	Internationales Übungsgeschehen unter Beteiligung der EU, der WHO, der Bundesregierung und des RKI. Übung findet nicht mehr an einem Ort statt, sondern das Szenario wird gleichzeitig in allen teilnehmenden Behörden der acht Länder durchgespielt. Ergebnis: WHO soll zu einem zentralen Informationsknotenpunkt ausgebaut werden.




	Januar 2005


	Atlantic Storm


	Staats- und Regierungschefs der westlichen Welt treffen sich zu einem Sicherheitsgipfel, als in der Türkei und anderswo Pockenausbrüche gemeldet werden. 


	Internationale Übung, sehr hochkarätig besetzt. Madeleine Albright spielt die US-Präsidentin. BRD-Staatsmi-nister Hoyer spielt Bundeskanzler. Übung findet an einem Ort, in Washington, statt.

Während ihres Treffens ringen die Staatschefs um eine adäquate Antwort auf diese Herausforderung, die in Lockdowns, Grenzschließungen, Ausrufung des Verteidigungsfalls und der Impfstoffbeschaffung besteht. Pockenausbrüche werden als terroristische Anschläge entlarvt.

Zentrale Frage war, was den Ausnahmezustand auslösen wird, wie also die Pandemiemaschine in Gang gesetzt werden kann.




	Oktober 2017


	SPARS Pandemic 2025–2028


	Im Jahr 2025 bricht in den USA eine unbekannte Lungenkrankheit aus. Nach einem in kürzester Frist entwickelten PCR-Test wird festgestellt, dass es sich um ein neuartiges Coronavirus handelt, das als St. Paul Acute Respiratory Syndrome Coronavirus (SPARS-CoV) bezeichnet wird.


	Offenbar verfügten die Szenarioschreiber über hellseherische Fähigkeiten.

Auch bei den Strategien, um Menschen zur Impfung zu ermutigen, der Vorausberechnung der Todeszahlen und den Quarantänemaßnahmen besteht eine frappierende Ähnlichkeit zur Covid-19-Pandemie.[364] 




	Mai 2018


	Clade X


	Die Terrororganisation ABD bringt einen gefährlichen künstlichen Virus namens Clade X zur Bevölkerungsreduktion aus. 


	Eine Teilnehmerin war unter anderem Margaret Hamburg. Das Übungsgeschehen dreht sich fast ausschließlich um Ausrufung und Handhabung des Ausnahmezustandes. PCR-Test zum Nachweis des Virus wird am Beginn der Krise entwickelt. 150 Millionen Tote. RNA-Impfstoffe sollen innerhalb von Monaten entwickelt werden.




	18. Oktober 2019


	Event 201


	Ausbruch eines neuen zoonotischen Coronavirus, das von Fledermäusen auf Menschen übertragen wird. Schwache Symptome, aber hohe Übertragbarkeit. Im ersten Jahr steht kein Impfstoff zur Verfügung. 65 Millionen Tote.


	Finanziert vom WEF und der Gates-Foundation. Teilnehmer waren fast nur noch Führungskräfte von Konzernen. Fluten der Medien mit eigenen Argumenten, Bekämpfung der Alternativmedien. Generalprobe des Coronanarrativs.







Tabelle 6.3.1. Pandemieübungen der Johns Hopkins Universität[365] 


Hinzu kommen zahlreiche weitere Pandemie-Übungen, die zwischen 2017 und 2019 regelmäßig bei der Münchner Sicherheitskonferenz und dem World Economic Forum stattfanden. Möglicherweise ist der Öffentlichkeit bis heute nur ein Bruchteil der tatsächlich stattgefundenen Übungen bekannt.

Auffällig ist, dass das Übungsgeschehen in zwei abgegrenzten Zeiträumen stattfand und zwar von 1999 bis 2005 und zwischen 2017 und 19. Offenbar wurde im Zusammenhang mit 9/11 erwogen, unter dem Vorwand des Bioterrorismus den globalen Ausnahmezustand auszurufen. Es ist völlig unbekannt, warum das nicht geschehen ist. Möglicherweise hat sich damals noch eine Kapitalfraktion durchgesetzt, die einen solchen Ausnahmezustand nicht für wünschenswert hielt.

Im Unterschied zur ersten Übungsperiode nahmen an den Übungen ab 2017 kaum noch Politiker, sondern fast nur noch Vertrauenspersonen der Oligarchen teil, wie Margarete Hamburg, Timothy Grant Evans, Chris Elias und Avril Haines. Diese konnten inzwischen offenbar viel einfacher als noch vor 20 Jahren in entscheidende Positionen im Staatsapparat geschleust werden und von dort aus Druck auf Politiker ausüben.

Am 29. Oktober 2019, also nur zwei Monate vor dem »Ausbruch« der Corona-Pandemie, nahmen Margaret Hamburg, Anthonio Fauci und andere eng mit den Oligarchen verbundenen Personen an einer Konferenz des Milken Institutes mit dem Titel »Universal flu vaccine« (also »Universeller Grippeimpfstoff«) teil. »Dabei sprachen US-Regierungsvertreter, darunter Anthony Fauci, über die Notwendigkeit, ›das System zu sprengen‹ (›to blow the system‹), um die behördliche Kontrolle von mRNA-Impfstoffen zu umgehen. Bei dem Treffen wurde auch die Notwendigkeit erörtert, eine ›Aura der Aufregung‹ (›aura of excitement‹) zu schaffen und die Grippe ›sexy‹ zu machen, um die Finanzierung durch die Regierung wiederzuerlangen und eine ›Hyperproduktion‹ von mRNA-Impfstoffen zu erreichen […].«[366] 

Genau das wurde dann bei den Corona-Impfstoffen auch praktiziert. Sie hatten bis 2022 nur eine provisorische Zulassung und sind niemals ausgiebig getestet worden.

So genannte Virenwachtürme sind ein wichtiges Bindeglied zwischen den Aktivitäten unserer Oligarchen und dem tatsächlichen Ausbruchsgeschehen. Das seit den 90er Jahren aufgebaute Schattenreich der Virenwächter ist der Öffentlichkeit völlig unbekannt.

ProMED wurde 1994 von der International Society for Infectious Diseases (ISID) gegründet. Er ist ein weltweit operierendes privates, nichtstaatliches Netzwerk von Virologen, Epidemiologen und Infektiologen, das Seuchen aller Art erkennen und bekämpfen will. Walter van Rossum kommentiert:

»ProMED versteht sich als eine Art private WHO – nur schneller und schriller. Sie hat sämtliche Pandemien des 21. Jahrhunderts entbunden. In den meisten Fällen könnte man vermuten, ohne diese Wachtürme wären wahrscheinlich die Opfer der Pandemien als Grippetote in keiner gesonderten Statistik verzeichnet worden.«[367] 

Ein weiterer Virenwachturm ist HealthMap. Die Organisation wurde 2006 gegründet und ist in den Räumen des Boston Children‹s Hospital untergebracht. Sie sammelt Daten aus unzähligen lokalen Quellen und überträgt diese auf eine Weltkarte. HealthMap wird unter anderem von Google, von der Defense Threat Reduction Agency, der Bill & Melinda Gates Foundation und anderen Stiftungen finanziert. HealthMap hat als erste Organisation Alarm geschlagen wegen einer angeblich unbekannten Lungenkrankheit in Wuhan und zwar bereits in den Tagen um Weihnachten 2019, also gut eine Woche, bevor die WHO überhaupt informiert worden ist. Dies geschah, indem HealthMap lokale Webseiten und private Chatkommunikationen aus Wuhan auswertete.[368] 

Hinzu kommen zahlreiche weitere Virenscanner. Wie ein aufgespürtes Infektionsgeschehen interpretiert wird und welche Folgen es hat, ist eine andere Frage. Nicht jede Infektion löst gleich Panik aus. So wurde zum Beispiel auf die Ebola-Epidemie 2018 überhaupt nicht reagiert, genauso wenig wie auf die globale Grippewelle im gleichen Jahr. Andererseits liefen die Pandemie-Erregungsmaschinen bei MERS 2013 auf Hochtouren.[369] 

Thomas Röper fasst die Ereignisse dieser dritten Phase zusammen:

»Die ganzen wichtigen Planspiele und Konferenzen zur Auswertung der Ergebnisse der Planspiele wurden von NGOs organisiert und bezahlt, die nun an der Pandemie verdienen. Vertreter der Staaten, die die Rechnung bezahlen, waren nie dabei. Bestenfalls konnte man mal Vertreter von US-Behörden finden, die aber auch eng an die NGOs angebunden sind. […] Als Abschluss der Vorbereitungen könnte man Event 201 ansehen, das zwei Monate vor der Entdeckung der ersten Covid-19-Fälle in Wuhan und ein halbes Jahr nach der Analyse der vorherigen Planspiele abgehalten wurde.«[370] 

Phase 4: ab 2020: Die eigentliche Covid-19-Pandemie, in der plötzlich alle Räder ineinandergriffen, die vorher sorgfältig vorbereitet und geschmiert worden waren.

Die Virenwachtürme ProMed-Mail und HealthMap schlossen aus dem Auftreten von 6 (!) Fällen einer schweren Lungenentzündung, aus privaten Chatprotokollen und lokalen Nachrichten, dass im Dezember 2019 in Wuhan eine Virusepidemie ausgebrochen sei und sie schlugen Alarm. Allein hierdurch setzten sie die chinesische Regierung unter massiven Druck. Die von den Oligarchen kontrollierten Virennetzwerke haben also die Pandemie von Anfang an gekapert. Ohne diese Panikmeldungen hätte wahrscheinlich niemand etwas von einem neuartigen Coronavirus bemerkt. So aber lief die seit Jahrzehnten aufgebaute globale Pandemiemaschine langsam an.

Am 20. Januar 2020 begann das Thema Corona-Virus schlagartig die Medien zu dominieren. Erstmals berichtete die Tagesschau in großer Aufmachung. Das war »rein zufällig« nur ein Tag vor dem Beginn des World Economic Forums in Davos, wo sich die weltweite Konzern- und Politikelite traf, darunter Bill Gates und Angela Merkel. Wie in der Übung Atlantic Storm konnte die Konzernelite die endgültige Aktivierung des Coronanarrativs beschließen und die Staats- und Regierungschefs auf es eingeschworen werden.

Als das World Economic Forum am 24. Januar 2020 endete, waren alle Elemente zur Stelle, die heute das Pandemienarrativ ausmachen und zwar genau so, wie sie in den zahlreichen Übungen ab 1999 geprobt worden waren:

	Der PCR -Test zum Sammeln der Fälle ab dem 16. Januar



	die täglichen Lageberichte der WHO zur Unterrichtung der Öffentlichkeit ab dem 21. Januar (»Fluten«).



	das Covid-19 -Dashboard zur grafischen Darstellung der Lage in den Medien ab dem 22. Januar



	die politischen Empfehlungen des WEF und der Gates Foundation.[371] 






»Und tatsächlich: Von diesem Zeitpunkt an entfaltete sich die Krise fast wie automatisch. Die große Pandemie-Maschine, jahrelang konstruiert, geprobt und für den Ernstfall vorbereitet, lief nun [an].«[372]  Die Verhängung des globalen Ausnahmezustandes verlief wie am Schnürchen und zwar genau so, wie es seit 20 Jahren geprobt worden ist.

»Mit dem Blick von heute wirkt es so, als habe man sich sehr zielgerichtet auf einen Ausnahmezustand in Zusammenhang mit einer Epidemie vorbereitet, als habe man sich ein solches Ereignis immer plastischer, immer detailreicher vorgestellt, als habe man alle Eventualitäten, alle denkbaren Varianten so lange und so intensiv diskutiert, bis man, als die beschworene Gefahr schließlich zur Realität wurde, die vorbereiteten Pläne einfach abspulen konnte.«[373] 

Noch 2019 hat die WHO ein Papier veröffentlicht mit dem Titel: »Nicht-pharmazeutische Maßnahmen im Bereich der öffentlichen Gesundheit zur Abschwächung des Risikos und der Auswirkungen von Epidemien und pandemischer Influenza« Dort hat sie »unter keinen Umständen empfehlenswert« bezeichnet: Rückverfolgung von Kontaktpersonen, Quarantäne von exponierten Personen, Einreise- und Ausreisekontrollen und Grenzschließungen. Trotzdem wurden all diese Maßnahmen ab Anfang 2020 von den meisten Staaten der Erde umgesetzt.[374] 

Die längst vorhandenen deutschen Pandemiepläne sahen ebenfalls keine Lockdowns, Maskenpflichten und Grenzschließungen vor. Auch sie wurden ohne jede Erklärung komplett ignoriert.

Denn die Oligarchen wollten strenge Einschränkungen für die Bevölkerung. Auch in den zahlreichen Planspielen ging es immer nur um die Ausrufung des Ausnahmezustandes unter dem Vorwand einer Virenpandemie. 

»Und da an den Planspielen die Leute der Oligarchen teilgenommen haben, die dann zu Regierungsberatern wurden, braucht man sich nicht zu wundern, woher diese Einschränkungen kommen.«[375] 

Bekanntlich sagte Heidi Larson, dass eine mediale Panikmache nicht ausreicht, um die Menschen zur Impfung zu bewegen. Es braucht auch Druck. »Und der wurde durch die massiven Einschränkungen der Freiheitsrechte mit stillschweigender Billigung der WHO aufgebaut.«[376] 

Den Regierungen wurden, nachdem die WHO am 30. Januar 2020 die Covid-19-Pandemie ausgerufen hatte, die Ergebnisse dieser – zwar teilweise durchaus hochkarätigen, aber in erster Linie interessengeleiteten – Forscher wie Margaret Hamburg, Peter Piot und Anthony Faucy als Handlungsanweisungen vorgelegt. »Die Entscheidungen darüber, wie in der Pandemie verfahren werden sollte, waren bereits spätestens 2019 gefallen, und sie wurden während der Pandemie umgesetzt, ohne sie an die tatsächlichen Gegebenheiten der Pandemie anzupassen.«[377] 

Aber warum wurde das Virusnarrativ zu Beginn des Jahres 2020 aktiviert? Das ist nach wie vor nicht ganz klar. Ganz sicher hat das jedoch nichts mit einem Virusausbruch in Wuhan zu tun. Denn Viren mutieren ständig und mit dem vorhandenen Instrumentarium wie dem fehleranfälligen, manipulierbaren PCR-Test können jederzeit mit Hilfe der medialen Panikmaschinen Pandemien ausgerufen werden. Eine reale Übersterblichkeit und besondere Tödlichkeit eines bestimmten Virus ist hierfür nicht notwendig.

Tatsache ist, dass die Vorbereitung auf die Corona-Hysterie Zeit brauchte, wenn alles so funktionieren sollte, wie sich das die Oligarchen vorstellten. »Berater« mussten in die Staatsapparate geschleust werden, Psychologen und Historiker stellten Forschungen darüber an, welche Botschaften am effektivsten wirken, die Medien mussten gebrieft werden und in den Pandemieplanspielen wurde das Zusammenwirken aller Beteiligten geübt und optimiert. Diese Vorbereitungen waren offenbar Ende 2019 abgeschlossen.

Es werden häufiger folgende Faktoren genannt, die zur Auslösung des Virusnarrativs geführt haben könnten:

	Am 17. September 2019 schoss der Zinssatz auf dem Repomarkt, der sonst bei 1 bis 2% lag, auf über 10 Prozent in die Höhe. Auf dem Repomarkt versorgen sich Banken gegen Sicherheiten wie Aktien bei anderen Banken, Kapitalsammelstellen und Hedgefonds mit kurzfristigen Krediten, die nach Stunden oder Tagen zurückgezahlt werden. Dieser massive Zinsanstieg bedeutet, dass eine der großen systemrelevanten Banken in ernsthafte Schwierigkeiten geraten ist.[378]  Der Zusammenbruch einer solchen Bank, den Gerüchten nach JP Morgan oder die Deutsche Bank[379] , könnte das seit 2007 ohnehin angeschlagene Weltfinanzsystem in den Abgrund reißen. Die hierdurch verursachten sozialen Verwerfungen wären schrecklich. Da ist es natürlich von Vorteil, diesen Zusammenbruch auf Corona schieben zu können und bereits den Ausnahmezustand verhängt zu haben. Das Weltfinanzsystem konnte im September 2019 nur durch massive Geldschöpfung der FED und EZB vor dem Zusammenbruch bewahrt werden. Es ist aber allen Akteuren klar, dass es auf die Dauer so nicht weiter gehen kann.



	US-Präsident Trump sollte seine 2020 mögliche Wiederwahl »verweigert« werden. Das wäre dann zu erwarten, wenn die USA in eine Rezension geraten, die dem Amtsinhaber angelastet wird. Dazu kam es auch als Folge der Corona-Lockdowns und in einer knappen, von Betrugsvorwürfen überschatteten Wahl wurde der Demokrat Joe Biden zum Präsidenten gewählt.



	Befürchtungen der herrschenden Klasse vor einer Revolution in Frankreich. Zwar sind die Gelbwestenproteste im Jahr 2019 abgeflaut, aber die Proteste gegen die Rentenreform nahmen um die Jahreswende 2019/20 erneut bürgerkriegsähnliche Ausmaße an.






Ob diese Faktoren bei der Auslösung des Coronanarrativs eine Rolle spielten, ist noch unklar. Wir erinnern uns: Es gibt zahlreiche Hinweise darauf, dass die herrschende Klasse schon 2016 plante, die endemische Krise des westlichen Kapitalismus durch einen Großkrieg gegen Russland und später gegen China zu lösen. Hillary Clinton war wohl als Kriegspräsidentin vorgesehen. In dieser Sichtweise wäre das Coronanarrativ ein etwas anders gearteter Versuch, die Krise des Kapitalismus durch kreative Zerstörung und einer Plünderungswirtschaft zu lösen, da dem Tiefen Staat während der Präsidentschaft Trumps die Machtmittel des US-Imperiums nur eingeschränkt zur Verfügung standen. Darauf deutet die Initiative des Great Reset des World Economic Forums hin.

Nach bewusst manipulierten Panikbildern in Bergamo, Italien[380]  wurden in allen europäischen Staaten harte Lockdowns verhängt.

In Deutschland dauerte der erste Lockdown vom 22. März bis zum 5. Juni 2020. Die angeordneten Maßnahmen waren:

	Ausgangssperren in Berlin, Brandenburg, Bayern, dem Saarland, Sachsen-Anhalt und Sachsen



	Social Distancing, also das Verbot, sich anderen Menschen bis auf 1,5 Meter zu nähern, wenn sie nicht dem gleichen Hausstand angehören



	Strafbewehrte Maskenpflicht ab dem 22. April 2020



	totales Verbot von Veranstaltungen und Demonstrationen



	Verbot von privaten Treffen



	Schließung von allen Geschäften außer denjenigen des Grundbedarfs



	Schließung von Kultur- und Sporteinrichtungen, wie Museen, Fitnessstudios, Sporthallen und Stadien



	Schließung von Dienstleistungsbetrieben im Bereich der Körperpflege wie Friseure, Kosmetikstudios, Massagepraxen, Tattoo-Studios und ähnlichen



	Schließung von Kindergärten, Schulen und Hochschulen



	Schließung von Spielplätzen



	Schließung von Hotels und Restaurants



	Homeofficepflicht für Beschäftigte soweit technisch möglich



	Krankenhäuser und Altersheime wurden total abgeriegelt und ihre Insassen wie Gefangene eingesperrt. Die Alten durften weder die Heime und häufig noch nicht mal ihre Zimmer verlassen, die abgeschlossen waren. Angehörige durften die Heiminsassen nicht besuchen. Ausländische Pflegekräfte flohen in Panik aus diesen Heimen, um einer Grenzschließung zuvorzukommen. Patienten blieben häufig für Tage unversorgt.



	In Erwartung eines nie kommenden Ansturms der Coronakranken wurden in Krankenhäusern planbare Operationen verschoben und die Menschen aufgefordert, Arztpraxen und Krankenhäuser zu meiden, damit sie den »Seuchenopfern« keinen Platz streitig machen.



	Zweitwohnungsbesitzer wurden aus ihren Zweitwohnungen ausgewiesen



	Die Landesgrenzen wurden geschlossen.



	Die Grenzen zwischen den Bundesländern wurden geschlossen und deren Überschreitung von der Polizei unterbunden



	Die Parkplätze von populären Urlaubsdestinationen wie dem NSG Kühkopf in Hessen oder dem Harz wurden von der Polizei abgeriegelt



	Verbot des Skifahrens oder Rodelns und von Wanderungen in der freien Natur in einigen Regionen wie dem Rothaargebirge und dem Harz, was von Rangern und der Polizei kontrolliert wurde



	Angebliche Hotspots wie Heinsberg in Nordrhein-Westfalen und Ischgl (Österreich) wurden komplett abgeriegelt, als ob dort die Pest ausgebrochen wäre






Um die Panik trotz zurückgehender positiver PCR-Tests im Sommer 2020 aufrechtzuerhalten, wurde ein hauptsächlich von Migranten bewohnter Wohnblock in Göttingen total abgeriegelt und ein Corona-Ausbruch beim Fleischverarbeitungsbetrieb Tönnies inszeniert, zu dem es nach wie vor viele offene Fragen gibt.[381] 

Auch im kurzen Sommer der Freiheit zwischen dem 5. Juni und dem 1. November 2020 wurden die Menschen mit Hygienekonzepten, Kontaktnachverfolgung und Maskenpflichten schikaniert, wenn sie zum Beispiel Kultureinrichtungen oder Restaurants besuchen wollten. Die Universitäten waren dauerhaft geschlossen. Das bedeutete nicht etwa nur, dass keine Lehrveranstaltungen in Präsenz stattfanden. Die Gebäude waren vielmehr richtiggehend abgeriegelt, die Campus lagen verwaist. Auch für die Benutzung der öffentlichen Verkehrsmittel galt dauerhaft eine Maskenpflicht und zwar vom 22. April 2020 bis Anfang 2023, also fast drei Jahre. Die Angstmaschinen der Medien liefen auch im Sommer 2020 auf Hochtouren.

Die PCR-Tests wurden immer weiter hochgefahren. Im Spätsommer und Herbst 2020 waren mehrere 100.000 positiv getestete Menschen, obschon nicht krank, zuhause in strenger Quarantäne eingesperrt. Quarantänebrechern wurden die härtesten Strafen angedroht. Ganze Schulklassen wurden bei einer »Infektion« jeweils für zwei Wochen nach Hause geschickt und in Krankenhäusern wurde die Personalsituation so kritisch, dass auch »infizierte« Ärzte und Krankenschwestern zur Arbeit geschickt wurden. Allerdings mussten sie sich sofort nach Ende der Arbeit zurück in ihre häusliche Quarantäne begeben. Sie wurden also behandelt wie Strafgefangene auf Freigang.

Im Herbst 2020 folge dann ein fast genauso harter und noch längerer Lockdown vom 1. November 2020 bis zum 30. Juni 2021. Dieser Megalockdown dauerte also 8 Monate. Zwischen dem 23. April und dem 30. Juni galt in den meisten Landkreisen die so genannte Bundesnotbremse, die unter anderem eine Ausgangssperre zwischen 22:00 Uhr und 5:00 Uhr morgens sowie erneute monatelange Schulschließungen vorsah.

Großveranstaltungen wie Konzerte und Messen waren vom 17. März 2020 bis Ende 2021 verboten. Die Maskenpflicht wurde bis heute nicht gänzlich aufgehoben.

Von seiner Härte lag der erste Lockdown etwa in der Mitte zwischen Ländern wie Spanien, Frankreich und Italien, die im ganzen Land Ausgangssperren verhängt hatten und Schweden mit nur sehr wenigen Maßnahmen. Der zweite deutsche Lockdown war auch wegen seiner ungewöhnlichen Länge von 8 Monaten einer der härtesten weltweit. Zeitweise war die BRD das Land mit den strengsten Maßnahmen.

Natürlich verhängten fast alle westlichen Staaten und viele Entwicklungsländer ähnliche Lockdowns. Besonders streng waren die Abriegelungen in Spanien, Italien, Frankreich, Österreich, Argentinien, Australien und Neuseeland.

China verhängte strenge Lockdowns nur für bestimmte Städte, aber niemals für das ganze Land. Russland verhängte im Frühjahr 2020 einen strengen Lockdown, aber nur für wenige Wochen. Seitdem spielt das Coronanarrativ dort keine Rolle mehr.

Der deutsche Megalockdown ging dann bruchlos in die immer härtere Diskriminierung Ungeimpfter über (siehe unten).

Wie von den Oligarchen geplant, wurden die Menschen durch die hysterische Berichterstattung und die brutalen staatlichen Maßnahmen in einen Schockzustand versetzt und befolgten weitgehend gehorsam die staatlichen Anordnungen. Auch wenn viele von Anfang an das dumpfe Gefühl hatten, dass mit dem Coronanarrativ etwas nicht stimmt.

Dieses dumpfe Gefühl verdichtete sich zur Gewissheit, als klar wurde, dass die Regierung gar nicht daran dachte, den Lockdown nach zwei Wochen aufzuheben, wie das ursprünglich versprochen worden war. Stattdessen erlebten die Menschen ständig wechselnde Begründungen dafür, warum er unbedingt aufrecht erhalten werden müsste. Zunächst hieß es noch, die Krankenhäuser dürften nicht überlastet werden. Als die gähnende Leere in den Krankenhäusern offensichtlich wurde, kam von Merkel die Ansage, es gehe nun darum, unter eine Verdoppelungszeit der Infizierten von 10 Tagen zu kommen, denn ansonsten ließe sich der Zeitpunkt leicht berechnen, wo die Triage angewendet werden müsse. Als das erreicht war, wurden die Lockdowns nun mit dem R-Wert begründet, der unbedingt unter 1 gedrückt werden müsse. Als das Erreichen dieser Marke trotz aller Zahlentricksereien des RKI Anfang Mai 2020 auch offiziell nicht mehr geleugnet werden konnte, hieß es wie aus heiterem Himmel, man müsse die Inzidenz auf unter 30 pro 100.000 Einwohner und Landkreis drücken. Damit rückten dann die PCI-Tests, mit denen die Infektion festgestellt wurde, in den Mittelpunkt der Diskussion. Schließlich stellte sich heraus, dass der Drosten-Test überempfindlich eingestellt war und dass PCI-Tests im Allgemeinen keine akuten Infektionen feststellen können. Als Begründung für den zweiten Lockdown wurde deshalb neben der Inzidenz die Überlastung der Intensivstationen vorgeschoben. Erst nach seinem Ende stellte sich heraus, dass die Regierung den Krankenhäusern finanzielle Anreize für einen Abbau der Intensivbetten mitten in der Pandemie gegeben hatte, so dass die gewünschte Überlastung auch eintrat. Aber nicht deswegen, weil dort besonders viele Corona-Patienten zu versorgen gewesen wären.[382] 

Medien und Regierung stellten ohne jeden Beleg Behauptungen auf und verteidigten diesen fanatisch über ihre Faktenchecker. Wenn aber die Belege für eine Manipulation langsam unübersehbar wurden, dann gingen sie kommentarlos zur nächsten Behauptung über. Diese schon seit langem existierende Manipulationsmethode wurde in der Coronapandemie mit den schnell wechselnden Lockdownbegründungen wie Flatten the Curve, Verdoppelungszeit, R-Wert, Inzidenz und Überlastung der Intensivstationen unübersehbar.

Besonders erschreckend als Beispiele für die Brutalität und Kaltherzigkeit der Herrschenden waren Berichte über die Qualen von Schwangeren, die unter der Maske gebären mussten und der Qualen der eingesperrten und unter die Maske gezwungenen Kinder.[383] 

Schließlich wurde offensichtlich, dass die Regierung den Corona-Ausnahmezustand intensiv nutzte, um Grundrechte abzuräumen. Demonstrationen gegen den Ausnahmezustand waren natürlich verboten und wenn Gerichte sie erlaubten – was im Jahr 2020 noch hin und wieder vorkam – dann wurden sie von Staat und Polizei schikaniert. Wie in den Pandemieplanspielen gefordert, wurde eine scharfe Zensur installiert. In den sozialen Medien wie Facebook und YouTube waren auf einmal keine Äußerungen mehr zulässig, die der Haltung der – von Gates kontrollierten – WTO zur Coronapandemie widersprachen. Zensurinstrumente waren der 2018 von der EU durchgesetzte Verhaltenskodex gegen Desinformation und der 2020 in aller Stille verabschiedete Medienstaatsvertrag, der deutschen Landesmedienanstalten das Recht gibt, Meldungen in Internetmedien dahingehend zu überprüfen, ob »journalistische Standards« eingehalten wurden. Selbstverständlich wurde diese Überprüfung nur bei kritischen Medien wie KenFM vorgenommen. Wenig überraschend kam die Landesmedienanstalt Berlin-Brandenburg zu der Schlussfolgerung, dass bei einigen Kommentaren auf KenFM diese Sorgfaltspflicht verletzt worden sei. Die Drohung mit einem Verwaltungsstrafverfahren, der Schließung und Zwangsgeldern von 50.000 Euro und mehr führte zum Ende des Medienportals KenFM, das Ken Jebsen freiwillig stilllegte. Er ließ es also nicht mehr auf einen seiner Meinung nach nicht zu gewinnenden Prozess ankommen.[384]  Die wichtigsten Grundrechte waren damit abgeschafft.

Aber die Zensur betraf nicht nur kritische Alternativmedien wie KenFM. Vielmehr sperrten und zensierten die Medienkonzerne reihenweise wissenschaftliche Kritiker der Corona-Maßnahmen.

»Viele der Ärzte und Forscher, die von den größten Technologiekonzernen der Welt zensiert wurden, sind keine Randfiguren, sondern oftmals führende Experten, die an renommierten Universitäten oder Kliniken arbeiten, Bücher verfasst und Dutzende oder sogar Hunderte Artikel verfasst haben und deren Studien vielfach zitiert wurden. Einige sind Herausgeber wissenschaftlicher Zeitungen oder Leiter von medizinischen Abteilungen oder Krankenhäusern.«[385] 

Wie Ende 2022 am Beispiel von Twitter bekannt wurde, haben westliche Regierungen die sozialen Netzwerke hemmungslos zensiert, obwohl es keine entsprechenden Gesetze gab und die Zensurmaßnahmen vielfach sogar verfassungswidrig waren. Die Twitter-Files belegen eindeutig, dass Löschungen von Inhalten, die dem offiziellen Corona-Narrativ widersprachen, von Regierungsbehörden ausgingen und keinesfalls von den Netzwerkbetreibern selbst.[386] 

Wie von Patrick Zylberman in seiner Toronto-Studie gefordert, wandten die Regierungen und Medien nicht nur Zensur, sondern richtiggehende Unterdrückungstechniken an, um den Ruf und die Karrieren abweichender Ärzte und Wissenschaftler zu schädigen, unabhängig von ihrem akademischen oder medizinischen Status. Im deutschsprachigen Raum waren von solchen Taktiken unter anderem betroffen: Wolfgang Wodarg, Sucharit Bhakdi, Clemens Arvey, Andreas Sönnichsen und Bodo Schiffmann.[387] 

Dies hat laut einer israelischen Studie zur verbreiteten Fehlannahme geführt, es gebe einen einheitlichen Konsens in der Wissenschaft zur gesamten Corona-Politik. Dem war jedoch keineswegs so.[388] 

Zudem hat die Bundesregierung vor jeder anstehenden Bund-Länder-Runde mit Vertretern der Leitmedien Hintergrundgespräche geführt, so dass durch die einheitliche Medienfront massiver Druck auf die Ministerpräsidenten der Länder ausgeübt wurde, den geforderten Maßnahmenverschärfungen zuzustimmen. Die einheitliche Berichterstattung der Medien war also bei weitem nicht so spontan, wie es auf den ersten Blick schien.[389]  Bereits in den Jahren 2020 bis 22 kam es also in Bezug auf die Corona-Pandemie zu einer staatlichen Narrativgleichschaltung. In anderen Ländern werden sich vergleichbare Prozesse abgespielt haben.

Ende 2020 war nicht mehr zu übersehen: Die westlichen Regierungen nahmen Kurs auf eine politische Diktatur. Gerade bei denjenigen, die sich nur ein wenig mit der Geschichte des 20. Jahrhunderts auskannten, mussten alle Alarmglocken schrillen. Das abgrundtiefe Erschrecken, das sich dann einstellte, beschreibt Rubikon-Herausgeber Roland Rottenfußer in seinem Artikel »Der dunkelste Winter«: 

»Wer wachen Sinnes ist, weiß oder ahnt jetzt, dass die Politik tatsächlich diktatorische Zustände schaffen will. Die meisten hatten das noch vor einem Dreivierteljahr nicht für möglich gehalten. Viele, die in milderen Zeiten aufgewachsen sind, erleben einen bohrenden Schmerz und lähmenden Schock wegen des absehbaren Abschieds von der Freiheit. Sie begreifen, dass es vermutlich nie wieder so sein wird wie vorher. Politisch durchleben wir eine Nacht, von der nicht sicher ist, ob sie einen Morgen haben wird.«[390] 

Aus diesem Alptraum, in manchen Aspekten durchaus vergleichbar mit der »Mitternacht des 20. Jahrhunderts«, dem Faschismus, sind wir bis heute nicht aufgewacht.

Aber es hätte durchaus noch schlimmer kommen können. Australien und Neuseeland haben ihre harten Lockdowns anderthalb Jahre durchgezogen. Sie wurden erst Mitte bis Ende 2021 aufgehoben, als ein großer Teil der Menschen geimpft war. Wir können wohl davon ausgehen, dass unsere Oligarchen genau das auch für Europa geplant haben. Aber die Widerstandskräfte hiergegen waren wohl doch noch zu stark. Hierzu mag auch das Beispiel von Ländern wie Schweden beigetragen haben, die sich den drakonischen Lockdowns nicht angeschlossen haben. Wie wir oben gesehen haben, sind Schwab und Malleret in ihrem Buch Covid-19 – Der große Umbruch von solchen ultraharten Lockdowns – und zwar weltweit – ausgegangen.

Gegen Ende des Jahres 2020 standen die in Windeseile entwickelten und »teleskopierten«, also völlig unzureichend getesteten Corona-Impfstoffe zur Verfügung. Wir erinnern uns: Jede Pandemieübung endete mit der Verabreichung von Impfstoffen an die Massen. Die ganze Welt durchzuimpfen ist das erklärte Ziel von Bill Gates, dem wohl wichtigsten Hintermann der Pandemie.

Natürlich durften es nicht irgendwelche Impfstoffe sein, sondern nur solche, die von Firmen entwickelt wurden, an denen Gates und Co. beteiligt sind. Besonders wichtig ist hier die Mainzer Firma Biontech. Sie entwickelte den mRNA-Impfstoff Comirnaty und ging zu einer Vermarktung eine Kooperation mit dem US-Pharmakonzern Pfizer ein.

mRNA-Impfstoffe funktionieren nach einem völlig neuen und bisher noch nie an Menschen angewendeten Prinzip. Im Unterschied zu klassischen Totimpfstoffen werden nicht etwa abgeschwächte Krankheitserreger in den Körper injiziert, sondern Milliarden mRNA-Bruchstücke. Diese bauen Körperzellen dahingehend um, dass sie dann massenhaft Teile des Corona-Virus, hier die so genannten Spike-Proteine produzieren, gegen die dann vom Organismus Antikörper gebildet werden sollen.

Die seit Dezember 2020 verimpften Substanzen erhielten in den USA und der EU nur eine Notzulassung. Ausführliche Tests zur Wirksamkeit und zu möglichen Nebenwirkungen konnten innerhalb eines halben Jahres natürlich nicht stattfinden.

Wie auf der oben erwähnten Konferenz des Milken-Instituts gefordert wurde, gelang es, um die Impfstoffe eine Aura der Aufregung zu erzeugen und sie sexy zu machen.[391]  Zu diesem Zweck wurden bestimmte Gruppen wie ältere Menschen priorisiert, während die Medien eine Kampagne gegen so genannte Impfdrängler starteten.

Erst im Sommer 2021 wurden die Impfstoffe, vor allem Comirnaty, an die gesamte Bevölkerung verimpft.

Die Bundesregierung verknüpfte die langsamen Lockerungen ab dem 30. Juni 2021 mit einer immer härteren Diskriminierung der Ungeimpften. Zu diesem Zweck wurden die 3G, 2G und 1G Regelungen offenbar von einer Werbeagentur entwickelt. Die Namen lehnten sich bewusst an entsprechende Mobilfunkstandards wie 5G an. 3G bedeutet geimpft, genesen, getestet. Demnach haben Menschen nur noch Zugang zu Kultureinrichtungen wie Museen und andere Bereiche des öffentlichen Lebens, aber auch zu ihrem Arbeitsplatz, wenn sie entweder geimpft, genesen oder getestet sind. Dies mussten sie nachweisen. Abstands- und Maskenpflichten blieben ohnehin bestehen.

In der Folgezeit zog die Bundesregierung die Repressionsschraube immer fester an. Immer mehr Bereiche des öffentlichen Lebens wurden der 3G-Regelung unterworfen. Dazu gehörten nicht nur Kultur- und Sporteinrichtungen, sondern auch alle Geschäfte außer denjenigen des Grundbedarfs, Restaurants, der Nah- und Fernverkehr, Inlandsflüge sowie körpernahe Dienstleistungen.

Zugleich ging man von 3G in immer mehr Bereichen zu 2G und schließlich zu 1G über. Das heißt, nur noch Geimpfte und Genesene und schließlich nur noch Geimpfte durften die entsprechenden Einrichtungen nutzen. Bei 3G kam noch erschwerend hinzu, dass die Menschen den tagesaktuellen Test zeitweise selbst bezahlen mussten, was Ausgaben von 20 bis 30 Euro bedeutete. Auch an Universitäten galt häufig 1G. Ungeimpfte Studierende konnte ihr Studium dann nicht mehr fortsetzen.

De facto befanden sich die Ungeimpften weiterhin im Lockdown, der für sie vom 1. November 2020 bis zum 2. April 2022 ununterbrochen andauerte. Erst dann durften sie ohne Tests wieder alle Kultureinrichtungen und Geschäfte aufsuchen.

Obwohl schon früh klar war, dass die Impfstoffe keine sterile Immunität herstellen können und demnach Geimpfte das Virus genauso weitergeben können wie Ungeimpfte, wurde die Impfung exakt mit diesem Argument den Menschen aufgenötigt. Alle diejenigen, die sich der Impfung verweigerten, verhielten sich angeblich unsolidarisch.

Das ist auch kein Zufall, denn in einer aufwendigen Studie der US-amerikanischen Yale-Universität aus dem Jahr 2020 testeten Psychologen die Botschaften, mit denen die Menschen am ehesten zur Impfung gebracht werden könnten. Wohlgemerkt, diese Studie wurde durchgeführt, als die Eigenschaften der Impfstoffe noch gar nicht bekannt waren! Folgende Botschaft erwies sich am wirksamsten:

»Keine Tapferkeit: Menschen, die sich weigern, sich gegen COVID-19 impfen zu lassen, obwohl es einen Impfstoff gibt, weil sie nicht glauben, dass sie krank werden, oder weil sie sich keine Sorgen machen, sind nicht mutig, sondern rücksichtslos. Wer sich nicht impfen lässt, riskiert die Gesundheit seiner Familie, seiner Freunde und seiner Gemeinschaft. Es hat nichts Attraktives und Unabhängiges an sich, die Empfehlungen der Gesundheitsbehörden zu ignorieren. Wenn Sie sich nicht impfen lassen, sobald der Impfstoff verfügbar ist, riskieren Sie die Gesundheit anderer. Um Stärke zu zeigen, sollten Sie sich impfen lassen, damit Sie nicht krank werden und anderen Menschen, die es dringender brauchen, Ressourcen wegnehmen, oder das Risiko eingehen, die Krankheit auf andere zu übertragen, die gefährdet sind und von denen einige keinen Impfstoff bekommen können.«[392] 

Es ist kein Wunder, dass diese Botschaft am wirkungsvollsten war, da sie – so Norbert Haering – den »größten Strauß emotionaler Anklagen gegen Menschen enthält, die sich nicht impfen lassen wollen.«[393] 

Die tatsächlichen Eigenschaften der Impfstoffe spielten also bei der Impfkampagne keine Rolle. Genutzt wurden diejenigen Argumente, die sich emotional am wirkungsvollsten erwiesen haben. Diese Botschaften haben so viel Hass auf Ungeimpfte hervorgerufen, weil sie dafür konzipiert und getestet wurden.[394] 

Wie von der Ethikratsvorsitzenden Alena Buyx gefordert, begannen Medien und Politik im Herbst/Winter 2021/22 aus allen Rohren auf die Ungeimpften zu schießen[395] . Sie bedienten sich dabei einer verrohten Sprache, wie sie seit der Judenhetze der Faschisten nicht mehr gebraucht wurde. Hier einige Beispiele:

»Wäre die Spaltung der Gesellschaft wirklich etwas so Schlimmes? Sie würde ja nicht in der Mitte auseinanderbrechen, sondern ziemlich weit rechts unten. Und so ein Blinddarm ist ja nicht im strengeren Sinne essentiell für das Überleben des Gesamtkomplexes.«
Sarah Bosetti, Komikerin, 03.12.2021[396] 

»Was es jetzt braucht, ist nicht mehr Offenheit, sondern ein scharfer Keil. Einer, der die Gesellschaft spaltet. Wenn davon die Rede ist, entsteht schnell ein Zerrbild im Kopf, als würde das Land in zwei gleich große Teile zerfallen. Doch so ist es nicht. Richtig und tief eingeschlagen, trennt er den gefährlichen vom gefährdeten Teil der Gesellschaft.«
Christian Vooren, Die Zeit, 19.11.2021[397] 

»Ich hingegen möchte an dieser Stelle ausdrücklich um gesellschaftliche Nachteile für all jene ersuchen, die freiwillig auf eine Impfung verzichten. Möge die gesamte Republik mit dem Finger auf sie zeigen.«
Nicholas Blome, Der Spiegel, 07.12.2021[398] 

Dennoch können alle diejenigen froh sein, die dem massiven Impfdruck widerstanden haben. Denn die Genimpfstoffe konnten weder eine sterile Immunität erreichen, also eine Weitergabe des Virus an andere Menschen verhindern, noch eine Infektion oder auch nur schwere Verläufe. Ganz im Gegenteil nimmt die Wahrscheinlichkeit, schwer an Covid-19 zu erkranken, nach jeder Boosterimpfung aufgrund der Immunprägung zu.[399]  Die Boosterung führt bei vielen Menschen auch zur massenhaften Produktion von IgG4-Antikörpern, welche paradoxerweise eine Toleranz gegenüber dem jeweiligen Virus zeigen. Normalerweise ist diese Antikörperklasse im Körper gegenüber der die infizierten Zellen zerstörenden Klasse IgG1 unbedeutend. »IgG4-Antikörper werden häufig nach wiederholter oder langfristiger Exposition gegenüber einem Antigen gebildet und können die dominierende Unterklasse werden.«[400]  Folgen sind eine Tendenz zu Autoimmunerkrankungen und eine zunehmende Anfälligkeit gegenüber einer Coronavirus-Infektion.

Die eigentlichen Impfnebenwirkungen erreichen immer neue Höhen. Besonders stark haben aktuell Myokarditis und Perikarditis, also Herzmuskel- bzw. Herzbeutelentzündungen zugenommen. Die Prognose ist bei allen diesen Herzerkrankungen ungünstig.[401] 

Weitere Nebenwirkungen dieser Impfstoffe sind Menstruationsbeschwerden bei Frauen, neurologische Störungen, Blutgerinnsel, Haut- und Augenerkrankungen und schwerste Kopfschmerzen. Sie treten um ein Vielfaches häufiger auf als bei allen anderen Impfstoffen.[402] 

Seit den Massenimpfungen gibt es in ganz Europa eine Übersterblichkeit, die vor allem Menschen im mittleren Lebensalter betrifft.[403]  So sind 2021 allein in den USA 61.000 Menschen zu viel gestorben. Auch in Deutschland ist seit Beginn des Jahres 2021 eine Übersterblichkeit zu verzeichnen. In Zahlen ausgedrückt handelt es sich um 25.000 bis 45.000 Tote mehr, als zu erwarten gewesen wäre.

Mit Corona ist diese Übersterblichkeit nicht zu erklären, da im Jahr 2021 eine weitgehende Herdenimmunität erreicht worden ist und zudem die Todesrate bei dieser Erkrankung viel zu gering ist. Im Jahr 2020, dem ersten Jahr der »Pandemie«, in dem eine Impfung noch nicht verfügbar war, gab es eine solche Übersterblichkeit zudem nicht.[404] 

Herzerkrankungen sowie andere schwere Krankheiten gehen weltweit durch die Decke. Das zeigt sich unter anderem an den bislang 1.074 Fällen plötzlich kollabierter Sportler, von denen über 800 gestorben sind. Es kam zu einem großen Anstieg des plötzlichen Herztodes erwachsener Menschen.

Inzwischen existieren mehr als 1.000 Studien, die sich mit den durch die Impfungen verursachten »Nebenwirkungen« auseinandersetzen.[405] 

Ein Nettonutzen der Impfung ist unwahrscheinlich und das Nutzen-Risiko-Verhältnis ungünstig.[406] 

Daneben gibt es in fast allen Ländern Europas einen Einbruch der Geburtenrate mit Beginn des Jahres 2022, ziemlich genau neun Monate, nachdem die Impfkampagne auf jüngere Menschen im reproduktiven Alter ausgeweitet wurde.[407] 

In Deutschland ging die Geburtenrate nach einer Studie um 7 Prozent, nach einer anderen sogar um 14 Prozent zurück. Fehlgeburten und Schwangerschaftskomplikationen häuften sich. Ähnliche Geburtenrückgänge zeigten sich in anderen Ländern, so um 10 Prozent in Schweden und 20 Prozent in Ungarn.[408]  Felix Feistel resümiert:

»Schon öfter wurde eine Bevölkerungsreduktion als eigentlicher Plan hinter dem ganzen Theater ins Feld geführt. Mittlerweile muss man konstatieren, dass dies die einzige Erklärung ist, die überhaupt noch Sinn ergibt, so man denn bemüht ist, Sinn in den uns ereilenden Ereignissen zu suchen.«[409] 

Noch ist völlig unklar, wie sich die Todesraten der Impfungen im Laufe der Zeit entwickeln werden. Es ist durchaus anzunehmen, dass zum Beispiel Schädigungen am Herzmuskel erst in einigen Jahren zum Tode führen.

Durch die zahlreichen harten Lockdowns in den Jahren 2020 und 21 war die Immunitätsentwicklung der Kinder aufgehalten worden. Sie konnten also ihr Immunsystem durch Exposition mit zahlreichen Krankheitserregern zwei Jahre lang nicht trainieren. Dies hatte zur Folge, dass im Winter 2022/23 nach Aufhebung der Maßnahmen eine riesige Krankheitswelle unter Kindern durch das Land fegte. Zeitweise litten 25 Prozent aller Kinder an Atemwegsinfektionen. Erst jetzt gelangten die Kinderstationen der Krankenhäuser tatsächlich an ihre Grenzen.[410] 

Bereits jetzt kann man aber feststellen, dass alle Befürchtungen von Kritikern der mRNA-Impfungen wie Wolfgang Wodarg, Sucharit Bhakdi und Clemens Arvey eingetroffen sind und sogar noch weit übertroffen wurden. Genau wegen dieser – wie sich jetzt herausstellt – sehr maßvollen und vorsichtigen Warnungen wurden sie einer harten Zensur unterworfen, von Medien und Politik an den Pranger gestellt und zu Unpersonen gemacht. Teilweise werden sie inzwischen sogar von der Strafjustiz verfolgt.

Eine eigentlich geplante Impfpflicht gaben die westlichen Regierungen vorerst auf. Offenbar war der Widerstand dagegen zu stark. Zwischen November 2021 und März 2022 fanden in fast jeder deutschen Stadt an Montagen Demonstrationen statt. Zunächst waren sie unangemeldet, da die Demoauflagen so einschnürend waren, dass sie einem Verbot gleichkamen. Zwar drohten die Bürgermeister der Städte Ulm und Ostfildern (Baden-Württemberg) den Demonstranten mit Schusswaffengebrauch, aber diesmal blieb es noch bei Drohungen. Die Menschen ließen sich nicht einschüchtern und gingen massenhaft auf die Straßen. In ihren besten Zeiten waren das bis zu 500.000 pro Woche, wie eine Übersicht des Magazins Multipolar ergab.

Auch in Österreich gab es um diese Zeit Massendemonstrationen, die größten der Zweiten Republik überhaupt. Die eigentlich schon beschlossene Impfpflicht wurde nicht mehr scharf gestellt und schließlich ganz aufgehoben.

Wenn man davon ausgeht, dass der Verkauf von Impfstoffen das Hauptziel der Corona-Hysterie war, dann haben das die Oligarchen auch ohne Impfpflicht erreicht. Die meisten Menschen konnten dem harten Impfdruck der herrschenden Klasse nicht standhalten.[411]  Es ist aber gut möglich, dass die Oligarchen irgendwann auf die Impfpflicht und die Ungeimpften zurückkommen werden. Immerhin haben sie sich ihren Anordnungen widersetzt, was aus ihrer Sicht einer Gotteslästerung gleich kommt.

Schon von Beginn der Corona-Pandemie an haben sich mehrere – teilweise hochqualifizierte – Wissenschaftler wie der Nobelpreisträger Luc Montagnier dahingehend geäußert, dass das SARS-CoV2-Virus ihrer Meinung nach im Labor erschaffen bzw. dort durch Gen-Edititing ansteckender gemacht wurde. Insbesondere die Spitze des Spike-Proteins ist auf menschliche Zellen optimiert und die Furin-Schnittestelle sorgt dafür, dass es sehr ansteckend ist. Diese beiden Merkmale sind zusammengenommen schon sehr auffällig, aber noch kein Beweis für einen Laborursprung. Auch die Tatsache, dass es scheinbar keine nahen Verwandten des SARS-CoV2-Virus gibt, erklärt zum Beispiel Wolfgang Wodarg damit, dass nie nach solchen gesucht wurde.

Immerhin wollte Peter Daszak in einem offiziell abgelehnten Finanzierungantrag für das Project Defuse eine Furinschnittstelle in das Spike-Protein infektiöser SARS-ähnlicher Corona-viren einbauen. Zwar war auch das Wuhan Institute of Virology in die Forschungen involviert, aber die genetische Veränderung sollte in US-Laboren vorgenommen werden.[412] 

Ein neuer Lancet-Artikel vom Mai 2022 vertritt ebenfalls die Laborthese.[413] 

Wie auch immer: Inzwischen musste sogar die WHO zugeben, dass die Infektionssterblichkeit von SARS-CoV2 global nur 0,125 Prozent beträgt und damit tatsächlich einer mittleren bis stärkeren Grippe entspricht. Im Unterschied zu einer Grippe sind allerdings die verschiedenen Alterskohorten sehr unterschiedlich betroffen. Während Jugendliche und mittelalte Menschen kaum befürchten müssen, am Corona-Virus zu sterben, ist die Todesrate von Älteren ab 60 Jahre mit 0,59 Prozent deutlich höher. Allerdings mag diese relativ hohe Infektionssterblichkeit auch durch ungeeignete Behandlungen wie künstliche Beatmungen und die Verweigerung von wirksamen Medikamenten hervorgerufen worden sein.[414] 

An den Lockdowns kann diese geringe Sterblichkeit jedenfalls nicht liegen. Denn in Ländern wie Schweden oder bestimmten US-Bundesstaaten ohne Lockdown war die Sterblichkeit nicht höher.[415] 

Wenn SARS-CoV2 künstlich erschaffen wurde, dann wurde es auf hohe Infektiosität und nicht auf hohe Sterblichkeit optimiert. Das macht auch Sinn, denn Ausbrüche von Viren mit einer hohen Infektionssterblichkeitsrate von 50 Prozent oder mehr wie Ebola verebben schnell von selbst, und zwar dann, wenn alle Infizierten in einem bestimmten Umkreis gestorben sind. Befürchtungen, dass Krankheitserreger mit hoher Sterblichkeit und hoher Infektiosität ganze Länder entvölkern könnten, sind unter heutigen hygienischen Bedingungen nicht realistisch. Die Beulenpest hatte diese Auswirkungen in Europa zwischen 1348 und 1353, weil das Pestbakterium Yersinia pestis immer wieder von der Hausratte (Rattus rattus) über den Menschenfloh (Pulex irritans) auf den Menschen übertragen wurde. Das aber war damals nicht bekannt, weshalb auch keine angemessenen Schutzmaßnahmen getroffen werden konnten.

Die in fast allen Staaten verhängten Lockdowns führten 2020 zu einer erneuten Weltwirtschaftskrise. Das globale BIP sank um 2,95%, das BIP Deutschlands ging sogar um 3,7 Prozent zurück, das der USA um 3,41 Prozent. Nur China und einige wenige andere Volkswirtschaften konnten auch 2020 ein Wirtschaftswachstum aufrecht erhalten. In China wuchs das BIP immerhin noch um 2,24 Prozent (2019: 5,95 Prozent).[416] 

Am 9. März 2020 – also noch vor den globalen Lockdowns – kam es in New York zu einem großen Börsenchrash. Der Dow Jones-Index verlor mehr als 13 Prozent. Das war der schlimmste Verlust seit 1987. Der Gesamtverlust der Aktienwerte betrug im ersten Quartal 2020 25 Prozent. Zudem gab es einen starken Preisverfall auf dem Ölmarkt. Die Arbeitslosigkeit nahm in den meisten Ländern zu. Allein in den USA wurden im ersten Quartal mehr als 30 Millionen Arbeitsplätze abgebaut.

Auf dem Höhepunkt der Lockdowns im Frühjahr 2020 befanden sich in Deutschland 8,6 Millionen Menschen in Kurzarbeit oder waren maßnahmenbedingt arbeitslos. Das waren immerhin 19 Prozent aller Erwerbstätigen. In Österreich waren sogar ein Drittel aller Erwerbspersonen von Kurzarbeit betroffen.[417] 

Rund 25 Prozent der Beschäftigten mussten von Zuhause aus im Home Office arbeiten, obwohl die Voraussetzungen hierfür häufig nicht gegeben waren. Die Menschen mussten sich in vielen Fällen die Einrichtungen für einen Büroarbeitsplatz selbst beschaffen – in Zeiten geschlossener Einzelhandelsgeschäfte eine Herausforderung. Da zur gleichen Zeit Kindergärten und Schulen geschlossen und die Kinder häufig zuhause eingesperrt waren, kam es in viele Familien zu heftigen Konflikten.[418] 

Besonders stark betroffen von den Lockdowns und der damit einhergehenden Weltwirtschaftskrise waren die Automobil-, Flugzeug- und Werftindustrie, die Textilindustrie, Fluggesellschaften, Restaurants, Beherbergungsbetriebe und der Nichtlebensmittel-Einzelhandel. In Deutschland mussten Restaurantketten wie Mapiano und Varedo Insolvenz anmelden.

Kleine und mittlere Betriebe mit geringeren Reserven sowie das Handwerk waren stärker betroffen von den Maßnahmen als Großbetriebe. Auch (schein)selbständige Angehöriger freier Berufe standen vor dem Nichts: Viele Musiker können nur noch mit Konzerten Geld verdienen während die großen Unterhaltungskonzerne Profite aus dem Tonträgerverkauf und aus Downloads für sich selbst vereinnahmen. Angesichts völlig unzureichender staatlicher Hilfsmaßnahmen mussten sie als Folge der zahlreichen Lockdowns häufig Hartz IV beantragen.

Während der Corona-Pandemie mussten in Deutschland 41.000 von gut 350.000 Einzelhandelsgeschäften dauerhaft schließen. Das sind weit mehr als die durchschnittlich 5.000 Geschäftsaufgaben in den Vorjahren.[419] 

In Deutschland verhinderte das Instrument der Kurzarbeit, dass die Arbeitslosigkeit allzu stark zunahm. Dennoch sanken erstmals seit 2007 die Nominal- und Reallöhne der Tarifbeschäftigten.

Fast alle europäischen Regierungen haben die Pandemie genutzt, um in den Jahren 2020 und 2021 angeblich aus Gründen der CO2-Einsparung massenhaft Kohle- und auch Kernkraftwerke stillzulegen. Da die Wirtschaft heruntergefahren wurde, ist das kaum bemerkt worden. Mit dem Wiederaufschwung ab 2022 fehlen diese Kraftwerke nun, aber die Politiker sind in der komfortablen Lage, diese hausgemachte Energiekrise dem russischen Präsidenten Putin zuschieben zu können (siehe dazu Abschnitt 6.4.4.).[420] 

Es gab aber auch Krisenprofiteure. Amazon steigerte seinen Nettogewinn 2021 um 187 Prozent gegenüber 2019 auf 33,4 Milliarden Dollar. Auch Facebook, Alphabet (Google), Microsoft und andere IT-Unternehmen machten exorbitant hohe Profite. Börsenwert und Profite des Videokonferenzunternehmens Zoom explodierten im Jahr 2020 geradezu.

Der Impfstoffhersteller Biontech machte nach offiziellen Angaben 2021 einen Gewinn von über 10 Milliarden Dollar.

Überhaupt sorgten die Oligarchen über ihre NGOs dafür, dass die Staaten große Beträge an die Impfstoffhersteller überwiesen. Hier einige von Röper recherchierte Beispiele:

Das 2001 gegründete Center for Global Development (CGD) forscht nach eigenen Angaben vor allem zu Effektivität von Hilfsmaßnahmen, Bildung, Globalisierung und weltweiter Gesundheit sowie den Auswirkungen von Handel und Migration auf die weltweite Entwicklung. Es wird hauptsächlich von der Bill & Melinda Gates Foundation, aber auch von Open Philantropy und dem Wellcome Trust finanziert.

Am 31. August 2021 forderten Experten des CGD und von anderen NGOs, dass Präsident Biden im September einen weltweiten Impfgipfel einberuft. Dort sollten sich alle Teilnehmer verpflichten, bis Mitte 2022 70 Prozent der Weltbevölkerung gegen Corona durchzuimpfen. Bezahlen sollen das die USA, die EU und die G7, also die Staaten des Westens. Dabei sollen nur »Qualitätsimpfstoffe der USA und ihrer Alliierten« zum Einsatz kommen. Gemeint sind natürlich vor allem die Impfstoffe von Biontech/Pfizer. Tatsächlich hat Joe Biden parallel zur Generalversammlung der UNO am 26. September einen solchen Impfgipfel veranstaltet. Das Impfprogramm umfasste mindestens 6,5 Milliarden Impfdosen. Bei einem geschätzten Preis von knapp 20 Dollar pro Impfdosis von Pfizer waren das knapp 130 Milliarden Dollar, die EU und USA mobilisiert haben, ohne irgendein Parlament zu fragen. Diese Beträge dürften zu einem großen Teil als Profite direkt an die Oligarchen wie Gates geflossen sein.

Die Coalition for Epidemic Preparedness Innovations (CEPI) wurde 2017 auf dem Weltwirtschaftsforum gegründet. Offizielles Ziel war die Schaffung einer weltweiten Allianz in öffentlich-privater Partnerschaft zum Aufbau eines Forschungsnetzwerks zur Erforschung und Entwicklung neuer Impfstoffe und zur besseren und direkteren Reaktion auf eventuell bevorstehende Ausbrüche neuer viraler Infekte.

Die Regierungen Deutschlands, Japans und Norwegens, die Bill and Melinda Gates Foundation und der Wellcome Trust haben eine Anschubfinanzierung von 460 Millionen Dollar zur Verfügung gestellt.

Der weitaus größte Teil der 750 Millionen Euro, den die CEPI für Impfstoffentwicklung ausgegeben hat, stammt von den Staaten. Dennoch obliegt die Verwaltung dieser beträchtlichen Mittel ausschließlich dem CEPI-Vorstand, der von Vertrauensleuten von Bill Gates und anderen Oligarchen durchsetzt ist, darunter Jeremy Farrar, John Nkengasong und Peter Piot.

Mit dem Ausbruch der Corona-Pandemie 2020 stand die CEPI in den Startlöchern, um maximal Gelder der Staaten abzugreifen und sie an die Pharmaindustrie zu leiten. Auf der EU-Geberkonferenz zur Entwicklung von Corona-Impfstoffen im Mai 2020 wurden 9,8 Milliarden Euro mobilisiert.

Davon bekam die CEPI 1,1 Milliarden für die Entwicklung der Impfstoffe. Von den 4,2 Milliarden Euro, über deren Verwendung die EU Rechenschaft abgelegt hat, sind 3,5 Milliarden an Organisationen gegangen, die von Bill Gates gegründet und/oder von ihm kontrolliert werden.

Die Globale Allianz für Impfstoffe und Immunisierung (Global Alliance for Vaccines and Immunisation, GAVI) wurde im Jahr 2000 von Bill Gates auf dem Weltwirtschaftsforum gegründet. Die Bill and Melinda Gates Foundation hat der GAVI immer wieder Geld überwiesen, zusammen mehr als 5 Milliarden Dollar. Allerdings hat sie ein Vielfaches dieser Summe von anderen Geldgebern, vor allem von Regierungen, eingetrieben. Ein Beispiel ist der Finanzierungszeitraum 2016 bis 2020. Hier hat die Gates-Foundation 1,5 Milliarden Dollar überwiesen, ihr Gesamtbudget betrug jedoch 9,5 Milliarden. Hiervon trugen die Staaten 7,5 Milliarden.

Das von der GAVI gegründete Programm COVAX (Covid-19 Vaccines Global Access) als Teil des ACT-Accelerators (Access to COVID-19 Tools Accelerator) wird in den Medien als internationales Programm für die Verteilung von Covid-19-Impfstoffen an die ärmsten Länder der Welt gefeiert.

»Tatsächlich wird dieses Programm von den Staaten finanziert, aber WHO, GAVI und CEPI übernehmen gemeinsam die Koordination der Impfstoffbestellung und -verteilung. WHO, GAVI und CEPI sind alles Organisationen, die Bill Gates mehr oder weniger direkt kontrolliert. Bill Gates, der an den westlichen Pharmakonzernen beteiligt ist, die sich derzeit an Covid-19-Impfstoffen eine goldene Nase verdienen, hat die Hand auf der Verteilung der Covid-19-Impfstoffe. Er kontrolliert auch den Einkauf der Impfstoffe.

Dass seine Leute dort den Preis drücken werden, ist eher nicht anzunehmen. Bereits in der Vergangenheit kam ans Licht, dass die GAVI Medikamente und Impfstoffe wesentlich günstiger einkaufen könnte, als sie es tut.

Wenn es Bill Gates und seinen Stiftungen darum ginge, den Menschen zu helfen, könnte er für das gleiche Geld wesentlich mehr Menschen impfen oder medizinisch behandeln lassen. Aber dann würden die westlichen Pharmakonzerne (und damit auch ihr Aktionär Bill Gates) weniger verdienen.«[421] 

Im Vorstand der GAVI sitzen unter anderem die Gates-Vertrauensleute Orin Levine und Margaret Hamburg. Vorsitzender der GAVI ist Seth Berkley, der seine Karriere 1994 bei der Rockefeller Foundation begonnen hat.

Hinzu kommen natürlich die »normalen« Impfstoffbestellungen der EU, der USA und anderer Industriestaaten. Allein die EU hat hierfür in den Jahren 2021 und 22 110 Milliarden Euro ausgegeben. Zusammengenommen kann durchaus eine hohe dreistellige Milliardensumme von den Staaten in die Taschen der Pharmakonzerne geflossen sein.[422]  Da die Staaten auch die Entwicklung der Impfstoffe bezahlt haben, sind das wohl zu einem großen Teil Reingewinne. Dem stehen Ausgaben von höchstens einigen Milliarden Dollar zur Finanzierung von NGOs, zur Platzierung von Vertrauensleuten und zur Bestechung von Politikern und Medien gegenüber. Das sind Profitraten in Größenordnungen von vielleicht 400 bis 800%. Bekanntlich schrieb Karl Marx, dass das Kapital bei diesen Profitmargen bereit ist, jedes nur denkbare Verbrechen zu begehen.[423]  Mit einer normalen Wirtschaftstätigkeit wären sie jedenfalls völlig unerreichbar.

Demnach ist es kein Wunder, dass sich die Vermögen der 10 reichsten Männer der Welt – darunter auch Bill Gates – während der Corona-Krise verdoppelt haben und zwar von zusammen 645 Milliarden Dollar im März 2020 auf 1,5123 Billionen im November 2021.[424] 

Laut der Forbesliste sind das: Elon Musk, Jeff Bezos, Bernard Arnault, Bill Gates, Larry Ellison, Larry Page, Sergey Brin, Marc Zuckerberg, Steve Ballmer und Warren Buffett.

Man beachte: Die Vermögensverdoppelung wurde in einer Zeit einer einbrechen Realwirtschaft und trotz eines Börsencrashs erreicht. Sie ist nur erklärlich, wenn diese Kapitalisten vor allem in Branchen investiert sind, die von der Pandemie profitiert haben: IT im weitesten Sinne und Pharma. Für sie hat sich die Pandemie in höchstem Maße gelohnt.

Dagegen hat sich die ökonomische Situation für 99 Prozent aller Menschen verschlechtert. Nach 20 Jahren rückläufiger Entwicklung nahm im Jahr 2020 die Zahl der Hungernden erstmals wieder drastisch zu und zwar von 650 Millionen auf 768 Millionen Menschen. Mehrere Millionen werden durch die Lockdowns zusätzlich an Hunger sterben.[425] 

Die Corona-Hysterie ging einher mit einer bislang unbekannte Plünderung der öffentlichen Haushalte und einer Übertragung von gesellschaftlichem Reichtum – vor allem des Mittelstandes – an die Oligarchen.[426]  Solche Taktiken sind weit davon entfernt, die allgemeine Krise des Kapitalismus zu lindern. Ganz im Gegenteil wird sie hierdurch weiter verschärft. Die Nachfrage nach industriell erzeugten Waren durch die Menschen geht zurück, der Wettbewerb wird noch stärker herunter gefahren und ein säkularer Aufschwung, der nur durch eine Ausweitung der Mehrwertproduktion erreicht werden kann, ist weit und breit nicht in Sicht. Die Staaten haben sich stark verschuldet und werden früher oder später allesamt in Rückzahlungs­schwierigkeiten geraten. Diese Entwicklung stößt die Oligarchen geradezu auf einen Weg, ihr Vermögen mit Gewalt, Plünderung und Krieg zu vermehren. Dadurch lassen sie die kapitalistische Produktionsweise mehr und mehr hinter sich. Ein Aufschwung auf kapitalistischer Basis wäre nur denkbar, wenn sich die aufstrebende Supermacht China gegen den Westen durchsetzt. Dort ist die organische Zusammensetzung des Kapitals durchschnittlich noch geringer als im Westen. Aber das ist alles andere als sicher.

Auch politisch und gesellschaftlich waren die Jahre 2020 und 21 eine Katastrophe. Während die Menschen durch Angstpropaganda und einen immer autoritärer agierenden Staat richtiggehend zu Boden geschlagen wurden, sind Politiker und Medien aufgeblüht. Endlich konnten sie rücksichtslos durchregieren. Es war zum Beispiel Angela Merkel, Frank-Walter Steinmeier, Karl Lauterbach, Markus Söder und Winfried Kretschmann, genauso wie zahlreichen Redakteuren geradezu anzusehen, wie wohl sie sich dabei gefühlt haben. Es gelang ihnen, einen Keil in die Gesellschaft zu treiben und jeden Protest gegen die Ausbreitung des Autoritarismus als rechts zu diffamieren. Die Zensur wurde massiv ausgeweitet und die Gewaltenteilung faktisch aufgehoben. Diese Entwicklung ist ja auch ganz im Sinne der Oligarchen, die die Demokratie als Herrschaftsform schon längst aufgegeben haben, wie unzählige Veröffentlichungen und Initiativen des World Economic Forums belegen. Der unbedingte Gehorsam gegenüber noch so absurden Befehlen der Obrigkeit wurde eingeübt. Große Teile der Gesellschaft ließen sich in der Tat alles gefallen.

Dennoch: Alle ihre Vorstellungen konnten Oligarchen, Politiker und Medien nicht durchsetzen. Trotz eines massiven Konformitätsdrucks waren die Widerstände noch zu stark, um zum Beispiel eine Impfpflicht mit experimentellen Corona-Impfstoffen durchzudrücken. Aber der Great Reset geht weiter und die Schocks der kreativen Zerstörung werden immer heftiger.

Immer wieder kommt die Frage auf, welche Rolle China und Russland in der Pandemie gespielt haben. Thomas Röper hat herausgefunden, dass diese beiden Länder an der Pandemievorbereitung nicht beteiligt waren. Weder gab es von dort ausgehende Geldflüsse, noch waren Russen oder Chinesen im Vorfeld der Pandemie in irgendwelchen westlichen NGOs an verdächtigen Aktivitäten beteiligt. Nicht jeder, der in Organisationen wie der CEPI mitmacht, hat dort auch tatsächlich etwas zu sagen. Viele sind nur hübsche Dekoration. Einflussreich sind nur jene Personen, die auch in anderen NGOs auftauchen, gut vernetzt sind und von den Oligarchen bezahlt werden.

Hauptziel der Pandemie war es, mit den mRNA-Impfstoffen Geld zu verdienen. Russland und China haben eigene Impfstoffe entwickelt und ließen insbesondere Comirnaty von Biontech/Pfizer nicht in ihre Länder. Damit schadeten sie den Oligarcheninteressen unmittelbar.

Die teilweise sehr harten Lockdowns zum Beispiel in Shanghai können damit zusammenhängen, dass die chinesische Führung das SARS-CoV2-Virus immer noch als von den USA entwickelte ethnische Biowaffe betrachtete, die sich speziell gegen das chinesische Volk richtet.

Trotzdem ist es möglich, dass SARS-CoV2 im Wuhan Institute of Virology »zusammengebaut« wurde und von dort entwichen ist. Dann stellt sich aber die Frage, was die chinesische Führung von diesen Experimenten wusste. Bekanntlich haben die USA ihre Biowaffenforschung ins Ausland verlagert und unterhalten dort mehr als 100 Biolabore. Vor der großen Weltwirtschaftskrise von 2007 bis 2009 unterhielten die USA und China enge und freundschaftliche Beziehungen, auch auf der Ebene der jeweiligen Seuchenschutzbehörden, wobei die USA der überlegene Teil waren. Es kann gut sein, dass es ihnen gelungen ist, den chinesischen Staatsapparat in diesem Bereich zu infiltrieren, so dass zumindest einige Mitarbeiter in Wuhan gefährliche Experimente durchführten, die sich gegen die Interessen Chinas richteten.

Bereits im Sommer 2022 wurde gelegentlich die Ansicht geäußert, dass die harten Lockdownbefürworter nicht etwa in der Zentralregierung, sondern in den Provinzen säßen. Das scheint sich nun zu bestätigen. Nach dem XX. Parteitag der KPCh im November 2022 verloren offenbar diejenigen Kräfte an Boden, die für eine enge Anlehnung an die USA standen. Kurz darauf gab die chinesische Führung ihre bisherige strikte Covid-Eindämmungspolitik auf. Hierzu mögen auch heftige Proteste in Guangzhou beigetragen haben.

Ein Politbürobeschluss verbietet es nun den lokalen Behörden ausdrücklich, eigenmächtige Lockdowns zu verhängen: 

»Lokale Parteikomitees und Regierungen müssen die nationale, einheitliche Präventions- und Kontrollpolitik strikt umsetzen. Es ist strengstens untersagt, Schulen und Klassen zu schließen, die Arbeit und die Produktion einzustellen, den Verkehr ohne Genehmigung einzuschränken, nicht genehmigte Abriegelungen vorzunehmen oder übermäßig lange Abriegelungen aufrechtzuerhalten. Andere übertriebene Verhaltens­weisen wie die willkürliche Aussetzung von Diagnosen und medizinischen Behandlungen werden verstärkt gemeldet und öffentlich bekannt gemacht, was zu einer strengen Bestrafung derjenigen lokalen Behörden führt, die schwerwiegende Folgen verursachen.«[427] 

Da es einen solchen Beschluss gibt, müssen entsprechende Ereignisse vorgefallen sein. Das belegt, wie falsch diejenigen »Linken« liegen, die zum Beispiel behaupteten, Xi Jinpeng wolle mit seinem Lockdown das sündige Shanghai »bestrafen«.

Bereits im Zeitalter des Neoliberalismus sperrten sich die lokalen und regionalen Führungen nach dem Motto »Der Himmel ist hoch und der Kaiser ist weit« häufig gegen eine von der Zentralregierung gewünschte Verbesserung der sozialen Lage der Arbeiterklasse. Dieser hinhaltende Widerstand konnte erst mit der großen Weltwirtschaftskrise von 2007 bis 2009 überwunden werden, als das Modell des Niedriglohnstandorts weithin sichtbar an seine Grenzen gestoßen ist.

Ende 2022 hat die chinesische Regierung alle Corona-Maßnahmen aufgehoben, mit der Folge, dass es in China zu einer großen Krankheitswelle kam. Erst jetzt erfolgte wohl eine weitgehende Durchseuchung der Bevölkerung mit SARS-CoV2. Wobei diese Atemwegsinfektionen in der Regel nicht besonders gefährlich waren.[428]  Der Westen hat die chinesischen Maßnahmen lange Zeit als diktatorisch und übertrieben kritisiert. Aber Deutschland und andere Länder bestraften dann ihre Aufhebung mit einer Testpflicht für China-Reisende, wobei der PCR-Test nicht älter als 48 Stunden sein darf.[429] 

Gegen Ende des Jahres 2022 zeigte das Corona-Narrativ so deutliche Risse, dass sogar die Mainstreammedien viele seine wichtigen Behauptungen nicht mehr aufrechterhalten konnten, so zum Beispiel, dass die Impfungen einen Fremdschutz bewirken. Auch wurde jetzt eingeräumt, dass sie keine Herdenimmunität herbeiführen konnten. Aber mit diesen Behauptungen war die harte Diskriminierung der Umgeimpften durch 3G, 2G, 1G und die Zensur von kritischen Stimmen begründet worden.[430]  Schwere Impfschäden werden allerdings nach wie vor eisern geleugnet.[431] 

Davon völlig unbeeindruckt ließ Bill Gates für weitere »Pandemien« üben. Die Übung Catastrophic Contagion fand am 23. Oktober 2022 in Brüssel statt. Diesmal ging es um ein Virus, von dem Kinder und Jugendliche unverhältnismäßig stark betroffen sind. Angesichts der erstaunlichen Präzision, mit der die Milliardäre aus dem Umkreis des World Economic Forums zukünftige Entwicklungen »vorhergesagt« haben, müssen bei dieser Übung alle Alarmglocken schrillen.[432] 

Wie oben gezeigt, haben die Milliardäre nach der misslungenen Schweinegrippenpanik von 2009 mehrere Jahre lang eine Fehleranalyse betrieben, die sich insbesondere um die Frage drehte, warum die Menschen nicht in Panik verfallen sind. Es ist durchaus vorstellbar, dass ihre Initiatoren auch die Coronapanik auswerten und sich überlegen, wie man es noch besser machen kann. Tatsächlich war die geringe Betroffenheit von Kindern ein Schwachpunkt des Corona-Narrativs, der nur mühsam durch Propaganda zugedeckt werden konnte. Dies umso eher, als den Kindern zugunsten ihrer Großeltern harte Einschränkungen zugemutet wurde. Es ging um die gleichen Großeltern, die nur Monate zuvor noch als alte Umweltsäue geschmäht worden waren. Begründungen für Lockdowns und andere »Eindämmungsmaßnahmen« wären noch viel überzeugender für die Menschen, wenn vor allem Kinder von dem Virus betroffen wären und bevorzugt sterben würden. Angesichts der Erfahrung mit SARS-Cov2 kann nicht ausgeschlossen werden, dass die Milliardäre ein solches Virus zusammenbauen lassen.

Auch die zahlreichen Aktivitäten rund um die Verschärfung der internationalen Gesundheitsvorschriften der WHO und den Pandemievertrag deuten darauf hin, dass die westlichen Oligarchen das Virusnarrativ als Begründung für harte Freiheitseinschränkungen keineswegs aufgegeben haben.

6.4. Der Dritte Weltkrieg

Von einigen Beobachtern wie den Journalisten Pepe Escobar und dem Historiker Emanuel Todd werden die Ereignisse seit 2022 als Dritter Weltkriegs bezeichnet. Inzwischen muss man feststellen, dass diese Einschätzung zutrifft. Denn es stehen sich zwei große kapitalistische Staatenbündnisse gegenüber, einerseits der eng um die USA gescharte Westen und andererseits eine lockere Staatenkoalition um Russland und China. Es findet nicht mehr nur wie in den Jahren 2014 bis 2021 ein Kalter Krieg zwischen dem Westen und seinen Herausforderern statt, sondern in der Ukraine und vielleicht bald auch auf anderen Schauplätzen ein heißer Krieg.

Der Krieg wird nicht nur auf den ukrainischen Kriegsschauplatz ausgefochten, sondern auf der ganzen Welt auch im Bereich der Wirtschaft, der Technik, der Information und der Ideologien. Letztlich geht es bei dem globalen Ringen um die Frage, ob die USA die einzige Supermacht bleiben oder ob es zu einer multipolaren Weltordnung unter chinesischer Hegemonie kommen wird.

Der Ausgang dieses Ringens ist noch völlig offen. Einerseits ist der chinesische Kapitalismus dynamischer und China macht auch im Bereich der Technik große Fortschritte, aber noch ist der Westen wirtschaftlich, technologisch und militärisch weitaus stärker als seine Herausforderer. Andererseits führen die westlichen, besonders die europäischen Regierungen unter dem Schlagwort Great Reset auch einen Krieg gegen ihre eigenen Bevölkerungen.

Während China einen langfristigen und friedlichen Aufstieg zur global führenden Supermacht anstrebt, agiert der Westen extrem aggressiv, um eben diesen Aufstieg zu unterbinden. Allerdings gelang es dem Westen, Russland so lange zu provozieren, bis es in der Ukraine den ersten Schritt tat.

Die verschiedenen Dimensionen des Dritten Weltkriegs sind im Augenblick (Stand Februar 2023) folgende:

	Russland will in der Ukraine seine Sicherheitsinteressen gegen die NATO und die ukrainische Faschisten durchsetzen, die vom Westen militärisch und finanziell unterstützt werden. Der Westen strebt die totale militärische Niederlage Russlands und die Entfernung Präsident Putins von der Macht an.



	Der Westen führt einen Wirtschaftskrieg gegen Russland. Sein Ziel ist es, Russland zu ruinieren.



	Der Westen bereitet sich auf einen heißen Krieg gegen China vor und führt jetzt schon einen Technologiekrieg gegen das Land.



	Die USA führen einen Wirtschaftkrieg gegen ihre angeblichen Verbündeten in Europa und besonders gegen Deutschland, um das eigene Land zu reindustrialisieren und einen aus ihrer Sicht gefährlichen Konkurrenten zu beseitigen.



	Die im World Economic Forum organisierten Oligarchen treiben derweil den Great Reset voran. Ihr Ziel ist es, die finanzielle Abhängigkeit der Entwicklungsländer vom Westen aufrecht zu erhalten, die Wirtschaft Europas kreativ zu zerstören und die Menschen zu verarmen. Diese Zerstörung wird unter anderem mit der Klimarettung begründet.



	Der Ukrainekrieg dient einerseits zur Maskierung der immer brutaleren Reduktionsziele der EU. Gleichzeitig führt die von Politik und Medien geschaffene Kriegshysterie dazu, dass auch über die Methoden der Klimarettung nicht mehr diskutiert werden kann. Das heißt, ohne die aufgeheizte fiebernde Kriegsatmosphäre könnte der Great Reset so nicht durchgesetzt werden. Genauso wie die Corona-Hysterie wird der Ukrainekrieg zum Demokratieabbau genutzt, denn die westlichen Milliardäre setzen auf eine autoritäre Herrschaftsform.



	Als Folge von Sanktionen und Wirtschaftskrieg kommt es zu Umbrüchen in der Weltwirtschaft. Während Europa deindustrialisiert wird, profitieren China, Westasien, Südasien und teilweise auch Afrika von preiswerten russischen Energierohstoffen.






Innerhalb der Kommunistischen Organisation KO, einer der wenigen noch nicht vollständig geheimdienstlich gesteuerten linken Gruppen, ist es zu einer Debatte um den Charakter Russlands gekommen. Hierauf soll ebenfalls eingegangen werden, obwohl das eigentlich nicht die zentrale Frage ist. Denn der Westen greift Russland als Verbündeten, Schutzschild und Rohstofflieferanten Chinas an.

6.4.1. Der ukrainische Kriegsschauplatz 2022

6.4.1.1. Die Vorgeschichte des Krieges
Der Ukrainekrieg hat eine lange Vorgeschichte, die im Westen absichtsvoll ausgeblendet wird. Nach dem Putsch von 2014 erklärten die von ethnischen Russen bewohnten Oblaste Donetsk und Lugansk ihre Unabhängigkeit von der Putschregierung und riefen die jeweiligen Volksrepubliken aus. Die ukrainischen Machtorgane wurden gestürzt.

Noch im Frühjahr 2014 startete die neue Putschregierung der Ukraine die Antiterroroperation. Die beiden Volksrepubliken sollten gewaltsam zurückerobert werden. Weil die Armee 2014 in einem desolaten Zustand war, wurden die Kämpfe im Donbass vor allem von so genannten Freiwilligenbataillonen getragen, die zum größten Teil aus Faschisten und ausländischen Söldnern bestehen. Das bekannteste dieser Bataillone ist das Asow-Bataillon. Sein Emblem ist die Wolfsangel. Es ist an das Logo der 2. SS-Panzerdivision »Das Reich« angelehnt.

Später wurden diese faschistischen Freiwilligenbataillone in der Nationalgarde zusammengefasst. Nach Angaben der prowestlichen OSZE-Beobachter sind durch die Kämpfe und den Beschuss seit 2014 mehr als 14.000 Menschen im Donbass ums Leben gekommen. Nach Aussagen von Behördenvertretern aus Donetsk sind darunter mindestens 91 Kinder.

Im Jahr 2015 wurde das Minsker Abkommen unterzeichnet und der Konflikt eingefroren. Es sah unter anderem einen Waffenstillstand, den Abzug der schweren Waffen sowie die Reintegration der Volksrepubliken in den ukrainischen Staatsverband bei besonderen Autonomieregelungen für diese vor. Unterzeichnerstaaten waren Deutschland, Frankreich, die Ukraine und Russland. Wie 2022 bekannt wurde, hatten weder die Ukraine noch der Westen jemals vor, das Abkommen umzusetzen. Die gewonnene Zeit sollte genutzt werden, um die Ukraine aufzurüsten, so dass die Volksrepubliken gewaltsam wiedererobert werden konnten. Der Westen hat Russland also bewusst getäuscht.[433] 

Während der Präsidentschaft Trumps zwischen 2016 und 2020 ging der Beschuss der Volksrepubliken zurück, aber er hörte nie ganz auf. Der neue US-Präsident Biden pumpte sofort nach seiner Machtübernahme die Ukraine mit Waffen im Wert von Milliarden Dollar voll. Im Jahr 2021 hielten sich NATO-Ausbildungsmissionen in Größenordnungen von mehreren 1.000 Mann in der Ukraine auf. De facto wurde sie als NATO-Mitglied behandelt.

Im Jahr 2021 nahm der Westen klar Kurs auf eine bewusste Eskalation des Ukrainekonfliktes. Am 24. März dieses Jahres unterzeichnete Präsident Selensky die »Strategie zur Deokkupation und Reintegration der Krim«. Diese Strategie definiert eine Reihe von Maßnahmen diplomatischer, militärischer, wirtschaftlicher, informativer, humanitärer und anderer Art, um die Krim zurückzuerobern. Die Ukraine hat somit einen Krieg mit Russland wegen der Krim angekündigt.

Im April 2021 nahm der Beschuss des Donbass durch ukrainische Truppen stark zu. Gleichzeitig fanden mehrere große NATO-Übungen auf dem Schwarzen Meer, der Ostsee und in Osteuropa statt, begleitet von einer deutlichen Zunahme der Aufklärungsflüge entlang der russischen Grenze. Russland antwortete seinerseits mit Übungen. Aus bisher nicht bekannten Gründen kam es damals noch nicht zum Krieg und der Beschuss des Donbass ging zurück.

Im November erklärten Deutschland und Frankreich gegenüber Russland, das Minsker Abkommen nicht mehr umsetzen zu wollen. Damit hing der Friedensplan in der Luft.[434] 

Im Dezember hat Russland dem Westen vorgeschlagen, über völkerrechtlich bindende Sicherheitsgarantien für beide Seiten zu verhandeln. Diese sehen unter anderem vor, dass die Ukraine nicht Mitglied der NATO wird und dort keine westliche Militärinfrastruktur stationiert wird. Der Westen lehnte Verhandlungen darüber ab.

Der ukrainische Präsident Selenski kündigte auf der Münchner Sicherheitskonferenz am 18. Februar 2022 an, sich Nuklearwaffen beschaffen zu wollen. An dieser Ankündigung wurde keinerlei Kritik geübt, sondern seine Rede mit stehenden Ovationen gefeiert.[435] 

6.1.1.2. Kriegsausbruch und Kämpfe des Jahres 2022
Aber bereits seit dem 15. Februar 2022 nahm der Beschuss der Donbass-Republiken durch ukrainische Truppen stark zu. Er steigerte sich von weniger als 100 am 15. auf über 1.400 Explosionen am 18.[436]  Nach russischen Angaben plante die Ukraine eine Großoffensive für den 8. März 2022 und zog dafür Truppen an der Donbassfront zusammen.

Damit im Zusammenhang steht wohl die seltsame Ankündigung von US-Präsident Biden, dass Russland am 16. Februar die Ukraine »überfallen« werde. Was aber nicht passierte. Offensichtlich kannte Biden die ukrainischen Planungen und es ging ihm darum, Russland im Voraus als Aggressor zu formatieren. Diese Ankündigung entsprach der US-Prozedur bei der psychologischen Kriegsführung, wonach es das allerwichtigste sei, die Kontrolle über das Narrativ zu behalten. Was auch ganz hervorragend gelungen ist.[437] 

Als Reaktion auf den massiven Beschuss ordneten die Regierungschefs der Donetsker und Lugansker Volksrepublik am 18. Februar die Evakuierung der Zivilbevölkerung nach Russland an.

Am 21. Februar erkannte Präsident Putin die Volksrepubliken diplomatisch an.[438]  Nur einen Tag später stoppte die BRD die Zertifizierung der Pipeline Nordstream 2. Erste Sanktionen gegen Russland werden verhängt.

Am 24. Februar drangen russische Truppen in die Ukraine ein. Damit beginnt der Ukrainekrieg. Vorher hatten die inzwischen von Russland anerkannten Donbass-Republiken Russland um militärischen Beistand gebeten.

Die russische Offensive begann mit der Zerstörung der Luftwaffe am Boden sowie von Gefechtsständen, einem ukrainischer Marinestützpunkt sowie Radarstationen der Luftabwehrsysteme S-300 und Buk-M1.

Anschließend rückten russische Truppen nach dem Prinzip des »fließenden Wassers« überall dort vor, wo der Widerstand schwach war. Sie standen nach einigen Tagen im Norden und Westen von Kiew, in der Nähe von Charkow sowie in der Region nördlich der Krim. Dabei konnten sie die russischsprachigen Großstädte Cherson und Melitopol ohne größere Kämpfe befreien. Im Norden besetzten Fallschirmjäger das Kernkraftwerk Tschernobyl, um Sabotageakte zu verhindern.

In der Nähe der Volksrepubliken hatten die ukrainischen Truppen ein vielfach gestaffeltes Schützengrabensystem mit Betonbunkern gebaut. Das konnten die russischen Truppen nicht überwinden. Angehörige des faschistischen Asow-Bataillons riegelten derweil die Großstadt Mariupol ab und verhinderten die Flucht von Zivilisten. Die Stadt wurde von russischen Truppen belagert und in den folgenden Monaten Stück für Stück in einem aufreibenden Straßenkampf befreit, wobei die Asow-Leute die Bevölkerung als Schutzschilde benutzten. Schließlich konzentrierten sich die Kämpfe auf das Stahlwerk Asow-Stahl. Die Faschisten mussten dort am 20. Mai 2022 kapitulieren. Damit endeten die Kämpfe in der inzwischen großenteils zerstörten Stadt.

Am 25. Februar wurde in der Ukraine die allgemeine Mobilmachung ausgerufen. Inzwischen stehen dort mehr als eine Million Mann unter Waffen. Am gleichen Tag verhängte die EU harte Wirtschaftssanktionen gegen Russland mit dem ausdrücklichen Ziel, seine Wirtschaft zu ruinieren (siehe unten). Am 27. Februar kündigte Bundeskanzler Scholz an, den deutschen Wehretat zu verdoppeln. Es wurde ein Sondervermögen von 100 Milliarden Euro für die Bundeswehr eingerichtet.

Ebenfalls gestartet haben die USA, Deutschland, und die EU selbst zusätzliche Waffenlieferungen an die Ukraine. Geliefert wurden unter anderem 1.000 Panzerabwehrwaffen (»Panzerfaust 3«) und 500 tragbare Luftabwehrraketen (»Stinger«). Vor allem die Stinger-Raketen haben nicht nur militärischen, sondern auch symbolischen Wert: Sie wurden in den 1980er Jahren an die afghanischen Mujaheddin geliefert und trugen dazu bei, die sowjetische Luftherrschaft zu brechen, wodurch der Ausgang des Krieges entschieden war.

Am 2. März sperrte die EU die russischen Auslandssender RT und Sputnik. Das widerspricht eigentlich dem Zensurverbot der europäischen Verträge, aber diese Medien wurden kurzerhand als Teil der russischen Kriegsführung eingeordnet, weshalb das Zensurverbot nicht für sie gelte.

Am 7. März öffneten russische Truppen den seit 2014 von den Ukrainern gesperrten Nord-Krim-Kanal, so dass die Krim wieder mit Wasser versorgt werden kann.

Im März und April fanden Verhandlungen zwischen der Ukraine und Russland in Istanbul statt. Es zeichnete sich ein Kompromiss ab: Danach verzichtet die Ukraine auf die Krim und Donbass. Sie wird nicht NATO-Mitglied. Allerdings darf sie der EU beitreten, die ebenfalls einen militärischen Arm hat. Auf Druck des Westens wurden die Verhandlungen abgebrochen.

In der gleichen Zeit zogen sich russische Truppen aus der Umgebung von Kiew zurück. Ungeklärte Massakervorwürfe in der zeitweise von russischen Truppen besetzten Stadt Butscha führten zu neuen Erregungswellen im Westen und zu neuen Sanktionen gegen Russland. Weitere Massakerbeschuldigungen wurden vom Westen wegen des Einschlags einer nur von ukrainischen Truppen genutzten Totschka-U-Rakete auf den Bahnhof von Krematorsk gegen Russland erhoben. Derweil wurde die ukrainische Menschenrechtsbeauftragte Lyudmila Denisova abgesetzt, weil sich die von ihr verbreiteten Beschuldigungen von Massenvergewaltigungen durch russische Truppen als Lügen erwiesen hatten. Denn als westliche NGOs die Namen und Adressen der Opfer, Ort und Zeitpunkt der Taten, Umstände der Tat und andere Details wissen wollten, konnte sie diese nicht liefern. Schließlich gab sie zu, dass alle diese Geschichten frei erfunden waren.[439] 

Im Mai 2022 rückten russische Truppen auf dem Territorium der Volksrepublik Lugansk vor und konnten am 3. Juli die Städte Lysichansk und Severodonetsk befreien. Das war der letzte militärische Erfolg Russlands im Jahr 2022.

Seit dieser Zeit häuften sich die schmerzhaften Rückzüge:

	Am 5. Juli 2022 von der Schlangeninsel im Schwarzen Meer.



	Am 7. September 2022 von dem Gebiet um die Stadt Isjun bei Charkow.



	Am 30. September 2022 eroberten ukrainische Truppen die Stadt Krasny Liman bei Isjun



	Am 9. November 2022 aus der Großstadt Cherson und dem Westufer des Dnjepr.






Hauptursache dieser Rückzüge war die Lieferung von modernen westlichen Waffen an die ukrainischen Truppen. Die französischen Caesar-Artilleriesysteme hatten eine so große Reichweite, dass die Schlangeninsel vom Festland aus beschossen werden konnte, was die russischen Stellungen dort unhaltbar machte.

Die USA lieferten 16 Batterien (zu je 9 Fahrzeugen) Mehrfachraketenwerfer vom Typ HIMARS. Das ist die Abkürzung für High Mobility Artillery Rocket System. Diese können Raketen mit einer Reichweite zwischen 80 und 300 km verschießen. Die USA lieferten aber vorerst nur Raketen mit einer Reichweite von 80 km. Mit diesen möglicherweise von ausländischen »Söldnern« bedienten Raketenwerfern und unter Nutzung von US-Aufklärungsergebnissen gelang es den Ukrainern, zahlreiche russische Munitionslager und Öldepots, ein Dutzend Kommandoposten, Truppenkonzentrationen und sowie mehrere Luftverteidigungs- und Artilleriestellungen im nahen und fernen Hinterland zu zerstören. Es gab große Verluste an Personal und Ausrüstung. Mehrere Generäle fielen. Darüber hinaus beschossen die Ukrainer mit den HIMARS auch zivile Ziele in den Großstädten Donetsk und Lugansk. Auch zahlreiche Brücken, zum Beispiel über den Dnjepr, wurden mit Hilfe der HIMARS zerstört. Das alles verringerte die Mobilität der russischen Truppen erheblich, während die ukrainischen Truppen blitzschnell verlegt werden konnten.

Unter diesen Umständen machte sich russische Personalmangel umso schmerzhafter bemerkbar. Vielleicht 80.000 russischen Berufssoldaten standen 1.000.000 ukrainische Soldaten gegenüber. Damit war der russische Vormarsch gestoppt.

Als Reaktion auf den Rückzug bei Charkow verkündete Russlands Präsident Putin am 13. September eine Teilmobilmachung. 300.000 Mann wurden eingezogen und in den Monaten September bis Dezember ausgebildet. Anschließend erreichten sie in immer größerer Anzahl den Kriegsschauplatz.

Sommer und Herbst 2022 war auch die Zeit der großen westlichen Provokationen Russlands. Es entstand zeitweise der Eindruck, als wolle der Westen in den Krieg eintreten.

Vom 20. Juni 2022 bis in den August hinein verhängte Litauen eine Blockade über die russische Enklave Kaliningrad. Dies unter dem Vorwand der Durchsetzung von Sanktionen.

Im Juli und August 2022 beschossen ukrainische Truppen das unter russischer Kontrolle stehende Kernkraftwerk Saporoschje. Mehrere Hilfssysteme wurden beschädigt, aber die Reaktorkuppeln konnten nicht durchschlagen werden. Die Kettenreaktion in den sechs Reaktoren wurde gestoppt.

Offenbar war es das Ziel der Ukraine, eine großflächige radioaktive Verseuchung in Europa hervorzurufen, um so den Bündnisfall der NATO auszulösen. Tatsächlich erklärten NATO-Vertreter, dass jede Beschädigung des Kernkraftwerkes mit Freisetzung radioaktiver Strahlung als Angriff auf das Bündnisgebiet gewertet wird. So schrieb der britische Abgeordnete Tobias Elwood: »Jede vorsätzliche Beschädigung, die zu einem möglichen Austritt von Strahlung in einem ukrainischen Atomreaktor führt, wäre ein Fall für Artikel 5 der NATO.«[440] 

Westliche Medien decken den Angriff, indem sie behaupten, dass Russland das von seinen eigenen Truppen kontrollierte Kernkraftwerk beschieße.

Diese Provokation wurde Anfang September noch gesteigert, als ukrainische Spezialeinheiten mehrere erfolglose Versuche unternahmen, das Kernkraftwerk Saporoschje zu stürmen. Sie bekamen offenbar logistische Unterstützung von britischen Militärs.

Am 20. August 2022 wurde die russische Journalistin Darja Dugina durch eine Autobombe auf einer Straße bei Moskau ermordet. Sie war die Tochter des konservativen Philosophen Alexander Dugin. Wie Ermittlungen des FSB ergaben, sind ukrainische Agenten für die Tat verantwortlich.

Am 26. September 2022 wurden die Nordstream-Pipelines gesprengt. Nordstream 1 ist völlig zerstört, von Nordstream 2 eine von zwei Röhren. Der Anschlag ereignete sich in der westlichen Ostsee bei der dänischen Insel Bornholm. Eine Verantwortung der USA liegt nahe. Nach den Enthüllungen des Journalisten Seymour Hersh im Januar 2023 dürfte es an der Täterschaft der USA kaum noch Zweifel geben.[441] 

Ursula von der Leyen schrieb am 27. September: »Jede vorsätzliche Störung der aktiven europäischen Energieinfrastruktur ist inakzeptabel und wird zu den schärfst möglichen Maßnahmen führen.« Josep Borrell, hoher Vertreter der EU für Außen- und Sicherheitspolitik und Vizepräsident der EU-Kommission, äußerte sich ähnlich.

Damit droht sie Russland praktisch mit Krieg. Von diesen Drohungen hört man allerdings in der Folge nichts mehr.

Am 8. Oktober 2022 wurde eine Fahrbahn der Krimbrücke bei Kertsch gesprengt. Verantwortlich sind nach Ermittlungen des FSB ukrainische Sabotageeinheiten, die möglicherweise logistische Unterstützung des britischen Geheimdienstes bekamen.

Am 15. November 2022 schlugen zwei Raketen in Polen ein. Zwei Menschen kamen ums Leben. Die Medien berichten zunächst, dass es sich um russische Raketen gehandelt habe. Später stellte sich heraus, dass sie von der Ukraine abgefeuert wurden. Der Westen lehnt die Ausrufung des Bündnisfalles ab.

Jeder dieser Vorfälle angefangen von der Kaliningrad-Blockade bis zum Raketeneinschlag in Polen hätte einen Krieg der NATO gegen Russland auslösen können, wenn das der Westen gewollt hätte. Aus bisher nicht bekannten Gründen schreckte er in der zweiten Jahreshälfte 2022 noch davor zurück. Sei es, weil man in den westlichen Entscheidungszentralen noch hoffte, Russland mit Hilfe der Ukraine militärisch niederzuringen und mit den Sanktionen wirtschaftlich ruinieren zu können, sei es, weil die westliche Bevölkerung noch nicht bereit für einen solchen Großkrieg war. Nach Bidermanns Diagramm des Zwanges standen nach der bewusst geschürten Kriegsfurcht im Sommer und Herbst 2022 Lockerungen und Zugeständnisse auf dem Programm. Dies geschah einerseits dadurch, dass der Westen in Spätherbst 2022 doch noch nicht den Bündnisfall ausrief und andererseits zum Beispiel in Deutschland mit dem Doppelwumms der Bevölkerung trotz Energiepreisexplosion zunächst noch ein notdürftiges Überleben ermöglichte.

Ziel der Westens war es zunächst noch, den Konflikt in die Läge zu ziehen und Russland in einen zermürbenden Abnutzungskrieg zu verwickeln. Vorbild ist der Afghanistankrieg 1980 bis 88, der viel zum Zusammenbruch der Sowjetunion beigetragen hat. Die harten Wirtschaftssanktionen gegen Russland sollen diese Entwicklung beschleunigen. Es ging also darum, dass militärische Potential Russlands durch den Krieg zu neutralisieren und die Unzufriedenheit in der Bevölkerung zu schüren. Putin soll dann in einer bunten Revolution durch eine prowestliche Marionette ersetzt und Russland in seine Bestandteile aufgegliedert werden.

Allerdings würde hierdurch auch die Ukraine in eine Ruinenlandschaft verwandelt und sie mindestens ebenso stark ausbluten wie Russland. Sie wäre dauerhaft auf humanitäre Unterstützung durch die EU in Milliardenhöhe angewiesen. Die Ukraine wäre wie ein Betonklotz an den Beinen eines ökonomisch versinkenden Europas, das zu allem Überfluss noch mit ukrainischen Flüchtlingen geflutet wird. Diese würden ihre faschistische Ideologie mitbringen und entsprechend in ihren Aufnahmeländern agieren. Das Resultat wäre ein politisches Chaos.[442] 

Die USA dagegen können sich stabilisieren, indem sie die europäische Industrie an sich ziehen (siehe unten).

Nach fast einem Jahr Krieg sieht es in der Tat so aus, als würde der Plan der USA aufgehen. Der Westen hat die Ukraine im Jahr 2022 mit mehr als 60 Milliarden Dollar unterstützt. So etwas hat es in der Geschichte noch nie gegeben. Davon entfallen mehr als 40 Milliarden auf die USA. Von diesen wiederum waren 20 Milliarden Militärhilfe. Unter anderem wurden geliefert: 1.400 Luftabwehrgeschütze vom Typ Stinger, über 8.500 Panzerabwehrgeschütze vom Typ Javelin, 32.000 andere panzerbrechende Plattformen sowie rund 988.000 Haubitzengranaten, 60 Millionen Schuss Kleinwaffenmunition, Zehntausende Mörser, Raketen und Granaten, mehr als 150 Artilleriegeschütze, 20 Mi-17-Hubschrauber, 200 gepanzerte Mannschaftstransporter M113, Hunderte von Humvee-Fahrzeugen und 16 Batterien High Mobility Artillery Rocket Systems (HIMARS).

Die Spirale der Rüstungslieferungen besonders der USA dreht sich immer schneller und ein Ende ist nicht abzusehen. Berichte über eine angebliche Knappheit an militärischen Ausrüstungsgegenständen haben sich bisher stets als Zwecklügen erwiesen.

Die EU hat in der gleichen Zeit mehr als 20 Milliarden Euro an die Ukraine überwiesen und übernimmt die komplette Finanzierung ihres Staatshaushaltes.[443] 

Der Westen kann dieses Niveau auch noch über Jahre hinweg aufrecht erhalten. So sagte der US-Vier-Sterne-General Jack Kean auf Fox News:

»Wir haben Krümel in die Ukraine investiert – nur 66 Milliarden. Das entspricht 1,1 Prozent des Haushalts. Aber wir erhalten unverhältnismäßig viele Vorteile. Washington hat das Wichtigste geschafft, an den Grenzen Russlands einen ernsthaften Rivalen für Moskau zu schaffen, der die Einflusspolitik der russischen Führung in Osteuropa, insbesondere in den Ländern der ehemaligen Sowjetunion, stören wird. Daher ist diese Investition – gerade in Ukrainer, die im Interesse der USA gegen Russland kämpfen – sehr profitabel.«[444] 

Auf jeden militärischen Erfolg Russlands reagiert der Westen mit der Lieferung von weiteren noch tödlicheren Waffen. Zunächst mit Stingers, Javelins und Haubitzen, dann mit dem sehr wirkungsvollen HIMARS. Auch NASAMS sind schon in der Ukraine eingetroffen.[445]  Der Westen besitzt nach wie vor Eskalationsdominanz, das heißt, er besitzt die Fähigkeit, die Zeit und Grad der militärischen Verschärfung eines Konflikts zu bestimmen.

Denn diese Waffenlieferungen waren eine Reaktion auf die sich häufenden russischen Raketen- und Drohnenangriffe auf Infrastrukturobjekte in der Ukraine seit dem Oktober 2022, unter anderem auf Umspannwerke. Darauf hatte Russland bisher verzichtet, um die Zivilbevölkerung zu schonen. Diese Angriffe waren aber eine Reaktion auf die großen militärischen Erfolge der ukrainischen Truppen im Sommer 2022. Wie wir gesehen haben, war ein wichtiger Faktor dieser Erfolge ihre hohe Beweglichkeit. Sie konnten in kürzester Frist an Frontabschnitte gebracht werden, wo die Russen nur schwache Kräfte stationiert hatten. Mit der Ausschaltung der Energieinfrastruktur ist diese Beweglichkeit stark eingeschränkt worden.

EU-Präsidentin Ursula von der Leyen hat unbeabsichtigt bestätigt, dass die Ukraine tatsächlich Verluste in Höhe von 100.000 Mann erlitten hat.[446] 

Mit seinen Waffenlieferungen hoffte der Westen, den Konflikt auf einem Niveau einpegeln zu können, wo weder Russland noch die Ukraine entscheidende Erfolge erzielen. Damit wollte er eine Eskalation zu einem Nuklearkrieg vermeiden.

Von einer Erreichung seiner Kriegsziele war Russland Ende 2022 weit entfernt. Diese bestehen in der Entmilitarisierung und Entnazifizierung der Ukraine. Aber um dieses Ziel zu erreichen, müsste Russland die jetzige faschistoide prowestliche Regierung stürzen und eine andere Regierung einsetzen, die die Ukraine nicht als Stachel im Fleisch von Russland begreift.

Allerdings hat Russland auf die militärische und politische Eskalation des Westens seinerseits mit einer Gegeneskalation reagiert. Hierunter fallen nicht nur die Angriffe auf die ukrainischen Infrastruktureinrichtungen, sondern auch die Referenden in den Volksrepubliken Donetsk und Lugansk, sowie den Oblasten Saporoshje und Cherson mit dem anschließenden Beitritt dieser Gebiete zur Russischen Föderation am 4. Oktober 2022. Russland ist bisher jeden Eskalationsschritt des Westens mitgegangen.

6.4.2. Der Wirtschaftskrieg gegen Russland

Als Reaktion auf den russischen Einmarsch in der Ukraine verhängte der Westen Wirtschaftssanktionen gegen Russland in bisher nie gesehener Schärfe. Mit diesen Sanktionen soll Russland für den Einmarsch bestraft und das Land ruiniert werden (Annalena Baerbock). So zumindest das offizielle Narrativ. Dagegen spricht, dass diese Sanktionen bereits im Jahr 2021 von der EU-Kommission auf Druck der USA vorbereitet wurden. Zu diesem Zeitpunkt hätte bei gutem Willen des Westens noch die Möglichkeit einer friedlichen Einigung bestanden etwa indem er auf die russischen Sicherheitsbedürfnisse eingeht und Druck auf die Ukraine ausübt, das Minsk-II-Abkommen umzusetzen.

Wie das Magazin Politico berichtete, haben EU-Kommissionspräsidentin Ursula von der Leyen und ihr Stabschef Björn Seibert im Jahr 2021 in enger Absprache mit den USA, aber ohne den EU-Gremien hierüber zu berichten und ohne dass sie dafür ein Mandat besaßen, die Sanktionen gegen Russland vorbereitet. Dabei wurden auf US-Vorschlag wöchentliche und später sogar tägliche Videokonferenzen mit Vertretern beider Seiten eingerichtet. Björn Seibert gilt als Architekt der europäischen Russland-Sanktionen.[447] 

Dazu passt ein seltsamer und kaum berichteter Vorgang aus dem Jahr 2021. Das EU-Parlament hat nämlich schon am 16. September 2021 Sanktionen gegen Russland beschlossen, diesmal wegen einer angeblich gefälschten Dumawahl, die aber zu diesem Zeitpunkt noch gar nicht stattgefunden hatte. Die Wahl fand tatsächlich erst vom 17. bis 19. September 2021 statt.[448]  Der – nicht bindende – Sanktionsbeschluss enthielt schon fast alle Sanktionen, die später tatsächlich verhängt worden sind. Das EU-Parlament forderte unter anderem:

	Ausschluss russischer Banken aus dem SWIFT-System



	Einstellung des Imports von Öl und Gas aus Russland



	Verbot des Imports anderer Rohstoffe einschließlich Eisen, Aluminium und Nickel.



	Abkoppelung des europäischen Stromnetzes vom Russischen. Verbot des Imports von Strom aus Russland, der in Kernkraftwerken erzeugt wurde.



	Verbot des Imports von russischer Kerntechnik in die EU. Verbot des Stromimports aus Kernkraftwerken, die im Russland gebaut und in andere Länder exportiert wurden.[449] 






Während der Westen sonst die russischen Wahlen massiv diskreditiert, blieben Medien und Politiker diesmal verdächtig ruhig – trotz des Sanktionsbeschlusses. Im Nachhinein ist klar erkennbar, dass dieser Beschluss ein Testballon für die kommenden harten Russland-Sanktionen war, die bereits ausgearbeitet worden waren. Hier wurde entsprechend dem bekannten Zitat des ehemaligen EU-Kommissionspräsidenten Jean-Claude Juncker vorgegangen:

»Wir beschließen etwas, stellen das dann in den Raum und warten einige Zeit ab, was passiert. Wenn es dann kein großes Geschrei gibt und keine Aufstände, weil die meisten gar nicht begreifen, was da beschlossen wurde, dann machen wir weiter – Schritt für Schritt, bis es kein Zurück mehr gibt.«

Da die westlichen Medien nicht darüber berichteten, gab es tatsächlich kein »Geschrei« wegen des Sanktionsbeschlusses, obwohl klar erkennbar war, das er die europäische Wirtschaft massiv schädigen würde.

Ursula von der Leyen vermied es, den Mitgliedsstaaten einen schriftlichen Entwurf des ersten Sanktionspaketes vorzulegen, so dass sie die Tragweite der Beschlüsse gar nicht erfassen konnten. Zudem traf sie sich im Vorfeld mit Vertretern der EU-Mitgliedstaaten nur in kleinen Gruppen.[450] 

Bereits am 22. Februar 2022, vor dem Einmarsch russischer Truppen in die Ukraine, stoppt die Bundesregierung Zertifizierung der Gaspipeline Nordstream 2. Dies sei eine Strafe für die Anerkennung der Volksrepubliken Donetsk und Lugansk durch Russland. Nur einen Tag später, ebenfalls vor dem russischen Einmarsch, beschloss die EU ihr erstes Sanktionspaket:

23. Februar 2022 - 1. Sanktionspaket der EU

	Die schwarze Liste der EU hat sich mehr als verdoppelt und umfasst nun 555 Personen und 52 Organisationen aus Russland. Unter anderem wurden gegen 351 Abgeordnete der Staatsduma, die für die Anerkennung der Unabhängigkeit der LNR und der DNR gestimmt hatten, Sanktionen verhängt. Das heißt, ihr Vermögen wurde in der EU eingefroren, Gelder dürfen an sie nicht gezahlt werden und sie wurden mit einer Einreisesperre belegt.



	Jede Wirtschaftsbeziehung zur Donetsker und der Lugansker Volksrepublik wurde verboten.



	Die russischen Staatsschulden wurden unter Sanktion gestellt. Sie dürfen in der EU nicht gehandelt und neue Schulden dürfen nicht aufgenommen werden.






Nur einen Tag nach dem russischen Einmarsch in der Ukraine beschloss die EU das zweite Sanktionspaket:

25. Februar 2022 - 2. Sanktionspaket der EU

	Verbot der Ausfuhr von Hochtechnologie-Gütern und Software nach Russland. Darunter fallen auch Ersatzteile für große Passagierflugzeuge der Marken Airbus und Boeing. Russland darf seine Maschinen auch nicht mehr in Europa warten oder reparieren lassen. Dreiviertel der russischen Flugzeugflotte stammen aus Europa, den USA und Kanada, mit denen diese Sperre abgestimmt ist. Im Energiesektor darf Ausrüstung für Raffinerien nicht mehr an Russland geliefert werden – diese Technologie stammt fast ausschließlich aus Europa. Dadurch soll es dem Land unmöglich werden, Anlagen zu reparieren und zu modernisieren, wodurch die Erträge sinken.



	Verbot für russische Banken, sich in der EU Geld zu leihen oder es zu verleihen.



	Verbot des Aktienhandels für russische Staatsunternehmen



	Weitere russische »Oligarchen«, Politiker und deren Familienangehörige kommen auf die schwarze Liste, darunter die gesamte politische Führung des Landes einschließlich von Außenminister Lawrow.






Bundesaußenministerin Annalena Baerbock kommentierte dieses Sanktionspaket: »Das wird Russland ruinieren.« Der französische Finanz- und Wirtschaftsminister Bruno Le Maire äußerte sich ähnlich:

»Wir werden einen totalen Wirtschafts- und Finanzkrieg gegen Russland führen. […] Wir werden die russische Wirtschaft zum Zusammenbruch bringen.«[451] 

Wie das gemeint war, erläuterte Kommissionspräsidentin Ursula von der Leyen:

»Wir zielen jetzt auf 70 Prozent des russischen Bankwesens ab, aber auch auf wichtige staatliche Unternehmen, einschließlich des Verteidigungssektors, und diese Sanktionen werden Russlands Kreditkosten erhöhen, die Inflation ansteigen lassen und Russlands industrielle Basis allmählich aushöhlen.«[452] 

Es ist bezeichnend für den Geisteszustand der EU, dass eine deutsche Diplomatin Russland den wirtschaftlichen Vernichtungskrieg erklärt. Das wurde dort aufmerksam registriert und entsprechend eingeordnet. In Russland stellte man sich nun ernsthaft die Frage nach manifestem faschistischem Gedankengut in der deutschen Gesellschaft bis hinein in die politischen Eliten.[453] 

Am 28. Februar sperrte die EU ihren Luftraum komplett für russische Flugzeuge. Russland ergriff spiegelbildliche Maßnahmen und sperrte seinen Luftraum für Flugzeuge aus der EU. Zahlreiche Touristen saßen wegen gestrichener Flüge auf den Flughäfen fest.

Von den rund 700 Flugzeugen westlicher Bauart, die russische Flug­gesell­schaften betrieben haben, waren fast alle in Bermuda registriert. Die dort zuständige Aufsichtsbehörde entzog auf Anweisung der EU am 13. März allen dort registrierten russischen Flugzeugen die Flug­taug­lich­keitsbescheinigung. Außerdem ordnete die EU an, dass Airbus die Leasingverträge mit Russland zu kündigen habe und der Versicherungs­schutz dieser Flugzeuge bis Ende März 2022 einzustellen sei.

Bereits am 8. März stellte Aeroflot alle internationalen Verbindungen ein mit Ausnahme von Verbindungen nach Weißrussland. Denn aufgrund der Sanktionen konnten Landegebühren und Treibstoffkosten nicht mehr bezahlt werden. Außerdem drohte die Beschlagnahme der Flugzeuge durch deren ausländische Leasinggeber.

Als Reaktion hierauf wurde am 14. März 2022 in Russland eine Verordnung erlassen, die es erlaubt, Flugzeuge ausländischer Leasinggeber in Russland zu registrieren. Damit wurden Flugzeuge im Wert von rund 10 Milliarden Euro faktisch beschlagnahmt. Mittelfristig wird eine Umstellung auf russische Flugzeuge angestrebt und zwar unter anderem auf die Modelle Suchoi Superjet 100, Irkut MS-21 und Tupolew Tu-214.[454]  

Allerdings waren nur 60 Prozent der Passagierflugzeuge russischer Fluggesellschaften bei westlichen Firmen geleast. Diese können nun bei Inlandsflügen eingesetzt werden, während die anderen Flugzeuge langfristig auch wieder Auslandsrouten außerhalb der EU und der USA bedienen können.

Während in Russland die Serienproduktion von Passagierflugzeugen erstmals nach 1991 erneut angelaufen ist, haben die westlichen Hersteller Boeing und Airbus den russischen Markt wohl dauerhaft verloren. Westliche Fluggesellschaften müssen nun bei Flügen nach Asien riesige Umwege in Kauf nehmen, was die Flüge verlängert und verteuert. Fluggesellschaften aus asiatischen Ländern könnten diese Lücke füllen.

Obwohl der Öl- und Gassektor noch nicht sanktioniert wurde, begannen die Strom- und Gaspreise in Europa rapide zu steigen. Zeitweise mussten über 2.000 Dollar pro 1.000 Kubikmeter Gas bezahlt werden. Vor den Sanktionen lag der Preis bei langfristigen Verträgen bei 250 bis 300 Dollar. Da sich der Strompreis aufgrund des europäischen Merit Order-Systems am Produzenten mit den höchsten Kosten orientiert, begann auch er rapide zu steigen, denn das waren jetzt die Gaskraftwerke. Die Sanktionen gegen die weißrussischen Kaliproduzenten, die zusammen mit Russland etwa 40% des Weltmarktes beherrschen, haben zu einem enormen Preisanstieg für Mineraldünger geführt. Als Reaktion zogen auch die Lebensmittelpreise an. Europa erlebte eine Rekordinflation.[455] 

Dennoch verabschiedete die EU in »Russophober Raserei« (Dagmar Henn) im Jahr 2022 ein Sanktionspaket nach dem anderen:

2. und 9. März 2022 – 3. Sanktionspaket der EU

	Die EU, die USA und die Schweiz haben Währungsreserven der russischen Zentralbank im Wert von 311 Milliarden US-Dollar eingefroren.



	Sieben russische Banken wurden aus dem SWIFT ausgeschlossen: Bank Otkrytije, Nowikombank, Promswjasbank, Bank Rossiya, Sowkombank, Wneschekonombank (VEB), VTB Bank. Hinzu kommen drei weißrussische Banken: Belagroprombank, Bank Dabrabyt, Entwicklungsbank von Weißrussland.



	Zensur der russischen Sender RT und Sputnik. Obwohl die EU nicht für audiovisuelle Medien zuständig ist und die EU-Verträge Zensur eigentlich verbieten, wurden die Sender kurzerhand als »Desinformationswerkzeuge des Kreml« definiert, die nicht der Meinungsfreiheit unterfielen und deshalb verboten werden können.



	Weitere russische »Oligarchen«, Politiker und deren Familienangehörige wurden auf die schwarze Liste gesetzt.






Mit dem Einfrieren der Dollar der Währungsreserven der russischen Zentralbank hat der Westen eine neue Eskalationsstufe im Wirtschaftskrieg gezündet. Solche radikalen Sanktionen waren nicht erwartet worden und sind ohne Präzedenz in Wirtschaftsgeschichte.

Die Währungsreserven sind vor allem durch russische Exportüberschüsse bei russischen Rohstoffen zustande gekommen. Sie sollten vor allem den Rubel gegen mögliche Währungsschwankungen absichern, aber auch reibungslose Importe ermöglichen.

Russland musste feststellen, dass es den Westen faktisch über Jahre hinweg umsonst mit seinen Rohstoffen beliefert hat. Dadurch wurde das Vertrauen in das westliche Finanzsystem nachhaltig erschüttert. Denn wenn es möglich ist, dass die russischen Devisenreserven eingefroren werden, dann könnte jedes andere Land auch Opfer einer solchen Willkür werden. Versuche, den US-Dollar als Weltreservewährung zu ersetzen, nahmen einen großen Aufschwung (siehe Abschnitt 6.4.6.).

Auch unabhängig von konkreten Sanktionen verließen viele westliche Firmen Russland, darunter bekannte Marken wie McDonalds und Ikea.

15. März 2022 – 4. Sanktionspaket der EU

	Ausfuhrsperre für Luxusgüter nach Russland, so beispielsweise Kunstwerke, teure Uhren und Autos im Wert von mehr als 50.000 Euro.[456] 



	Einfuhrbeschränkungen für bestimmte Produkte der russischen Eisen- und Stahlindustrie



	Verbot neuer Investitionen in den russischen Energiesektor



	Verbot für europäische Ratingagenturen, den russischen Staat und russische Unternehmen zu bewerten.



	Weitere russische »Oligarchen«, Politiker und deren Familienangehörige wurden auf die schwarze Liste gesetzt.






15. März 2022 – Weitere Sanktionen der USA

	Die USA verhängten ein Verbot sämtlicher Importe von Erdöl, Gas und Kohle aus Russland.



	Computerchips dürfen nun nur noch mit Ausnahmegenehmigung der US-Regierung nach Russland geliefert werden. 



	Des weiteren ist die Lieferung von Telekommunikationsausrüstung, Laser, Sensoren und Navigationssysteme an Russland verboten.






Die Sanktionen gelten für alle führenden Chiphersteller der Welt, da in ihren Werken mehr oder weniger US-Technologie vorhanden ist. Bei Zuwiderhandlung riskieren diese Hersteller, ihrerseits von den USA bestraft zu werden. Deshalb fallen zum Beispiel auch Samsung aus Südkorea sowie TSMC aus Taiwan, der mit Abstand größte Chip-Fertiger der Welt, unter die Sanktionen. TSMC teilte mit, sämtliche Lieferungen nach Russland gestoppt zu haben.

»Wir werden den Zugriff Russlands auf Finanzen und Technologie abwürgen und seine industrielle Leistungsfähigkeit auf Jahre hinaus schwächen«, erklärte US-Präsident Joe Biden.

Um die westlichen Embargos zu unterlaufen, bietet sich für Russland in erster Linie China als Lieferant an. Doch gleichwertigen Ersatz gibt es dort nicht: Gegen den größten chinesischen Chip-Auftragsfertiger SMIC bestehen ebenfalls US-Sanktionen. Er kann deshalb keine Maschinen aus den USA oder der EU kaufen und hängt bei der veralteten 14-Nanometer-Technik fest. Die russische Chipindustrie hinkt dem Westen sogar noch weiter hinterher.

Deshalb hat Russland keine heimische Prozessortechnik auf Augenhöhe mit Produkten aus den USA, der EU oder Taiwan. Russland wollte ein eigenes Silicon Valley aufbauen und bei Techniken wie KI und Robotik weltweit führend werden. Die dafür nötigen Chips und Elektronik kann Russland jedoch nicht selbst produzieren. Damit hängt das Vorhaben in der Luft.[457] 

Als Reaktion auf das Einfrieren der russischen Währungsreserven und das Ölembargo der USA hat sich der Gaspreis im Westen noch einmal verdoppelt. Zeitweise stand er bei fast 4.000 Dollar für 1.000 Kubikmeter. Auf diesem Niveau hielt er sich nicht, aber Gas blieb wesentlich teurer als in den ganzen letzten Jahren. Auch der Ölpreis explodierte. Zeitweise mussten 140 Dollar pro Barrel gezahlt werden. Kontrakte mit Lieferdatum im Mai wurden für 200 Dollar gehandelt. In Deutschland stieg der Benzinpreis zeitweise auf mehr als 2 Euro pro Liter Superbenzin E5.

Derweil suchten die USA auf der ganzen Welt nach Öl und Gas, um das sanktionierte russische Öl zu ersetzen. Saudi-Arabien weigerte sich allerdings, die eigene Förderung zu erhöhen. Da aber die wichtigen Ölproduzenten Iran und Venezuela ebenfalls vom Westen sanktioniert sind, kam es zu einer globalen Ölknappheit, was den Preis in die Höhe trieb. Verhandlungen der USA mit Venezuela führten nicht zum Erfolg.[458] 

Im März forderte Ex-Bundespräsident Gauck: »Wir können auch einmal frieren für die Freiheit.« Damals wurde diese Aussage auch vom Mainstream großenteils als unangemessen bezeichnet, inzwischen aber ist das Frieren bei der Arbeit in Deutschland gesetzlich vorgeschrieben. Büros dürfen maximal auf 19 Grad geheizt werden (siehe unten).[459] 

8. April 2022 – 5. Sanktionspaket der EU

	Importverbot für Stein- und Braunkohle aus Russland mit einer viermonatigen Übergangszeit, sowie von Düngemitteln, Holz, Zement, Gummiprodukten, erlesenen Meeresfrüchten (auch Kaviar), Spirituosen (auch Wodka), sowie von sonstigen alkoholischen Getränken.



	Für vier russische Banken wurde ein vollständiges Transaktionsverbot verhängt, ihre Vermögenswerte wurden eingefroren.



	Für russische und weißrussische Speditionen wurde ein vollständiges Tätigkeitsverbot in der EU verhängt.



	Schiffen unter russischer Flagge wurde das Einlaufen in EU-Häfen verboten.



	Die Ausfuhr von High-Tech-Produkten wie Produkte für Quanteninformatik, Halbleiter, sensible technische Geräte, Transportmittel, Chemikalien, Katalysatoren für Raffinerien, Flugturbinenkraftstoff und Kraftstoffadditiven, die von der russischen Armee verwendet werden können, wurde verboten.



	Weitere russische »Oligarchen«, Politiker und deren Familienangehörige wurden auf die schwarze Liste gesetzt.






3. Juni 2022 – 6. Sanktionspaket der EU

	Importverbot von russischem Erdöl, das über den Seeweg in die EU transportiert wird. Transporte über Pipelines sind zunächst weiter möglich. Deutschland und Polen wollen von der Ausnahme für Pipeline-Öl nicht profitieren und den Import von russischem Öl beenden.



	Weitere russische und weißrussische Banken wurden aus dem Finanzkommunikationsnetzwerk SWIFT ausgeschlossen.



	Abschreckende Strafen für Umgehung der Sanktionen.



	Weitere russische »Oligarchen«, Politiker und deren Familienangehörige wurden auf die schwarze Liste gesetzt, darunter alle Mitglieder der 64. Garde-Mot-Schützenbrigade. Ihnen wird vorgeworfen, Kriegsverbrechen in der Stadt Butcha begangen zu haben.






1. Juli 2022 – 7. Sanktionspaket der EU

	Goldembargo gegen Russland.



	Die Sberbank wird aus dem SWIFT ausgeschlossen.



	Russische Schiffe dürfen weder europäische Häfen anlaufen noch europäische Schleusen oder Kanäle benutzen.



	Lieferembargo gegen Werkzeugmaschinen und Chemikalien nach Russland.



	Weitere russische »Oligarchen«, Politiker und deren Familienangehörige wurden auf die schwarze Liste gesetzt.






6. Oktober 2022 – 8. Sanktionspaket der EU

	Weitere russische »Oligarchen«, Politiker und deren Familienangehörige wurden auf die schwarze Liste gesetzt, darunter die gesamte Russische Wahlkommission und alle Personen, die die »Scheinreferenden« in der DVR, LVR sowie den Gebieten Cherson und Saporoschje organisiert haben.






Der Wert des Rubels gegenüber Dollar und Euro halbierte sich im März 2022 innerhalb weniger Tage. Nun mussten 120 bis 130 Rubel für einen Dollar oder Euro gezahlt werden. Unter diesen Umständen würden sich die Importkosten verdoppeln, was einen brutalen Abwertungsschock bewirken und der russischen Wirtschaft in der Tat schwer schaden würde. Dementsprechend ist die Inflation in Russland im März 2022 auf 14 Prozent in die Höhe geschossen.

Zu allem Überfluss steuerte Russland auf einen Staatsbankrott zu, da es wegen der Beschlagnahmungen seine Devisenbestände milliardenschweren Zahlungsverpflichtungen bei ausländischen, in US-Dollar notierten Staatsanleihen nicht nachkommen konnte.

Russland ergriff zahlreiche wirtschaftspolitische Gegenmaßnahmen, um sich vor den Folgen der Sanktionen zu schützen. Im Unterschied zur EU, wo man den Eindruck hatte, dass sich das Staatenbündnis in eine antirussische Raserei hineinsteigerte, waren diese gut durchdacht und wirkungsvoll.

Präsident Putin verkündet bereits am 18. März Sofortmaßnahmen zur Stabilisierung der Wirtschaft:

	Schaffung von vorübergehenden Stellen für Arbeitslose und Finanzierung von Umschulungen in Höhe 40 Milliarden Euro



	Kredite zu vergünstigten Zinssätzen für Kredite an kleine und mittlere Unternehmen in Höhe von 12 Milliarden Euro



	Preisüberwachung für lebensnotwendige Waren






Zudem ordnete die russische Regierung an, dass die aufgegebenen westlichen Unternehmen unter staatliche Verwaltung gestellt werden und weiter produzieren sollen. Hierfür stellt die Regierung entsprechende Ressourcen bereit. Auch wurde ein großes Programm der Importsubstitution gestartet.[460] 

Russland weitete seinen Handel mit nichtwestlichen Ländern, zunächst vor allem mit Indien aus. Es wurden Kohle und Rohöl in größeren Mengen geliefert. Zwar bot Russland einen beträchtlichen Preisnachlass an, aber seine Gewinne waren wegen des stark angestiegenen Ölpreises immer noch höher sind als beim Handel mit dem Westen. Bezahlt wurden die Rohstoffe in den Währungen Rupien oder Rubel.[461] 

Als besonders wirkungsvoll erwies sich die Forderung Russlands an unfreundlich gesinnte Länder, zukünftig Öl und Gas ausschließlich in Rubel zu bezahlen. Damit wurde der ins trudeln geratene Rubel de facto an die gigantischen russischen Rohstoffreserven gebunden, was ihn stabilisierte.

Am 23. März 2022 unterzeichnete Präsident Putin einen entsprechenden Erlass. Am 28. März lehnten die G7-Länder, am 30. März die EU diese Forderung ab. Im Frühjahr 2022 warnten noch Kapitalisten der Firmen EON, der BASF, Bosch, der Vorsitzende des Arbeitgeberverbands BDA, der DIHK, die Vorsitzenden des DGB, der IG BCE sowie einige Wirtschaftsforschungsinstitute vor den Folgen eines faktischen Gasembargos. Die Folgen für die Wirtschaft wären gravierend. Ein schnelles Gas-Embargo hätte nach Ansicht des BDA-Vorsitzenden Rainer Dulger »Produktionsausfälle, Produktionsstillstand, eine weitere Deindustrialisierung und nachhaltige Arbeitsplatzverluste zur Folge.«[462] 

Während einige Länder wie Polen, Bulgarien, Finnland, Dänemark und die Niederlande den Gasbezug aus Russland tatsächlich beendeten, stimmten die meisten, darunter die BRD, jedoch stillschweigend einer Bezahlung in Rubel zu, die im Mai 2022 wirksam wurde.

Als Folge von Putins Ankündigung stabilisierte sich der Rubelkurs noch im März. Die negative Entwicklung kehrte sich um. Der Rubel stieg langsam wieder im Vergleich zu Euro und Dollar, erst auf 80, dann auf 70 und schließlich auf 60 Rubel pro Euro im Mai. Damit war er stärker als vor der russischen Intervention.

Nach dieser Niederlage führte vor allem Deutschland den Gaskrieg mit Russland verbissen auf anderen Feldern weiter. Am 4. April stellte Bundeswirtschaftsminister Robert Habeck die Tochterfirmen des russischen Staatskonzerns Gazprom unter Treuhandverwaltung.[463] 

Als Reaktion darauf verbot die russische Regierung am 12. Mai nicht nur Geschäfte mit den deutschen Gazprom-Töchtern, sondern auch das Anlegen von Vorräten mit russischem Gas in den Speichern Europas, die Gazprom gehörten. Damit ging erstmals die bisher stabile Gaslieferung aus Russland zurück.

Am 13. Mai stoppte die Ukraine teilweise die russischen Gaslieferungen über ihr Territorium. Davon waren insgesamt 32,6 Millionen Kubikmeter Erdgas pro Tag betroffen, Branchenvertreter bezifferten die Menge auf acht Prozent des russischen Gesamtexports in die EU, zu dem auch Nord Stream 1 beitrug.[464] 

Mitte Juni reduzierte Gazprom die Lieferungen durch Nordstream 1 um ein Drittel, weil eine in Kanada gewartete Verdichterturbine nicht mehr nach Russland zurückgeführt werden konnte. Schließlich drosselte Russland die Gaslieferungen immer stärker, bis diese dann am 6. September 2022 ganz zum Erliegen kamen. Die Verdichterturbinen von Nordstream 1 wurden von der deutschen Firma Siemens gebaut und können nur in einem einzigen Werk in Kanada gewartet werden. Während die erste Turbine noch nach Deutschland zurückgeführt wurde, weigerte sich Siemens, die anderen Turbinen zu warten, da sie Sanktionen unterliegen und zwar gleich dreifach: Der EU, Großbritanniens, in dem die zuständige Siemens-Tochterfirma ihren Sitz hat und Kanadas. Wenn aber die Turbinen nicht in einem bestimmten Turnus gewartet werden, dürfen sie aus Sicherheitsgründen nicht mehr betrieben werden. Auch wenn es angesichts der zahlreichen Beschuldigungen und Gegenbeschuldigungen schwer ist, sich ein Bild über die wahre Sachlage zu machen, so kann man wohl annehmen, dass im Sommer 2022 keine Seite ein großes Interesse an einer Gaslieferung über Nordstream 1 hatte. Die faktische Enteignung der deutschen Gazpromtöchter war wohl der letzte Tropfen, der auf der russischen Seite das Fass zum Überlaufen gebracht hat.

Die EU musste Flüssiggas auf dem Weltmarkt zu astronomisch hohen Preisen einkaufen, die im Sommer 2022 erneut auf bis zu 4.000 Dollar pro 1.000 Kubikmeter anstiegen. Als Folge davon geriet der größte deutsche Gasimporteur Uniper in eine wirtschaftliche Schieflage und musste mit Milliarden Euro Steuergeld gerettet werden. Dieses Geld wollte sich Wirtschaftsminister Habeck von den Verbrauchern zurückholen und zwar durch eine Gasumlage, die einen zusätzlichen mittleren dreistelligen Eurobetrag pro Jahr und Haushalt ausmachte. Hinzu kommen die eigentlichen Preissteigerungen. Die Mietnebenkosten könnten sich damit verdoppeln oder verdreifachen. Nach verschiedenen Untersuchungen könnte bis zu einem Drittel der Bevölkerung diese Kosten nicht stemmen.[465] 

Es gilt als unwahrscheinlich, dass das am 3. Juni 2022 verhängte Erdölembargo Russland nachhaltig schaden kann. Vielmehr wird dadurch eine gigantische Verlagerung der Welthandelsströme für Öl in Gang gesetzt. Die EU muss jetzt teures Öl per Tanker aus entfernten Weltgegenden beziehen, während Russland ebenfalls Öl zunehmend per Tanker und nicht mehr per Rohrleitung transportiert, etwa nach Indien. Erste offensichtliche Folge ist, dass der Ölpreis wegen der höheren Transportkosten für die Verbraucher stark ansteigt.[466] 

Der am 5. Dezember 2022 in Kraft getretene Ölpreisdeckel für russisches Öl von 60 Dollar pro Tonne könnte die diese Tendenz noch beschleunigen. Dieser beinhaltet das Verbot für europäische Dienstleister oberhalb eines Preises von 60 US-Dollar pro Barrel russisches Öl zu versichern oder zu transportieren. Dieser Deckel soll nach und nach abgesenkt werden, um die russischen Einnahmen aus dem Ölverkauf auszutrocknen.

Die entscheidende Frage bei diesem Instrument ist, ob Russland oder China genügend Kapazitäten aufbauen können, um Öl auch ohne westliche Reedereien und Versicherungen transportieren zu können. Anonymen Brancheninsidern zufolge haben in den letzten sechs Monaten jedenfalls viele Öltanker ihren Besitzer gewechselt. Schon vor den Russland-Sanktionen gab es eine Schattenflotte von ungefähr 240 Schiffen, die sanktioniertes Öl aus dem Iran und Venezuela transportiert haben.

Der Ölpreisdeckel gilt global, auch wenn zum Beispiel eine indische Raffinerie auf einem in Singapur registrierten und in Dubai versicherten Tanker russisches Öl oberhalb des Deckels einkauft. Die EU müsste deshalb Firmen in Indien, Singapur und Dubai sanktionieren. Im Süden ist man aber nicht mehr bereit, diese Art von Diktaten hinzunehmen. Deshalb kann es gut sein, dass der Ölpreisdeckel letztlich zu einer Selbstentkopplung des Westens von globalen Wirtschaftskreisläufen führt. Russland hat jedenfalls angekündigt, kein Öl mehr an Staaten zu liefern, die einen Ölpreisdeckel in Kraft haben.[467] 

Die Erdgasexporte Russlands in die EU gingen im Jahr 2022 um 46 Prozent auf 100,9 Milliarden Kubikmeter zurück. Im Vorjahr betrugen sie noch 185 Milliarden Kubikmeter. Die russische Gesamtfördermenge ging um 20 Prozent auf 412,6 Milliarden Kubikmeter zurück. Dennoch erzielte Russland aufgrund des gestiegenen Weltmarktpreises für Erdgas höhere Erlöse als 2021. Die Gasexporte in Richtung EU werden aber im Jahr 2023 weiter absinken.

Russland baut als Reaktion darauf mehrere Pipelines nach China und setzt zusätzlich auf Flüssiggasverkäufe. Zu diesem Zweck werden gegenwärtig zwei große Gasverflüssigungsanlagen gebaut (siehe Abschnitt 6.4.6.).[468] 

Auch die Sanktionen gegen den russischen Diamantenhandel erweisen sich als unwirksam. Die Edelsteine werden nun nicht mehr über Rotterdam, sondern in Indien gehandelt und dort auch weiterverarbeitet. Der russische Bergbaukonzern Alrosa hat bei seinen Diamantenverkäufen im Spätsommer 2022 den Vorkriegsstand wieder erreicht.[469] 

Sogar im Westen rechnete man im Juli nur noch mit einem moderaten BIP-Rückgang Russlands von 3,5 Prozent für das Jahr 2022 und nicht mehr von 12 Prozent wie im noch im Mai.[470]  Das russische BIP schrumpfte 2022 trotzt der brutalen Sanktionen um 2,9 Prozent.

Die Einzelhandelsumsätze in Russland stiegen wieder und lagen im Sommer 2022 über denjenigen des Vorjahres. Wie gesagt, sind die Einzelhandelspreise im März um 14 Prozent in die Höhe geschossen. Mit der Stabilisierung des Rubels hörte die Inflation auf und die Preise sinken seitdem langsam. Nach unterschiedlichen Berichten aus Russland sind die Sanktionen im Alltag kaum zu spüren. Das Warenangebot ist reichhaltig, westliche Produkte werden zunehmend durch chinesische oder einheimische ersetzt. Erstere sind über Parallelimporte aber in vielen Fällen auch noch zu bekommen. Unter Umständen muss mehr für sie bezahlt werden.

Auch die Kreditportfolios der Banken zeigten nach Einbrüchen im April und Mai eine positive Entwicklung.[471] 

An der Front des Wirtschaftskrieges erzielte Russland im Jahr 2022 also größere Erfolge als auf dem ukrainischen Kriegsschauplatz. Im russischen Alltag sind die harten westlichen Wirtschaftssanktionen kaum zu spüren. Damit rücken auch Vorstellungen, die russische Wirtschaft zu zerstören und so eine bunte Revolution gegen Präsident Putin auszulösen, in weite Ferne.

Die langfristige Entwicklung an der Wirtschaftsfront hängt aber vom Erfolg des russischen Programms der Importsubstitution ab. Insbesondere ob es möglich ist, die westlichen Hochtechnologieprodukte durch einheimische zu ersetzen. Eine der wichtigsten Fragen dabei ist, ob es Russland allein oder zusammen mit China gelingt, modernen Mikroprozessoren herzustellen.

Dies umso mehr, als mit einer Aufhebung der Sanktionen gegen Russland auf absehbare Zeit nicht zu rechnen ist. Stattdessen werden immer weitere Sanktionspakete verabschiedet.

Die EU will zudem die eingefrorenen russischen Vermögenswerte von 311 Milliarden Dollar beschlagnahmen und für die Unterstützung der Ukraine einsetzen. Zu diesem Zweck soll ein Prozess vor einem noch zu schaffenden internationalen Tribunal wegen der angeblichen russischen Kriegsverbrechen geführt werden. Wenn möglich, soll dieses Tribunal durch Abstimmung in der UN-Generalversammlung eingesetzt werden. Kommt dort keine Mehrheit zustande, kann es immer noch durch einen Staatsvertrag der EU-Mitgliedsstaaten gegründet werden.

Russland soll zudem im Rahmen eines Friedensvertrags mit der Ukraine zu Reparationszahlungen verpflichtet werden. Erst dann wäre eine Aufhebung der Sanktionen denkbar. Ursula von der Leyen koppelt dies also an eine militärische Niederlage Russlands, die dessen Staatlichkeit in Frage stellt (siehe unten).[472] 

Der Russland zugedachte Abwertungsschock machte sich infolge massiver Energieverteuerung derweil im Westen bemerkbar. Der deutsche Außenhandelsüberschuss schrumpfte zum Beispiel im Jahr 2022 stark. Erstmals seit Jahrzehnten musste Deutschland im August 2022 sogar ein Außenhandelsdefizit hinnehmen. Von seinem ehemaligen Status als Exportweltmeister ist nicht mehr viel übrig. Die Bevölkerung stöhnt dagegen unter einer anziehenden Inflation (mehr als 10 Prozent) insbesondere bei Grundnahrungsmitteln und Energie. Letztlich wird sie das Wirtschaftswachstum abwürgen und Europa in eine tiefe Wirtschaftskrise stürzen.[473]  Aber auch das ist offenbar geplant und beabsichtigt (siehe dazu Abschnitt 6.4.3.).

6.4.3. Der Wirtschaftskrieg der USA gegen Deutschland und Europa

Der Westen beabsichtigt nicht nur, Russland ökonomisch und militärisch in die Knie zu zwingen, sondern die USA führen darüber hinaus auch noch einen verdeckten Wirtschaftskrieg gegen die EU und besonders gegen ihre Vormacht Deutschland. Was kritische Wissenschaftler schon seit dem Beginn der Sanktionspolitik vermutet haben, ist inzwischen im Mainstream angekommen, wenn sich zum Beispiel der französische Präsident Macron in ohnmächtiger Wut über das Verhalten der USA beschwert, ohne etwas daran ändern zu können.

Wenn wir jedoch in die Geschichte zurückblicken, erkennen wir, dass dieses Verhalten gar nicht so neu ist. Spätestens seit 1989 verfolgten die USA das Ziel, Deutschland ökonomisch einzudämmen. Diese Feindseligkeit wird selten offen geäußert, aber sie scheint in den letzten 30 Jahren immer mehr zugenommen zu haben.

Während des Kalten Krieges (1945 bis 1989) haben die USA die westdeutsche Bundesrepublik als Frontstaat gegen den Sozialismus aufgebaut und in jeder Beziehung unterstützt. Das reichte von den Marshallplan-Hilfen bis hin zu einen unbeschränkten Markzugang deutscher Unternehmen in den USA. Dabei tolerierten sie auch, dass die BRD einen bedeutend höheren Lebensstandard hatte als andere westliche Länder wie Frankreich, Großbritannien und Österreich. An diesem musste sich die DDR orientieren – und scheiterte!

Diese Konstellation änderte sich Ende der 80er Jahre, als vom Sozialismus keine Gefahr mehr ausging. In diesen Jahren gab es zwei spektakuläre Morde, die den USA sehr zupass kamen: Der Mord an Alfred Herrhausen, dem Vorstandssprecher der Deutschen Bank am 30. November 1989 und an Detlev Karsten Rohwedder, dem Chef der Treuhandanstalt am 1. April 1991. Beide Morde werden aufgrund von Bekennerschreiben der Terrororganisation Rote Armee Fraktion zugeordnet. Allerdings fanden sich im Zuge der Ermittlungen keinerlei physische Spuren, die RAF-Mitgliedern zugeordnet werden konnten. Zudem wurden die beiden Anschläge sehr professionell ausgeführt, was eher auf eine Geheimdienstarbeit hindeutet. Tatsächlich gehen die investigativen Journalisten Gerhard Wiesnewski, Wolfgang Landgraeber und Ekkehard Sieker in ihrem Buch Das RAF-Phantom davon aus, dass die so genannte dritte Generation der RAF als authentische Bewegung nicht existiert sondern ein Geheimdienstkonstrukt ist. Möglicherweise gab es Verbindungen dieser Struktur zum Gladio-Netzwerk.[474] 

Alfred Herrhausen wollte die Deutsche Bank global aufstellen und insbesondere stark in die USA expandieren. Die Aussichten hierfür waren günstig, denn die Bank kontrollierte damals noch große Teile der Deutschland AG, also des Kerns der enorm produktiven deutschen Industrie. Zudem trieb Herrhausen eine Initiative für die Entschuldung der Entwicklungsländer voran, von der vor allem diese Industrie profitieren würde, während US-Banken die Leidtragenden wären. Herrhausens Nachfolger Hilmar Kopper gab die Expansionspläne des Bankhauses zunächst auf und setzte sie nach einigen Jahren auf kleinerer Stufenleiter um.[475] 

Detlev Karsten Rohwedder war seit dem 3. Juli 1990 Vorsitzender und später Präsident der Treuhandanstalt, die das DDR-Produktionsvermögen verwalten sollte. Seine Devise war »Sanieren vor privatisieren«. Er wollte also den Industriebetrieben der DDR Zeit lassen, sich auf die Bedingungen der Marktwirtschaft umzustellen und sie erst dann privatisieren, wenn ihre Perspektive gesichert ist. Das bedeutet, dass der Staat noch längere Zeit, vielleicht auf Jahrzehnte, Eigentümer einiger dieser Betriebe bleiben würde.[476] 

Hieran übten insbesondere US-amerikanische und britische Kapitalkreise härteste Kritik. Sie bemängelten unter anderem, dass sie so bei einer Privatisierung nicht zum Zuge kämen. Rohwedders Nachfolgerin Birgit Breuel privatisierte dann auch rücksichtslos alle Betriebe in kürzester Frist. Das hatte zur Folge, dass die neuen Bundesländer flächendeckend deindustrialisiert wurden und Deutschland ohne eine gestärkte Industriebasis in die Vereinigung ging. Die DDR war immerhin das zehntgrößte Industrieland der Welt. Diese Entwicklung kam den USA sicherlich zustatten, denn so wurde ein mächtiger Konkurrent nicht noch mächtiger.

Die Ostdeutschen wurden dauerhaft zu Menschen zweiter Klasse degradiert und auch »in den westlichen Bundesländern wurden Billionen dem Wohlstand der Bevölkerung und der Verbesserung der Infrastrukturen entzogen, um den westlichen Konzernen, den Spekulanten und Opportunisten auf dem ehemaligen DDR-Gebiet das Leben zu versüßen. Das nannte sich Soli.«[477] 

In den 90er Jahren beschwerten sich deutsche Industrieunternehmen, dass die USA ihre Geheimdienste auch zur Industriespionage nutzten, um sie so etwa bei internationalen Ausschreibungen auszustechen. Seit dieser Zeit werden bevorzugt europäische Unternehmen in den USA zu hohen Strafzahlungen häufig im Bereich von Milliarden Dollar verurteilt, etwa wenn sie die zahlreichen und unübersichtlichen US-Embargobestimmungen nicht eingehalten haben.

Walter Grobe nennt in seinem Artikel »Merkels ewige Pandemie« weitere Komplexe, die bereits seit den 00er Jahren zu einem zunächst schleichenden und sich dann immer mehr beschleunigenden Niedergang Deutschlands geführt haben:

	Ausstieg aus der Kernenergie und Stromversorgung ausschließlich durch erneuerbare Energien Windkraft und Photovoltaik. Mit der Kernenergie gibt Deutschland nicht nur eine zuverlässige, sichere[478]  und CO2-freie Technologie auf. Die als Backup zu den »Erneuerbaren« notwendigen konventionellen Kraftwerke sollten auf Erdgas basieren, da seine Verbrennung weniger CO2 freisetzt als etwa die Kohle. Damit wurde eine Sollbruchstelle geschaffen, die es den USA ermöglicht, die deutsche Industrie beliebig an oder auszuschalten (siehe unten). Deutschland war in den 70er Jahren mit seinen Leichtwasserreaktoren, aber auch bei Schnellen Brütern und Thorium-Hochtemperaturreaktoren (THTRs) an der Weltspitze im Bereich der Kerntechnik angekommen. Mit den Ausstiegsbeschlüssen 2000 und 2011 wurden ganze Industriezweige und große ingenieurtechnische Kompetenzen unwiderruflich zerstört. Bereits hiermit wurde der deutschen Industrie ein großer und irreversibler Schaden zugefügt.[479]  Das hatte offenbar seinen Grund. Grobe kommt zu der Schlussfolgerung: »Es ist aus den Umständen der Jahre 1987-90 auch als wahrscheinlich zu vermuten, dass im Zuge der international beaufsichtigten deutschen Einigung die deutsche Regierung auch geheime Zusicherungen über die Drosselung und vielleicht sogar über die letztendliche Liquidierung der eigenen Kernenergie gegeben hat, die möglicherweise noch heute wirksam sind. Derartige Grundsatzentscheidungen fielen jedenfalls bereits genau in diesen Jahren, wie der Verzicht auf die eigene Wiederaufarbeitungs-Technik, auf wissenschaftlich und ökonomisch hochinteressante Reaktortypen wie den Schnellen Brüter und den Hochtemperatur-Reaktor, auf die mit allen Weiterentwicklungen verbundene Brennelemente-Technik und sogar auf den Neubau ganz gewöhnlicher Druckwasser- oder Siedewasserreaktoren.«[480]  Die ursprünglich erzbürgerliche Anti-Atomkraftbewegung bekam in dieser Zeit eine so große Durchschlagskraft, weil sie sich mit militanten Autonomen verbündete. Während die Sicherheitsbehörden im Fall der sozialrevolutionären RAF und der Bewegung 2. Juni keine Schwierigkeiten hatten, deren Aktivisten dingfest zu machen, will ihnen das bei den militanten Autonomen partout nicht gelungen sein. Genauso wenig übrigens wie bei den Attentätern auf Herrhausen und Rohwedder.



	Die Auflösung der Deutschland AG unter der Schröder-Fischer-Regierung ab 2000 ermöglichte den Aufkauf der deutschen Industriekonzerne durch US-amerikanische Schattenbanken wie BlackRock.



	Die BRD und die EU verzichteten auf eine Industriepolitik zur Förderung der eigenen Halbleiterproduktion und von sozialen Netzwerken, so dass sie immer stärker von US-amerikanischen Produkten und Netzwerkfirmen wie Google, Facebook, YouTube und Twitter abhängig wurde. Russland und China haben mit VKontakte und Yandex, bzw. Baidou und TikTok rechtzeitig eigene soziale Netzwerke aufgebaut. Während die USA hemmungslos ihre eigene IT-Industrie subventionierten, haben sie das ihre Vasallen schlicht verboten. So wurde Deutschland zunehmend auf seine traditionellen Industrieprodukte festgelegt: Automobilindustrie, Maschinenbau, Chemie, Pharmazeutische Industrie und Flugzeugbau (letzterer zusammen mit Frankreich).[481] 



	Der Neoliberalismus wurde in Deutschland mit einer solchen Radikalität durchgeführt, dass kritische Infrastrukturen wie Schienen, Straßen, Schulen, Krankenhäuser und ähnliche Einrichtungen immer schneller verfallen. Insbesondere Brückenschäden behindern den Fernverkehr inzwischen sehr stark.






Bereits aus dieser unvollständigen Liste ist erkennbar, dass Deutschland ökonomisch weitaus stärker sein könnte, als es heute ist. Noch stärker könnte das Land bei einer engen ökonomischen Verflechtung mit Russland sein. Das ist die größte Angst der USA, wie eine Rede des STRATFOR[482] -Gründers George Friedman auf dem Chicago Council von 2015 zeigt. Nachdem er zunächst die aggressive US-Politik gegen Russland dargestellt hatte, sagte er zu Deutschland:

»Worauf wir keine Antwort parat haben, ist die Frage: Was wird Deutschland in dieser Situation unternehmen? Die reale unbekannte Variable in Europa sind die Deutschen, wenn die USA diesen Sicherheitsgürtel in Europa [das von Polen kontrollierte Intermarium] aufbauen. Nicht in der Ukraine, sondern weiter im Westen. Der Einfluss der Russen in der Ukraine wird schwinden. Wir wissen nicht, wie die deutsche Haltung dazu ausfallen wird. Deutschland ist in einer sehr eigenartigen Lage. Der ehemalige Bundeskanzler Gerhard Schröder ist im Aufsichtsrat von Gazprom. Die Deutschen haben ein sehr komplexes Verhältnis zu den Russen. Sie wissen aber selbst nicht, was sie tun wollen. Sie müssen ihre Waren exportieren, die Russen können ihnen diese Waren abnehmen. Andererseits verlieren sie [wenn sie bei den Sanktionen gegen Russland nicht mitmachen] ihre Freihandelszone [die EU], die sie brauchen, um andere Sachen aufzubauen. Die Befürchtung der USA ist, dass deutsches Kapital und deutsche Technologie mit russischen Rohstoffressourcen und russischer Arbeitskraft sich zu einer einzigartigen Kombination verbinden, die die USA seit einem Jahrhundert zu verhindern versuchen. Wie kann man erreichen, dass diese einzigartige Kombination verhindert wird? Die USA sind bereit, die Karten auf den Tisch zu legen. Es ist die Linie zwischen dem Baltikum und dem Schwarzen Meer [das Intermarium]. Seitens Russlands waren die Karten immer schon auf dem Tisch. Für sie ist entscheidend, dass die Ukraine ein neutrales Land wird, kein prowestliches. […] Wer mir eine Antwort darauf geben kann, was die Deutschen in dieser Situation tun werden, der kann mir auch sagen, wie die nächsten 20 Jahre Geschichte aussehen werden. Aber unglücklicherweise müssen die Deutschen immer wieder diese Entscheidung treffen. Und das ist das ewige Problem Deutschlands. Deutschland ist wirtschaftlich enorm mächtig, aber gleichzeitig geopolitisch sehr zerbrechlich. Sie wissen niemals, wo und wie sie ihre exportierten Waren verkaufen können. Seit 1871 war das immer die Deutsche Frage und die Frage Europas. Denke sie nach über die Deutsche Frage, die jetzt wieder mal aufkommt. Das ist die nächste Frage, die wir stellen müssen, was wir aber nicht tun, da wir nicht wissen, was die Deutschen tun werden.«[483] 

Die politische und wirtschaftliche Kontrolle der USA über Eurasien und damit ihr Status als einziger Supermacht hängt in entscheidendem Maße von zwei Spaltungslinien ab: Der Spaltung zwischen Deutschland-Europa und Russland einerseits und der Spaltung zwischen Russland und China andererseits.[484] 

Die USA verfolgten seit 1989 eine Politik der Eindämmung nicht nur Russlands, sondern auch Deutschlands. Letzteres war sicherlich ein wichtiger Faktor bei der aggressiven NATO-Expansion nach Osten in die Ukraine. Die deutschen Regierungen zum Beispiel unter Merkel konnten noch so servil gegenüber den USA auftreten. Damit konnten sie das hartnäckige Misstrauen in Washington gegenüber Deutschland jedoch nie zerstreuen. Auch ungeachtet der Tatsache, dass durch US-Kaderschmieden und Think Tanks immer radikalere US-freundliche Politiker wie Baerbock nach vorne geschoben und in Entscheidungs­positionen gehievt wurden, blieb dieses Misstrauen bestehen. Wie wir jetzt wissen, war dieses Misstrauen ein wichtiger Faktor für die Sprengung der Nordstream-Pipelines.[485] 

Das ist der Kontext, in dem im Gefolge des Ukrainekrieges die Eindämmungspolitik der USA in einen aggressiven Wirtschaftskrieg gegen Deutschland übergeht. Denn jetzt steht für die USA noch bedeutend mehr auf dem Spiel.

Die Finanzialisierung der US-Volkswirtschaft ist nach Michael Hudson im Grunde genommen eine Plünderungswirtschaft, welche die Realwirtschaft austrocknet und sie auf die Dauer unfähig macht, kostendeckend zu arbeiten oder auch nur zu funktionieren.

Unternehmensgewinne werden zum Beispiel zu einem großen Teil für Aktienrückkäufe genutzt. Das lässt den Aktienkurs hochschnellen. Genauso beliebt bei den Anlegern ist der Verkauf von Unternehmensteilen. Das heißt, man zehrt von der Substanz und schüttet das eingenommene Geld an die Aktionäre aus.

Das Finanzkapital hat auch Infrastruktureinrichtungen wie Krankenhäuser, Schulen und Universitäten sowie das Wohnen zu einem Geschäft gemacht. Die auf diese Weise betriebenen Einrichtungen sind ineffizient und teuer. Da die Menschen aber auf diese Infrastrukturen angewiesen sind, müssen auch die Löhne entsprechend hoch sein. Das macht die US-Wirtschaft international zunehmend weniger konkurrenzfähig. Der Finanzkapitalismus erhöht die Lebenshaltungs­kosten und damit auch die Produktionskosten so stark wie möglich.

Unter diesen Umständen kann die US-Wirtschaft nur noch durch Zuflüsse aus dem Ausland aufrecht erhalten werden. Das geschieht vor allem durch Schuldendienst, Geistige Eigentumsrechte, Privatisierungen und Direktinvestitionen in den USA.[486] 

Soweit Hudson. Auch wenn er treffend die Entwicklung in den USA beschreibt, ist davon auszugehen, dass er die Ursachen dieser Misere nicht vollständig erfasst. Diese dürften im Fall der Profitrate liegen. Da in der Realwirtschaft kaum noch Profite generiert werden, können die hohen Gewinne der Schattenbanken und die Vermögenszuwächse der Milliardäre wohl nur noch durch Plünderung und Substanzverzehr erreicht werden. Es ist klar, dass diese Entwicklung nicht nachhaltig ist und die Misere nur noch verschlimmert.

Je schwieriger die Lage ökonomisch wird, desto eher wird der US-Staat mit kriegerischen Mitteln versuchen, andere Länder ebenfalls zu lähmen und von ihnen Tribute einzuziehen. Das dürfte der Hintergrund der Versuche der USA sein, Russland zu zerstückeln und seine Rufstoffe zu rauben. Wie wir weiter unten sehen werden, versuchen die USA und der Westen insgesamt, durch eine Neuauflage der Schuldenkrise auch die Entwicklungsländer zu plündern. Das ist aber nicht mehr so einfach wie in den 80er Jahren, als sich der Westen auf dem Höhepunkt seiner wirtschaftlichen, politischen und militärischen Macht befand.[487]  Auch deshalb gehen die USA zunehmend dazu über, die Ressourcen der eigenen »Verbündeten« anzuzapfen. Dies betrifft besonders die Bundesrepublik, da die USA ein prosperierendes, mit Russland verbündetes Deutschland so stark fürchten wie keine andere geopolitische Konstellation.

Angesichts einer gegenüber China nicht mehr wettbewerbsfähigen Wirtschaft ist es das Ziel der USA, diesen Wettbewerb auszuschalten, China und Russland von der Weltwirtschaft zu isolieren und sich mit Gewalt ihren eigenen Wirtschaftsraum zu schaffen, den sie absolut beherrschen.

Mit Russland sollte der wichtigste ökonomische Verbündete Chinas ausgeschaltet werden. Dies sollte durch immer härtere Sanktionen geschehen, die die russische Wirtschaft lähmen sollten. Alles, was es brauchte, um diese in Kraft zu setzen, war ein casus belli.

Zugleich wurden durch die Sanktionen auch die europäischen »Verbündeten« der USA massiv geschädigt. Russland lieferte reichlich Energie zu einem wettbewerbsfähigen Preis und die europäischen Unternehmen konnten durch Exporte und Direktinvestitionen in Russland gute Geschäfte machen. Diese Wirtschaftsbeziehungen wurden brutal gestoppt, offenbar für immer, da die NATO Russlands Devisenreserven beschlagnahmt hat und die europäische Russophobie von US-hörigen Propagandamedien bewusst geschürt wird.[488] 

»Die Weltwirtschaft steht in Flammen. Die Vereinigten Staaten haben sich auf eine militärische Antwort, auf die Bewaffnung ihres eigenen Öl‑, Agrarexport- und Waffenhandels vorbereitet. Sie werden alle Länder vor die Wahl stellen, welcher Seite des Neuen Eisernen Vorhangs sie sich anschließen wollen.«[489] 

Es sieht tatsächlich so aus, als würde die Weltwirtschaft in zwei Teile zerbrechen. Aber es ist keinesfalls gesagt, dass derjenige der NATO der größere Teil sein wird. Der Westen hat den Entwicklungsländern nichts anzubieten außer einem noch größeren Elend. Natürlich werden die USA versuchen, die lokalen Eliten zu bestechen. Wie dieser Versuch ausgeht, ist völlig offen.[490] 

Es kann gut sein, dass der Orkan an Sanktionen und Beschlag­nahmungen gegen Russland und inzwischen auch gegen China nur bewirkt, dass der Welthandel zunehmend um den Westen herumgelenkt wird. Letztlich würden dann Russland, China, das übrige Asien, Afrika und Lateinamerika eigene Handelsorganisationen und eine eigene Leitwährung schaffen. In diesem Fall hätte die versuchte Isolierung Russlands und Chinas nur zur Selbstisolierung des Westens geführt.

In diesem Fall hätte der neue Eiserne Vorhang nur die eigenen »Verbündeten« der USA ihrem Wirtschaftsbereich festgehalten, wo sie deren Willkür hilflos ausgeliefert sind.[491] 

Die Russland-Sanktionen führten zu einer globalen Lebensmittelkrise. Sie haben unter anderem zur Folge, dass Düngemittel weltweit knapp und teuer werden. Denn Erdgas ist der Rohstoff für Stickstoffdünger. Das aber ist in Verlauf des Jahres 2022 so teuer geworden, dass sich die Düngerproduktion häufig nicht mehr lohnt. Befürchtet werden langfristig geringere Ernten im Westen. Aufgrund der Börsenspeku­lation gehen bereits heute die Lebensmittelpreise durch die Decke. Diese Lebensmittelkrise wird in einigen europäischen Ländern wie den Niederlanden und Großbritannien bewusst noch dadurch verschärft, dass sie ein gigantisches Flächenstillegungsprogramm gestartet haben und planen, große Teile ihrer Agrarproduktion still zu legen (Genaueres siehe Abschnitt 6.4.4.6.).

Auch auf den von der EU etablierten Gas- und Strommärkten treibt die Spekulation die Preise noch weit über das künstlich durch politische Entscheidungen verknappte Angebot hinaus.

Vor allem die Chemie- und die Metallbranche sind in hohem Maß etwa auf Erdgas angewiesen – nicht nur als Energieträger, sondern auch als Grundstoff – und leiden deshalb erheblich unter der Teuerung.[492]  Die deutsche Stahl-, Automobil- und Chemieindustrie steht aufgrund der massiv gestiegenen Produktionskosten international unter unermesslichem Wettbewerbsdruck.

Im Sommer 2022 schlossen fast täglich energieintensive Betriebe, zum Beispiel Glasschmelzen, Düngemittelhersteller, Chemiekonzerne oder sie kündigten Produktionskürzungen an.[493]  Gerade die verschiedenen Produktionsbereiche der Chemieindustrie sind eng miteinander verkettet. Der Ausfall eines Basisprodukts wie Ammoniak hat vielfältige Auswirkungen. So ist er Grundstoff von Stickstoffdünger, Ad Blue und Vorprodukt für eine ganze Reihe von Kunststoffen wie Polyurethan. Aus diesem Stoff werden Matratzen, Schuhsohlen, Dichtungen, Schläuche, Fußböden, Lacke, Klebstoffe, Dichtstoffe, Skier, Autositze, Laufbahnen in Stadien, Armaturenbretter, Vergussmassen, Kondome (Präservative) und vieles mehr hergestellt.[494] 

Die deutschen Industriebetriebe sind nicht nur auf günstige Energie, sondern häufig auch auf zahlreiche Vorprodukte aus allen möglichen europäischen Ländern angewiesen, deren Preise wegen der Energiekrise ebenfalls durch die Decke gehen. Viele Industrieunternehmen wurden bereits durch Lieferkettenunterbrechungen infolge der Corona­maßnahmen massiv geschädigt. Diese Lieferketten sind in vielen Bereichen immer noch gestört, zum Beispiel bei der Versorgung mit Halbleitern. Hinzu kommen der Verlust des russischen und wohl bald auch des chinesischen Marktes. Allein nach Russland exportierten deutsche Unternehmen im vergangenen Jahr noch Waren im Wert von fast 27 Milliarden Euro. Diese fallen jetzt weg. Die USA können wegen ihrer zunehmend protektionistischen Politik auch keine Alternative als Absatzmarkt bieten.[495]  Als Folge dieser Entwicklung könnte die deutsche Industrie ihre Kernbranchen verlieren.

Diese zahlreichen Schocks haben die Wettbewerbsfähigkeit der deutschen Industrie nachhaltig geschädigt. Bereits im August 2022 überstiegen die deutschen Importe wegen der hohen Energiepreise erstmals seit Jahrzehnten die Exporte.[496]  Vom ehemaligen Exportweltmeister Deutschland ist also nicht mehr viel übrig geblieben. Eine Überschlagsrechnung des IMK-Ökonomen Sebastian Dullien prognostiziert alleine für die Gasimporte für 2023 einen Nettoabfluss in Höhe von mehr als 250 Milliarden Euro im Vergleich zu 2020.[497] 

Im Jahr 2022 gehörte zum ersten Mal kein einziges deutsches Unternehmen mehr zu den einhundert wertvollsten Unternehmen der Welt. 2015 waren es immerhin noch 6. Dieser Niedergang des ehemaligen Exportweltmeisters Deutschland zeichnete sich seit der Großen Weltwirtschaftskrise von 2007/08 ab, zunächst schleichend, seit den Corona-Lockdowns mit atemberaubender Geschwindigkeit.[498] 

Eine weitere Gefahr ist der Zusammenbruch der Binnenkonjunktur. Denn das Geld, was nun zusätzlich für Gas und Strom ausgegeben werden muss, kann nicht für andere Dinge aufgewendet werden. Die Ausgaben der Haushalte sind jedoch die Einnahmen und Aufträge der Unternehmen.[499]  Im Jahr 2022 sind die Tariflöhne aufgrund der hohen Inflation um mindestens 4,7 Prozent gefallen.[500]  Vermutlich sind die Reallohnverluste sogar noch viel höher, denn die Inflation schnellte 2022 auf mehr als 11 Prozent hoch und dies, obwohl sie durch statistische Tricks schon heruntergerechnet wird.[501]  Als Folge dieser Entwicklung rutschen immer mehr Menschen unter die Armuts­schwelle. Bereits 17 Prozent der Einwohner Deutschland sind arm und die Entwicklung hat sich seit 2020 rapide beschleunigt. Deutschland verwandelt sich in einen Alomosenstaat.[502]  Was unsere Oligarchen wohl auch beabsichtigt haben.

Im Sommer 2022 begann die durch die Sanktionen induzierte Wirtschaftskrise auch die allgemeine Bevölkerung zu treffen. Der Mietenkonzern Vonovia senkt am 7. Juli 2022 die Heiztemperatur in vielen seiner Wohnungen zwischen 23:00 und 6:00 Uhr auf 17 Grad Celsius ab.

Wirtschaftsminister Habeck warnte im Juli 2022 eindringlich vor hohen Preissteigerungen bei Erdöl und Erdgas. Er wollte noch nicht einmal ausschließen, dass auch den Privathaushalten im Fall einer Gasmangellage das Gas abgedreht wird, obwohl sie besonders geschützt sind. Für diesen Fall haben zahlreiche Kommunen wie Ludwigshafen und Berlin bereits Wärmehallen vorbereitet. Habeck schloss auch aus, dass der Bund in Not geratene Stadtwerke stützt. Sie werden damit gezwungen, die astronomisch hohen Gaspreise an ihre Kunden weiterzugeben.

Politiker wie Robert Habeck brannten zwar ein »Feuerwerk der Apokalyptik« ab, aber sie dachten gar nicht daran, die selbst geschaffene Krise zu lösen. Stattdessen nahmen sie die Bevölkerung ohne jegliche Skrupel in Haftung. Sie wird aufgefordert, weniger Gas zu verbrauchen, am Strom zu sparen, weniger zu duschen und so weiter.[503] 

Dr. Martin Wansleben, Hauptgeschäftsführer des Deutschen Industrie- und Handelskammertags (DIHK), erklärte am 20. Juli 2022 offen, dass die Bevölkerung als Folge der Sanktionen 20 bis 30 Prozent ärmer sein werde.[504] 

Ab dem 1. September 2022 gilt eine flächendeckende Verdunkelung für Deutschland. Seit dieser Zeit ist die Beleuchtung von Gebäuden und Denkmälern aus ästhetischen Gründen verboten. Auch Werbeanlagen dürfen zwischen 22:00 Uhr und 6:00 Uhr nicht mehr betrieben werden. Ladentüren und Drehtüren im Einzelhandel dürfen nicht mehr dauerhaft offen gehalten werden. Für öffentliche Gebäude gelten strenge Temperaturobergrenzen: Sie reicht von 19 Grad Celsius für körperlich leichte und überwiegend sitzende Tätigkeit bis hin zu 12 Grad für körperlich schwere Tätigkeit.[505]  Aber bereits 19 Grad ist für viele Menschen weit von ihrer Wohlfühlzone entfernt[506] , zumal die Temperatur in den Räumen in der Regel eher noch niedriger sein dürfte. Die hierdurch verursachten Erkrankungen haben ganz erheblich zur weihnachtlichen Grippewelle beigetragen.[507] 

Zu allem Überfluss bereiten Städte und Bundesländer auch noch rollierende Stromabschaltungen in diesem Winter vor, wenn – wie abzusehen – nicht mehr genügend Strom zur Versorgung der Bevölkerung zur Verfügung steht. Die wichtigste Ursache hierfür ist der deutsche Atomausstieg.[508] 

Unter diesen Umständen ist es kein Wunder, wenn im Spätsommer 2022 erste Politiker wie Oskar Lafontaine und Sahra Wagenknecht ein Ende der Russland-Sanktionen und die Öffnung von Nordstream 2 forderten. Vergleichbare Forderungen erhoben auch die DKP, Teile der AfD und mehrere Handwerkskammern. Insbesondere in Ostdeutschland gab es jeden Montag große Demonstrationen von zusammen bis zu 100.000 Teilnehmern.

Man hat fast den Eindruck, dass führende Politiker wie Annalena Baerbock und Robert Habeck diese Demonstrationen bewusst herbeigeredet haben. Auch das geschah wohl, um Kontrolle über die Entwicklung zu behalten, was bisher gelungen ist.

Denn diese Demonstrationen gingen nach der Sprengung von Nordstream II am 26. September 2022 zurück und sind inzwischen völlig zum Erliegen gekommen. Denn jetzt ist eine Wiederaufnahme der Gaslieferungen aus Russland nahezu unmöglich.

Zum Abflauen der Demonstrationen hat sicherlich auch die harte Repression beigetragen. Dazu gehören:

	Geräuschvolle Vorbereitung auf einen Bundeswehreinsatz im Inneren



	massive Verschärfung des § 130 StGB und damit faktische Abschaffung der Meinungsfreiheit in Deutschland



	Strafverfolgung gegen kritische Journalisten wie Alina Lipp



	Zensur von kritischen Medien wie zum Beispiel die Nachdenkseiten



	maßlose Medienhetze gegen alle Kritiker des Kriegskurses der Bundesregierung






Außerdem hat die Bundesregierung mit ihrem »Doppelwumms« eine Entlastung der Bürger von den hohen Energiekosten in Höhe von 200 Milliarden Euro beschlossen. Wie genau sich das auswirken wird bleibt abzuwarten. Allerdings erfolgt die Finanzierung auf Kredit und kann dauerhaft nicht durchgehalten werden. Spätestens wenn der von USA kontrollierte IWF auch Deutschland ein Strukturanpassungsprogramm aufzwingt, drohen Zustände wie in der Dritten Welt. Italien ist ein mahnendes Beispiel, was auch uns bald bevorstehen könnte. Die neue ultrarechte Regierung Meloni hatte die Armen des Landes kurzerhand auf Nulldiät gesetzt, indem sie ihnen das Bürgergeld strich, mit dem sie bisher notdürftig überleben konnten.[509] 

Die Strategie der Bundesregierung sah wohl so aus, dass die Menschen zunächst mit Katastrophenszenarien terrorisiert und die vergleichsweise wenigen Demonstranten dann durch eine exemplarische Repression eingeschüchtert wurden. Am Ende bekamen alle noch Brosamen zugeworfen. So konnten die Menschen in eine Duldungsstarre für eine zerstörerische Politik gezwungen werden.

Die Situation wird sich in den nächsten Jahren nicht verbessern, eher im Gegenteil. Noch 2022 flossen große Mengen an russischem Gas nach Westen. Damit ist im Jahr 2023 nicht zu rechnen. Die Gasmangellage wird sich wohl erst im Winter 2023/24 voll bemerkbar machen. Mit verheerenden Folgen für Verbraucher und Industrie.[510] 

Da die US-Unternehmen durch die Finanzialisierung – sprich Plünderung – durch Schattenbanken und Oligarchen ausgezehrt sind, sind die USA dringend auf Kapitalzuflüsse von außerhalb angewiesen. Europa und besonders Deutschland gelten offenbar als Hauptquelle dieser Zuflüsse. Diese Entwicklung wird dadurch erleichtert, dass die US-Schattenbanken wie BlackRock oder Vanguard bereits 2018 34,6 Prozent der Anteile aller DAX-Unternehmen besaßen. Weitere 20 Prozent gehörten britischen und irischen Vermögensverwaltern.[511] 

Durch die Sprengung der Nordstream-Pipelines am 26. September 2022 wurde Deutschland vermutlich irreversibel[512]  von preiswerter russischer Energie abgeschnitten. Für die USA ist das natürlich eine großartige Gelegenheit, so US-Außenminister Blinken am 2. Oktober dieses Jahres. Denn inzwischen ist eine große Verlagerungswelle von ursprünglich deutschen, aber jetzt den US-Schattenbanken gehörenden Industriebetrieben in die USA angelaufen.

Einen Anreiz hierzu bieten zahlreiche Ausgabenprogramme wie der am 16. August 2022 verabschiedete »Inflation Reduction Act«. Er sieht 369 Milliarden Dollar an Subventionen für Unternehmen vor, die in der grünen Energie-, Transport- und Wasserstoffindustrie tätig sind. Ergänzt wird er durch den »Infrastructure Investment and Jobs Act«, der bereits im November 2021 in Kraft getreten ist. Er sieht zusätzliche 1,2 Billionen US-Dollar vor, die in den Ausbau von Straßen und Brücken, in die Reparatur von Wasserleitungen sowie in den Bau von Aufladestationen für Elektroautos fließen sollen. Dabei handelt es sich um das größte derartige Programm seit den 1950er Jahren. Zusätzlich stellt der ebenfalls im August 2022 in Kraft getretene Chips and Science Act über 52 Milliarden US-Dollar für den Wiederaufbau der US-Halbleiterproduktion bereit. Alle diese Programme kommen nur Unternehmen zugute, die in den Vereinigten Staaten produzieren.

Die EU kann kaum etwas dagegen tun. Denn wie Robert Habeck feststellte: »Wir können in Zeiten wie diesen keinen Handelskrieg anfangen.« Die EU-Kommission will jetzt vor der Welthandelsorganisation WTO klagen. Solche Prozesse können Jahre dauern und gehen aufgrund der meistens US-freundlichen Richter in der Regel zugunsten der USA aus. Selbst wenn die EU nach einem langen Prozess wider Erwarten doch Recht bekommen sollte, wäre sie dann bereits weitgehend deindustrialisiert und wirtschaftlich irrelevant.[513] 

Während in Europa die Energiepreise in astronomische Höhen geschnellt sind, bleiben sie in den USA niedrig. Die Gas- und Strompreise sind inzwischen in Europa mehr als viermal so hoch als jenseits des Atlantiks.[514] 

Nach dem Ende der Öllieferungen aus Russland durch die Drushba-Pipeline am 1. Januar 2023 als Folge von EU-Sanktionen droht der Ölraffinerie PCK in Schwedt das Aus. Noch wird sie durch Tanker-Öl aus Rostock versorgt, allerdings arbeitet sie aufgrund der geringen Kapazität der Schwedt-Rostock-Pipeline nur mit 55 Prozent, was nicht kostendeckend ist. Ursprünglich war geplant, das PCK zusätzlich mit Öl zu versorgen, das im polnischen Hafen Gdingen angelandet und dort in das Pipelinenetz eingespeist wird. Allerdings weigert sich Polen, Öl an die PCK zu liefern, solange die Raffinerie noch formal dem russischen Konzern Rosneft gehört, auch wenn sie schon im April 2022 unter Zwangsverwaltung gestellt wurde. Da eine Enteignung von Rosneft aus formellen Gründen nicht einfach ist, dürfte das Ende der Raffinerie bereits beschlossen sein. Die Bundesregierung weigert sich jedenfalls strikt, auf Polen Druck auszuüben oder eine weitere Pipeline von Rostock nach Schwedt zu bauen. Der durch eine Stilllegung der PCK provozierte Benzinmangel und die damit einhergehenden Preissteigerungen kommt ihr gerade recht, um die Menschen weiter zu verarmen und vom Autofahren abzuhalten. Auch die deutsche Industrie verliert weiter an Wettbewerbsfähigkeit.[515] 

Es ist also kein Wunder, wenn Unternehmen wie BMW, VW, Mercedes-Benz, Siemens, BASF und Evonik jeweils Milliardensummen in den USA investieren. Zur gleichen Zeit lahmt ihr Geschäft auf dem deutschen Heimatmarkt und in Europa insgesamt. Wenn sich diese Entwicklung fortsetzt, ist eine vollständige Verlagerung der Produktion dieser Firmen in die USA denkbar.[516]  Der Gashersteller Linde machte den Anfang und siedelte bereits im Januar 2023 vollständig in die USA über.[517]  Der Pharmakonzern Bayer will den Schwerpunkt seines Geschäfts in die USA verlagern. Nur dort wird er weiter investieren, nicht aber in Europa.

Zusätzlich profitieren die USA von den hohen Preisen auf den Weltmarkt für ihr Frackinggas und von Waffenkäufen. Thomas Röper fasst zusammen:

»Es drängt sich der Eindruck auf, dass die USA diesen Konflikt provoziert haben, um ihre Stellung als Weltmacht zu festigen, auch wenn das bedeutet, dass es auf Kosten der europäischen ›Verbündeten‹ geschieht, die an den Folgen gerade wirtschaftlich ausbluten.«[518] 

Mit dem Ukrainekrieg haben die USA nicht nur Russland geschwächt, sondern gleichzeitig einen für sie gefährlichen industriellen Konkurrenten ausgeschaltet. Sie gehen zudem die eigene Reindustrialisierung energisch an. Perspektivisch würden sie nahezu die einzige Industriemacht in der von ihnen beherrschten Sphäre werden und könnten sich gegenüber China stabilisieren, zumindest eine Zeitlang.

Die EU und besonders Deutschland drohen, bis 2030 zu einem vollständig entindustrialisierten Ödland zu werden. Verschärft wird diese Entwicklung durch den Kampf gegen das CO2: Photovoltaik und Windkraft sind nicht in der Lage, stabile und zuverlässige Energie zu liefern. Zugleich fährt die EU auch noch die hochproduktive europäische Landwirtschaft bewusst herunter, so dass man daran zweifeln kann, ob noch alle europäischen Bürger ernährt werden können.[519] 

Ein wichtiger Zweck der hysterische Entschließungen wie die Erklärung von Russland zum Terrorstaat durch das EU-Parlament am 23. November und die Anerkennung des »Holodomor« als Völkermord an Ukrainern durch den Deutschen Bundestag am 30. November 2022, ist sicherzustellen, dass der Bruch zwischen EU-Deutschland und Russland möglichst dauerhaft erhalten bleibt.[520] 

»Es sind letztlich also nicht nur die Sanktionen, sondern auch diese propagandistisch überdrehten Beschlüsse, die sich gegen Russland zu richten scheinen, aber die europäischen Industrieländer zum Ziel haben.«[521] 

Offenbar dienen solche Beschlüsse auch dazu, die europäischen Politiker gewissermaßen in Geiselhaft zu nehmen. Je mehr solcher Beschlüsse gefasst werden, umso schwieriger ist es, die normalen Beziehungen zu Russland wiederherzustellen. Es ist immer weniger möglich, entsprechende Vorschläge auch nur in die politische Debatte einzubringen. Damit ist das Schicksal dieser Politiker mit der Fortsetzung des jetzigen Kriegskurses verknüpft. Sie können ihn nicht ändern, ohne damit ihre Karriere zu beenden. Und zwar auch dann nicht, wenn sie begreifen sollten, dass sie ihren Ländern den größtmöglichen Schaden zufügen.[522] 

Das Schlimme an diesem Szenario ist, dass es für den Rest der Welt sogar von Vorteil wäre, denn eine wirtschaftliche und politische Destabilisierung der USA wäre weitaus gefährlicher.[523] 

Und das ist noch nicht alles. Auch die EU gehört, wenn es nach den USA geht, aufs Abstellgleis. Sie soll durch ein Bündnis osteuropäischer Länder unter Führung Polens ersetzt werden, die eine noch härtere Position gegenüber Russland einnehmen. Sie bilden zudem einen physischen Riegel zwischen Deutschland und Russland. Das wäre das von den USA vorangetriebene Intermarium. Diesem Intermarium sollen neben Polen folgende Länder angehören: Die baltischen Staaten, die Tschechei, die Slowakei, die westliche Ukraine, Rumänien mit Moldawien und Bulgarien.[524] 

Während die USA in Westeuropa offenbar auf einen totalen zivilisatorischen Zusammenbruch hinarbeiten[525] , dürften sie beim Frontsaat Polen einen etwas höheren Lebensstandard tolerieren. Darauf deutet hin, dass im polnischen Ort Choczewo das erste Kernkraftwerk des Landes entstehen soll und zwar mit sechs Reaktoren der US-Firma Westinghouse. Im Endausbau wird es ein Drittel des in Polen verbrauchten elektrischen Stroms erzeugen.[526] 

Auch die an Deutschland gerichteten polnischen Reparations­forderungen für Verwüstungen von Krieg und Besatzung zwischen 1939 und 1945 in Höhe von 1,3 Billionen Dollar sind in diesem Zusammenhang zu sehen.[527]  Polen wird diese Forderung wohl bald bei einem US-Gericht einklagen. Mit dem zu erwartenden positiven Urteil hätte Polen einen vollstreckbaren Titel, mit dem es überall auf der Welt deutsches Eigentum beschlagnahmen kann. Um weiter Druck zu machen, könnten die USA ihre Flüssiggaslieferungen nach Deutschland einstellen. Dann bliebe den Deutschen nichts anderes übrig als zu zahlen. Dieser massive Reichtumstransfer wäre der letzte Sargnagel bei der Zerstörung der deutschen Industrie und damit der deutschen Gesellschaft.

Deutschland sollte in der Tat aufrüsten, aber nicht gegen Russland, sondern gegen Polen. Denn wer kann ausschließen, dass Polen als Anführer des Intermariums seine Reparationsforderungen nicht militärisch eintreibt, so wie das die Franzosen 1923 bis 25 mit der Ruhrbesetzung vorgemacht haben?

6.4.4. Klimalockdown und Great Reset

Das geopolitische Interesse der USA an einer Schwächung nicht nur Russlands nicht nur Russlands, sondern auch Deutschlands korrespondieren mit den Forderungen der im World Economic Forum versammelten Milliardäre nach einem Great Reset, also nach einer kreativen Zerstörung großer Teile der Weltwirtschaft. Damit sollen Überkapazitäten stillgelegt, der Lebensstandard der Menschen radikal abgesenkt und die Mittelschicht enteignet werden. Es wird inzwischen allerdings immer klarer, dass vor allem EU-Europa diese kreative Zerstörung schultern soll. Je mehr Produktionskapazitäten hier stillgelegt werden, desto eher tritt die US-Industrie in einen neuen Wachstumszyklus ein, so die Hoffnung der Milliardäre.[528] 

Diese neue lange Welle soll sich auf die »vierte industrielle Revolution« stützen, getragen von Bio- und Neurotechnologie, von Big Tech und Big Pharma. Hauptprofiteure sind Schattenbanken wie BlackRock und die hinter ihnen stehenden Milliardäre. Vorangetrieben werden diese als Great Reset bezeichneten Konzepte vom Weltwirtschaftsforum (WEF) unter der Führung von Klaus Schwab. Große Teile der Weltbevölkerung werden in dieser digitalen und automatisierten Weltwirtschaft überflüssig sein. Sie werden nach den vorliegenden Planungen und Projekten vorerst noch notdürftig am Leben gehalten, sollen letztlich aber als Überbevölkerung verschwinden.[529] 

Vor allem in Europa werden die traditionellen Industriesektoren bewusst gegen die Wand gefahren, während vom Umbau hin zu einer »grünen Wirtschaft« vor allem die US-Milliardäre durch billionenschwere Subventionsprogramme profitieren. So hat Bill Gates bereits den Fonds Breakthrough Energy gegründet, um unter anderem die von der EU bereitgestellten Gelder in Höhe von einer Billion Euro für den »grünen« Umbau – de facto Verschlechterung – des Energiesystems abgreifen zu können. Der Fonds ist bereits offizieller Partner des europäischen Green New Deal. Wenn das genauso abläuft wie bei den Corona-Impfstoffen, dann dürfte ein großer Teil dieser Billion direkt in die Taschen der Oligarchen fließen.[530] 

Für die Bevölkerung bedeutet diese Entwicklung dauerhaft exorbitant hohe Energiepreise, Versorgungsunsicherheit mit Energie, Arbeitslosigkeit und letztlich die totale Verelendung.

Begründet wurde dieser Great Reset zunächst mit der Corona-Pandemie und mit dem Russland-Ukraine-Krieg. Aber bereits im Jahr 2021 war zu erkennen, dass der Corona- in den Klimalockdown überführt werden sollte, wenn die Strahlkraft des Corona-Narrativs nachlässt. Das Bundesverfassungsgericht machte in seiner Entscheidung vom 21. April 2021 den Weg hierfür frei. Zum Schutz des Klimas können gravierende Freiheitseinschränkungen gerechtfertigt sein. Oder noch deutlicher:

»Die Möglichkeiten, von grundrechtlich geschützter Freiheit in einer Weise Gebrauch zu machen, die direkt oder indirekt mit CO2-Emissionen verbunden ist, stoßen an verfassungsrechtliche Grenzen.«[531] 

Auch Karl Lauterbach forderte schon sehr früh den Klimalockdown. Bereits am 27. Dezember 2020 twitterte er:

»Somit benötigen wir Maßnahmen zur Bewältigung des Klimawandels, die analog zu den Einschränkungen der persönlichen Freiheit in der Pandemie-Bekämpfung sind.«[532] 

Im Schatten der Corona-Hysterie sind ultraharte CO2-Einsparungsziele sowohl auf Bundes- wie auf EU-Ebene festgezurrt worden. So soll Europa spätestens 2045 kein CO2 mehr emittieren. Um dies zu erreichen, werden unter anderem folgende Maßnahmen umgesetzt:

	Agrarwende: 100 Prozent »Biolandwirtschaft« ohne Kunstdünger und Pflanzenschutzmittel. Das wird die Erträge senken und die Lebensmittelpreise massiv ansteigen lassen.



	Abschalten aller Kohle- und Gaskraftwerke



	Abschalten aller Kernkraftwerke



	Schluss für den Verbrennungsmotor ab 2035 und damit Ende der individuellen Massenmobilität



	Zerstörung von Wohnraum unter dem Vorwand der Klimaneutralität



	Individuelle Kohlenstoffkontingente






Was hier passiert, ist ein Deindustrialisierungsprogramm ungeahnten Ausmaßes, das den gesellschaftlichen Wohlstand Deutschlands und der EU vernichten wird.

Bereits 2021 zeichnete sich ab: 

»Es ist offensichtlich, dass diese brutalen Reduzierungsziele nicht ohne zusätzliche Maßnahmen erreicht werden können. Sonntagsfahrverbote, Rationierung der Heizstoffe, massiv gestiegene CO2-Steuern, Fleischsteuer (Euphemismus: Tierwohlabgabe), Abschaffung der Inlandsflüge und weitere soziale Grausamkeiten sind so gut wie sicher. Auch ist mit einer Abschaltung der größten Teile der Industrie zu rechnen. Das macht die Konturen des Klimalockdowns aus.«[533] 

Davon ist nach nur einem Jahr ein großer Teil verwirklicht worden. Andere Maßnahmen sind in der Diskussion und können jederzeit verhängt werden.

Da aber diese Maßnahmen zumindest in Teilen der Gesellschaft unpopulär waren, brauchte man zu ihrer Durchsetzung ein überzeugendes Narrativ.

Wie oben dargestellt, diskutierte man im Westen bereits im Jahr 2021 über harte Sanktionen gegen Russland. Diese aus moralischen Gründen angeblich gebotenen Sanktionen haben faktisch die gleiche Funktion wie der damals noch in Teilen der Bevölkerung unpopuläre Klimalockdown. Ich schrieb bereits am 8. Juni 2021:

»Um aber die geplanten Sanktionierungen akzeptabel erscheinen zu lassen, reichen Betrugsvorwürfe an Russland [wegen der Dumawahlen] nicht. Röper geht deshalb davon aus, dass der Westen im Sommer 2021 neue Provokationen gegen Russland plant, um die Volksseele zum kochen zu bringen. Im Vergleich dazu können die bisherigen westlichen Provokationen, also MH-17, Skripals, Nawalny und Protasewitsch harmlos erscheinen. […]

Die tatsächlich aus Gründen der CO2-Reduzierung notwendigen[534]  Maßnahmen des Klimalockdowns würden dann Russland angelastet. Das ist für den Westen gleich in mehrerer Hinsicht von Vorteil:

– Der Stopp von Nordstream 2 schafft Platz für Gas aus den USA, das im Frackingverfahren gewonnen wurde.

– Russland wird geschädigt und vom Weltmarkt abgekoppelt

– Die Wut der Bevölkerung über die neuen Zwangsmaßnahmen wird auf Putin, den äußeren Feind abgelenkt.

– Mit der neu geschürten Hysterie des Zweiten Kalten Krieges wird das eigentliche Ziel der Zwangs­maßnahmen, die breitflächige Zerstörung der westlichen Gesellschaften, erneut für einige Jahre maskiert.«[535] 

Leider hat sich diese Vorhersage voll und ganz bestätigt, wenn sie auch nicht im Sommer 2021 eintraf, sondern etwas später. Russland wurde so lange provoziert, bis seine Streitkräfte im Februar 2022 in die Ukraine einmarschiert sind, was dann eine hysterische westlich Propagandakampagne ungeahnter Stärke auslöste. So ist zum Beispiel von einem Zivilisationsbruch und von bestialischen Kriegsverbrechen Russlands die Rede. Diese Propaganda – zusammen mit harter Repression – hat die Bevölkerung tatsächlich ruhig gestellt und bewirkte, dass sie empfindliche Einschnitte in ihren Lebensstandard akzeptiert.

Vermutlich wird das Kriegsnarrativ als Begründung für die Verarmung der Bevölkerung so lange es nur irgend geht aufrechterhalten. Zumal EU und NATO bereits angekündigt haben, dass auch nach dem Ende des Krieges die Sanktionen aufrecht erhalten werden und zwar so lange, bis Russland entwaffnet ist und alle vom Westen geforderten Reparationen gezahlt sind. Das aber dürfte kaum passieren. Auf absehbare Zeit wird es also keinen Handel der EU mit Russland geben. Wenn aber das Kriegsnarrativ doch an Kraft verliert, kommt das Klimanarrativ voll zum Tragen. Das wird jetzt gerade vorbereitet.

Seit 2020 befindet sich der Westen ununterbrochen im Krisenmodus. »Es scheint nicht mehr zu gehen ohne Bedrohungen, Angsterzeugung, Repressionen und dem erhobenen Zeigefinger.«[536]  Die westlichen Eliten nutzen dieses zahlreichen inszenierten Krisen aus, um eine seit Langem formulierte Agenda voranzutreiben.[537] 

Dabei schalteten die Milliardäre 2022 nochmals einen Gang hoch. Der Great Reset beschleunigt sich immer mehr. Im Schatten des Krieges werden weitgehend unter dem massenmedialen Radar immer weitere und härtere Reduktionsziele festgezurrt, die Landwirtschaft bewusst geschädigt, Kapital aus der Förderung von Öl, Gas und Kohle abgezogen, die Mobilität der Bevölkerung eingeschränkt und die Massenüberwachung verstärkt. Das Energiesystem wird massiv verschlechtert und auf die unzuverlässigen erneuerbaren Energien Wind und Solar umgestellt.

Die westlichen Regierungen agieren immer diktatorischer. Die schon in der Coronakrise angeknacksten Grundfreiheiten werden nicht wiederhergestellt. Sondern sie werden ganz im Gegenteil weiter abgebaut. Meinungsfreiheit existiert praktisch nicht mehr, die Zensurschraube wird immer fester angezogen (siehe dazu Abschnitt 6.4.5.).

Für die dem WEF verpflichteten Politiker wie Habeck und Baerbock ist der Krieg eine einmalige Gelegenheit, die grüne Agenda durchzudrücken.

»Nicht zufällig hat sich bei Robert Habeck die Rede von ›russischen fossilen Brennstoffen‹, also eine Kombination zweier ganz verschiedener Argumente, geradezu zu einer stehenden Redewendung entwickelt.«[538] 

Eine Erklärung dafür, warum die Grünen eine so radikale Politik gegen die Interessen der Bevölkerung betreiben, ist Habecks Bekenntnis von 2010: »Vaterlandsliebe fand ich stets zum Kotzen. Ich wusste mit Deutschland noch nie etwas anzufangen und weiß es bis heute nicht.«

Daraus folgt, dass Grüne keine Skrupel kennen, die eigene Bevölkerung zu züchtigen, für ihren Benzinverbrauch, ihren Fleischkonsum, ihre wahrgenommene Sündhaftigkeit allgemein. Die aktuelle Krise gibt ihnen die Möglichkeit hierzu.[539]  In der radikalen grünen Ideologie mischen sich die schneidende Verachtung der Bobos und Hipsters gegenüber allen, die anders sind als sie selbst mit Antideutschtum, transatlantischer Lakaiengesinnung und einer irrealen Romantisierung der »guten alten Zeit« ohne Großindustrie. Widerstände der Bevölkerung werden zunächst medial und wohl bald auch physisch niedergewalzt.

Den Zusammenhang von Russlandsanktionen und Klimalockdown belegt ein Offener Brief vom 9. März 2022, in dem zahlreiche Aktivisten der neoliberalen Klimabewegung einem Importstopp von Öl, Gas und Kohle aus Russland forderten. »Drehen Sie Russland den Gashahn ab« war die klare Aufforderung an Bundeskanzler Scholz, die er in der zweiten Jahreshälfte befolgte. Erstunterzeichner waren die Klimaaktivisten Luisa Neubauer, Eckart von Hirschhausen, Carla Reemtsma und Jakob Blasel, der Klima-YouTuber Rezo, die Klimaforscher Volker Quaschning, Stefan Rahmstorf und Claudia Kemfert, die Migrationsaktivistin Carola Rackete und die Grüne Marina Weisband.[540] 

Zugleich trommeln zahlreiche Medienleute, Politiker und Wissenschaftler für einen harten Klimalockdown, teils noch unter dem Vorwand der Solidarität mit der Ukraine, teils aber auch schon ohne. So forderte Ex-Bundespräsident Gauck im März 2022:

»Wir können auch einmal frieren für die Freiheit. Und wir können auch einmal ein paar Jahre ertragen, dass wir weniger an Lebensglück und Lebensfreude haben.«[541] 

Obwohl diese Forderungen damals noch ein gewisses Unbehagen auslösten, sind sie inzwischen Gesetz. In öffentlichen Gebäuden darf die Maximaltemperatur nur noch 19 Grad betragen. Nicolas Riedl kommentiert:

»Den Menschen wird die Wärme genommen. Auf allen Ebenen. In den zwei Jahren Fake-Pandemie wurde die soziale Wärme vollends herabgekühlt. Nun geht es an die Kälte im physischen Sinne. Die Bevölkerung frieren zu lassen, gliedert sich perfekt in die Great-Reset-Agenda ein. […] Man bedient dabei drei Krisen-Klaviaturen gleichzeitig: Krieg, Klima, Corona. Die Menschen werden in eine noch immer tiefere Krise gestürzt […] Wenn dann ganze Gesellschaften im Chaos unterzugehen drohen, können sich die Akteure der Great-Reset-Agenda als große Retter inszenieren, die die Menschen nun in eine schöne neue Welt überführen, in welcher man nichts besitzt, keine Privatsphäre hat und so glücklich wie nie zuvor sein wird.«[542] 

Der ZDF-Meteorologe Özden Terli fordert derweil zugunsten des Klimas offen den Abbau von Wohlstand in Deutschland.[543] 

Professor Helge Peukert von Uni Siegen sagte, dass man private PKW aus Klimagründen bald nicht mehr erlauben könne. Außerdem sprach er sich für einen Klimalockdown aus: Praktisch müsste man die wirtschaftlichen Aktivitäten um 80 bis 90 Prozent herunterfahren, was im Rahmen von COVID-19 eine kurze Zeit gut gegangen sei. Doch für das Klima müsste man das über einen viel längeren Zeitraum hinbekommen.

Die italienische Wirtschaftswissenschaftlerin Mariana Mazzucato schrieb in einem Beitrag für das von Georg Soros kontrollierte und sehr einflussreiche Project Syndicate:

»In naher Zukunft muss die Welt womöglich erneut auf Lockdowns zurückgreifen – diesmal, um den Klimanotstand zu bekämpfen. […] Bei einem Klimalockdown würden die Regierungen die Nutzung privater Kraftfahrzeuge begrenzen, den Konsum von rotem Fleisch verbieten und extreme Energiesparmaßnahmen verhängen, während die Produzenten fossiler Brennstoffe ihre Bohrungen einstellen müssten.«[544] 

Die bereits im Corona-Regime eingeübten Lockdowns sollen auch aufgrund von anderen, nicht weiter spezifizierten »Notlagen« verhängt werden dürfen. Das sieht zumindest das österreichische Krisensicherungsgesetz vor.[545] 

Es findet also in den Medien ein konzertiertes Trommeln zugunsten des Klimalockdowns statt, der auch judikativ und legislativ vorbereitet wird. Der Clou am Klimalockdown ist, dass er im Gegensatz zum Corona-Lockdown nie endet und die Bürger so lange in Geiselhaft genommen werden können, wie es seine Urheber wollen. Der Klimalockdown ist jedoch seinerseits nur eine Begründung für den Great Reset. Zunächst einmal müssen wir uns näher mit dem World Economic Forum beschäftigen, das den Great Reset wesentlich vorantreibt.

6.4.4.1. Das World Economic Forum
Das 1970 vom deutschen Kapitalisten Klaus Schwab gegründete World Economic Forum ist nicht nur eine Diskussionsplattform, wo sich auf seinen jährlichen Tagungen im Schweizer Ort Davos die Repräsentanten der weltgrößten Unternehmen und der sie besitzenden Milliardäre treffen. Auch die wichtigsten Staats- und Regierungschefs der Welt geben sich in Davos ein Stelldichein und nehmen von diesen Milliardären unmittelbar Anweisungen entgegen.

Dabei bietet es nicht nur öffentliche Foren und Diskussionen, sondern – dadurch maskiert – auch informelle Treffen von Kapitalisten und Politikern ähnlich dem Bilderbergtreffen. Diese Treffen finden unter dem Format IGWEL (Informal Gathering of World Economic Leaders) statt. Gerade in diesen informellen Treffen werden viele Initiativen lanciert. Bekannt ist, dass entsprechende Beratungen wesentlich zum Nordamerikanischen Freihandelsabkommen (NAFTA) führten. Auch die konkrete Form der deutschen Einheit ist in diesem Rahmen diskutiert worden.

Im Jahr 1997 prägte der Politikwissenschaftler Samuel Huntington den Begriff »Davos Man« für eine globale Elite, die »wenig Bedarf an nationaler Loyalität hat, nationale Grenzen als Hindernisse betrachtet und nationale Regierungen als Rückstände aus der Vergangenheit sieht, deren einzige nützliche Funktion darin besteht, die globalen Operationen der Elite zu erleichtern«[546] 

Als solches Diskussionsforum haben wir das WEF bereits im Abschnitt 5.2. kennengelernt. Bekanntlich hat es bereits zu Beginn der 00er Jahre heftige Kritik der Linken auf sich gezogen, was zu regelmäßigen Gegendemonstrationen und zur Gründung des Weltsozialforums als Gegenveranstaltung führte.

Inzwischen hat das World Economic Forum einen eigenen Apparat aufgebaut und treibt auch unabhängig von bzw. zwischen den Jahrestagungen zahlreiche unterschiedliche Initiativen voran.

Das Budget des WEF mit Sitz im Schweizer Ort Cologny (Kanton Genf) betrug im Berichtsjahr 2019/20 367 Millionen Schweizer Franken. 152 Millionen Franken gab es für Personalkosten aus, 214 Millionen für seine Aktivitäten. Sein Vermögen belief sich Mitte 2020 auf 658 Millionen Franken.[547] 

Das WEF hat seit 1991 zahlreiche Partnerschaften mit UN-Organisationen geschlossen. Die entsprechenden Abkommen legen fest, dass sich die jeweilige Organisation des Know-hows und der tatkräftigen Unterstützung von Privatunternehmen zu bedienen hat, die das WEF festlegt. Im Gegenzug wird die Mitfinanzierung der Projekte durch Mitglieder des Forums in Aussicht gestellt.

Ab 2005 nimmt das WEF bei der Ausrichtung seiner Jahrestagung gezielt Einfluss auf das Land, das im folgenden Halbjahr die EU-Ratspräsidentschaft innehat bzw. als Gastgeber für die G8/G7 oder die G20 fungiert. Der bisherige Höhepunkt dieser Entwicklung wurde auf der Jahrestagung 2020 erreicht, wo die Techmilliardäre den zahlreichen anwesenden Regierungschefs ihre Wünsche beim Umgang mit der künftigen Coronapandemie diktieren konnten.[548] 

Seit den 90er Jahren geht es dem WEF nicht mehr nur darum, die bestehenden politischen Eliten zu beeinflussen, sondern es macht sich systematisch daran, die künftigen Eliten auszuwählen, aufzubauen und zu vernetzen. Diesem Ziel dient das 1992 gestartete Programm »Global Leaders of Tomorrow«, das 2004 in »Young Global Leaders« umbenannt wurde. Jährlich werden aus Sicht des WEF vielversprechende junge Politiker und ehrgeizige Wirtschaftslenker auserwählt. Sie werden in fünfjährigen Kursen darauf vorbereitet, noch höhere Positionen zu erreichen. In Kursen an der Harvard-Universität wird ihnen exklusives Herrschaftswissen vermittelt. Sie werden im Rahmen ihrer Ausbildung mit der Weltsicht der globalen Wirtschafts­elite vertraut gemacht und mit ihr vernetzt.[549]  In einem Video brüstete sich Klaus Schwab damit, die Kabinette der Welt penetriert zu haben. Das ist nicht übertrieben. Unter anderem folgende Staatsmänner und -frauen haben das Young Global Leader-Programm des WEF durchlaufen:

	José María Aznar (Spanischer Ministerpräsident von 1996 bis 2004)



	José Manuel Barroso (Präsident der EU-Kommission von 2004 bis 2014)



	Tony Blair (Britischer Premierminister von 1997 bis 2007. Er setzte innerhalb der europäischen Sozialdemokratie den Neoliberalismus durch)



	Gordon Brown (Britischer Premierminister von 1997 bis 2010)



	Angela Merkel (Deutsche Bundeskanzlerin von 2005 bis 2021. Corona-Hardlinerin)



	Nicholas Sarkozy (Präsident Frankreichs von 2007 bis 2012)



	Emmanuel Macron (Präsident Frankreichs ab 2017. Corona-Hardliner)



	Sebastian Kurz (Bundeskanzler Österreichs von 2017 bis 2021 mit Unterbrechungen. Corona-Hardliner)



	Jens Spahn (Deutscher Gesundheitsminister von 2018 bis 2021, also während der Corona-Pandemie)



	Sanna Marin (Ministerpräsidentin Finnlands ab 2019. Führte ihr Land in die NATO)



	Jacinda Ardern (Premierministerin von Neuseeland von 2017 bis 2023. Corona-Hardlinerin)



	Justin Trudeau (Premierminister Kanadas ab 2015. Corona-Hardliner. Beendete die Truckerproteste 2022 durch Anwendung der Notstandsgesetze)



	Mark Rutte (Ministerpräsident der Niederlande ab 2010)



	Mauricio Macri (Präsident Argentiniens von 2015 bis 2019)



	Annalena Baerbock (Deutsche Außenministerin ab 2021. Starke Frau in der deutschen Regierung. Russland-Hardlinerin)



	Alexander De Croo (Premierminister Belgiens seit 2020)






Auffällig ist, dass es in dieser beeindruckenden Liste keine hochrangigen US-Politiker gibt. Offenbar dient das Young Global Leader Programm vor allem dazu, Einfluss auf die Politik der Vasallenstaaten der USA zu nehmen.

Ergänzung findet dieses Programm durch die Global Shapers. Das World Economic Forum unterhält in 428 Städten sogenannten Hubs, wo zehntausende junge Menschen in ihren 20ern ausgebildet werden. Zeigen sie sich hinreichend ehrgeizig und lenkbar, wird ihre Karriere gefördert und sie können zu Young Global Leaders aufsteigen. Damit wäre ihr Einrücken in gehobene Positionen der Geschäftswelt oder der Politik nahezu garantiert.[550] 

Das World Economic Forum übt auch unabhängig von seinen konkreten Jahrestreffen kontinuierlich Macht aus und setzt die Regierungen unter Druck. Dies geschieht vor allem durch das Konzept der Global Governance. In zahlreichen kaum bekannten informellen Gruppen sitzen Vertreter der eng mit dem WEF verbandelten Konzerne und der Regierungen zusammen, um bestimmte Standards zu setzen oder Vorhaben voranzutreiben. Diese werden dann auf den Jahrestreffen des WEF verkündet und auf Treffen der G7 oder G20 oder von der EU-Kommission beschlossen. Hierdurch wird auf die nationalen Parlamente ein massiver Druck ausgeübt, die jeweiligen Vorhaben formell abzusegnen. Die politische Demokratie wird zu einer leeren Hülle degradiert. In den folgenden Abschnitten soll der »bunte Strauß von ineinandergreifenden dystopischen Programmen«[551]  des WEF beschrieben werden. Die Liste ist weit von einer Vollständigkeit entfernt.[552] 

Diese Form der Machtausübung existiert auch dann, wenn auf dem Jahrestreffen in Davos nicht mehr ganz so viele hochkarätige Politiker auftauchen, um der globalen Kapitalelite ihre Aufwartung zu machen. Insofern ist das Gerede von einem Niedergang des WEF in russischen Medien im Anschluss an die 2023er-Tagung zumindest verfrüht.[553] 

Das World Economic Forum war bei der Durchsetzung seiner Agenda dermaßen erfolgreich, dass sie möglicherweise eine Eigendynamik entwickelt hat und auch unabhängig von ihm wirkt. Seine menschenfeindlichen Programme zur CO2-Reduktion sind durch internationale Verträge, Gesetze und Verfassungs­gerichts­entscheidungen in Stein gemeißelt und können nur noch durch eine Revolution geändert werden. Auch sind die wohlhabenden Teile der westlichen Gesellschaften dermaßen stark durch grüne Propaganda beeinflusst, dass sich fanatisch jeder Änderung dieser Politik widersetzen werden. Selbst wenn die Bedeutung des WEF als globales Diskussionsforum der Kapitalelite und als Agentur der Global Governance tatsächlich zurückgehen sollte, seine Agenda wird bleiben und den Westen prägen.

6.4.4.2. Totalüberwachung und Sozialkreditsystem
Das World Economic Forum treibt mehrere Initiativen voran, die unter verschiedenen Vorwänden – wie zum Beispiel der CO₂-Reduktion – zu einem repressiven Kontrollsystem für alle Bürger zusammenwachsen. Das gilt nicht nur für das Harz-IV-Prekariat, sondern für alle Bürger.

Der digitale Impfpass wird zu einem digitalen Identitätszertifikat ausgebaut, ohne das Reisen in Zukunft unmöglich sein wird. Er geht auf die 2017 gegründete von der Rockefeller Foundation, Microsoft, Accenture, der Weltbank, Barclays, der Deutschen Bank, Mastercard, Visa, Omidyar Network, Hyperledger und anderen Organisationen 2017 gegründete Initiative ID2020, also Identität 2020 zurück.[554] 

Im Zusammenhang mit den Corona-Impfungen hat die EU-Kommission in Windeseile diesen Digitalen Impfpass entwickelt, was freilich nur aufgrund der Vorarbeiten der ID2020 möglich war. Dieser soll nun zu einer global einheitlichen digitalen biometrischen Identität ausgebaut werden. Zu diesem Zweck hat der Bundestag heimlich, still und leise im Jahr 2021 die Steuer-Identifikationsnummer in eine einheitliche digitale Bürgernummer für alle Behörden umgewandelt. Nicht wenige Juristen halten das für verfassungswidrig. Die Bürgernummer brauchte man, um eine EU-weite biometrisch-digitale Identität einzurichten.[555] 

Die digitale Identität (e-ID oder elektronische Identität) besteht darin, dass eine eindeutige Kennung mit einer Reihe von digital gespeicherten Attributen (Name, Geburtsdatum, Geschlecht) verknüpft wird, die wiederum mit Identitätsnachweisen gekoppelt sind. Die e-ID kann verwendet werden, um bestimmte Dokumente einzusehen, aber auch für den Zugang zu Vorteilen und Dienstleistungen, die von Behörden, Banken und anderen Unternehmen angeboten werden, für mobile und Online-Zahlungen usw.[556] 

Die e-ID soll weiterhin enthalten: Sozialversicherungsnummer, medizinische Aufzeichnungen, biometrische Informationen, Bildungsabschlüsse und vieles mehr. Das heißt, die persönlichsten Daten aller Menschen würden den Repressionsorganen und Konzernen mit nur einem Mausklick zur Verfügung stehen.[557]  Norbert Haering:

»Das ID2020-Projekt mit den weltweit einheitlich lesbaren, biometrisch eindeutig unterlegten Identifikations­nummern ist gerade und vor allem für die globale Bevölkerungsüberwachung über Ländergrenzen hinweg von zentraler Bedeutung.«[558] 

Wenn erst einmal die gesamte Bevölkerung der EU mit solchen im Smartphone und an zentralen Stellen gespeicherten digitalen Identitätszertifikaten ausgestattet ist, kann die Regierung jederzeit die Bewegungsfreiheit der Menschen unter dem Vorwand einer neuen Pandemie oder aus anderen Gründen einschränken, Lockdowns oder willkürliche Regeln verhängen. Es wäre noch viel leichter als heute, den Zutritt zu Geschäften oder Dienstleistungen vom Impfstatus oder anderen willkürlich festgelegten Bedingungen abhängig zu machen.

Diese digitalen Identitätszertifikate sind notwendig für die Einführung des digitalen Zentralbankgeldes und der Bargeldabschaffung. Damit würde alle Transaktion der Menschen nachvollziehbar, was einer Totalüberwachung gleich kommt. Das digitale Zentralbankgeld kann ein Ablaufdatum haben, seine Auszahlung kann zweckgebunden erfolgen und zum Beispiel bei Hartz IV-Beziehern nur für Lebensmittel ausgegeben werden dürfen, Sparen kann durch die Erhebung negativer Zinssätze unmöglich gemacht werden und schließlich: »Sowohl die Zentralbank, also der Staat, als auch die IT-Konzerne sind jederzeit in der Lage, einzelne Konten vollständig zu sperren und dem Inhaber so den Zugang zu seinem Geld zu verweigern.« Damit ist dieses digitale Zentralbankgeld ein diktatorisches Herrschaftsmittel und ein wichtiger Bestandteil des Great Reset.[559] 

Wie der Staat mit seinen Kritikern umgeht, zeigt sich seit 2020 mit aller Deutlichkeit. Zahlreiche Wissenschaftler, Ärzte, Journalisten wurden und werden unter den verschiedensten Vorwänden juristisch verfolgt, öffentlich diffamiert, mit Existenzvernichtung bestraft und ihre Konten gekündigt. Mit der Kontrolle über die Geldverwendung der Bürger bekommt der Staat einen bedenklichen Machtzuwachs, wodurch solche Praktiken noch viel leichter durchsetzbar sind.

Die digitalen Identitätszertifikate sind auch Voraussetzung für die Einführung eines Sozialpunktesystems nach angeblich chinesischem Vorbild. Tatsächlich gibt es in China kein solches System, sondern nur Experimente in wenigen Städten. Die meisten sind weitaus weniger repressiv als das angedachte europäische System.

Im Jahr 2022 wurden im Rahmen des Smart Cities Programms der EU und des WEF Sozialpunktesysteme in Bologna, Rom, Wien und Bayern eingeführt; zunächst noch auf freiwilliger Basis.[560] 

Im Zentrum des Systems in Bologna steht der tugendhafte Bürger, der zum Beispiel Müll gut trennt, keine Energie vergeudet, öffentliche Verkehrsmittel nutzt, keine Bußgelder bekommt oder sich für Flüchtlinge engagiert. Dafür gibt es dann Sozialpunkte.[561] 

Die angedachten deutschen Systeme sehen Punkte für folgende Aktivitäten vor: Ehrenamt, die Pflege Angehöriger, Organspenden, private Altersvorsorge, unauffälliges Verkehrsverhalten, geringer CO2-Fußabdruck.[562] 

In Wien verpflichten sich die Teilnehmer, jede ihrer Bewegungen per App und Smartwatch rund um die Uhr verfolgen und kontrollieren zu lassen. Wenn sie sich zu Fuß oder mit dem ÖPNV bewegen, können sie Punkte sammeln. Für die Benutzung des Privatautos gibt es Punktabzug.[563] 

Diese Punkte können dann entweder für den kostenlosen Eintritt bei Kulturveranstaltungen genutzt oder als Geldprämien ausgezahlt werden. In Deutschland können sie auch zu einer verkürzten Wartezeit für einen begehrten Studiengang führen.

Gemeinsam ist diesen Systemen, dass diejenigen, die die Punkte verteilten, natürlich bestimmen, was tugendhaftes Verhalten ist. Damit zwingen sie die Menschen, fremden Wertvorstellungen zu folgen. Es ist auch klar zu erkennen, dass die Sozialpunktesysteme an den Wertvorstellungen der grünen Bobos und Hipster ausgerichtet sind. Überarbeitete Niedriglöhner werden zum Beispiel kaum ein Ehrenamt ausüben oder eine private Altersvorsorge anlegen können. Sie leben häufig in ungedämmten Mietwohnungen in Vorstädten oder auf dem Lande und müssen zu ihrem Arbeitsplatz pendeln. Je öfter sie ihr Auto benutzen, desto höher ist natürlich die Gefahr, dass sie etwa aus Unaufmerksamkeit nach einem überlangen Arbeitstag geblitzt werden und eine miese CO2-Bilanz anhäufen. Warum wird die Organspende im deutschen System mit Sozialpunkten belohnt? Dient dies etwa dazu, einen Druck auf die Armen auszuüben, ihre Niere abzugeben, um eine strukturell bedingte miese Sozialpunktebilanz aufzubessern? Letztlich haben die europäischen Sozialpunktesysteme die Funktion, die Arbeiter weiter herabzudrücken und sie allein für ihre Existenz zu bestrafen. Die wohlhabenden Akademiker dagegen können sich in der Gewissheit sonnen, tugendhafte Menschen zu sein, was ihnen nun auch offiziell von Staats wegen bestätigt wird.

Freiwilligkeit ist wohl nur in der Einführungsphase gegeben. Wie die Corona-Pandemie gezeigt hat, besagt dieser Begriff ohnehin nicht mehr viel. Denn:

»Spätestens seit der exzessiven Ausgrenzung nicht gegen Corona Geimpfter durch 3G und 2G oder 2G+ wissen wir sehr gut, wie überaus fließend die Grenze zwischen Freiwilligkeit und Zwang sein kann und wie man Pseudo-Freiwilligkeit nutzen kann, um Menschen ihrer Freiheit zu berauben. Man musste sich nicht impfen lassen, aber man verzichtete dann halt ›freiwillig‹ auf den ›Vorteil‹, am öffentlichen Leben teilnehmen zu dürfen.«[564] 

Wenn Sozialpunktesysteme erst mal fest etabliert sind, wird den Menschen mit einem geringen Punktestand natürlich auch empfindliche Nachteile und Strafen zugefügt werden.

In den 2030er Jahren soll dieses System in Deutschland nach einem Szenario der Bundesregierung flächendeckend eingeführt werden.[565] 

Bei dem Sozialpunktesystem kann die Bundesregierung auf Erfahrungen mit den repressiven Hartz-IV-Gesetzen zurückgreifen: Residenzpflicht im eigenen Land- oder Stadtkreis, der nur mit Erlaubnis des Jobcenters verlassen werden darf, Zwang, jede einzelne Ausgabe zu belegen, Zugriff auf das mühsam angesparte Vermögen für die private Altersvorsorge, kleinkarierte Gängelung durch die Jobcenter, die ihre Klienten nach wie vor auf Nulldiät setzen dürfen[566] , Abschaffung der Unverletzlichkeit der Wohnung und vieles mehr. Hans-Jürgen Mülln resümiert:

»Hartz IV ist nichts anderes als ein probates Mittel, um den Klassenkampf von oben in eine moderne Form von Leibeigenschaft zu gießen, die Menschen, die unverschuldet arbeitslos geworden sind, zu Bittstellern und Gesetzlosen macht.«[567]  

Die deutsche Bevölkerung wurde sehr erfolgreich einer Seelenmassage unterzogen, um eine bestimmte Gruppe zu stigmatisieren, auszugrenzen und ihrer Menschenrechte zu berauben. Nun soll diese menschenverachtende Praxis mittels Totalüberwachung und Sozialpunktesystem auf die gesamte Bevölkerung ausgedehnt werden.[568]  Mülln weiter:

»Damit sind wir an das Ende einer gesellschaftlichen Entwicklung gelangt, welche die als Verschwörungstheoretiker diffamierte und diskreditierte Kritiker der Corona-maßnahmen bereits vor über zwei Jahren voraussagten: die sukzessive, will sagen schleichende Umwandlung der bürgerlichen Demokratie in einen digitalen Faschismus.«[569] 

Spiegelbildlich zum kontrollierten Abriss der europäischen Wirtschaft kommt es zum Aufbau eines totalitären Überwachungssystems.

6.4.4.3. Zerrüttung des Energiesystems
Offizielles Ziel der EU ist nach wie vor der Umbau des Energiesystems auf die so genannten Erneuerbaren Energien Windkraft und Photovoltaik. EU-Kommissionspräsidentin Ursula von der Leyen preist diese nach wie vor als einziger Ausweg aus der Abhängigkeit von russischen Energierohstoffen. Für diese Verschlechterung der Energieversorgung stellt die EU eine Billion Dollar bereit. Dabei ist auch der EU klar, dass die Lage auf den Energiemärkten nicht zuletzt auch wegen der Umstellung auf Erneuerbare angespannt bleiben wird.[570] 

Deutschland soll seinen Energiebedarf ausschließlich durch erneuerbare Energien wie Windkraft und Photovoltaik decken. Diese Energieformen trugen aber 2021 einschließlich der Biomassennutzung nur mit 19,7 Prozent zum Endenergieverbrauch bei, Windenergie und Photovoltaik nur mit 6,9 Prozent. Wollte man hiermit Deutschlands bisherigen Energiebedarf vollständig decken, müsste man diese beiden Energieformen um den Faktor 14,5 ausbauen. Zurzeit gibt es hier 30.000 Windräder sowie 1,8 Millionen meist kleine Solaranlagen. Diese müssten auf 435.000 Windräder und 26 Millionen Solaranlagen erhöht werden. Auf jedem Quadratmeter Deutschlands, auch in den Städten, in Seen und an Gebirgshängen, würden dann im Schnitt 1,2 Windräder stehen. Um das Nettonull-Ziel 2045 zu erreichen, müssten pro Jahr 20.000 Windkraftanlagen aufgestellt werden. 2021 wurden aber nur 484 Windräder neu gebaut. Der Zubau müsste also um den Faktor 41 steigen. Von den monströsen Umweltschäden, die durch Windenergie­nutzung in dieser Größenordnung entstehen, ganz zu schweigen.

Im Jahr 2022 haben deutsche Politiker den Ausbau der Erneuerbaren als einzige Alternative zu den wegfallenden russischen Energierohstoffen bezeichnet. Aber bereits die oben angestellten kurzen Berechnungen ergeben eindeutig, dass das offiziell proklamierte Ziel der ausschließlichen Energieversorgung durch Erneuerbare nicht erreichbar ist. Das sollten die Politiker auch wissen.

Die Energiewende kann deshalb nur mit monströsen Lügen durchgedrückt werden. Diese Lügen haben aus strukturellen Gründen einen Kommunikationsvorteil gegenüber der Wahrheit. »So ist die Lüge häufig zuerst da, sie ist häufig positiv formuliert, klingt schön und ist einfach.« Die Realität ist dagegen deutlich komplexer und beinhaltet negative Aussagen, mit denen man sich nicht beschäftigen will. So ist der Slogan »Sonne und Wind schicken keine Rechnungen« eine geniale Erfindung. »›Sonne‹ und ›Wind‹ klingen nach Natur, und auch ›umsonst‹ ist gedanklich absolut positiv besetzt. Der Satz mit ganzen sechs Wörtern ist an Einfachheit schwer zu übertreffen und steht dann erst einmal so im Raum.«[571] 

Die Erklärung, warum 100 Prozent Erneuerbare in einem Industrieland nicht funktionieren können, ist dagegen für die meisten Menschen nach Jahrzehnten des Bildungsabbaus furchtbar kompliziert.

»Da geht es darum, dass eine Verdoppelung der Anzahl an Windrädern nicht zu einer Verdoppelung der Stromausbeute führt, weil die besten Windstandorte zuerst bebaut werden, um Energiedichte und Erntefaktoren, um fehlende Stromspeicherkapazität und die physikalisch-chemische Unmöglichkeit, die Speicherfähigkeit von Batterien beliebig zu erhöhen und noch so manches mehr […].«

Außerdem treten die Folgen der Lügen erst nach einer großen Zeitverzögerung auf. So macht sich zum Beispiel der 2001 bzw. 2011 verkündete Atomausstieg erst jetzt, also nach 20 Jahren deutlich negativ bemerkbar.[572] 

Zu allem Überfluss soll in Zukunft auch noch deutlich mehr Strom verbraucht werden als heute, da ab 2035 nur noch Elektroautos zugelassen sind und ab 2024 alle neugebauten Wohnungen nur noch Wärmepumpen als Heizungen haben dürfen. Diese funktionieren aber ebenfalls mit Strom. Woher dieser zusätzliche Strom kommen soll, ist völlig offen.

Bei Dunkelflauten will die Bundesregierung die Speicherbatterien der E-Autos und ggf. der Wohnhäuser anzapfen um so einen Blackout zu verhindern. Das bedeutet, dass Menschen bei einer solchen Wetterlage ihr Auto nicht nutzen können. Das kommt im Winter gar nicht so selten vor.[573]  Fazit:

»Die schrillen Aktivisten auf der Straße und die smarten Netzwerker auf Steuerzahlerkosten haben so erfolgreich ›politisch Druck gemacht‹, so ehrgeizige Ziele gesetzlich und gerichtlich in Granit gemeißelt bekommen, das lässt sich nie und nimmer realisieren.«[574] 

Was stattdessen passiert, ist ein fortschreitender Niedergang. Das ist »eine Entwicklung, die sich am Zustand von Straßen, öffentlichen Gebäuden und der generellen Infrastruktur mittlerweile bereits recht deutlich abzeichnet.«[575] 

Proteste der Bevölkerung gegen die Zerstörung unseres Wohlstandes aus »ökologischen« Gründen sind nicht in Sicht. Zu stark hat menschenfeindliche Grünideologie Wurzeln geschlagen.

Bekanntlich sind die CO2-Reduktionsziele sowohl auf EU als auch auf Bundesebene unverrückbar festgelegt. Daraus folgt die zwingende Abschaltung aller konventionellen Kraftwerke irgendwann in den 30er Jahren. Wir steuern also auf eine massive Energiearmut zu, die große Teile der Industrie vernichten und die einfache Bevölkerung ins Elend stürzen wird. Ihr Energieverbrauch dürfte auf den Stand der 1920er Jahre fallen. Konkret bedeutet das, dass allenfalls noch an eine elektrische Beleuchtung zu denken ist, aber elektrische Haushaltsgeräte und Unterhaltungselektronik für die normalen Menschen der Vergangenheit angehören werden.[576]  Die Reichen und Mächtigen werden dagegen auch bei 100 Prozent Erneuerbaren »Licht, Wärme, Strom, Essen, Trinken, Autos, Reisen, Pools und Partys haben.«[577] 

Die so genannte Energiewende ist nur ein Aspekt bei der Zerstörung von Wohlstand und Industrie in Europa. Spiegelbildlich zum Billionen Euro teuren Aufbau eines unzuverlässigen und anfälligen Energiesystems erleben wir seit 2020 eine gigantische Desinvestitions­welle in den Kohle-, Erdöl- und Gassektor in Höhe von mehreren Billionen Dollar. Im Januar 2020 kündigte BlackRock an, nicht mehr in konventionelle Energieformen investieren zu wollen und zog seine Gelder aus entsprechenden Firmen ab. Wohl nicht ganz zufällig erfolgte dieser Schritt im Vorfeld der katastrophalen Corona-Lockdowns und wurde durch sie maskiert. BlackRocks Entscheidung hatte Vorbildcharakter für andere Schattenbanken und Hedgefonds. Seit dieser Zeit werden im Westen kaum noch neue Kohle-, Erdöl oder Gasvorkommen erschlossen. Der Neubau von Raffinerien ist zum Erliegen gekommen. Energie wird also knapp und teuer bleiben, wobei die Folgen dieser Entwicklung erst in den kommenden Jahren voll durchschlagen werden. Politiker sind aber in der komfortablen Situation, »Putins Krieg« hierfür verantwortlich machen zu können. Aber das ist noch nicht einmal die halbe Wahrheit.[578] 

Seit ihrer Inthronisierung als EU-Kommissionspräsidenten im Jahr 2019 arbeitete Ursula von der Leyen unermüdlich daran, die katastrophale »Zero Carbon Fit for 55«-Agenda durchzudrücken. Sie legt der EU hohe CO2-Steuern und Beschränkungen bei der Nutzung von konventionellen Energien auf. Von der Leyen nutzt geschickt die medialen Spektakel der Corona-Pandemie und des Russland-Ukrainekrieges, um diese extrem weitreichenden Entscheidungen aus dem Fokus der Öffentlichkeit zu rücken. BlackRocks Desinvestitionen und die Zero-Carbon-Politik der EU schaffen die schlimmste Energie- und Inflationskrise der Geschichte.[579] 

Im Jahr 2022 geriet der Strommarkt völlig außer Kontrolle. Hauptursache ist seine Liberalisierung durch die EU und die Einführung des Merit-Order-Prinzips im Jahr 2001. Demnach bestimmt das Kraftwerk mit den höchsten Gestehungskosten den Preis. Das waren bisher die erneuerbaren Energien Wind und Solar. Diese können nun einen Durchschnittsprofit erwirtschaften während die Betreiber anderer Kraftwerksarten wie Kernkraftwerke und Kohlekraftwerke Surplusprofite generieren. Da Erdgas im Sommer 2022 aufgrund der Russland-Sanktionen knapp und teuer wurde (siehe Abschnitt 6.4.2.) bestimmten nun Gaskraftwerke den Strompreis, der sich fast verdreifachte. Vorschläge, diese Gaskraftwerke aus der Merit Order herauszunehmen, wiesen Bundesregierung und EU-Kommission kategorisch zurück.[580] 

Nun soll ein Strompreisdeckel kommen, der aber auf 40 Cent pro Kilowattstunde für 80% des Vorjahresverbrauchs festgelegt ist. Das bedeutet immer noch eine exorbitante Preiserhöhung von weit mehr als 40 Prozent. Dabei wird ein Großteil des Stroms für 10 Cent pro KWh oder weniger produziert.

Ursprünglich planten die Grünen, die verbleibenden drei deutschen Kernreaktoren mit einer Leistung von jeweils 1.400 MW am 1.1.2023 ungeachtet der massiven Stromknappheit abzuschalten. Auch die Verfügung von Minister Habeck, das Kernkraftwerk Emsland abzuschalten und die Kernkraftwerke Isar 2 und Neckarwestheim 2 in der Kaltreserve bereit zu halten, ließ sich aus technischen Gründen nicht verwirklichen. Denn man braucht Tage, um ein Kernkraftwerk dieser Größenordnung hochzufahren.[581]  Jetzt sollen die drei Kernkraftwerke im Streckbetrieb bis April 2023 laufen. Dann ist aber endgültig Schluss, denn es gibt keine Brennelemente mehr. Die Anfertigung solcher Brennelemente dauert ungefähr ein Jahr. Sollte Deutschland den Winter 2022/23 noch einmal ohne größere Stromabschaltungen überstehen, so drohen solche spätestens im Winter 2023/24, weil dann das Stromangebot deutlich geringer sein wird.[582] 

Hohe Energiekosten in Europa liegen ganz im Interesse der Grünen und der Milliardäre des Word Economic Forums. Je höher die Energiepreise sind, desto weniger können die Menschen konsumieren und desto eher gehen Fabriken pleite. Damit wird der Great Reset vorangetrieben und umso weniger CO2 wird ausgestoßen. Natürlich ist das auch eine Klassenfrage und diese Entwicklung trifft die Armen besonders brutal.

Dass diese Entwicklung auch im Interesse der Milliardäre des World Economic Forums ist, belegt eine Äußerung von Bill Gates im Oktober 2022. Demnach sei die Energiekrise langfristig etwas Gutes. Der Gasmangel und unerschwingliche Angebote auf den Energiemärkten würden die Länder zum Umstieg auf erneuerbare Energien bewegen, so der Milliardär.[583] 

Derweil werden die Menschen durch demütigende Kampagnen wie die Baden-Württemberger Cleverländ-Kampagne oder Empfehlungen des Grünen Ministerpräsidenten Winfried Kretschmann, einen Waschlappen zu nutzen anstatt zu duschen, auf eine lange Ära der Energieknappheit eingestellt.[584] 

6.4.4.4. Mobilitätseinschränkungen
Ein wichtiges Element des Great Reset sind Mobilitätseinschränkungen für die allgemeine Bevölkerung. Diese gelten selbstverständlich nicht für die Bill Gates, Warren Buffet, Jeff Bezos, Elon Musk, Mark Zuckerberg, George Soros und andere. Die Milliardäre und ihre Helfershelfer werden selbstverständlich weiterhin mit ihren Privatjets um die Welt düsen. Gelten sollen sie aber für die Masse der Bevölkerungen.

Hierdurch hofft das World Economic Forum, die Digitalisierung aller menschlichen Beziehungen weiter voranzutreiben. Klaus Schwab konnte in seinem Buch Covid 19 – Der große Neustart seine Freude nicht verbergen, mit welcher Geschwindigkeit im Jahr 2020 Arbeitsprozesse, Bildung, Medizin und Handel digitalisiert wurden. Diese Digitalisierung beschert den westlichen Milliardären exorbitant hohe Profite. Zugleich erleichtert sie die Totalüberwachung der Menschen sowie die Zensur. Sie erschwert Proteste und Aufbegehren gegen diese menschenfeindliche Politik.

Bereits durch die Lockdowns wurde ein massiver Rückgang der tagtäglichen Mobilität erzwungen. Auswertungen von Mobilfunkdaten zeigen beim ersten Lockdown im Frühjahr 2020 ein Absinken um etwa 50 Prozent. In späteren Lockdowns war der Rückgang nicht mehr ganz so hoch. Die Anzahl der Auslandsreisen ging von 1,466 Milliarden im Jahr 2019 auf 409 Millionen in 2020 zurück, also auf ein Drittel des Standes vor Beginn des Great Reset. Die Zahl der Auslandsreisen ist auch 2022 noch wesentlich niedriger als 2019. Das wird wohl auch dauerhaft so bleiben.[585] 

Das Automobil soll wieder zum Luxusgut für die wenigen Wohlhabenden werden. Diesem Zweck dient das Verbrennerverbot ab 2035. Die herkömmliche Automobilindustrie wird dagegen abgewickelt. Der Ausstoß der deutschen Automobilindustrie hat sich seit 2011 fast halbiert und zwar von 5,87 Millionen PKW auf 3,1 Millionen im Jahr 2021.[586]  Ursachen sind die zunehmende Verarmung und Lohnauszehrung in Deutschland, Fahrverbote für Dieselfahrzeuge, anhaltend hohe Energiepreise, der Ultraschock der Corona-Pandemie und der damit zusammenhängende Abbruch der Lieferketten. Diese negative Entwicklung setzt sich im Jahr 2022 fort. Europäische Autohersteller hatten aufgrund der unschlagbar niedrigen Löhne die Kabelbaumproduktion aus dem arabischen Raum abgezogen und in die Ukraine verlegt. Diese Zulieferungen brachen nach Kriegsausbruch zusammen. Ebenso fehlte es zeitweise am Edelgas Neon.[587] 

Die Abwärtsentwicklung der Automobilindustrie begann aber schon weit vor 2020. Sie war die Leitindustrie in Deutschland. Ihr Verschwinden hat Auswirkungen weit über die dort im Jahr 2021 knapp 800.000 Beschäftigten. So sind große Teile der metallverarbeitenden Industrie angefangen von den Eisenhütten direkt oder indirekt für die Automobilindustrie tätig. Die hohen Energiepreise und die zerfallende Infrastruktur haben bereits im Jahr 2022 zu einer Verlagerungswelle ins Ausland geführt. So schloss Kostal Automobil Elektrik seine Werke in Lüdenscheid mit fast 1.000 Beschäftigten und produziert nur noch in Ungarn. Neben dem Energiepreisschock trug hierzu sicherlich auch der drohende Zusammenbruch der Rahmedetalbrücke (A45, Hochsauerlandlinie) östlich der Stadt bei. Auch die wichtige Eisenbahnbrücke über den Fluss Volme musste gesperrt werden. Sie war in der Hochwasserkatastrophe von 2021 beschädigt worden. Damit wird Lüdenscheid über Jahre hinweg vom Fernverkehr abgeschnitten.[588] 

Ab 2035 werden in der EU nur noch E-Autos zugelassen. Sie sind nicht nur in der Anschaffung wesentlich teurer als Autos mit Verbrennermotoren. Wie in Abschnitt 6.4.4.3. gezeigt wurde, ist die Vorstellung, dass der für die Aufladung ihrer Batterien benötigte Strom mit erneuerbaren Energien produziert werden könnte, schlicht illusorisch. Die Folge: Entweder wird der Strom so teuer, dass Normalverdiener sich nicht leisten können, mit dem E-Auto zu fahren, oder er wird für sie rationiert, was auf das Gleiche hinausläuft.[589] 

»Unter dem Strich wird herauskommen, dass nur mehr eine kleine Elite mit privaten PKWs wird fahren können. Auch für kleine und mittlere Unternehmen wird die Verteuerung der kleinen Nutzfahrzeuge in vielen Fällen das Aus bedeuten.«[590] 

Energieknappheit und hohe Preise begannen sich schon 2021 bemerkbar zu machen. Aber die Situation hat sich als Folge der EU-Sanktionen gegen Russland im Jahr 2022 noch einmal drastisch verschärft. Dabei gibt es im Westen noch keinen akuten Mangel. Die hohen Preise sind vielmehr dadurch zu erklären, dass an den Börsen bereits auf einen bevorstehenden Mangel spekuliert wird.

Die Explosion der Energiepreise führte bereits 2022 nach den Corona-Lockdowns erneut zu gravierenden Mobilitätseinschränkungen für die Bevölkerung. Für diejenigen, die wenig Einkommen und Vermögen haben, wird Autofahren zur Arbeit oder in der Freizeit immer weniger bezahlbar. Wie durch das Coronaregime bereits eingeübt, sollen die Leute nach den Vorstellungen des WEF einfach zu Hause bleiben. Auf jeden Fall unerwünscht ist es, dass die Lohnabhängigen noch mit ihren Autos zur Arbeit fahren. »Sie sollen ruhig noch früher aufstehen, mit Bussen oder Bahn unterwegs sein und ihre Kinder nach dem Job noch später sehen.«[591]  Insbesondere sollen sie in ihrer Freizeit nicht »sinnlos« herumfahren, Wochenendausflüge und Urlaubsfahrten möglichst unterlassen.[592] 

Im November 2022 haben die G20 beschlossen, dass der digitale Corona-Impfpass zu einem allgemeinen digitalen Identitätsnachweis ausgebaut wird, der in Zukunft eine Voraussetzung für Auslandsreisen sein wird. Damit können noch viel einfacher als bisher unter willkürlichen Vorwänden Lockdowns verhängt oder Reisen vom Vorliegen bestimmter Voraussetzungen wie Impfungen abhängig gemacht werden. Dies wird zu einer wesentlichen Einschränkung der Bewegungs- und der Reisefreiheit der Menschen führen.[593] 

Das World Economic Forum treibt auch die Bewegung der 15-Minuten-Städte voran.[594]  Die Einwohner sollen innerhalb von 15 Gehminuten alle Einrichtungen erreichen können, die sie zu ihrem Überleben benötigen. Das heißt aber umgekehrt, dass die Mobilität über diese 15 Minuten hinaus eingeschränkt wird. Genau das passiert gegenwärtig in aller Stille überall auf der Welt, angeblich, um die CO2-Emissionen zu bekämpfen. Am weitesten ist die Entwicklung in der englischen Stadt Oxford gediehen. Die ganze Stadt wurde in 7 Bezirke eingeteilt. An ihren Grenzen werden so genannte Filter, also Überwachungskameras mit Schleusen eingerichtet, die mit dem Auto nicht passiert werden dürfen. Wer in einem Jahr mehr als 100 mal über eine dieser Grenzen fährt, kassiert eine saftige Strafe. Noch ist es möglich, jeden Punkt in der Stadt trotzdem mit dem Auto zu erreichen, wenn man große Umwege in Kauf nimmt. Aber wenn das Prinzip erst mal etabliert ist, dürfte die Repressionsschraube weiter angezogen werden. Bald werden wohl Kontrollpunkte an den Grenzen der Viertel errichtet werden und sie dürfen schließlich überhaupt nur noch bei Vorliegen bestimmter Rechtfertigungsgründe verlassen werden. Urlaubsfahrten und Wochenendendausflüge werden ganz sicher nicht dazu gehören. Die Menschen wären dann de facto in Freiluftgefängnisse eingesperrt, wie heute schon Hartz-IV-Bezieher. Am Ende der Entwicklung wären diese Viertel hermetisch abgeriegelt. Sie können von Normalsterblichen bei Todesstrafe nicht mehr verlassen werden so wie in der Dystopie Die Tribute von Panem der Schriftstellerin Suzanne Collins.[595] 

Das Konzept der 15-Minuten-Stadt wiederum ist nur ein Teil der Smart-City-Bewegung. Smart Cities sind mit »Sensoren, Mikrofonen und Kameras vollgestopfte städtische Räume, die massenhaft Daten liefern«[596] . Diese werden dann von Computeralgorithmen ausgewertet und sollen für eine effiziente Steuerung aller wichtigen Abläufe in der Stadt genutzt werden. Angeblich soll hierdurch erreicht werden, dass es wenig Stau, möglichst wenig Umweltbelastung und möglichst wenige gefährliche Nahkontakte in Pandemien gibt. Am besten lässt sich dieses Ziel erreichen, wenn alle unnötigen Bewegungen unterbunden werden und nur noch diejenigen Transporte und Bewegungen erlaubt sind, die einem legitimen Zweck dienen.[597] 

Tatsächlich dienen Smart Cities wohl vor allem der lückenlosen Überwachung ihrer Bewohner. Mit den zahlreichen Sensoren, Kameras, das Internet der Dinge (IOT), künstliche Intelligenz und Blockchain lässt sich das problemlos realisieren.[598]  Es würde dann keine Schwierigkeiten mehr machen, sich formierende Protestzüge oder allgemeine Unzufriedenheit der Menschen zu erkennen und sie zum Beispiel von Kampfrobotern niederschießen zu lassen. Auch letzteres ist keine Dystopie mehr, sondern Realität. In San Francisco dürfen Polizeiroboter bereits tödliche Gewalt anwenden.[599] 

6.4.4.5. Wohnraumzerstörung, CO2-Handel und individuelles Kohlenstoffbudget
Wir erinnern uns: Ida Aiken, ehemalige dänische Umweltministerin und Young Global Leader des WEF »prophezeite«, dass die Menschen bald auf sehr wenig Platz zusammen leben müssen. Die EU ist gerade dabei, aus dieser Vorhersage Wirklichkeit werden zu lassen. Ihr Programm »Fit for 55« sieht strenge Gebäudeenergieeffizienzstandards ab 2030 vor. Da facto würde das bedeuten, dass in Deutschland 3 Millionen Gebäude mit einer deutlich größeren Zahl an Wohnungen dann nicht mehr genutzt werden dürfen.[600]  Durch den Zwang zur Sanierung der bestehenden Häuser werden die ohnehin schon extrem hohen Mieten weiter steigen. In vielen Fällen ist aber eine solche aufwendige Sanierung aus wirtschaftlichen Gründen gar nicht möglich und diese Wohnungen müssten als Totalverlust abgeschrieben werden.

In einer Zeit der katastrophalen Wohnraumknappheit[601]  vielleicht weitere 10 Millionen Wohnungen stillzulegen, ist eigentlich der reinste Wahnsinn, sollte man meinen. Aber er hat Methode. Eine ähnliche Strategie fährt die EU auch im Bereich der Landwirtschaft.

Im Dezember 2022 hat die EU beschlossen, dass nun alle Bereiche des Lebens vom CO2-Handelssystem erfasst werden. Das gilt auch für Privathaushalte, die bisher noch davon ausgenommen waren. »Die Bewohner der Europäischen Union müssen künftig für die von ihnen ausgestoßenen Treibhausgase bezahlen. Das bedeutet, dass man für jedes Tanken und jedes Einschalten der Heizung wegen der dabei freigesetzten Schadstoffe bezahlen muss«, heißt es triumphierend aus Brüssel.[602] 

Angeblich zum Zweck der Klimarettung müssen die Menschen und Industriebetriebe für ihren Kraftstoff-, Erdgas- oder Heizöl-Verbrauch noch zusätzlich eine CO₂-Abgabe bezahlen. Hierdurch werden die ohnehin schon extrem hohen Energiepreise weiter ansteigen, die Menschen verarmen und die Wettbewerbsfähigkeit der Industrie weiter herabgesetzt werden. Bis zum Jahr 2027 sollen die zusätzlichen Belastungen für Privatverbraucher noch gedeckelt werden. Diese Deckelung soll in zwei Stufen 2027 und 2030 wegfallen.

Wie um die Menschen zu verhöhnen, sind Luxusjachten und Privatjets von diesem CO2-Handelssystem ausgenommen. Dabei müssen alle anderen Schiffe, Flugzeuge und Autos ganz selbstverständlich diese hohen Abgaben leisten.[603] 

Damit hat die EU den ersten Schritt hin zu einem individuellen Kohlenstoffbudget getan. Zu diesem Zweck haben Banken, Versicherungen aber auch das Auktionshaus Ebay CO2-Tracker eingeführt.[604]  In Norwegen werden Bezahldaten und Kassenbons in einer riesigen Regierungsdatenbank zusammenführt. Damit weiß die norwegische Regierung ab sofort, wer in welchem Geschäft für welche Summe welche Güter eingekauft hat.[605] 

Die EU plant auch, dass ihr Fahrleistungen und Verbrauchsdaten von Fahrzeugen im Rahmen der turnusmäßigen Hauptuntersuchung gemeldet werden müssen und zwar nicht anonym, sondern zusammen mit Fahrzeug-Identifizierungsnummern, aus denen der Halter hervorgeht. Zu diesem Zweck müssen in alle seit 2020 zugelassenen Fahrzeuge ein standardisiertes Messgerät namens »On-Board Fuel Consumption Meter« eingebaut werden. Die EU schafft also Schritt für Schritt die Voraussetzungen zu einem individuellen Kohlenstoffbudget.[606] 

Auch diese Entwicklung geht auf eine Initiative des WEF zurück. »Covid-19 war eine Bewährungsprobe für soziale Verantwortung« heißt es im Blog dieser Organisation. »Milliarden von Bürgern auf der ganzen Welt haben eine Vielzahl unvorstellbarer Einschränkungen für die öffentliche Gesundheit auf sich genommen.« Jetzt gehe es darum, mit den gleichen Methoden das Klima zu retten. Wie beim WEF üblich, sind entsprechend Aussagen wie in Watte gepackt:

»Fortschritte bei neuen Technologien wie KI, Blockchain und Digitalisierung können es ermöglichen, die persönlichen Kohlenstoffemissionen zu verfolgen, das Bewusstsein zu schärfen und auch individuelle Ratschläge für kohlenstoffärmere und ethische Entscheidungen beim Konsum von Produkten und Dienstleistungen zu geben.«[607] 

Der Klimaforscher Hans Joachim Schellnhuber spricht dagegen Klartext. Er forderte in einem Interview mit der ARD, eine »individuelle CO₂-Grenze« einzuführen, die bei 3 Tonnen CO2 pro Jahr liegt. Der Durchschnittsverbrauch eines Bundesbürgers liegt aber bei 11 Tonnen. Das bedeutet eine massive Wohlstandsvernichtung. Individuelle Mobilität wird dann genauso wenig möglich sein wie Flugreisen. Auch an Heizung und elektrischem Strom wird dann stark gespart werden müssen. Nach Berechnungen des BR hat eine Familie der unteren Mittelschicht, die wegen der massiv gestiegenen Energiepreise auf Ausflugsfahrten und Urlaube verzichtet, immer noch einen CO2-Ausstoß von 7 Tonnen. Dies vor allem wegen der Heizung im Winter.[608]  Alle im Spätkapitalismus erlangten Errungenschaften der Arbeiterklasse wie der Besitz eines Automobils, von elektrischen Haushaltsgeräten, Radio, Fernseher, PC, mindestens eine jährliche Urlaubsreise und einer großen Wohnung oder eines Eigenheims werden nun wieder kassiert. Wie ein solches Leben im Schraubstock eines individuellen CO2-Budgets aussehen wird, beschreibt Chris Veber auf TKP nach einem Selbstversuch:

»Kein Auto. Kein Motorrad. Keine Urlaubsflüge. Weniger als zehn Kilometer pro Tag mit den Öffis. Kein Fleisch. Keine Milchprodukte. Niedrigenergiewohnung mit weniger als 30qm. Wärmepumpe. Nur lokales Ökogemüse. Nur das Nötigste an Kleidung. Kein Wegwerfen von Produkten. Es half alles nichts. Obwohl ich auf alles verzichte und auf 30qm wohne komme ich auf einen CO2 Fußabdruck von 4,35 Tonnen. […] Sollten die Pläne für einen CO2 Fußabdruck wie geplant umgesetzt werden, ist unser Leben, wie wir es kennen vorbei. Lebenslanger Lockdown. Und zwar ohne Netflix und Internet […].«[609] 

Wie im Roman Hinter der Zukunft des Schriftstellers Thomas Eisinger wird man dann auch noch das zulässige Lebensalter auf 60 Jahre oder weniger beschränken müssen.[610]  Besonders perfide ist, dass die Mainstreammedien das individuelle Kohlenstoffbudget als Möglichkeit framen, den exorbitant hohen CO2-Ausstoß der globalen Elite zu begrenzen. Das ist unplausibel. Aufgrund einer EU-Entscheidung sind Luxusjachten und Privatjets bereits heute vom CO2-Handelssystem ausgenommen. Diese Entscheidung belegt eindeutig, dass dieses individuelle Kohlenstoffbudget nur für die Masse gelten soll, nicht aber für die Reichen und Superreichen.[611] 

Schellnhuber fordert ausdrücklich, dass die Einhaltung des individuellen CO2-Budgets durch einen »Klimapass« kontrolliert werden soll. Das bedeutet nichts anderes als eine individuelle Kohlenstoffkarte, die bisher als Verschwörungstheorie abgetan wurde.

Die ARD trommelt bereits für ein individuelles Kohlenstoffbudget von drei Tonnen und kritisiert Minister Habeck dafür, dass er es nicht sofort einführen will. Bei dieser Konstellation können wir uns fast sicher sein, dass ein solches Budget bereits beschlossen ist und eher früher als später kommen wird.[612] 

6.4.4.6. Die Zerstörung der Landwirtschaft
Die EU und das WEF planen auch, die europäische Landwirtschaft ausschließlich auf den sogenannten biologischen Anbau umzustellen. Kunstdünger und Pflanzenschutzmittel sollen verboten werden. Das Hauptproblem des Biolandbaus ist, dass diese Methode weitaus weniger Ertrag bringt als der konventionelle Anbau, durchschnittlich um die Hälfte bis ein Drittel weniger. Hiermit könnten global überhaupt nur 2 bis 3 Milliarden Menschen ernährt werden.[613] 

Die niederländische Regierung treibt die Pläne der EU und des WEF besonders radikal voran. Bis 2030 soll entsprechend einer EU-Verordnung der Stickstoffeintrag um bis zu 95 Prozent zu verringert werden. Um dieses Ziel zu erreichen, müssen große Landwirtschafts­flächen stillgelegt und der Tierbestand um ein Drittel reduziert werden. Das bedeutet das Aus für mindestens 30 Prozent aller Landwirte oder 11.000 Höfe von insgesamt 56.000. Diese 11.000 Landwirte sollen enteignet werden, falls sie ihre Höfe nicht freiwillig verkaufen.[614]  Dabei wird sich das Kaufangebot immer weiter verschlechtern, je länger die Landwirte mit dem Verkauf zögern.[615]  Weitere 17.000 Betriebe sollen ihren Tierbestand teils radikal reduzieren.[616]  Im Dezember 2022 machte die niederländische Regierung 3.000 Höfen ein letztes Kaufangebot vor der Zwangsenteignung.[617] 

Hintergrund der Stickstoffkrise ist eine Entscheidung des obersten niederländischen Verwaltungsgerichts vom Mai 2019, in der die Richter die gesamte Bauindustrie als Geisel für die Stickstoffreduktion genommen haben. In einem Anfall von richterlichem Aktivismus bestimmten sie, dass solange keine neuen Baugenehmigungen mehr erteilt werden dürfen, bis die Niederlande das von der EU vorgegebene Stickstoffziel einhalten. Denn auch durch den Wohnungsbau wird Stickstoff in die Luft emittiert. Die Wohnungsnot hat seitdem immer größere Ausmaße angenommen. Gegenwärtig fehlen mehrere 100.000 Wohnungen. Die Niederlande sind also durch diese fatale Gerichtsentscheidung in eine Stickstoffkrise geraten, die die Wirtschaft abwürgt.

Gegen diese Pläne richteten sich teils militante Bauernproteste in den Niederlanden, die seit Juli 2022 immer wieder aufflammen. Allerdings ohne jeden Erfolg.[618] 

Selbstverständlich haben diese Pläne auch Auswirkungen auf Deutschland, da aus den Niederlanden ein großer Teil der hierzulande verbrauchten Nahrungsmittel importiert wird.

Auch die deutsche Bundesregierung will die Landwirtschaft radikal umbauen. Da Stickstoff hier nicht das große Problem darstellt, hat sich Landwirtschaftsminister Cem Özedemir (Grüne) auf den Pestizideinsatz eingeschossen, den er stark reduzieren will. Protestierende Bauern schmähte er als wandelnde Pestizidschleudern.[619] 

Özdemir folgt darin einer EU-Vorgabe, wonach der Einsatz synthetischer Pflanzenschutzmittel in Schutzgebieten ganz verboten und auch außerhalb von diesen um 50 Prozent reduziert werden soll. Nach Einschätzung von Bauernvertretern drohen Flächenstilllegungen von 25 Prozent der Ackerfläche und damit einhergehende Ernteausfälle zusätzlich zu geringeren Ernten allgemein. Denn es ist natürlich zu erwarten, dass bei einem deutlich verringerten Pestizideinsatz die Ackerunkräuter überhand nehmen werden.[620] 

Übermäßige Stickstoffeinträge in den Boden sind eine reale Gefahr für die Umwelt. Dieses Problem sollte und könnte gelöst werden unter Berücksichtigung der Interessen der Bauernschaft und der Konsumenten. Der radikale Aktivismus der EU, der niederländischen und der deutschen Regierung lässt vermuten, dass sie einer ganz anderen Agenda folgen. Diese besteht möglicherweise darin, die Ernteerträge radikal zu verringern, den Fleischverzehr der Massen deutlich zu senken, die Lebensmittelpreise im Interesse der Spekulanten dauerhaft hoch zu halten, die landwirtschaftlichen Familienbetriebe zugunsten großer Landbesitzer wie Bill Gates zu zerstören und die Menschen im wahrsten Wortsinn mit Insekten abzuspeisen.[621] 

Zu diesem Zweck hat die EU Anfang 2023 beschlossen, dass dem in Backwaren genutzten Mehl gemahlene Insekten wie Hausgrillen oder Mehlwürmer zugesetzt werden dürfen.[622]  Die EU stellt sich damit wohl auf eine kommende Getreideknappheit ein. Damit wären wir wieder in einer Situation wie im Ersten Weltkrieg, wo das so genannte Kriegsbrot gebacken wurde. Bei diesem Brot wurde das knapper werdende Getreidemehl immer stärker durch Kartoffelmehl, Steckrübenmehl und andere noch weniger zum Verzehr geeignete Substanzen ersetzt.

Nach einer Empfehlung des WEF von 2021 sollen Insekten die Hauptnahrungsquelle für die Massen sein. Vorteil für die Oligarchen: Die Produktion von Insekten ist billiger und setzt weitaus weniger CO2 frei als die Produktion von herkömmlichen Nahrungsmitteln.[623]  Warum also sollten sie für die Milliarden überflüssigen Menschen einen größeren Aufwand treiben? Ekelhafte Insekten als Nahrungsmittel für die Massen sind aus ihrer Sicht wohl gerade gut genug. Baden-Württembergs Ministerpräsident Winfried Kretschmann bestätigte dann auch, dass Insekten in Zukunft eine wichtige Rolle bei der menschlichen Ernährung spielen werden.[624] 

Eine Welt ohne Stickstoffemissionen und Pflanzenschutzmittel, jedoch voller hungernder Menschen, das ist offenbar die Zukunftsvision des World Economic Forums und der hinter ihm stehenden Milliardäre.

Kritiker warnen vor einer drohenden globalen Hungersnot als Folge der Russland-Sanktionen. Zwar sind russische Lebensmittel von diesen Sanktionen formell ausgenommen, aber sie können durch westliche Firmen weder transportiert, noch können diese Transporte im Westen versichert werden. Zugleich verhängte die EU Sanktionen gegen die russische und weißrussische Düngerindustrie. Wegen der hohen Erdgaspreise geht auch die Produktion von Mineraldünger in der EU immer weiter zurück. Damit könnten auch die Ernteerträge in Europa sinken.[625] 

Das ist kein Problem, könnte man auf den ersten Blick denken, denn die Bauern könnten ja Mineraldünger durch organischen Dünger ersetzen, den es im Überfluss gibt. Das funktioniert aber so nicht. Gülle kann nicht über weite Strecken transportiert werden. Düngungsversuche haben zudem ergeben, dass der Verzicht auf mineralische Grunddüngung unter Beibehaltung der organischen Düngung (entspricht der so genannten Biolandwirtschaft) zu teilweise mehr als 50 Prozent niedrigeren Erträgen führt, je nach Bodentyp. In Sandböden sind die Ertragsminderungen besonders hoch.[626] 

Die Handlungen der EU machen auf jeden Fall den Eindruck, als wolle sie bewusst eine Nahrungsmittelknappheit herbeiführen und bereite sich darauf vor. Zum Glück ist das im Jahr 2022 in Europa noch nicht passiert. Global hat die Zahl der Hungernden aber seit 2020 drastisch zugenommen, auf über 800 Millionen Menschen.[627] 

Eine Hungersnot auch in Europa wäre auf jeden Fall ein ideales Gelegenheitsfenster, um den Menschen gemahlene Insekten als Hauptnahrungsmittel aufzunötigen. Peter F. Mayer resümiert:

»Offenbar hat sich irgendwer an den Schalthebeln der Macht dazu entschlossen unter dem Deckmantel des Klimawandels die Landwirtschaft weltweit nachhaltig zu zerstören.«[628] 

Die Rockefeller Foundation hat jedenfalls im Jahr 2020 unter dem Titel »Reset the Table« eine globale Nahrungsmittelkrise schon mal üben lassen. Peter F. Mayer stellt fest: 

»Immer wieder haben das WEF und seine globalen Mitarbeiter die Zukunft mit verblüffender Genauigkeit ›vorhergesagt‹, manchmal Jahre im Voraus, und dann, wenn die Vorhersagen eintreffen, tun sie so, als ob sie nichts damit zu tun hätten.«[629] 

6.4.4.7. Rekolonisierung der Entwicklungsländer
Besonders fatal wirkt sich die Zerstörung der Landwirtschaft in Entwicklungsländern aus. Sri Lanka wollte sich zu einem Musterland der CO2-Reduktion entwickeln. Die Regierung stellte das ganze Land zwangsweise auf Biolandwirtschaft um und hat den Import von Kunstdüngern und Pflanzenschutzmitteln verboten. Die vorhersehbaren Folgen waren zurückgehende Erträge, in die Höhe schießende Lebensmittelpreise und eine Hungersnot.[630] 

Eine ähnliche Entwicklung zeichnet sich in Ghana ab. Das Land wurde 2015 von IWF und Weltbank als Gegenleistung für Kredite gezwungen, in Windkraft und Solaranlagen zu investieren anstatt seinen konventionellen Kraftwerkspark auszubauen. Da hier ein schwaches Netz auf schwankende Einspeisung traf, war die absehbare Folge dauernde Stromabschaltungen, die bis heute anhalten. Weitere Vorschriften des brutalen Strukturanpassungsprogrammes waren: Schließung von Fabriken, Zurücknahme von Energiesubventionen, Steigerung der Benzinpreise um 17 Prozent, Einfrieren der Stellen im öffentlichen Sektor, Lohnsteigerungen weit unter der Inflationsrate.

Ghana hat sich auch verpflichtet, den Gebrauch von Kunstdüngern zu reduzieren. Inzwischen verdoppelte sich – im Vergleich zu 2009 – die Zahl der Einwohner, deren Ernährung nicht gesichert ist. Sie stieg auf 3,6 Millionen.

Als Folge dieser Entwicklung importierte Ghana immer mehr Lebensmittel, was die Inflation auf fast 30 Prozent im Jahr 2022 hochtrieb. Dabei könnte das Land unter optimalen Bedingungen nicht nur seine eigene Bevölkerung ernähren, sondern sogar Lebensmittel exportieren. Eine solche Entwicklung wird freilich durch die mit den Krediten von IWF und Weltbank verbundene Konditionalität unmöglich gemacht.

Die absehbare Folge dieser Entwicklung ist der massenhafte Ruin von Kleinbauern überall in der Dritten Welt. Vermutlich stehen die Aufkäufer der westlichen Agrarkonzerne und Milliardäre schon bereit, um sich deren Land anzueignen.

Steve Hanke, Professor an der US-amerikanischen Johns Hopkins Universität kommentiert:

»2015 unterzeichnete Ghana das Pariser Abkommen, und die Weltbank sorgte für eine Bürgschaft über 700 Millionen Dollar für Ghanas Übergang zu erneuerbaren Energien. Heute hat Ghana es mit regelmäßigen Blackouts zu tun. … Drei Länder wurden zu Musterfällen für grüne Katastrophen. Ghana, Südafrika und Sri Lanka.«[631] 

Zugleich wird die Erschließung neuer Lagerstätten fossiler Treibstoffe von den Banken nicht mehr finanziert. Armen Ländern wie Namibia oder Mosambik wird der Zugang zu billiger Energie dadurch immer stärker erschwert und schließlich verweigert. Damit ist an eine weitere Industrialisierung nicht zu denken und sie bleiben auf ihre Rolle als arme Rohstofflieferanten festgelegt.

Inzwischen geht die EU sogar dazu über, von anderen Ländern finanzierte Rohstoffprojekte zu torpedieren. Das muss gerade Uganda erleben: Es geht um eine Pipeline, die von umfangreichen Öl-Lagerstätten am Albertsee zum tansanischen Hafen Tanga führen soll. Als Begründung dafür, warum diese Pipeline nach einem Beschluss des EU-Parlaments nicht gebaut werden darf, werden routiniert Bedenken wegen der bäuerlichen Bevölkerung, Rothschild-Giraffen oder Flusspferden abgespult.[632]  Wie wir aber gesehen haben, interessiert den Westen die Leiden der Bevölkerung bei der Durchsetzung seiner grünen Agenda in Ländern wie Sri Lanka oder Ghana nicht im Geringsten.

Nach einer Studie der UNCTAD haben die hohen Kosten für Nahrungsmittel und Energierohstoffe bewirkt, dass 46 Entwicklungsländer überschuldet sind und bei doppelt so vielen droht eine solche Überschuldung. Die Welt steht vor einer Wiederkehr der globalen Schuldenkrise der Entwicklungsländer. Bereits die alte Schuldenkrise der 80er Jahre wurde genutzt, diese Länder für weitere Jahrzehnte über Weltbank und IWF wirtschaftlich in Abhängigkeit zu halten. Ihre bis dahin aufgebaute Industrie wurde zerstört und sie wurden erneut als Rohstofflieferanten und verlängerte Werkbänke zugerichtet.

Die Kombination aus Pandemie-Maßnahmen und steigenden Rohstoffpreisen führte bereits im Juni 2022 bei 69 Ländern zu einer Inflation über 10 Prozent. Im Vorjahr waren es nur 23 Staaten. Oxfam warnt, dass höhere Nahrungs- und Energiepreise und anhaltende Krisenbedingungen die Zahl der Menschen in extremer Armut im Jahr 2022 um 263 Millionen erhöhen könnte.[633] 

Diese Situation wird durch Spekulationswellen auf Lebensmittel verschlimmert, die die Preise global hochtreiben. Nach dem erwähnten UNCTAD-Bericht waren in den USA 54 Prozent der durchschnittlichen Preissteigerungen im Nichtfinanzsektor auf die Spekulation zurückzuführen. Im April 2022 waren sieben von zehn Käufern von Verträgen in Weizen-Futures Investmentfirmen, Investmentfonds, andere Finanzinstitutionen und kommerzielle Unternehmen, die sich nicht dadurch absichern, sondern vom Preisanstieg profitieren wollten.

»Man könnte sagen, es ist ein besonders bösartiges Pokerspiel. Und in diesem Zusammenhang machen die Sanktionspakete Sinn, denn sie fördern die Entwicklung einer solchen Staatsbankrottkrise in den Entwicklungsländern, von denen bereits einige auf Sonderziehungsrechte des IWF zurückgegriffen haben. Die Klimapolitik, die Inflation und die Sanktionspakete bilden ein Bündel, das zusammengenommen einen Versuch darstellt, große Teile der Welt wieder in die völlige ökonomische Abhängigkeit zurückzustoßen und an einer eigenständigen Entwicklung zu hindern.«[634] 

Allerdings gibt es gegen diese Entwicklung eine deutliche Opposition. Der Ausgang des Neuen Kalten Krieges wird letztlich darüber entscheiden, ob es den USA erneut gelingt, nicht nur die russischen, sondern die globalen Ressourcen unter ihre Kontrolle zu bekommen, oder ob sich Alternativen für diese Länder auftun in Gestalt von neuen Handelsinstitutionen und einem gleichberechtigten Handel etwa mit Russland und China, der die Perspektive einer Durchindustrialisierung dieser Länder eröffnet.

6.4.4.8. Künstliche Intelligenz
Transhumanisten wie Yuval Noah Harari und Klaus Schwab träumen davon, dass künstliche Intelligenzen in Zukunft auch komplizierte geistige Tätigkeiten wie die von Ärzten oder Schriftstellern übernehmen könnten.

Die gegenwärtige Killerapplikation der KI ist aber die Massenüberwachung. Sie sind immer besser in der Lage, aus großen Datenmengen Kritiker und Gegner der jeweiligen Regierung zu lokalisieren. Das kann unter Umständen zu tödlichen Konsequenzen führen.

Die Firma Clearview AI hat in ihren Datenbanken alle Personenfotos aus dem Internet gespeichert, die sie finden kann. Insgesamt besitzt sie mehr als 10 Milliarden Bilddateien, davon allein 2 Milliarden aus Russland. Damit ist es ihrer KI problemlos möglich, alle von Überwachungskameras erfassten Personen zu identifizieren. Clearview hat sein Programm dem ukrainischen Verteidigungsministerium kostenlos zur Verfügung gestellt. Angeblich dient es zur Identifizierung russischer Agenten. Bekanntlich unterhält die Ukraine eine Todesliste namens Friedensstifter. Dort sind alle »Feinde der Ukraine« gespeichert. Um zu einem solchen Feind ernannt zu werden, reicht es schon, das offizielle ukrainische Narrativ nicht zu 100 Prozent zu vertreten. Mittels der AI Clearview können die dort gespeicherten Personen in der Ukraine oder außerhalb ausfindig gemacht und dann von ukrainischen Geheimdienst SBU oder von Faschisten liquidiert werden. Das ist keine Theorie, wie der Mord an der russischen Journalistin Darja Dugina im Sommer 2022 zeigt. Gut möglich, dass Clearview Dugina in Russland ausfindig gemacht hat.[635] 

Die KI Cortica analysiert die Daten sämtlicher Überwachungskameras im öffentlichen Raum. Sie ist angeblich in der Lage – ganz im Stil des Science Fiction Films Minority Report – Verbrechen zu vereiteln, noch bevor sie begangen wurden. Corticas Technologie will potenzielle Verbrecher durch sogenannte Verhaltensanomalien in der Mikromimik ausfindig machen.

»Die verräterischen Zeichen, die darauf hindeuten könnten, dass eine Person im Begriff sei, ein Gewaltverbrechen zu begehen, sind so winzig, dass sie nur vom unbestechlichen Auge einer KI erkannt werden können, erklärt das Unternehmen. Die Software soll aber nicht nur Verhaltensunterschiede zwischen gesetzestreuen Bürgern und möglichen Kriminellen erkennen, sie soll auch zwischen einem friedlichen, überfüllten Markt und einer politischen Demonstration, die gewalttätig zu werden droht, unterscheiden können.«

Die KI könnte in Zukunft in autonomen Taxen das Verhalten von Fahrgästen überwachen, um potenziell gefährliche Situation zu erkennen und die Strafverfolgung einzusetzen, bevor Menschenleben verloren gingen.[636]  Was dann passieren kann, beschreibt Simone Hörrlein:

»Sie hatten einen schlechten Tag, sind wütend auf ihren Partner oder ihren Boss? In diesem Fall begeben sie sich in Zukunft besser nicht in den öffentlichen Raum, vermeiden sie die Nutzung eines Taxis oder verbergen sie zumindest ihr Gesicht vor dem allsehenden Auge der KI. Denn die kleinste Muskelzuckung in ihrem Gesicht, die etwa Wut, Ärger oder vielleicht sogar Hass ausdrückt, könnte dazu führen, dass sie als Gefahr für die Allgemeinheit identifiziert und präventiv festgenommen werden.«[637] 

Die KI DNA to Face kann aus dem Genmaterial eines Menschen sein Gesicht rekonstruieren. Sie ist anschließend in der Lage, aus einer Bilddatenbank den tatsächlichen Träger der DNA herauszufiltern.

Eine andere KI kann Menschen allein an ihrem Herzschlag erkennen.[638] 

Das WEF treibt auch das Konzept des Digitalen Zwillings voran. Dabei handelt es sich um ein von KI und Big Data geschaffenes Abbild eines jeden Menschen. In ihm sollen unter anderem detaillierte Informationen über die Funktion unserer Organe, unseres Genoms, unseres Proteoms und unseres Metaboloms gespeichert werden. Der Geburtsbericht legt den Grundstock für den digitalen Zwilling, der von den Eltern ständig mit Daten gefüttert wird. Sämtliche Krankheiten, Allergien, Impfungen, ärztliche Untersuchungsergebnisse werden in ihm gespeichert. Ab einem bestimmten Alter trägt jeder Mensch seine Smartwatch, die kabellos kontinuierlich alle Vitaldaten an den digitalen Zwilling übermittelt.

Aber das ist noch längst nicht alles: In den Digitalen Zwilling sollen alle jemals von einer Person erhobenen Daten einfließen. Also nicht nur Gesundheitsdaten, sondern sämtliche elektronischen Daten zum Lebensstil sowie alle E-Mails und Online-Suchen, die wir jemals getätigt haben.[639] 

Ein solcher Digitaler Zwilling ermöglicht nicht nur die immer wieder beschworene personalisierte Therapie, sondern öffnet auch Diskriminierung, Falsch- und Zwangsbehandlungen Tür und Tor.

»Beim Betrachten der Grundrechtseinschränkungen und Übergriffe, die sich im Rahmen der Coronakrise ereignet haben und noch immer ereignen, ist die Aussicht auf einen digitalen Zwilling ein wahres Horrorszenario. Wie sieht es beispielsweise aus, wenn wir einen sozial unerwünschten Lebensstil pflegen? Wenn wir ›falsch‹ essen, rauchen, keinen Sport treiben, zu wenig schlafen, Alkohol trinken oder als nicht solidarisch eingestuft werden?«[640] 

Am Ende dieser Entwicklung steht dann wieder das Hochladen des menschlichen Geistes auf einen Computer, woran die Transhumanisten intensiv forschen lassen.

Aber bereits heute sollen die Menschen nach dem Willen der Oligarchen mit Computerspielen virtuellen Realitäten ruhig gestellt werden. Mark Zuckerberg sagte voraus, wie der Alltag der Massen in einigen Jahren aussehen wird:

»Wir werden aufwachen, das Headset aufsetzen und mit diesem mehr Zeit verbringen als ohne – wir werden im Metaversum einkaufen gehen, uns verabreden, arbeiten und in der virtuellen Welt zur Schule gehen.«[641] 

Was dann mit unseren Körpern geschieht, sagt Zuckerberg nicht. Aber vielleicht ist es ihm und seinen Transhumanistenfreunden ganz recht, wenn die Körper der Menschen mehr und mehr verfallen und schließlich ganz absterben. Darauf deutet hin, dass die westlichen Oligarchen immer härtere Bewegungseinschränkungen für die Menschen durchsetzen. Immerhin wäre es ein weiterer Schritt in Richtung Dekarbonisierung und Bevölkerungsreduktion.

Schwab und Co. wollen, dass KI in Kürze auch komplizierte geistige Tätigkeiten übernehmen und selbst hochqualifizierte Spezialisten wie Ärzte oder Schriftsteller außer Kurs setzen. Facebooks KI Galactica sollte damit anfangen. Sie hatte die Aufgabe, Forschungsarbeiten zusammenfassen, Gleichungen zu lösen und eine Reihe anderer wissenschaftlicher Tätigkeiten zu erledigen. In Wirklichkeit schrieb sie scheinbar plausibel klingende, aber letztlich unsinnige wissenschaftliche Abhandlungen. Das Programm musste deshalb vom Netz genommen werden. Die hochentwickelte KI war nicht in der Lage, Fakten von Fiktion zu unterscheiden.[642]  Tatsächlich ist die Situation noch viel dramatischer. Denn inzwischen ist der Verdacht aufgetaucht, dass große Teile der wissenschaftlichen Veröffentlichungen von KIs in betrügerischer Absicht fabriziert wurden. Die dort beschriebenen Experimente haben nie stattgefunden. Vielmehr haben die angeblichen Autoren so genannte Papermills damit beauftragt, das jeweilige Paper mittels KI zu schreiben und in einem Fachjournal unterzubringen. In einigen Wissensbereichen wie der Medizin gelten bis zu 25 Prozent aller Arbeiten als gefälscht. KIs sind also beim gegenwärtigen Stand der Entwicklung weit davon entfernt, hochqualifizierte geistige Arbeit ersetzen zu können. Möglicherweise wird sich das bald ändern. Es kann allerdings auch sein, dass es nach 1969 und 1987 zu einem dritten KI-Winter kommt. Im Augenblick tragen KIs ganz wesentlich dazu bei, das Vertrauen in die Wissenschaft zu erschüttern.[643] 

6.4.4.9. Wundermittel Graphen
Graphen ist eine Modifikation des Kohlenstoffs. Es ist hoch belastbar und dabei elastisch dehnbar. Seine Zugfestigkeit beträgt etwa 130 Gigapascal und ist damit mindestens 25 mal so hoch wie die von Stahl. Dünne Graphen-Schichten sind transparent und elektrisch leitfähig, was sie für den Einsatz als Elektroden in Solarzellen und berührungssensitiven Bildschirmen (Touchscreens) geeignet erscheinen lässt.

Durch seine elektrischen Leiteigenschaften ist Graphen ein möglicher Nachfolger für mikroelektronische Bauteile auf Silizium-Basis. Weitere Einsatzmöglichkeiten liegen in Kondensatoren, organischen Leuchtdioden und Batterien.

Die Herstellung von Graphen (sogenannte Graphenflocken) im Labormaßstab gelang erstmals 2004. Seit 2015 können größere Mengen an Graphen hergestellt werden.

Inzwischen sind einige Studien aufgetaucht, nachdem Graphen auch in mRNA-Impfstoffen enthalten ist. Dies wird von Faktencheckern mit Verweis auf offizielle Inhaltslisten kategorisch abgestritten. Unbestritten ist aber, dass am Einsatz von Graphen für medizinische Zwecke geforscht wird, auch wenn die Mainstreammedien eine Berichterstattung hierüber blockieren.

Graphen eignet sich zum Beispiel dazu, pharmakologische Wirkstoffe an einen bestimmten Zielort im Körper zu transportieren oder Informationen aus dem Körperinneren nach außen zu senden. Nach einer Studie von 2016 ist Graphen als Nanoadjuvans (Wirkungsverstärker) für Genimpfstoffe geeignet. Graphen ist auch in der Lage, DNA in den Zellkern zu transportieren, wo sie dann in die menschliche Erbsubstanz eingebaut werden kann.

Im Rahmen des EU-Forschungsprogramms Graphen Flagship wird auch an Graphen als einem Mittel zum Zweck der Verbindung »biomedizinischer elektronischer Geräte mit dem menschlichen Körper« geforscht, freilich ohne jede öffentliche Diskussion. Welche Art dieser Verbindung sein soll, geht aus den spärlichen, der Öffentlichkeit vorliegenden Informationen zum Graphen Flagship nicht hervor. Wohl aber wird mit hoher Intensität an Schnittstellen zwischen Graphen und biologischen Organismen gearbeitet. Angesichts der Überwachungsobsession unserer Oligarchen ist die Vermutung nicht weit hergeholt, dass Graphen auch zur Verhaltenssteuerung genutzt werden soll. Es könnte ohne jede Probleme unter dem Vorwand einer angeblich notwendigen Impfung in die Körper der Menschen eingebracht werden.

Graphen soll wohl auch als Schnittstelle genutzt werden, um menschliche Gehirne direkt mit Computern zu verbinden.[644] 

6.4.4.10. Bevölkerungsreduktion
Die Eliten sprechen immer häufiger von einer globalen Bevölkerungsreduktion. Paul Watson, der Gründer von Sea Shepherd fordert eine Weltbevölkerung von einer Milliarde[645] , ebenso ein UNO-Bericht zum »Global Biodiversity Assessment«, die Georgia Guidestones, ein von einer geheimnisvollen Elitegruppe aufgestelltes und inzwischen gesprengtes Denkmal in Elberton, Georgia, 500 Millionen und Ted Turner, der Gründer von CNN 250 bis 300 Millionen.[646] 

Auch Wissenschaftler und Medien trommeln inzwischen offen für eine Bevölkerungsreduktion. So zum Beispiel der ORF und der britische Guardian. Der österreichische Demograf Wolfgang Lutz forderte die Reduzierung der Menschheit von 8 auf 3 Milliarden Menschen. Dies sei nötig, um eine Klimakatastrophe zu verhindern.[647] 

Die westlichen Milliardäre beurteilen die Daseinsberechtigung aller anderen Menschen ausschließlich vom Standpunkt der Nützlichkeit für sich selbst. Eine bestimmte Anzahl an Normalbürgern wird gebraucht um den Betrieb aufrecht zu erhalten. Aber die meisten Menschen werden durch die extrem produktive Industrie 4.0 außer Kurs gesetzt.

Die Erwägungen der Elite kreisen inzwischen um die Frage, was man mit diesen »nutzlosen« Menschen machen soll. Einerseits gibt es dort Radikale, die eine sofortige Entvölkerung der Erde verlangen.

Die Mehrheit teilt wohl noch die Position von Yuval Noah Harari, der die »nutzlosen« Menschen zunächst noch in sehr bescheidenen Unterkünften zusammenpferchen und mit einem Grundeinkommen notdürftig an Leben erhalten will. Sie sollen mit Drogen und Computerspielen ruhig gestellt werden. Tödliche Impfungen, der Stress des engen Zusammenlebens, eine schlechte medizinische Versorgung, die sich ausschließlich auf Telemedizin beschränkt, schlechtes Essen, gewaltsam durchgesetzte Bewegungseinschränkungen und die absolute Perspektivlosigkeit werden die Todesrate hochschnellen lassen. Die Impfungen reduzieren auch die Fruchtbarkeit der Frauen. Die radikale Transgenderideologie wirkt in die gleiche Richtung.

Das sind keine Phantasien: Ida Auken, ehemals dänische Umweltministerin und »Young Global Leader« des WEF schreibt auf dem Blog dieser Organisation, dass wir uns alle auf einen stark sinkenden Lebensstandard einzustellen haben. Die Menschen werden auf sehr wenig Platz zusammen leben müssen. Mehr als ein Bett zum Schlafen in großen Schlafsälen ist für uns nicht vorgesehen. Privatsphäre gibt es nicht mehr. Auch der Privatbesitz an Konsumgütern für die normalen Menschen wird abgeschafft, genauso wie Reisen und die individuelle Mobilität.[648]  Das Motto ihrer Utopie, die wohl eher eine Dystopie ist: »Wir werden nichts besitzen, aber glücklich sein.«

Das ultimative Ziel der totalen Dekarbonisierung bedeutet, dass alle Handlungen und Prozesse, durch die Kohlendioxid (CO2) freigesetzt wird, unterbleiben. Konsequent zu Ende gedacht bedeutet es das Ende der Menschheit und damit eine Bevölkerungsreduktion auf nur wenig über Null.[649] 

Jede »Krise« kann künftig als Gelegenheitsfenster genutzt werden, die Bevölkerung weiter zu verringern, wenn zum Beispiel eine »Pandemie« eine weitere »Impfung« unumgänglich mache.[650] 

Die amerikanische Journalistin und Autorin Naomi Wolf geht davon aus, dass die jetzige Übersterblichkeit infolge der Corona-Impfungen noch nicht die von den Milliardären beabsichtigte Bevölkerungsreduktion ist. Stattdessen zielten ihrer Meinung nach die Stoffe auf die nächste Generation. Möglicherweise werden die gegenwärtig unter dem Einfluss von mRNA-Spritzen geborenen Kinder nicht mehr in der Lage sein, ihrerseits Kinder zu bekommen. Das würde man dann freilich erst dann merken, wenn die im Jahr 2022 oder später Geborenen selbst in das reproduktionsfähige Alter kommen, also ab 2042 kaum noch Kinder geboren werden.[651] 

Auf jeden Fall halten die Herrschenden unbeirrt an ihrem Ziel der Bevölkerungsreduktion fest. Wie sonst ist es zu erklären, dass intensiv an Impfstoffen geforscht wird, die sich als Aerosol von Flugzeugen versprühen lassen oder die sich wie ein Virus selbst verbreiten?

Inzwischen wurde auch bekannt, dass die gleichen Oligarchen, die die Corona-Pandemie vorbereitet haben, am so genannten Gene-Drive forschen lassen. Der Gene-Drive ist eine Methode zur beschleunigten Ausbreitung von Genen in Populationen. Angeblich geht es um die Ausrottung der Malaria. Ziel sei es, die weiblichen Anopheles-Mücken unfruchtbar zu machen, so dass die Art und mit ihr die Malaria ausstirbt. Das ist 2021 gelungen. Mittels genmanipulierter Mücken wurde eine Population von Anopheles-Mücken zum Zusammenbruch gebracht. Da die Gene aller Lebewesen nach den gleichen Prinzipien funktionieren, ließe sich diese Technologie auch beim Menschen anwenden. Wenn man die Anopheles-Mücken unfruchtbar machen kann, dann auch den Homo sapiens.[652] 

6.4.4.11. Der totale zivilisatorische Zerfall Europas
Die Initiatoren des Great Reset wollen die europäische Industrie kontrolliert gegen die Wand fahren, sei es aus geopolitischen Erwägungen, oder – wie einige Optimisten vermuten – um durch den Wiederaufbau eine neue lange Welle mit expansiver Tendenz auslösen. Der vom World Economic Forum vorangetriebene »bunte Strauß von ineinandergreifenden dystopischen Programmen« setzt implizit durchaus noch ein gewisses zivilisatorisches Niveau voraus. Immerhin soll die schmale Kapitalistenklasse weiter so konsumieren wie bisher. Auch für die Aufrechterhaltung der massiven Überwachungsinfrastruktur wird zum Beispiel eine einigermaßen sichere Stromversorgung benötigt. Es stellt sich die Frage, ob ein solches Vorhaben realistisch ist.

Der gesellschaftliche und zivilisatorische Zerfallsprozess begann in Deutschland schleichend mit dem Sieg des Neoliberalismus um das Jahr 2000. Inzwischen ist die Infrastruktur so stark geschädigt, dass ganze Regionen wie das Gebiet um die Stadt Lüdenscheid vom Fernverkehr abgeschnitten und damit verkehrstechnisch auf den Stand der 50er Jahre zurückgeworfen sind. Deutschland ist nicht mehr in der Lage, zeitnah die Folgen von Naturkatastrophen wie die Ahrtalflut zu beseitigen. Hierfür fehlen nicht nur der politische Wille der Landesregierung von Rheinland-Pfalz, sondern auch alle materiellen Voraussetzungen. Der Zwang zu europaweiten Ausschreibungen hat die lokalen wirtschaftlichen Strukturen nachhaltig zerstört. Noch im Jahr 2002 war die Beseitigung der Folgen des Elbhochwassers problemlos möglich. Allein an dieser Tatsache kann man den wirtschaftlichen und gesellschaftlichen Zerfall Deutschlands ermessen.

Die Journalistin Dagmar Henn vermutet, dass sich der gegenwärtige Zerfallsprozess in Deutschland nicht mehr aufhalten lässt:

»So, wie solche Wechselwirkungen bei der Entstehung der Industrie vorzufinden sind, würden sie sich auch bei ihrem Verschwinden bemerkbar machen. Sprich, es handelt sich um einen Kreislauf wechselseitiger Verstärkungen, nur diesmal abwärts. Mit dem Entzug sicherer und jederzeit verfügbarer Energie wird dieser Kreislauf in Gang gesetzt. Aber so, wie die Bewegung aufwärts nicht nur einfach zahlreiche Produkte verfügbarer machte und durch die Mechanisierung auch unzählige Arbeitskräfte in der Landwirtschaft einsparte (nicht zu vergessen, noch 1950 war das in Bayern die Hälfte der Arbeitsbevölkerung), so würde eine Bewegung abwärts diesen Prozess umkehren und unzählige Menschen dazu nötigen, auf den Äckern Kartoffeln zu lesen und außerhalb der Erntezeiten das triste Leben der Landarmut zu führen.

Das Problem, das von den Fantasten übersehen wird, ist, dass es beim Zusammenbruch einer wirtschaftlichen Struktur keinen Zwischenhalt gibt. Je komplexer die Ordnung ist, von der ausgegangen wird, desto tiefer ist der Absturz. […] Eine Deindustrialisierung Deutschlands würde nicht nur den Stecker des Systems EU ziehen, sie würde sich durch ganz Europa in Wellen verbreiten wie ein großes Erdbeben. Auf welcher Ebene in diesem Falle noch staatliche Strukturen haltbar sind, ist offen.«[653] 

Die Milliardäre hoffen vielleicht, von dem Chaos, das sie selbst angerichtet haben zu profitieren. Aber zumindest in Westeuropa wird das wohl eher nicht passieren. Auch sie werden sich »nur noch in schwerbewaffneten Konvois aus gepanzerten Fahrzeugen bewegen können. Solange es diese noch gibt.«[654]  Freilich können sie sich dann problemlos in die USA absetzen, wo ein solcher zivilisatorischer Zerfall nicht stattfindet.

Die immer stärkere Repression kann an diesem Zerfall nichts ändern, sie verhinderte nur eine rechtzeitige Umkehr.

Es stellt sich die Frage, ob die Pläne des WEF aufgehen und die Menschen in den Schraubstock einer immer despotischer werdenden CO2-Diktatur eingespannt werden können, oder ob vorher die bereits stark angeknackste westeuropäische Zivilisation vollständig zusammenbricht. Letzteres ist als zweitbeste Lösung im Interesse der USA, falls ein Sieg über Russland ausbleibt. Dieser Zerfall liegt freilich durchaus auch im Interesse der kommenden Supermacht China (siehe dazu Abschnitt 6.4.6. und folgende).

Europa ist nachhaltig ins geopolitische Abseits geraten. Das ist eine – wohl irreversible – Folge der rasenden Russophobie der von der Leyen, Baerbock, Strack-Zimmermann und Co. Wahrscheinlich würde inzwischen selbst ein unwahrscheinlicher Elitenwechsel daran nichts mehr ändern.

6.4.5. Faschismus in der Ukraine, Demokratieabbau im Westen

Die Ukraine verteidige im Krieg gegen Russland die westlichen Werte und müsse deshalb um jeden Preis unterstützt werden, so das offizielle Narrativ. Die Ukraine sei ein Leuchtstern der Freiheit, wirtschaftlich erfolgreich, durch liberale Werte geprägt und demokratisch. Putin habe die Ukraine aus Hass auf die dort herrschende Freiheit angegriffen.[655] 

Die Realität sieht ganz anders aus. Seit 2014 hat sich in der Ukraine eine vollständige politische Diktatur entwickelt, wobei die dortigen Faschisten über großen Einfluss verfügen, besonders in den Repressionsorganen.

Der ukrainische Faschismus entstand im Zusammenhang mit der deutschen Invasion der Sowjetunion 1941 bis 1945. Ukrainische Kollaborateure beteiligten sich an der Judenvernichtung, kämpften gegen die Rote Armee und stellten die Polizei in den von den Deutschen besetzten sowjetukrainischen Gebieten. Nach 1945 übernahmen die USA die Kontrolle über die verbleibenden faschistischen Gruppen. Sie führten noch bis 1952 einen verdeckten Krieg gegen die Sowjetmacht in der Westukraine, zerstörten Infrastruktureinrichtungen wie Schulen und Krankenhäuser und ermordeten mehr als 50.000 Menschen[656] , so wie später die RENAMO in Mosambik, die UNITA in Angola und die Contras in Nicaragua.

Nach ihrer militärischen Niederlage im Jahr 1952 sammelten sich die ukrainischen Faschisten in Deutschland, Kanada und den USA. Von München aus verbreitete der US-Sender Radio Free Europe faschistische Hetze in der Ukraine.

Nach dem Zerfall der Sowjetunion 1991 strömten die faschistischen Exilanten bzw. ihre Nachkommen in die Ukraine. Es gelang ihnen im Verlauf von Jahrzehnten und mit Milliarden Dollar an Unterstützungsgeldern ihre Strukturen aufzubauen und eine ideologische Hegemonie bei der westukrainischen Jugend zu erreichen. Dies nicht zuletzt durch die Schaffung einer ausgedehnten neuheidnischen Musikszene, wo faschistische Werte propagiert werden.

Bereits in den Monaten vor dem Putsch am 22. Februar 2014 besetzten Faschisten in der Westukraine zahlreiche Rathäuser und lähmten damit den Staatsapparat weitgehend. Faschisten der Partei Swoboda, des Rechten Sektors und andere extrem rechte Gruppierungen lieferten sich in den Wochen vor dem Putsch in Kiew Gefechte mit der Polizei und setzten dabei auch Schusswaffen ein. Nach dem Putsch starteten sie einen Unterdrückungsfeldzug gegen die russischsprachigen Gebiete der Ostukraine, der in den Massakern von Odessa am 2. Mai und von Mariupol am 9. Mai 2014 gipfelte.[657]  Erst diese Ereignisse führten zum Aufstand in den östlichen Oblasten Donetsk und Lugansk und zur Gründung der beiden Volksrepubliken. Faschistische Gruppe wie Asow beteiligten sich an vorderster Front an der so genannten Antiterroroperation zur Niederschlagung des Aufstandes im Osten des Landes, während sich viele Armeeangehörige damals noch weigerten, gegen die eigenen Landsleute zu kämpfen.[658] 

Westliche Medien behaupten, es sei absurd, von einem Faschismus in der Ukraine zu sprechen, da offen faschistische Parteien kaum in der Rada vertreten seien und Präsident Selenski ein Jude ist. Ersteres kann in der Tat darauf hindeuten, dass sich zumindest bis 2019, dem Zeitpunkt der letzten Wahl, die Mobilisierungserfolge dieser Parteien in Grenzen hielt. Das ändert aber nichts daran, dass Faschisten eine bedeutende Macht in der ukrainischen Gesellschaft darstellen und insbesondere in den Repressionsorganen stark vertreten sind. Vor Parlamentsabstimmungen, die zuungunsten der faschistischen Interessen auszugehen drohen, marschieren ihre Bataillone zum Beispiel regelmäßig drohend vor der Rada auf und schüchtern die Abgeordneten ein. Häufig üben sie auch Gewalt gegen einzelne Abgeordnete aus.

Es wäre auch ein großer Fehler, Faschismus mit Antisemitismus gleich zu setzen. Nur der deutsche Faschismus hatte einen eliminatorischen Antisemitismus ausgeprägt. Beim italienischen, ungarischen oder spanischen Faschismus war er nicht zu finden. Den gleichen Hass, den die deutschen Faschisten gegen Juden richteten, richten die ukrainischen gegen Russen. Einschließlich der Vorstellung, dass alle Russen vom Angesicht der Erde getilgt werden müssen.[659] 

Die KPRF charakterisiert den heutigen ukrainischen Staat wie folgt: Er ist eine »Allianz des Großkapitals und der Regierungsbürokratie, die von faschistischen Elementen unterstützt wird, unter totaler politischer und finanzieller Kontrolle der USA.«[660] 

Auch wenn die ukrainische Regierung gegenwärtig nicht von Faschisten geführt wird, sind die praktischen Unterschiede gering. Denn spätestens seit 2022 existiert dort eine voll ausgebildete Diktatur:

	Alle Oppositionsparteien sind verboten, darunter die Kommunistische Partei, die Partei der Regionen und die Oppositionsplattform für das Leben.[661] 



	Alle Fernsehsender wurden zu einem Einheitsprogramm zusammengeschaltet, das von der Regierung kontrolliert wird.



	Oppositionelle und russische Medien sind verboten. Blogger werden wegen kritischer Beiträge zu hohen Gefängnisstrafen verurteilt.



	Faschistische Gruppen wie Asow unterbinden alle regierungskritischen Kundgebungen.[662] 



	In der Ukraine finden extralegale Hinrichtungen von Oppositionellen und kritischen Journalisten statt.[663] 



	Folter von Oppositionellen ist weit verbreitet[664] 



	Die russische Bevölkerung der Ukraine (mindestens 40 Prozent)[665]  darf ihre Muttersprache nicht mehr sprechen. Eine Sprachpolizei überwacht dieses Verbot. Es gibt keine russischen Schulen und Universitäten mehr. Russisch ist auch keine Amtssprache mehr. Dabei wird der bisher als Standardvarietät angesehene Kiewer Dialekt des Ukrainischen mit vielen russischen Wörtern schleichend durch den Lemberger Dialekt mit polnischen Wörtern ersetzt. Das heutige Ukrainisch hat kaum noch Ähnlichkeit mit der Sprache, die in der Sowjetunion gelehrt wurde.[666] 



	Ein Volksgruppengesetz gewährt nur den Ukrainern volle politische Rechte. Russen, aber auch Ungarn, Rumänen und Griechen werden als Menschen mit minderen Rechten definiert.[667] 






Die stärkste faschistische Gruppe ist das Asow-Regiment. Es wurde 2014 gegründet und hatte bis zur Befreiung der Stadt im Mai 2022 seinen Sitz in Mariupol. In den Jahren vor dem Kriegsbeginn im Februar 2022 berichteten sogar noch westliche NGOs wie Human Rights Watch und Amensty International von zahlreiche Kriegsverbrechen und Menschenrechtsverletzungen, die Asow zugeschrieben werden. Die Liste reicht von Massenplünderungen, Vergewaltigungen, Folter, Misshandlungen bis hin zu Exekutionen. Das Logo von Asow besteht aus einer Kombination von Wolfsangel und Schwarzer Sonne. Das sind Zeichen, die bereits der deutsche Faschismus verwendet hatte.[668] 

Auch durch die Niederlage seiner Kämpfer in Mariupol im Mai 2022 wurde Asow nicht ausgelöscht, sondern wird neu aufgestellt. Man kann diese und andere Gruppen als eine Waffen-SS auf Meth mit moderner militärischer Ausrüstung bezeichnen. Erstmals seit 1945 verfügen Faschisten über eine beträchtliche militärische Macht. Wie auch immer der Krieg ausgehen wird, diese Faschisten haben nicht vor, ihre einmal erlangte Macht wieder abzugeben. Faschistische Gruppe wie Asow und der Islamische Staat haben eine durch nichts gezügelte Brutalität und den völligen Verzicht auf jeden zivilisatorischen Firnis gemeinsam. Genauso wie der IS schämen sie sich ihrer Gewalttaten nicht, sondern veröffentlichen Bilder hiervon in Sozialen Netzwerken.[669] 

Die Menschen sind seit Jahrzehnten einer starken Propaganda ausgesetzt, die die Ukrainer zu einer Herrenrasse überhöht und alle anderen Völker abwertet. Russen gelten als Untermenschen, was Begriffe wie Orks oder Kartoffelkäfer deutlich machen, mit denen sie belegt werden.

Die Abwertung der Russen begann in der Ukraine bereits in den Jahren nach dem Zerfall der Sowjetunion 1991. So war als Kommentar auf die sich häufenden Grubenunglücke im Donbass in Kiew vielfach zu hören: »Lasst diese Bergleute sterben. In den ukrainischen Himmel kommen sie sowieso nicht.« Es entstand das Klischee des typischen Russen: Er sei ein vulgärer Alkoholiker, Krimineller, einfacher Arbeiter, der sich mehr an Moskau orientiert als an Kiew. Dieses Klischee wurde nach 2014 immer stärker rassistisch aufgeladen. In sozialen Netzwerken machten sich die Westukrainer darüber lustig, wenn im Donbass aufgrund des Beschusses der faschistischen Bataillone Kinder starben. Sie wurden hämisch als Kartoffelkäferlarven bezeichnet.[670] 

In Schulbüchern finden sich Angaben über eine angebliche »ukrainische Antike«, darüber, dass die Urukrainer, die Ukren an der Wiege Europas standen, das Schwarze Meer ausgegraben und die ägyptischen Pyramiden gebaut hätten. Die Ukrainer seien die ältesten, die klügsten, die geschicktesten, die europäischsten und einfach die Besten der Besten. Daraus folgt für sie, dass Russland und Europa verpflichtet seien, die Ukrainer zu unterhalten und zu versorgen. Einfach, weil sie es müssen, weil die Ukrainer eine Herrenrasse seien.

Nur so sind die ständigen unverschämten Beleidigungen des damaligen ukrainische Botschafter Andrij Melnyk verständlich, der Bundeskanzler Scholz als beleidigte Leberwurst titulierte oder Karikaturen von Deutschland als Schnecke mit angeklebter Patrone veröffentlichte. Dieses übermäßige ukrainische Selbstbewusstsein trifft auf eine Gesellschaft, die regelrecht darin trainiert wurde, das eigene Land abzuwerten und andere Volksgruppen zu idealisieren.[671] 

Mit der ideologischen Aufwertung als Herrenrasse wird vergessen gemacht, dass die Ukraine von der reichsten Sowjetrepublik mit einer bedeutenden Industrie noch in den 80er Jahren auf den Status des ärmsten Landes Europas abgestürzt ist.[672]  Löhne und Lebensstandard sind inzwischen niedriger als in einigen arabischen Ländern wie Tunesien, Algerien und Ägypten.

Im April 2022 tauchte in ukrainischen Medien ein fiktionaler Videoclip auf, in dem eine Frau einem kriegsgefangenen russischen Soldaten im Stil des Islamischen Staates die Kehle durchschneidet und dies allen Russen androht.[673] 



Bild 6.4.5.1. Video aus der Ukraine, wo eine Frau einem russischen Kriegsgefangenen die Kehle durchschneidet (fiktiv)


Noch 2018 berichtete der französische Fernsehsender Euronews über ein ukrainisches Sommerferienlager für Kinder, wo bereits 8-jährige an der Kalaschnikow ausgebildet und mit Russenhass indoktriniert wurden. Ausbilder Yuri Cherkashin:

»Wir zielen niemals auf Menschen, nie. Aber Separatisten und aus Moskau kommende Besatzer betrachten wir nicht als Menschen. Deswegen könnt und sollt ihr auf sie schießen.«[674] 

In der Ukraine wird offen der Hitlergruß gezeigt, es finden Fackelmärsche wie in den 30er Jahren statt, und die nationale Grußformel lautet »Slava Ukraina! Gerojam Slava!« (»Heil Ukraine, Heil den Helden!«). Letzterer war bereits der Gruß der ukrainischen Faschisten in den 40er Jahren und er wird inzwischen auch von westlichen Politikern gerne genutzt.[675] 

Seit 2014 existiert die ukrainische Prangerwebseite Myrotvorets (Friedensstifter), in der »Feinde der Ukraine« aufgeführt werden. Dort finden sich inzwischen tausende Namen von Politikern, Journalisten und Persönlichkeiten des öffentlichen Lebens aus der ganzen Welt mit deren illegal durch Hacking und Phishing erbeuteten persönlichen Daten. Darunter auch 300 Minderjährige. Wer dort landet, gilt praktisch als vogelfrei, ist Drohungen, Schikanen, physischen Attacken ausgesetzt und schwebt sogar in Lebensgefahr – wiederholt kam es zu Morden.[676]  So wurde zum Beispiel die russische Journalistin Darja Dugina wenige Monate vor ihrer Ermordung durch eine ukrainische Agentin in die Liste aufgenommen.[677] 

Das ukrainische Zentrum zur Desinformationsbekämpfung (CCD) hat im Sommer 2022 eine weitere schwarze Liste erstellt, auf der 72 Persönlichkeiten des öffentlichen Lebens stehen, die angeblich »Narrative fördern, die mit der russischen Propaganda übereinstimmen«. Genannt werden dort unter anderem der US-Politikwissenschaftler John J. Mearsheimer, der SPD-Fraktionsvorsitzende Rolf Mützenich, die Feministin Alice Schwarzer und der Autor Wolfgang Bittner. Die Bundesregierung weigerte sich beharrlich, bei Kiew auf die Löschung dieser Liste hinzuwirken, auch wenn für die dort aufgeführten Personen Lebensgefahr besteht. Schließlich ist diese Liste doch gelöscht worden. Die Hintergründe sind unklar. Aber die Unterstützung für die ukrainische Regierung ist hierzulande so stark, dass man selbst dann vor einer öffentlichen Kritik an Kiew zurückschreckt, wenn der Fraktionsvorsitzende der größten Regierungspartei auf einer Todesliste auftaucht.[678] 

Seit März 2022 finden sich in sozialen Netzwerken immer mehr Fotos und Videoaufnahmen aus der Ukraine, wo an Masten festgebundenen Männern und Frauen zu sehen sind, die mit heruntergelassener Hose bloßgestellt, mit ekelhaften Flüssigkeiten übergossen oder mit Stockschlägen auf den nackten Hintern malträtiert werden. Bei ihnen soll es sich entweder um Kollaborateure oder Plünderer handeln. Besonders häufig werden Angehörige der Roma-Minderheit misshandelt. Die Praxis, Menschen an Pfähle zu binden, hat sich überall in der Ukraine ausgebreitet. Es sind vor allem die ukrainischen Faschisten, die Selbstjustiz üben. »Ein besonders sadistisches Vergnügen bereitet ihnen offenbar das öffentliche Auspeitschen von Frauen und Mädchen, die sie bestrafen, weil sie des Diebstahls verdächtigt werden; jedenfalls erzählen sie mit einer gewissen Freude davon«, so der Journalist Dimitri Kowalewitsch.[679] 

In den Gebieten, die die Ukraine im Spätsommer 2022 zurückerobert hatte, fand eine so genannte Filtration statt. »Kollaborateure« mit Russland wurden festgenommen. Darunter fallen auch Lehrer, die nach russischen Lehrplänen unterrichtet hatten, Behördenmitarbeiter und diejenigen, die an den Referenden zum Beitritt zur Russischen Föderation teilgenommen hatten. Sie alle müssen mit mehrjährigen Haftstrafen rechnen.[680] 

Nach einer möglichen Rückeroberung der Krim werden laut ukrainischen Planungen alle Russen von dort vertrieben.[681]  Das sind ungefähr 2 Millionen Menschen.

In den von Russland kontrollierten Gebieten der Ukraine werden seit Sommer 2022 immer häufiger lokale Politiker, Angestellte kommunaler Verwaltungen, Behördenmitarbeiter und Menschen, die sich loyal zu Russland verhalten, ermordet. Präsident Selenski soll den Terror gegen die – nach ukrainischer Sicht – eigenen Staatsbürger persönlich angeordnet haben.[682] 

Die EU hat keinerlei Probleme mit dieser erschreckenden Entwicklung. Es herrscht nun mal Krieg, so der Sprecher von Kommissions­präsidentin von der Leyen. Nach der Aussage des EU-Außenpolitik­beauftragten Josef Borrel sei jetzt nicht die richtige Zeit, um über dieses Thema zu sprechen. Die Ukraine habe eine legitime Regierung und genieße die uneingeschränkte Unterstützung der EU. Wer das anders sehe und von Repression spreche, wiederhole russische Propaganda. Das ist die offizielle Linie, an die sich alle Regierungen der EU-Mitgliedsstaaten und alle Mainstreammedien eisern gehalten haben.[683] 

Nicht zuletzt weil das Narrativ von der Ukraine als Leuchtstern der Freiheit und der westlichen Werte so abwegig ist und auch einigen Berichten der Mainstreammedien aus den Vorjahren widerspricht, muss es mit Gewalt durchgesetzt werden. Zensur wie zu Corona-Zeiten reicht nun längst nicht mehr aus. Statt dessen wird mit den Mitteln des Strafrechts verhindert, dass, dass über den Sinn der russischen Militäroperation überhaupt noch diskutiert werden kann. Eine Voraussetzung hierfür war die Dämonisierung alles Russischen, das nach dem 24. Februar 2022 mit voller Wucht einsetzte.

Die ganze westliche Welt war von einem Fieber erfasst, alles Russische zu canceln. Das begann mit großen »Friedensdemonstrationen« Ende Februar / Anfang März 2022 mit mehreren 10.000 Teilnehmern. Dominiert wurden sie von ukrainischen blau-gelben Flaggen und der Forderung nach Waffenlieferungen. Auf diesen Demos marschierten einträchtig ukrainische Faschisten mit Fahnen des Asow-Regiments, Angehörigen des wohlhabenden grünen Mittelstandes und der deutschen Antifa nebeneinander. Im Grunde genommen unterschieden sich diese fiebrigen Manifestationen kaum von den Massenaufläufen im August 1914, wo vor allem Intellektuelle und Kleinbürger den Kriegsausbruch feierten.[684] 

Dann wurden Russen international aus allen Sport- und Kulturveranstaltungen wie den Olympischen Spielen und der UEFA ausgeschlossen. Die Stadt München hat Anfang März 2022 den russischen Dirigenten Valery Gergiev entlassen, weil er auf ein Ultimatum nicht reagierte, sich sofort von der russischen Militär­operation in der Ukraine zu distanzieren. Aber das ist nur die Spitze des Eisbergs. Auftritte von russischen Künstlern im Westen wurden reihenweise abgesagt, ebenso bereits eine Operette des russischen Komponisten Dimitri Schostakowitsch.[685]  Umgekehrt boykottierten westliche Künstler Auftritte in Russland. Die großen Hollywood-Studios stellten ihren Filmverleih in Russland schlagartig ein.[686] 

Die britische Kulturministerin Nadine Dorries bezeichnete die Maßnahmen zur Isolierung Russlands im Sport- und Kulturbereich als Dritte Front nach dem ukrainischen Kriegsschauplatz und dem Wirtschaftskrieg. Diese Ausschlüsse sind von Großbritannien offenbar maßgeblich vorangetrieben worden.[687] 

Eine Münchner Klinik behandelt ab sofort keine Russen mehr[688] . Geschäfte und Restaurants erteilten Russen Lokalverbot. Russische Waren wie Wodka oder Zupfkuchen verschwanden aus den Regalen der Supermärkte. Russen werden in der Öffentlichkeit beschimpft und ihre Kinder in der Schule diskriminiert. Häufig verlangen die Lehrer von ihnen, dass sie sich von der russischen Militäroperation und von Russland im Allgemeinen distanzieren. Einem Russlanddeutschen, dem ein Busunternehmen gehört, wurden 30 Busse zerschlagen und betriebsunfähig gemacht. Eine Lehrerin verbot es Kindern, Jacken zu tragen, auf denen Russland geschrieben steht. Einem russischer Lebensmittelmarkt wurden die Scheiben eingeschlagen. Die Autos von russischen Touristen wurden beschädigt.[689] 

Die Frankfurter Buchmesse hat 2022 den russischen Nationalstand verboten. In einem Aufruf, der vom Börsenblatt des Deutschen Buchhandels verbreitet wurde, forderte die Ukraine den weltweiten Boykott sämtlicher russischen Bücher und Verlage. Zur Begründung hieß es, in die Bücher sei russische Propaganda eingewoben, was sie zu Waffen im gegenwärtigen Krieg mache. Der Aufruf ist mit der faschistischen Grußformel »Ruhm der Ukraine« unterzeichnet.[690] 

Corona geht, der Krieg kommt, so könnte man die Stimmung im Frühjahr 2022 zusammenfassen. Der gleiche intensive Hass, der sich nur wenige Monate zuvor an den Ungeimpften ausgetobt hatte, richtet sich nun gegen Putin, Russland und die Russen im Allgemeinen. Es macht den Anschein, als hätte jemand einen Schalter umgelegt.[691] 

Da wundert es nicht, dass es seit dem Frühjahr 2022 immer häufiger zu Angriffen auf Russen bzw. Russlanddeutsche kam. So schlugen zwei Ukrainer im November dieses Jahres in Berlin einen Mann und eine Frau zusammen, nur weil sie sich auf Russisch unterhalten hatten. Bereits im März kam es zu einem Brandanschlag auf die russische Schule Berlin.[692] 

Im April wurde das sowjetische Ehrenmal in Berlin-Treptow geschändet. Es wurden unter anderem Hakenkreuze und die Parole »Tod allen Russen« gesprüht.[693] 

Ab dem April nahm vergleichbar zur jahrelangen Entwicklung in der Ukraine auch die Dämonisierung Russlands in deutschen Medien immer stärker zu. So veröffentlichte die taz am 9. Mai – dem Jahrestag des Sieges über den Faschismus – einen Artikel, in dem behauptet wurde, nicht Hitler, sondern Stalin hätte den Zweiten Weltkrieg geplant, die Generäle der Wehrmacht wurde heroisiert und der Partisanenkampf hinter der Front als Terrorismus bewertet. Solche geschichtsrevisionistischen Thesen wurden bisher nur von Neonazis vertreten. Heute sind sie im linksliberalen Mainstream angekommen.[694] 

Die Politikwissenschaftlerin Florence Gaub behauptete im April in der Talkshow Markus Lanz, dass Russen zwar wie Europäer aussähen, sie aber eigentlich gar keine Europäer sind. Sie hätten zudem einen anderen Bezug zur Gewalt und dem Tod. Kommentar von Marcus Klöckner auf den Nachdenkseiten:

»Das Bild vom russischen ›Untermenschen‹ kommt zum Vorschein, der zwar so aussieht wie wir, aber im Grunde genommen doch ›minderwertig‹ ist.«[695] 

Das Redaktionsnetzwerk Deutschland schreibt vom Geheimnis der russischen Grausamkeit und behauptet, die Russische Armee agiere nach dem Muster einer Terrorbande. Diese Äußerung bezog sich unter anderem auf Behauptungen der damaligen ukrainischen Menschenrechtsbeauftragte Lyudmila Denisova über Massenvergewaltigungen, die sich inzwischen als Erfindung herausgestellt haben (siehe dazu Abschnitt 6.4.1.). Der Spiegel-Journalist Sascha Lobo ist bereits als Corona-Scharfmacher aufgefallen. Im Jahr 2022 stand er auch an vorderster Front bei der Hetze gegen die Russen:

»Butscha und die propagandistische Reaktion bedeuteten, dass es sich nicht mehr (nur) um einen Angriffskrieg handelt, sondern um einen Vernichtungskrieg. (…) Ich halte es gerade aus deutscher Sicht für essentiell, die russische Bevölkerung nicht samt und sonders aus ihrer Verantwortung rauszu­ent­schuldi­gen, jedenfalls den putinstützenden Teil.«[696] 

Die Landeszentrale für politische Bildung Baden-Württemberg betreibt im Jahr 2022 Völkerkunde alten Stils. Die Russen seien faul, bequem, aggressiv, bindungslos und nicht empathiefähig heißt es dort im Beitrag einer Ukrainerin. Das habe damit zu tun, dass die Vorfahren der Russen Nomaden gewesen seien. Sie seien gezwungen, irgendwohin zu ziehen, jemanden zu erobern, aggressiver zu sein, um sich selbst Lebensbedingungen zu verschaffen. Der Nomade hat keine Bindung an das Land. Daher der Unwille und die Unfähigkeit, sich die Welt um sie herum einzurichten, sich anzustrengen, um bequem zu leben. Als vorbildlich werden dagegen die Ukrainer beschrieben, sie seien

»… sparsam, verwurzelt in dieser sehr sesshaften Lebensweise, sowie in dem Wunsch, das zu schützen, was man hat und ein Höchstmaß an Friedfertigkeit zu erreichen. […] Die Ukrainer sind universell einsetzbar, beherrschen mühelos mehrere Spezialgebiete und sind dabei erstaunlich effizient.«[697] 

Wie wir sehen, schwappt das Narrativ vom ukrainischen Herrenmenschen, mit westlicher Hilfe seit 1991 in der Ukraine verbreitet, zurück in den Westen und wird dort weitgehend akzeptiert.

Dieser manifeste antirussische Rassismus kulminiert in Vernichtungsphantasien gegenüber dem russischen Volk. So sang Anfang April 2022 vor dem Reichstag ein Mädchen zur Melodie des bekannten Partisanenliedes Bella Ciao folgende Strophen:

»Und unsere Leute, die Ukrainer,
haben die ganze Welt
gegen die Russniaken vereinigt.
Und bald schon wird es
Gar keine Russniaken geben,
Und dann wird Frieden
Sein auf der ganzen Welt.«[698] 

Im Januar 2023 skandierten Ukrainer bei einer Demonstration vor dem Russischen Haus in Berlin »Eure Kinder sollen brennen!«[699] 

Eigentlich sollte man meinen, dass solche Äußerungen definitiv eine Volksverhetzung darstellen, da sie gegen eine nationale Gruppe, hier die Russen, zum Hass aufstacheln (§130 StGB, Absatz 1). Die Strafverfolgungsbehörden sahen jedoch keinen Grund zum Einschreiten.

Die finnische Premierministerin Sanna Marin forderte im September 2022, dass die Sanktionen nun ganz normale Russen treffen müssten. »Europa zu besuchen, ist ein Privileg, kein Menschenrecht«, stimmte ihr die estnische Premierministerin Katja Kallas zu. Inzwischen haben Lettland, Litauen, Estland, Finnland, Polen, Tschechien, die Slowakei, Dänemark, Belgien, die Niederlande und Deutschland die Vergabe von Touristenvisa an Russen eingestellt.[700] 

Erst diese massive Medienkampagne gegen Russland und zunehmend gegen die Russen im Allgemeinen schuf die Voraussetzungen für einen weiteren Demokratieabbau im Westen. Dabei werden die Tendenzen aus den Jahren der Corona-Hysterie nahtlos fortgesetzt. Inzwischen werden auch gemäßigt kritische Stimmen zur Russland-Politik der Bundesregierung diskreditiert und gecancelt. Darunter Ulrike Guerot[701] , Gabriele Krone-Schmalz[702]  Alice Schwarzer, Daniele Ganser und Sahra Wagenknecht.

Die Zensur der russischen Medien RT und Sputnik ist eine neue Drehung der Eskalationsspirale beim Abbau der Meinungsfreiheit in Europa. Zum ersten Mal zensiert der Westen nun offen Medien, die seinem Narrativ widersprechen. Bisher gelang es ihm, sich hinter privaten Betreibern sozialer Netzwerke zu verstecken.[703]  Auch die Zensur von deutschen Medien geht mit den bereits bekannten Methoden weiter. So wurde den Nachdenkseiten die Gemeinnützigkeit aberkannt und ihnen verboten, die bisher eingeworbenen Gelder für ihre journalistische Arbeit zu nutzen. Sie wurden also finanziell ausgetrocknet.[704] 

Die Bundesregierung betreibt derweil eine Narrativgleichschaltung zur Ukraine, wie die Nachdenkseiten aufgedeckt haben. Die Bundesregierung hat unter anderem folgende Maßnahmen zur Meinungsbeeinflussung der Bevölkerung umgesetzt:

	Verlinkung zu Faktencheckern auf den Webseiten der Bundesregierung



	Broschüren zu »Desinformation im Kontext des russischen Angriffskrieges gegen die Ukraine« erstellen und verteilen



	Resilienz-Plan: Verstärkte Einflussnahme auf soziale Netzwerke zur Zensur der »russischen Desinformation«. Gespräche auf Ebene der Staatssekretäre.



	Einflussnahme in den parlamentarischen Raum, also auf Abgeordnete in Bundestag und Landesparlamenten, die die Regierung eigentlich kontrollieren sollten.



	Einsatz von KI-Modulen der digitalen Forensik zur (teil)automatisierten Identifizierung von »Manipulationen und konzertierter Desinformationskampagnen«. Damit ist wohl gemeint, dass bestimmte Themen identifiziert werden, die die Menschen in den sozialen Netzwerken besonders stark bewegen. Hierzu gehören beispielsweise die Aussagen von Annalena Baerbock: »Ich werde die Ukraine unterstützen, egal, was meine deutschen Wähler denken« oder »Wir kämpfen einen Krieg gegen Russland.« Anschließend sollen diese Aussagen gekontert werden.



	Finanzierung von Projekten der Zivilgesellschaft wie das Projekt »Gegneranalyse« der Stiftung Liberale Moderne, durch das Alternativmedien diskreditiert werden sollen.






Der anonyme Whistleblower aus dem Staatsapparat erklärte, dass diese Maßnahmen für ihn der konzertierte Versuch einer Narrativ-Gleichschaltung sind. Das Dokument sei ein Blick in den Abgrund der gebündelten Aktivitäten einer horizontalen und vertikalen Integration moderner Staatspropaganda. Aber dabei seien diese Maßnahmen nur die Spitze des Eisberges. Die deutsche Öffentlichkeit hätte keine Vorstellung davon, was sonst noch im Hintergrund ablaufe. Bemerkenswert ist auch, dass der Begriff russische Desinformation niemals definiert oder auch nur eingrenzt wird. Damit ist der Willkür Tür und Tor geöffnet und immer häufiger führen Meinungsäußerungen zu empfindlichen rechtlichen Konsequenzen.[705] 

Denn inzwischen werden Menschen strafrechtlich verfolgt, wenn sie die Russische Militäroperation in der Ukraine befürworten.[706]  Es gibt bereits Festnahmen von »prorussischen Aktivisten«.[707]  Das Zeigen des Buchstabens Z, der sowjetischen und inzwischen in einigen Städten auch der russischen Fahne wird als Billigung von Straftaten betrachtet und ist inzwischen verboten. So wird seit dem Oktober 2022 gegen die Russlanddeutsche Julia P. auch mittels einer Hausdurchsuchung ermittelt, weil sie auf dem Odeonsplatz in München am 9. Mai 2022 mit einer russischen Fahne getanzt hatte. Angezeigt wurde sie von der Antifagruppe Zamhoidn Landshut (Zusammenhalten Landshut) wegen Befürwortung einer Straftat. Es folgte eine Hetzkampagne in zahlreichen Medien wie der Bildzeitung.[708]  Noch im April 2022 war das Zeigen der russischen Fahne erlaubt.[709] 

Inzwischen ermittelt die deutsche Justiz auch gegen die Journalistin Alina Lipp wegen Verstoßes gegen § 140 StGB also wegen Billigung von Straftaten.

Der Lüneburger Amtsrichter Hobro-Klatte begründete diese Ermittlungen und konkret die Einziehung von Teilen von Lipps Vermögen wie folgt:

»Ihre Äußerungen sind dabei geeignet, das psychische Klima auch innerhalb der Bevölkerung der Bundesrepublik Deutschland aufzuhetzen, aufgrund zumindest verzerrender, teils auch wahrheitswidriger Darstellungen einen Dissens innerhalb der Gesellschaft herbeizuführen und den gesellschaftlichen Zusammenhalt aufzulösen, Zweifel an der Funktionsfähigkeit der öffentlichen Meinungsbildung und der Wahrhaftigkeit der medialen Berichterstattung innerhalb der Bundesrepublik Deutschland zu säen und dadurch das Vertrauen in die Rechtssicherheit und die Vertrauenswürdigkeit des demokratischen Systems im Inland insgesamt zu erschüttern.«[710] 

Verboten sind unter anderem folgende Aussagen:

	»Die Bevölkerung des Donbass feiert die russischen Streitkräfte als Befreier.«



	»Im Donbass fand ein Genozid statt.«






Deutsche Gerichte definieren damit, wie die Wahrheit im Ukrainekrieg aussieht und verbieten im Grunde genommen jede regierungskritische Berichterstattung. Denn jeder kritische Bericht egal zu welchem Thema ist dazu geeignet, einen »einen Dissens innerhalb der Gesellschaft herbeizuführen« und »Zweifel an der Wahrhaftigkeit der medialen [Mainstream-] Berichterstattung« zu säen.[711] 

Es ist davon auszugehen, dass es sich bei den jetzt bekannt gewordenen Ermittlungen gegen Alina Lipp nur um die Spitze des Eisbergs handelt. Die Tagesschau fordert bereits die Strafverfolgung von RT-Journalisten.[712]  Vergleichbare Ermittlungen dürften demnach schon gegen Thomas Röper und Dagmar Henn laufen, denn sie haben Ähnliches geäußert.

Drohungen mit Strafverfolgung richten die Medien auch gegen Initiativen, die den Bewohnern des Donbass humanitäre Hilfe leisten. Die Gemeinnützigkeit wurde ihnen bereits aberkannt.[713] 

Am 24. Januar 2023 verurteilte das Amtsgericht Berlin den Friedensaktivisten Heiner Bücker einer Geldstrafe in Höhe von 2.000 Euro, ersatzweise 40 Tage Haft, plus Übernahme der Verfahrenskosten und zwar wegen »Belohnung und Billigung von Straftaten« nach § 140 StGB. In einer Rede am 22. Juni 2022 am Sowjetischen Ehrenmal in Berlin-Treptow hatte Bücker erklärt, er könne angesichts der deutschen Geschichte und der von den ukrainischen Faschisten ausgehenden Kriegsrhetorik die russischen Gründe für die militärische Sonder­operation in der Ukraine verstehen. Nach Ansicht des Gerichts billige er damit »den völkerrechtswidrigen Überfalls Russland (sic!) auf die Ukraine« und seine Äußerung hätte »das Potential, das Vertrauen in die Rechtssicherheit zu erschüttern und das psychische Klima in der Bevölkerung aufzuhetzen.« Das Berliner Amtsgericht übernahm damit fast wortgleich die Begründung für die Einziehung von Geldern der Journalistin Alina Lipp, gegen die ebenfalls wegen Verstoßes gegen den § 140 StGB ermittelt wird. Diese Tatsache belegt, dass die Strafverfolgung von kritischen Stimmen zur deutschen Kriegsbeteiligung offenbar zentral koordiniert wird.[714] 

Bisher wurde der § 140 StGB genutzt, um Meinungsäußerungen im Zusammenhang mit dem Russland-Ukraine-Krieg zu kriminalisieren. Im Oktober 2022 verschärfte der Bundestag in einer Nacht- und Nebelaktion massiv den § 130 StGB zur Volksverhetzung. Es wurde ein neuer Abschnitt hinzugefügt:

»(5) Mit Freiheitsstrafe bis zu drei Jahren oder mit Geldstrafe wird bestraft, wer eine Handlung der in den §§ 6 bis 12 des Völkerstrafgesetzbuches bezeichneten Art gegen eine der in Absatz 1 Nummer 1 bezeichneten Personenmehrheiten oder gegen einen Einzelnen wegen dessen Zugehörigkeit zu einer dieser Personen­mehrheiten öffentlich oder in einer Versammlung in einer Weise billigt, leugnet oder gröblich verharmlost, die geeignet ist, zu Hass oder Gewalt gegen eine solche Person oder Personenmehrheit aufzustacheln und den öffentlichen Frieden zu stören.«

Jetzt ist auch in Deutschland nicht nur die Billigung, Leugnung oder Verharmlosung des Holocausts strafbar, sondern die Billigung, Leugnung oder Verharmlosung von allen Völkermorden und Kriegsverbrechen. Rechtswissenschaftler sehen an diesem Paragraphen kritisch, dass die Strafbarkeit massiv vorverlagert wurde. Nicht nur eine tatsächliche Aufstachelung ist strafbar, sondern bereits eine Handlung die geeignet ist, aufzustacheln. Ihr Hauptkritikpunkt ist aber, dass die Strafbarkeit auch dann gilt, auch wenn die entsprechenden Ereignisse noch gar nicht juristisch bewertet worden sind. Häufig ist zum Beispiel in der aktuellen Diskussion umstritten, ob es sich bei bestimmten Ereignissen um einen Völkermord oder um ein Kriegsverbrechen handelt oder nicht. Es bestehe die große Gefahr, dass sich Richter bei solchen umstrittenen Ereignissen an Berichterstattungen und Narrativen des Mainstreams orientieren und damit die Meinungsfreiheit ganz massiv eingeschränkt wird.[715] 

Auf jeden Fall ist der § 130 (5) StGB so schwammig formuliert, dass die Bevölkerung unmöglich wissen kann, was noch erlaubt und was bereits strafbar ist. Aber genau deshalb entfaltet er eine starke einschüchternde Wirkung. Ob dieses Gesetz verfassungswidrig ist, ist unter Juristen ebenfalls umstritten. Allerdings entscheidet das Bundesverfassungsgericht letztinstanzlich darüber. Unter seinem Präsidenten Harbarth hat es aber die größten Grundrechts­einschränkungen seit der Gründung der Bundesrepublik unter dem Vorwand der Corona-Pandemie einfach durchgewunken und sogar präventiv noch härtere Grundrechtseinschränkungen beim Kampf gegen das CO2 möglich gemacht.

Auch Beschlüsse des EU-Parlamentes und des Bundestages sind angesichts der massiven Verschärfung des § 130 (5) StGB dazu geeignet, die Meinungsfreiheit in Deutschland einzuschränken. Am 23. November 2022 erklärte das EU-Parlament Russland zum Terrorstaat. Vorgeworfen wurde Russland unter anderem, für die Massaker in Butscha und Kramatorsk verantwortlich zu sein, das Kernkraftwerk Saporoschje beschossen zu haben, Raketen auf das Territorium Polens abgefeuert zu haben, die Erdgasleitungen Nordstream 1 und 2 gesprengt zu haben und Energie und Nahrungsmittel als Waffe eingesetzt zu haben. Selbst der Absturz des Flugzeugs des polnischen Präsidenten bei Smolensk im Jahr 2010 wird Russland angelastet. Bei all dem handelt es sich um unbelegte Behauptungen vor allem der ukrainischen Kriegspropaganda, die das EU-Parlament unreflektiert übernommen hat. Dennoch fordert es »die Union und ihre Mitgliedstaaten auf, die bewusste öffentliche Billigung bzw. Leugnung der militärischen Aggression und der Kriegsverbrechen Russlands in jedweder Form zu untersagen.« Gemeint ist offenbar, dass die oben genannte Liste »als Festlegung all dessen dienen soll, was künftig innerhalb der EU nicht mehr in Zweifel gezogen werden darf.«[716]  Der Deutsche Bundestag hat am 30. November 2022 die Hungersnot in der Ukraine in den 30er Jahren (die es auch in anderen Sowjetrepubliken gab) als Genozid am ukrainischen Volk anerkannt. Es ist zu erwarten, dass sich Richter bei der Anwendung des neuen § 130 (5) StGB an diesen offiziellen Dokumenten orientieren werden.

Im Dezember 2022 verhängten drei kleinere Provider Netzsperren gegen die Nachdenkseiten, die allerdings nach einigen Tagen wieder aufgehoben wurden, als sich die NDS-Redaktion dort beschwert hatte. Begründet wurden die Sperren damit, dass die Nachdenkseiten unter EU-Sanktion stehen und die ISPs deshalb zur Sperrung verpflichtet seien. Das kann nur bedeuten, dass die EU einen massiven Angriff auf alle Alternativmedien vorbereitet und entsprechende Sperrlisten schon an die Provider verschickt hat. Vermutlich haben die drei kleineren Provider versehentlich diese Sperrlisten bereits scharf geschaltet. Die Nachdenkseiten kommentieren: »Meinungs- und Pressefreiheit? Das war einmal.«[717] 

Diese massiven Angriffe auf die Meinungsfreiheit ziehen tatsächlich fast alle Grundrechte in Mitleidenschaft. Es versteht sich von selbst, dass es ebenfalls verboten ist, Versammlungen abzuhalten und Organisationen zu gründen, die die nun verbotenen Meinungen propagieren. Widerspruch und Widerstand gegen große Teile der Regierungspolitik ist damit – genauso wie in den Corona-Jahren – illegalisiert worden.[718]  Regierung und Medien arbeiten intensiv daran, die Zone der verbotenen Meinungen auszuweiten. Auch Aussagen, dass die Wirtschaftssanktionen dem Westen mehr schaden als Russland, sollen jetzt ebenfalls kriminalisiert werden.[719]  Das gilt auch für »Klimaleugnung«, wofür ein Wissenschaftler sogar die Todesstrafe forderte.[720] 

Sollte es doch noch zu größeren Protesten auch in Deutschland kommen, sind noch viel härtere Repressionsmaßnahmen zu erwarten. Dagmar Henn schreibt dazu:

»Das Mindeste, was an Maßnahmen zur Protest­verhin­derung zu erwarten ist, sind Kontensperrungen bei möglichen Organisatoren, die Verhinderung der Buchung von Transportmitteln zu zentralen Demonstrationen und jede Form von Denunziation gegen sichtbare Einzelpersonen. Das Schlimmste, was erwartet werden kann, ist der Einsatz massiver Gewalt, womöglich unter Einbeziehung der Bundeswehr und unter Überschreitung aller in der bundesdeutschen Geschichte bisher gehaltenen Grenzen (wie Schusswaffengebrauch).«[721] 

Im Verlauf des Jahres 2022 hat sich bereits abgezeichnet, dass ukrainische Faschisten, deutsche Antifas und Angehörige der grünen Mittelklassen zusammen stehen und zwar nicht nur bei den Großdemonstrationen im März. Die ukrainischen Faschisten könnten bald in Deutschland und in Westeuropa allgemein die gleiche Funktion ausüben wie seit 2014 in der Ukraine: Politische Gegner einschüchtern, Terror verbreiten und ganz allgemein eine Organisierung von Widerstand unmöglich machen. US-Geheimdienste hatten eine solche Entwicklung bereits im Jahr 2020 »vorhergesagt«: Ein »transnationales, White Supremacist Netzwerk« mit mutmaßlichen Verbindungen zum Ukraine-Konflikt sei die nächste globale Katastrophe, die die Welt heimsucht.[722] 

Denn den herrschenden Eliten im Westen ist wohl bewusst, dass ihr dystopisches Programm des Great Reset nur gegen Widerstreben der Bevölkerung durchgedrückt werden kann. Noch bewirken Elefantendosen von Propaganda, dass die Menschen alles mit sich machen lassen. Das muss aber nicht so bleiben. Möglicherweise waren die Klimajugendlichen der Fridays-for-Future-Bewegung und ihre radikalen Ableger als eine solche SA-ähnliche Truppe vorgesehen. Sie sind aber körperlich schwach und aufgrund ihrer ganzen Erziehung nicht als Exekutoren für harte Unterdrückungsmaßnahmen geeignet.[723]  Völlig anders sieht es bei den ukrainischen Faschisten aus: Sie sind bestens bewaffnet, hervorragend trainiert und haben keinerlei Skrupel, gegen ihre Widersacher Gewalt anzuwenden. Dass sie genau in diesem Sinne auch im Westen wirken werden, dafür gab es im Jahr 2022 erste Anzeichen (siehe oben).

Einige Linke und Antifas kommen als Hilfstruppen für diese Faschisten in Frage. Die ukrainischen Faschisten halten sich für Herrenmenschen, die allen anderen Völkern haushoch überlegen seien. Andererseits wurden die Deutschen darauf konditioniert, andere Kulturen zu bewundern und sie den eigenen Landsleuten vorzuziehen. Das passt ganz hervorragend zusammen.

Erik Angerer schreibt: »Offenbar wird der durch die grüne Hypermoral unterdrückte positive Bezug auf das eigene Land nun in Form von ukrainischem Nationalismus umso heftiger ausgelebt.«[724]  Bezeichnenderweise werden die Deutschen aufgefordert, Ukrainisch zu lernen und die Buchhandlungen sind voll von entsprechenden Lehrbüchern. So etwas hat es vor 2022 nie gegeben, selbst während der Flüchtlingskrise von 2015 nicht.

Trotzdem ist es durchaus unwahrscheinlich, dass die deutschen Linken und Antifas die offen faschistische Ideologie von Asow und Co. einfach so schlucken werden. Aber auch daran wurde gedacht. In der Ukraine ist dank »linker« Stiftungen aus dem Westen wie der Rosa-Luxemburg-Stiftung eine schrille, nationalistische Poplinke entstanden. Federführend ist die ursprünglich trotzkistische Organisation Sozialnij Ruch (Soziale Bewegung). Sie tritt demagogisch für eine Volks- statt Oligarchenherrschaft ein, unterstützt aber gleichzeitig den Beitritt der Ukraine zu EU und NATO.

»Als Verfechter einer Ausweitung des Ukrainekrieges bis zum Siegfrieden über Russland finden Vertreter von Sozialnij Ruch bei Stiftungen und Denkfabriken in den NATO-Ländern ein großes Echo.«[725] 

In der Ukraine wurden groteske »linke« Ideologeme ausgebrütet, die sich immer stärker auch im Westen ausbreiten: Anarcho-Nationalismus und -Militarismus, morbider Hedonismus und Obskurantismus. Die Gruppe Queer Labs aus Lemberg mobilisiert gegen das »homophobe Regime Russlands« – nicht jedoch gegen Faschisten im eigenen Land, unter denen das Schwulen-Klatschen (das in der Regel straffrei bleibt) zu den beliebtesten Freizeitvergnügungen gehört.

Die »linke« Hooliganszene zum Beispiel des FK Arsenal Kiew wird von deutschen Linksautonomen aus dem Umfeld der Roten Flora in Hamburg verehrt und bewundert. Im Kampf gegen den »neuen Hitler« in Moskau haben ihre Mitglieder Spaß daran, »russische Schweine zu killen«.[726] 

»Der Dreck unter einem einzigen Fingernagel des allerletzten ›Asow‹-Kämpfers ist mehr wert als die germanische Linke in ihrer Gesamtheit«, behauptete der ukrainische Historiker Kirilo Tkatschenko in der antideutschen Zeitschrift Jungle World. An diesem Diktum orientieren sich immer größere Teile der Linkspartei, die unter anderem harte Sanktionen gegen Russland und Waffenlieferungen an die Ukraine fordern, so zum Beispiel die sächsische Landtagsabgeordnete Juliane Nagel.[727] 

Ideologisch gestützt wird diese Entwicklung von einer breiten Schicht wohlhabender Postmaterialisten, die vor allem im Staatsapparat, als Lehrer und Hochschullehrer, als Redakteure oder in ähnlichen Positionen arbeiten. Sie sind durch ökonomische Interessen fest an den Imperialismus gebunden. Deshalb vertreten sie besonders fanatisch die Positionen und Narrative des Globalismus von Migration und Klima über Corona und Ukraine bis zum Great Reset insgesamt.[728]  Speziell an sich richtet sich die Medienpropaganda zum Ukrainekrieg. Ausgenutzt wird auch das weit verbreitete Schuldbewusstsein, dass die eigenen Vorfahren das schlimmste Verbrechen der Menschheitsgeschichte begangen haben. Jetzt will man alles richtig machen und definitiv auf der richtigen Seite der Geschichte stehen. Leider steht Deutschland wieder auf der falschen Seite.

Das Schwarz-Weiß-Denken dieser Gruppe ist enorm. In ihm wird die eigene, vom Staat übernommene Position meist vollkommen überhöht. Jeder Zweifel gleicht einem Akt des Verrates. Es gibt nur ein Dafür oder Dagegen, schwarz oder weiß, null oder eins. Es regieren Emotion und Empfindungen, an denen jede Logik abperlt.[729] 

Die Dämonisierung Putins und Russlands trifft auf eine Gesellschaft, in der das Stereotyp des russischen Untermenschen nie aufgearbeitet wurde. Russland ist nun wieder einmal das Gegenteil von uns.

»Das Gegenteil von Rechtsstaatlichkeit, von unserer Demokratie, unserer toleranten, diversen, offenen Gesellschaft. Russland ist das Gegenteil von allem Lichten und Hellen, für das wir, für das die deutsche Kultur in der Selbstwahrnehmung der Deutschen steht.«[730] 

Psychologische Hauptursache dieser Entwicklung ist die geringe Ich-Stärke[731]  der heutigen jungen Generation, die im Neoliberalismus aufgewachsen ist.

»Während durch die autoritäre Erziehung zu Beginn des 20. Jahrhunderts in den ihr unterworfenen Kindern ein starkes Über-Ich aufgerichtet wird, wird heute die Ichstärke der jungen Generation möglichst gering gehalten. Dies macht sie genauso autoritätshörig und projektionsgeneigt wie ihre faschistischen Großväter, auch ohne ein strenges Über-Ich.«[732] 

Dies geschieht etwa durch ein bewusstes Herunterfahren des Bildungswesens. Das Denken in Zusammenhängen und Regeln der Logik werden nicht mehr gelehrt.[733]  Nach den neoliberalen Pisa- und Bologna-Reformen besteht Bildung vor allem im stupiden Auswendiglernen großer Stoffmengen. Aber »Wissen und kumulatives Lernen stellen die Ichstärke ja erst her…«[734] 

Die Ukraine ist weit davon entfernt, sich zu »europäisieren«. Ganz im Gegenteil wird der Westen dem Ungeheuer, dem er sich zugewandt hat, das er bewundert und füttert, immer ähnlicher, er »ukrainisiert« sich.[735]  Die bereits während der Corona-Hysterie 2020 bis 2022 angeknacksten Grundrechte wurden nicht wiederhergestellt, sondern ganz im Gegenteil im Jahr 2022 weiter abgebaut.

6.4.6. Umbruch in der Weltwirtschaft

Als Folge von Krieg und Sanktionen kam es 2022 zu Umbrüchen in der Weltwirtschaft, die nur mit denen des Jahres 1989 vergleichbar sind. Die damals begründete neoliberale Globalisierung bricht zusammen und wird vom Westen selbst zu Grabe getragen. Sowohl die präzedenzlosen Sanktionen gegen eine der größten Volkswirtschaften der Welt wie auch das beginnende Decoupling von China führen zu einer Verlagerung der Waren- und ihnen folgend – auch der Finanzströme – häufig um den Westen und insbesondere um Europa herum.

Seit seinem Amtsantritt im Jahr 1999 hat Präsident Putin vergeblich versucht, die russischen Oligarchen und Kapitalisten zu Investitionen in Russland zu veranlassen. Nachdem ihr Auslandsvermögen komplett beschlagnahmt worden ist, bleibt ihnen nun nichts anderes mehr übrig. Außerdem wurde ihre Macht durch die Sanktionen stark eingeschränkt. Deshalb ist es auch kein Wunder, dass die Importsubstitution im Jahr 2022 große Fortschritte machte. Staatsbetriebe hatten hieran einen großen Anteil.

In Russland werden gegenwärtig unter anderem zwei riesige Gasverflüssigungsanlagen, Arktika LNG-2 und Yamal LNG gebaut. Russland wird bald zu den weltweit größten Exporteuren von flüssigem Erdgas gehören. Die Absatzmöglichkeiten sind gut, da Europa zunehmend das preiswerte russische Pipelinegas durch wesentlich teureres auch russisches Flüssiggas ersetzt.[736]  Hinzu kommen das Gasverarbeitungswerk Amur u.a. für die Heliumproduktion und der Gaschemiekomplex Amur GCC als gemeinsames Projekt von Sibur und China Sinopec zur Herstellung von Polyethylen und Polypropylen.

Das Taischét Aluminiumwerk wird in der Region Irkutsk errichtet. Es gehört zur Firma Rusal des Oligarchen Oleg Deripaska.

Rosneftegaz, Rosneft und Gazprombank stellen 117 Milliarden Rubel bereit für den Schiffsbaukomplex »Swesdá« zur Produktion von Großraumschiffen, unter anderem von Supertankern. Nach Medienberichten kaufte Russland zusätzlich 109 Öltanker auf dem Weltmarkt, um den westlichen Preisdeckel für russisches Öl zu umgehen.[737]  Insgesamt soll eine Schattenflotte von 600 Schiffen existieren, mit der das russische Öl unabhängig von dem unilateral festgelegten Ölpreisdeckel transportiert werden kann.[738] 

Das Kernkraftwerk Kursk 2 mit zwei Reaktoren vom Typ WWER[739]  1300 wird im Jahr 2023 nach der aktuellen Planung ans Netz gehen. Ebenfalls im Bau befindet sich der bleigekühlte schnelle Brüter Brest-300 in Sewersk. Seine Technologie ist auf der Welt einmalig.[740] 

Das Kombinat Moskwitsch mit Sitz in Moskau war in der Sowjetunion ein großer Automobilhersteller mit einer Jahresproduktion von 400.000 Neuwagen. Nach der Konterrevolution 1991 wurde das Werk privatisiert, »gesundgeschrumpft« und an Renault verscherbelt. Im Mai 2022 verließ der französische Automobilhersteller fluchtartig Russland und stellte die Produktion von einem Tag auf den anderen ein. Das Werk verblieb ohne Technologie, Konstruktionsunterlagen und Autoteile, dafür aber mit Lohnschulden gegenüber der Belegschaft in Höhe von 691 Millionen Rubeln, die der russische Staat nach Übernahme sofort beglich. Inzwischen gehört das Werk der Stadt Moskau.

Im November hat das Automobilwerk unter dem alten Namen Moskwitsch erneut die Serienproduktion aufgenommen und zwar des Modells »Moskwitsch 3 Urban Crossover« mit Automatikgetriebe, also einer Mischung aus SUV und Limousine. Es wird aber noch bis 2027 dauern, bis das Werk mit voller Auslastung arbeiten kann. Dann sollen erneut 40.000 Menschen dort beschäftigt sein[741] . Bis dahin sollen auch alle Zulieferer in Russland lokalisiert werden. Auch wird ein Händlernetz aufgebaut.[742] 

Auch werden zunehmend chinesische und sogar iranische Automobile importiert. Die chinesischen Marken sind in technischer Ausstattung und Design durchaus mit westlichen Marken wie Mercedes-Benz oder BMW vergleichbar.[743] 

Mit Hochdruck werden auch eigene Flugzeugturbinen für Kurz- und Mittelstreckenflugzeuge entwickelt.[744]  Ab 2024 soll das erste Flugzeug ausgeliefert werden, das in allen Teilen ausschließlich in Russland produziert wurde.[745] 

Russland ist auch im Bereich der Sozialen Netzwerke gut aufgestellt. Die teilstaatliche Suchmaschine Yandex ist dort inzwischen wichtiger als Google. Facebook wird zunehmend durch VKontakte ersetzt, das inzwischen auch eine eigene Videoplattform analog zu YouTube anbietet. Außerdem gibt es noch die Videoplattform Rutube, die von einer Tochterfirma des Gazprom-Konzerns betrieben wird. Hier hochgeladene Videos sind vor westlicher Zensur sicher. Mit RuStore steht in Russland auch eine Alternative zum Googles Playstore zur Verfügung.[746] 

Der Westen hat sich freiwillig aus dem russischen Markt zurückgezogen. Deshalb stehen die Chancen für eine zumindest partielle Reindustrialisierung Russlands gut. Das intellektuelle Potential hierfür ist genauso vorhanden wie alle benötigten Rohstoffe. Auch die Absatzmöglichkeiten sind gut, da westliche Produkte nun nicht mehr zur Verfügung stehen oder sie zumindest deutlich teurer geworden sind. Zusammen mit der stark ausgeweiteten Produktion im Rüstungssektor ist die russische Wirtschaft nach den Einbrüchen in der ersten Jahreshälfte 2022 wieder auf Wachstumskurs. Die Arbeitslosigkeit ist auf unter 4 Prozent gefallen und wird wohl im Verlauf des Jahres 2023 weiter sinken.

Die größte Achillesferse Russlands ist allerdings der Bereich der Chipproduktion. Der Westen hat Russland im März 2022 einem totalen Hightech-Embargo unterworfen. Russland hat nach wie vor keine modernen Produktionsanlagen zur Herstellung von Computer­prozessoren. Allerdings gibt es in Russland sehr wohl einige Chip­hersteller, die zumindest das Militär mit Mikrocontrollern versorgen können. Da kommt es auf den aktuellen Fertigungsprozess nicht an.

Auch China kann da nur wenig helfen. Denn die Volksrepublik ist zwar mit der Semiconductor Manufacturing International Corporation (SMIC) besser aufgestellt, aber auch sie wurde von der Biden-Regierung mit einem harten Technologieembargo belegt. Das Land ist nicht mehr in der Lage, moderne Produktionsanlagen zur Herstellung von Computerchips im aktuellen 7 Nanometerprozess zu importieren. Hierfür wird eine EUV-Lithografie-Ausrüstung benötigt, die nur von der niederländischen Firma ASML hergestellt wird. Damit hängen Pläne, die China zur führenden KI-Nation machen wollen, in der Luft.[747] 

In China arbeitet man jetzt fieberhaft daran, die entsprechenden Ausrüstungen zu entwickeln, was aber Jahre oder Jahrzehnte dauern kann. Aufforderungen von Russland zu einer Zusammenarbeit im Halbleitersektor wurden nicht beachtet. Immerhin geht es dabei auch um die zukünftigen Profite der chinesischen Kapitalisten.[748] 

Immerhin konnte Russland im Jahr 2022 trotz der Sanktionen den Import von Mikroprozessoren aus befreundeten Ländern steigern und zwar auf einen Wert 2,45 Milliarden Dollar in den ersten 9 Monaten.[749] 

Im Jahr 2022 kam es auch zu einer Verlagerung von Warenströmen im Welthandel. Russische Rohstoffe wie Kohle, Gas und Öl, die bisher für Europa bestimmt war, werden nun umgelenkt und zwar vor allem nach Indien, China, den Iran und Saudi-Arabien. Dabei bietet Russland große Rabatte an, kann aber wegen der gestiegenen Rohstoffpreise immer noch gute Gewinne machen.[750] 

Im November 2022 gingen bereits zwei Drittel des russischen Tankeröls an asiatische Länder. Vor der russischen Sonderoperation waren es nur zwei Fünftel. Hauptabnehmer sind auch hier China und Indien, kleinere Mengen gehen nach Sri Lanka, Saudi-Arabien und in die Vereinigten Arabischen Emirate.[751] 

Das gemeinsame Potenzial von China und Russland ist riesig. Die Verbindung von chinesischer Industrie und russischen Rohstoffen könnte für die Seemächte USA und Großbritannien eine ähnliche Herausforderung sein wie ein – nicht zustande gekommenes – deutsch-russisches Bündnis in den vergangenen 100 Jahren. Die beiden Mächte wären vereint um ein Vielfaches stärker als der Westen.[752] 

Bereits im Jahr 2022 ist China Russlands wichtigster Handelspartner. Die Chinesen liefern verstärkt solche Produkte, die die westlichen Länder nicht mehr nach Russland exportieren wollen, wie etwa Autos und Elektronikgeräte. Zugleich stellt China einen Absatzmarkt dar, den die Russen brauchen, um ihre vom Westen sanktionierten Rohstoffe absetzen zu können. Das gilt insbesondere für das Erdöl, das die USA nicht mehr importieren und das die EU kürzlich mit einer Preisgrenze belegt hat. Die chinesischen Händler hingegen konnten den Ölimport aus Russland seit dem vergangenen Februar um mehr als 50 Prozent steigern.[753] 

Chinas wichtigste Importeure für Flüssigerdgas (LNG) kauften im Laufe des Jahres 2022 zusätzliche Lieferungen aus Russland, um von den günstigen Rabatten zu profitieren, die das Land anbietet.[754] 

Das ursprünglich für Europa vorgesehene Erdgas aus dem Jamal-Gasfeld wird nach China geleitet, wenn die gegenwärtig im Bau befindliche Pipeline Power of Siberia 2 fertiggestellt sein wird. Das kann bereits 2025 der Fall sein.[755] 

Chinas Exporte nach Russland stiegen in den ersten drei Monaten des Jahres 2022 im Vergleich zum Vorjahreszeitraum um 25,9 Prozent auf 16,44 Milliarden US-Dollar, während Russlands Verkäufe nach China um 31 Prozent zunahmen und sich auf 21,73 Milliarden US-Dollar beliefen.[756] 

Russlands Gesamtexporte nach China verzeichneten zwischen Januar und September 2022 sogar einen Zuwachs von mehr als 50 Prozent gegenüber dem Vorjahr und betrugen 73 Milliarden US-Dollar.[757]  Das gesamte Handelsvolumen zwischen den beiden Ländern ist in diesem Zeitraum um 31,5 Prozent im Vergleich zum Vorjahreszeitraum gestiegen und betrug 117 Milliarden US-Dollar.[758] 

Die chinesische Position im Ukrainekrieg ist die einer freundlichen Neutralität gegenüber Russland. Vertreter des Außenministeriums und der chinesischen Bankenaufsichtsbehörde haben wiederholt betont, dass sie die Beziehungen zu Russland uneingeschränkt aufrechterhalten wollen. Chinesische Unternehmen und Banken müssen allerdings mit harten Strafen und Sekundärsanktionen rechnen, wenn sie ihre Beziehungen zu Russland nicht abbrechen. Deswegen haben sich die Sanktionen in der ersten Jahreshälfte in gewissen Wirtschaftssektoren doch negativ auf die Wirtschaftsbeziehungen zwischen Russland und China ausgewirkt. Das änderte sich erst, als alternative Zahlungsmechanismen wie MIR und CIPS, in die die USA keinen Einblick hatten, fest etabliert waren.[759] 

Russland wird zudem gezwungen sein, im Einklang mit Chinas Asienpolitik zu handeln und chinesische Positionen zu bestimmten territorialen Streitpunkten wie den Inseln im südchinesischen Meer zu übernehmen. Die Frage der Bildung eines Militärbündnisses mit China wird sich für Russland wohl vorerst nicht stellen.[760]  Das kann sich freilich ändern, wenn Russland in der Ukraine eine Niederlage erleidet. Denn eine westliche Machtübernahme und anschließende Zerstückelung von Russland kann China unter keinen Umständen zulassen.

China hat mit diesen Rohstoffkäufen seine Blockadefestigkeit wesentlich ausbauen können. Denn bisher führte ein großer Teil der Rohstoffeinfuhren durch die Straße von Malakka, die unter US-Kontrolle steht und von den USA jederzeit gesperrt werden kann.[761] 

Der russisch-indische Handelsumsatz konnte zwischen Februar und September 2022 eine drastische Zunahme verzeichnen und stieg in diesem Zeitraum im Vergleich zum Vorjahr auf das Fünffache an. Denn die Inder haben die Gunst der Stunde genutzt, um weitreichende Lieferverträge für russisches Rohöl abzuschließen, wofür ihnen große Rabatte eingeräumt werden. Im September 2022 importierte Indien täglich fast eine Million Barrel Öl aus Russland –dreimal so viel wie im vergangenen Jahr und sogar mehr als der Import aus dem Irak oder Saudi-Arabien. Durch die Rekordausfuhren nach Indien konnte Russland den Rückgang der Exporte nach Europa ausgleichen. Da ein Konsortium aus staatlichen und privaten Gasunternehmen Indiens inzwischen zehn Milliarden US-Dollar in russische Ölfelder investiert hat, ist davon ausgehen, dass die Ölimporte in naher Zukunft wahrscheinlich noch zunehmen werden.[762] 

Da der Seetransport Russlands ebenfalls sanktioniert wurde, besteht seit Juli 2022 die Möglichkeit, Waren aus Russland nach Indien über Land zu liefern. Der neue Handelsweg über Zentralasien und den Iran umgeht die unsicheren, von der US-Navy kontrollierten Seerouten. Geplant ist auch eine Direktverbindung für den Seehandel zwischen Wladiwostok in Russlands Fernem Osten und Chennai (ehemals Madras) an der Ostküste Indiens.[763] 

Bekanntlich überschwemmte Saudi-Arabien in der zweiten Hälfte der 80er Jahre im Auftrag der USA den Weltmarkt mit Öl, was den Ölpreis einige Jahre lang auf bis zu 10 Dollar pro Fass abstürzen ließ. Heute müssen mehr als 100 Dollar bezahlt werden. Wie wir heute wissen, geschah das absichtlich, um die Exporterlöse der Sowjetunion auszutrocknen und das Land ökonomisch unter Stress zu setzen. Was auch ganz hervorragend gelungen ist. Zusammen mit den stark gestiegenen Rüstungsausgaben führte diese Entwicklung zum Zusammenbruch des Sozialismus. Im Jahr 2022 verlangte die Biden-Regierung von Saudi-Arabien, diesen Schachzug zu wiederholen, um nach der Sowjetunion nun auch Russland in die Knie zu zwingen. Das wahabitische Königreich erfüllte jedoch die US-Forderung nicht. Ganz im Gegenteil hielt es an den im Rahmen der OPEC+ vereinbarten Förderquoten fest. Ja schlimmer noch aus Sicht des Westens: Im Oktober 2022 reduzierte die OPEC+ die tägliche Fördermenge um zwei Millionen Barrel, was den Westen düpierte, den Ölpreis hochhielt und es Russland ermöglicht, seine Einnahmen aus dem Ölexport stabil zu halten.

In den Medien wurde häufig darüber berichtet, dass Präsident Biden und der saudische Kronprinz und faktische Herrscher Mohammed bin Salman eine Antipathie für einander empfinden, was darin gipfelte, dass letzterer für den mächtigsten Mann der Welt am Telefon nicht zu sprechen war.[764]  Aber das Handeln von Staaten wird gewöhnlich nicht von solchen persönlichen Animositäten bestimmt.

Noch in den 80er Jahren hatten sowohl die USA als auch das Wüstenkönigreich das gemeinsame Interesse, den Sozialismus niederzuringen. Saudi-Arabien und die anderen Ölscheichtümer wurden damals von den neuen Arbeiterstaaten wie Syrien, Irak, Sudan, Libyen, Algerien und der DVR Jemen hart bedrängt. Sie alle vertraten die Ideologie des arabischen Sozialismus, der einen gemeinsamen arabischen sozialistischen Staat vorsah, in den auch – so die Vorstellung – die Golfmonarchien nach einer Revolution aufgehen würden. Nicht zuletzt dank der Hilfe der Sowjetunion konnten sich die neuen Arbeiterstaaten in den 70er Jahren dynamischer entwickeln als die archaischen Scheichtümer und Königreiche am Golf. Die saudische herrschende Klasse musste zudem trotz eines niedrigen Ölpreises zudem keine Abstriche an ihrem luxuriösen Lebensstil hinnehmen. Die einzige Folge des Ölpreisverfalls war, dass sie nur etwas geringere Beträge an Petrodollars auf die Eurodollarmärkte in London tragen konnten.

Im Jahr 2022 war die ökonomische und politische Situation eine völlig andere. Der Sozialismus existierte nicht mehr. Die USA haben auch unter den »ehemaligen sowjetischen Klientelregimen« mächtig aufgeräumt. Das Entwicklungszentrum der arabischen Welt hat sich deshalb an den Golf verlagert. Dementsprechend wuchs auch die saudische Bevölkerung von unter 10 Millionen Menschen 1982 auf über 33 Millionen 2022. Inzwischen ist die Erschöpfung der Erdölvorräte in Sicht. Saudi-Arabien hat deshalb ein großangelegtes Industrialisierungsprogramm mit Schwerpunkt auf der Erdölchemie gestartet. Zudem hat Europa angekündigt, ab 2045 auf die Nutzung von Kohlenwasserstoffen gänzlich zu verzichten. Auch von daher ist eine Verringerung der Erdölförderung abzusehen.

Alle diese Entwicklungen haben dazu geführt, dass sich Saudi-Arabien im Grunde genommen einen niedrigen Erdölpreis nicht mehr leisten kann, selbst einige Jahre lang nicht. Dann würde der Staatshaushalt sofort in ein Defizit geraten und das Königreich wäre, wie schon nach der großen Weltwirtschaftskrise von 2007 bis 2009, gezwungen, weitere Anteile seiner Erdölgesellschaft Aramco zu verkaufen. Man kann nicht ausschließen, dass genau das eine unausgesprochene Nebenabsicht der US-Forderung nach einem niedrigen Ölpreis ist. Denn dadurch würden sich neue Möglichkeiten für US-Schattenbanken wie BlackRock eröffnen.

Selbst ideologisch steht Saudi-Arabien Russland mit seiner Betonung des orthodoxen Christentums inzwischen näher als dem Westen. Denn dessen zentrales Ideologem ist inzwischen die aggressive Förderung von LGBTQ-Rechten, was im konservativen Königreich gar nicht gut ankommt.

Die Türkei versucht angesichts des Krieges in der Ukraine und des Konfliktes zwischen Russland und dem Westen, einen ausgewogenen Ansatz zu verfolgen. Ankara beteiligt sich nicht am Sanktionsregime und weitet stattdessen seine wirtschaftliche Zusammenarbeit mit Moskau aus – trotz Protests aus den USA und der EU. Letzteres gilt insbesondere für den Energiesektor. Das erste wichtige Projekt ist die Gasleitung TurkStream, die erhebliche Mengen Gas aus Russland über die Türkei in die Länder Süd- und Südosteuropas transportiert und die nach der Zerstörung der Nord-Stream-Pipelines für den russischen Gasexport extrem wichtig ist. Das zweite Großprojekt ist der Bau des Kernkraftwerks Akkuyu an der türkischen Mittelmeerküste durch den russischen Staatskonzern Rosatom. Dieses Projekt soll Russland Milliarden Dollar einbringen und auch den bilateralen Handel ankurbeln.

Der Handel zwischen den beiden Ländern hat seit Beginn des Ukraine-Krieges insgesamt stark zugenommen. Nach Angaben des Magazins Der Spiegel sind die Exporte aus der Türkei nach Russland im Vergleich zum Vorjahr um mehr als 80 Prozent gestiegen. Dabei profitieren viele russische Branchen auch von dem sogenannten Parallel-Import, der dazu dient, Waren, die auf der Sanktionsliste stehen, über Drittstaaten einzuführen und damit Sanktionen zu umgehen. Dabei werden Produkte aus dem Westen in die Türkei geliefert, dort umgeladen und weiter nach Russland transportiert.[765] 

Auch die Finanzbeziehungen zu Russland entwickelten sich positiv, bis die USA im September 2022 türkischen Banken mit hohen Strafen gedroht haben, wenn sie ihre Beziehungen nach Russland nicht kappen. Die Türkei ist dann eingeknickt. Überhaupt üben die USA starken Druck auf die Türkei und andere Länder aus, um die Wirtschaftsbeziehungen zu Russland einzustellen.[766] 

Asiatische und afrikanische Käufer sind für Rohstoffanbieter inzwischen deutlich attraktiver als westliche. Es geht vor allem um langfristige Nachfragesicherheit. Der Wohlstand der Bevölkerung nimmt dort zu und auch die Energiepolitik dieser Länder lässt einen langfristigen Absatz erwarten. Im Gegensatz dazu wird der Wohlstand der europäischen Bevölkerung bewusst heruntergefahren, was auch einen geringeren Rohstoffbedarf bedeutet. Europa will im Gefolge des Great Reset bzw. des Kampfes gegen das CO2 aus allen modernen Technologien wie dem Verbrennungsmotor aussteigen. Zudem hat die EU-Kommission die Gaspipelines Southstream und Nordstream 2 torpediert. Der Zwang zum Börsenhandel mit Gas und Strom macht die Rohstofferlöse völlig unberechenbar. Allerdings werden für die Erschließung eines Gasfeldes Investitionen in Höhe von Milliarden Dollar benötigt, denen im Fall von Europa unsichere und stark schwankende Erlöse gegenüberstehen.[767] 

Bereits vor dem Februar 2022 befanden sich die zentralen Drehkreuze des Luftverkehrs in Asien. Die Abfertigung in Istanbul, Abu Dhabi, aber auch in Moskau und Peking funktioniert inzwischen weitaus besser als in den kaputtgesparten europäischen Flughäfen.[768] 

Im Verlauf des Jahres 2022 mehrten sich die Anzeichen, dass die westlichen Staaten auch harte Sanktionen gegen China verhängen werden. In Deutschland werden bereits Kreditbürgschaften für Exporte nach China nicht mehr gewährt. Das Bundeswirtschaftsministerium plant zudem, jede Investition in China von einer vorherigen Erlaubnis abhängig zu machen. Bereits in den Vorjahren waren viele chinesische Investitionsvorhaben im Westen nicht mehr genehmigt worden. Westliche Firmen sollen gezwungen werden, sich aus der Provinz Xinjiang ganz zurückzuziehen.[769] 

Diese Firmen bereiten sich in der Tat auf kommende Sanktionen vor, aber anders als von ihren Urhebern beabsichtigt. Investitionen deutscher Firmen in China nahmen 2022 nicht ab, sondern zu, und zwar so stark wie noch nie; sie erreichten allein im ersten Halbjahr ein Volumen von zehn Milliarden Euro. Hintergrund sind Versuche einer zunehmenden Lokalisierung von immer mehr Geschäftsaktivitäten in China. Gleichzeitig schrumpfen die Exporte in die Volksrepublik seit 2020 anteilsmäßig, und zwar von 7,9 Prozent der deutschen Gesamtausfuhr im Jahr 2020 auf nur noch 7,4 Prozent im ersten Halbjahr 2022. Die Unternehmen wollen ihre Standorte in China von Lieferungen aus Deutschland unabhängig machen, da sie befürchten, dass diese in Zukunft nicht mehr erlaubt sein werden. Sie bauen also eigene Zulieferbetriebe in China selbst auf. Damit profitiert Deutschland bereits heute weitaus weniger vom China-Engagement der deutschen Firmen als bisher.[770] 

Ein Ziel des Ukrainekrieges war die Unterbrechung der neuen Seidenstraße, der Belt- and Road-Initiative. Aufgrund der Sanktionen wird die transkontinentale Eisenbahnverbindung von China nach Duisburg kaum noch genutzt. Im Jahr 2022 kam nur noch ein Bruchteil der Züge aus der Vor-Corona-Zeit in der Ruhrgebietsstadt an.[771]  Allenfalls wird noch der so genannte Südkorridor über Kasachstan, das kaspische Meer, Aserbaidschan, Georgien, das Schwarze Meer und Rumänien intensiv genutzt. Aber die Bahnlinien und Häfen haben bereits ihre Kapazitätsgrenze erreicht. Das gilt erst recht für eine angedachte Verbindung über die Türkei.[772] 

Pläne, Duisburg zu einem Zentrum chinesischer Investitionen zu machen, wurden nach Kriegsausbruch von Oberbürgermeister Sören Link (SPD) beendet. Damit sterben auch die Hoffnungen auf eine Verbesserung der schwierigen ökonomischen Lage der Stadt.[773] 

Russland treibt stattdessen andere Verkehrsverbindungen voran. So insbesondere den Internationalen Nord-Süd-Transportkorridor (INSTC), der den Nordwesten Russlands über das Kaspische Meer, den Iran und den Persischen Golf mit Indien verbindet.

Auch der nördliche Seeweg, die Nordostpassage, steht unter Sanktion. Sie kann allenfalls noch für den Transport von Rohstoffen nach China genutzt werden. Deshalb wird die Nachfrage nach weiteren russischen Atomeisbrechern und Atomfrachtern wie die Sewmorput wohl zurückgehen.

Allerdings werden jetzt die Bahnverbindungen zwischen Russland, China und den ehemaligen mittelasiatischen Sowjetrepubliken verdichtet und ausgebaut. Auch Afghanistan könnte in mehrere Eisenbahn- und Straßenkorridore einbezogen werden. Entsprechende Verhandlungen laufen. Weitere Eisenbahnstrecken sollen in Südostasien gebaut werden, zum Beispiel die Strecke Vientiane-Bangkok.[774] 

Während sich Europa selbst ins wirtschaftliche und geopolitische Abseits gestellt hat, erscheinen West- und Südasien von Saudi-Arabien, dem Iran über Afghanistan bis nach Indien als neue Wachstumsregionen. Sie profitieren von einem unverhofften Strom billiger Energierohstoffe und werden durch Transportkorridore immer stärker mit China, dem neuen Zentrum der Weltwirtschaft vernetzt. Dadurch ergeben sich unerwartete Möglichkeiten für die eigene Industrie. Eine vollständige Industrialisierung dieser Region ist nun denkbar.[775]  Dieser Wirtschaftsaufschwung dürfte bald auf Afrika, zunächst auf Ost- und Südafrika ausstrahlen. Thomas Röper hat wohl recht, wenn er schreibt, dass sich der Neue Kalte Krieg letztlich in Afrika entscheiden wird. Denn der Kontinent wird wahrscheinlich eine Schlüsselrolle spielen, da ihn beide Seiten als Absatzmarkt und als Rohstofflieferant für ihr wirtschaftliches Überleben brauchen.[776] 

Bekanntlich wurden am 2. März 2022 wichtige russische Banken aus dem Interbankenverrechnungssystem SWIFT ausgeschlossen und mehr als 300 Milliarden an russischem Vermögen beschlagnahmt. Deshalb war es für Russland und seine Handelspartner lebensnotwendig, Alternativen zu dem westlichen Handelssystem zu entwickeln.

Bereits im gleichen Monat kam es zu einer Vereinbarung zwischen Russland und Indien, dass der gegenseitige Handel jetzt auch in Rupien und Rubel und neuerdings auch in Dirham, die Währung der Vereinigten Arabischen Emirate, abgewickelt werden kann. Auch Russland und China rechnen ihre umfangreichen Rohstoffgeschäfte nicht mehr in Dollar ab. Die Zahlung wurde auf Renminbi umgestellt.

Russland und Indien haben im März 2022 auch eine alternative Transaktionsplattform zur Erleichterung des bilateralen Handels entwickelt, da SWIFT nun nicht mehr genutzt werden kann.[777] 

Das russische MIR-Zahlungssystem ist eine inländische SWIFT-Alternative, wobei auch einige ausländische Banken an das System angeschlossen sind. Hierdurch können Russen weiterhin ihre Kreditkarten nutzen und auch in einigen Ländern bei Reisen bargeldlos bezahlen. Allerdings haben die USA erfolgreich mehrere Banken in der Türkei und in anderen Ländern unter Druck gesetzt, MIR nicht mehr zu akzeptieren. Ansonsten würden die Banken ebenfalls sanktioniert und ihre Manager mit hohen Haftstrafen belegt.[778] 

China besitzt schon seit 2015 das Cross-Border-Interbank-System (CIPS), ebenfalls als Alternative zum SWIFT. Schon 1.341 Banken sind Teil davon, darunter auch die Deutsche Bank und JP Morgan.[779] 

Die Mitgliedsstaaten der Eurasischen Wirtschaftsunion und China kündigten im März 2022 an, eine eigenständige Verrechnungswährung entwickeln. Sie soll auf der Basis eines Indexes der nationalen Währungen der beteiligten Länder und der Rohstoffpreise berechnet werden.[780]  Die russische Zentralbank kauft große Mengen an Gold auf und Russland besitzt bereits mit rund 2.400 Tonnen die viertgrößten Goldreserven der Welt. Dies befeuerte Spekulationen, dass eine mögliche gemeinsame Handelswährung dieser Länder goldgedeckt sein könnte.[781] 

Später hieß es, die BRICS würden eine solche Reservewährung entwickeln.[782]  Allerdings hörte man außer zahlreichen Ankündigungen nichts Konkretes von diesen Plänen. Möglicherweise sind die Widersprüche zwischen den Ländern doch zu groß. Denn vor allem Russland hat die entsprechenden Pläne vorangetrieben. China will wohl seine eigene Währung, den Renminbi, als neue internationale Reservewährung durchsetzen, was den eigenen Kapitalisten beträchtliche Vorteile verschaffen würde. Russland wird sich dagegen nicht wehren können.

Allerdings wird inzwischen mehr als die Hälfte des Handels innerhalb der Eurasischen Wirtschaftsunion in Rubel abgewickelt. Ihr gehören Russland, Weißrussland, Armenien, Kasachstan und Kirgistan an.[783]  Auch werden inzwischen an die Türkei verkauften Getreidelieferungen in Rubeln bezahlt.[784]  Dem will sich Ägypten anschließen.[785] 

Öllieferungen von Saudi-Arabien nach China können seit dem März 2022 ebenfalls in Renminbi bezahlt werden.[786]  China ist inzwischen zum größten Erdölimporteur der Welt aufgestiegen. Der wichtigste Lieferant für China ist das Königreich Saudi-Arabien. Da liegt es nahe, dass die Zahlung für Öllieferungen in Renminbi ausgeweitet wird.[787]  Diesem Zweck diente unter anderem der Besuch des chinesischen Staatspräsidenten Xi Jinping vom 7. bis 9. Dezember 2022 in Saudi-Arabien, wo er mit allen protokollarischen Ehren empfangen wurde. Xi erklärte auf einem Gipfeltreffen des Golf-Kooperationsrates, dass die VR China bereit ist, Energiekäufe in Yuan statt in US-Dollar zu tätigen. Als Gegenleistung bot China Unterstützung an bei der geplanten Industriealisierung der Golfregion. Nach Einschätzungen des Analysten Zoltan Pozsar von der Schweizer Großbank Credit Suisse markiert dieses Treffen die Geburtsstunde des Petroyuan.[788]  Allerdings sind konkrete Vereinbarungen zur Umstellung des Ölhandels zwischen China und Saudi-Arabien auf den Yuan nicht bekannt gegeben worden.

In Alternativmedien wurde häufig die These aufgestellt, dass nun das Ende des Dollars als Weltleitwährung und damit das Ende des Status der USA als Supermacht gekommen sei. Das ist allerdings stark übertrieben. Es ist zwar zutreffend, dass China als Reaktion auf die Beschlagnahmung des russischen Auslandsvermögens in Höhe von 300 Milliarden Dollar seine Bemühungen verstärkt hat, Handel in der eigenen Währung, dem Renminbi zu betreiben und auch seit Jahren – genauso wie Russland – an einer Alternative zum SWIFT arbeitet. Aber noch wird nur 2,7 Prozent des Welthandels in Renminbi abgewickelt – im Vergleich zu 60 Prozent in Dollar und 20 Prozent in Euro. Das wird sich erst langfristig ändern, denn Währungen folgen normalerweise Änderungen in der Rangfolge der Industrieländer mit teilweise großem zeitlichem Abstand. China kann an einem Absturz des Dollars kein Interesse haben, denn das Land hält immer noch US-Schuld­verschrei­bungen in Höhe von 900 Milliarden Dollar, die es nicht entwerten will. Nach der Vorstellung Chinas soll sich der Aufstieg des Renminbi als Weltreservewährung langsam und geordnet vollziehen, genauso wie der Bestand an US-Schuldverschreibungen langsam und geordnet abgebaut werden soll. Triumphierende Ankündigungen sind nicht zu erwarten.[789]  Denn man will das unberechenbare Monster USA nicht noch zusätzlich reizen. Vermutlich wird man entsprechende Verschiebungen erst in Jahren in Währungsstatistiken sehen. Im Augenblick arbeitet China daran, Alternativen für den Fall zu entwickeln, dass der Westen nach dem russischen auch das chinesische Auslandsvermögen beschlag­nahmt. Diesem Zweck dienen alternative Zahlungssysteme und Reserven in nichtwestlichen Währungen.[790] 

Der Dollar ist zwar Augenblick noch weit davon entfernt, seine Stellung als Leitwährung zu verlieren. Da aber die USA zahlreiche Länder unter Sanktion gestellt haben und noch viel mehr befürchten müssen, in Zukunft sanktioniert zu werden, ist dennoch die Abkehr vom Dollar für immer mehr von ihnen eine attraktive Option.[791]  Der Abstieg des Dollars dürfte sich jedenfalls dann rapide beschleunigen, wenn der Westen auch das chinesische Auslandsvermögen beschlagnahmt und China mit den gleichen Sanktionen überzieht, die er gegen Russland verhängt hat. Darüber wird in den USA ernsthaft diskutiert.[792] 

Selbst wenn es dazu kommt, wären die USA noch lange nicht am Ende. China hält mit 910 Milliarden Dollar nur einen geringen Teil der Gesamtschulden von 31,5 Billionen US-Dollar. Notfalls können sich die USA wieder wie zu Zeiten der Großen Weltwirtschaftskrise von 2007 bis 2009 direkt bei der eigenen Notenbank FED verschulden.[793]  Außerdem findet in den USA gerade ein massiver Industrieaufbau statt, mit dem Kapital ihrer europäischen Vasallen.

Im Zusammenhang mit dem epochalen Umbruch in der Weltwirtschaft kommt es auch zu einer Verdichtung von Bündnissen und Organisa­tionen, an denen der Westen nicht beteiligt ist. Sie steigern zudem ihre Aktivitäten. Die wichtigste nichtwestliche wirtschafts­politische Koordinierungsplattform des Jahres 2022 waren wohl die BRICS, also der Zusammenschluss von Brasilien, Russland, Indien, China und Südafrika mit den Beitrittskandidaten Iran, Türkei, Kasachstan, Indonesien, Argentinien, Thailand und Ägypten. Bereits die fünf Kernländer repräsentieren rund 3 Milliarden Menschen. Die EU kommt mit 440 Millionen Einwohnern auf nicht einmal ein Sechstel davon.

Ergänzt werden die BRICS durch sicherheitspolitische Bündnisse in Eurasien wie die Schanghaier Organisation für Zusammenarbeit (SOZ) und die Organisation des Vertrages über kollektive Sicherheit (OVKS). Aus diesen Bündnissen entstehen Institutionen wie die New Development Bank als Alternative zum neoliberalen Internationalen Währungsfonds (IWF).[794] 

Russland hat auf diese Entwicklung reagiert, in dem es seine diplomatischen Aktivitäten im Westen stark heruntergefahren hat. Es mache keinen Sinn, die jetzige diplomatische Präsenz dort aufrechtzuerhalten. Der Westen sei tollwütig geworden und deshalb gäbe es nichts mehr zu verhandeln, so Außenminister Lawrow. Zudem werden russische Diplomaten dort andauernd schikaniert und bedroht. Länder in Asien, Afrika und Lateinamerika brauchen dagegen zusätzliche Aufmerksamkeit, erklärte er.[795] 

Der Westen hat mit der Preisobergrenze für russisches Erdöl sein Dogma des freien Welthandels total negiert. Es ist davon auszugehen, dass das nur der erste Schritt war und er beabsichtigt, künftig die Preise für alle Rohstoffe willkürlich nach seinen Bedürfnissen festzulegen. Allein um einen solchen gefährlichen Präzedenzfall zu verhindern, werden die nichtwestlichen Länder diesen Mechanismus unter keinen Umständen akzeptieren können. Er kann dazu führen, dass in Russland, China, weitere vom Westen sanktionierte Öllieferanten wie der Iran und Venezuela sowie die Golfstaaten eine neue Seehandelsinfrastruktur aus Versicherungen, Maklerfirmen, Warenterminbörsen und ähnlichen Einrichtungen aufgebaut wird, die dazu beiträgt, diese Waren dauerhaft um den Westen, vor allem um Europa, herumzuleiten.

Nach der jahrzehntelangen ökonomischen Folter der Entwicklungsländer durch westliche Strukturanpassungsprogramme ist es auch kein Wunder, dass sie auf Angebote wie Build Back Better World oder Global Gateway, die auf eine erneute Verschuldung bei der Weltbank, westlichen Staaten und westlichen Geschäftsbanken hinauslaufen, nur sehr verhalten reagieren. Die Wertigkeit der Projekte wird vom Westen vor allem im Hinblick auf den Machtkampf gegen China beurteilt. Die Frage, welchen Nutzen sie für Bevölkerung und Wirtschaft der jeweiligen Länder haben, rückt dagegen in den Hintergrund. Das alles macht solche Projekte reichlich unattraktiv. Sie sind zumindest bisher nicht in der Lage, den chinesischen Vorsprung bei Handel und Infrastrukturinvestitionen in diesen Ländern zu verringern.[796] 

Wenn es nicht zu einem großen Krieg kommt, dürfte China die USA in einigen Jahren als größte Wirtschaftsmacht eingeholt haben. Es ist durchaus zu erwarten, dass auch die gegenwärtigen Probleme mit der Chipproduktion gelöst werden können, auch wenn das vielleicht noch ein Jahrzehnt oder länger dauert. Darüber hinaus dürften Asien und Afrika allgemein zu Zentren der Weltwirtschaft werden. Diese Entwicklung wird von geopolitischen Analysten wie Thomas Röper vorausgesehen. Aber nur den wenigsten dürften die Hintergründe dieser Entwicklung verstehen. Denn gerade weil der chinesische Kapitalismus weniger entwickelt ist und er eine geringere Kapitalkonzentration aufweist, ist er dynamischer als der westliche. Denn die organische Zusammensetzung des Kapitals ist dort geringer, die Profite und die Investitionen höher. Auch spielt der Wettbewerb zwischen den einzelnen Kapitalien noch eine größere Rolle als im Westen. Bisher kam es bei langen Wellen mit expansiver Tendenz immer zu einer globalen Ausweitung der Lohnarbeit und damit nahmen auch die Profite zu. Was wiederum die Investitionen stark ansteigen ließ. Eine solche Entwicklung könnte sich in der Tat im Gefolge der Industrialisierung Westasiens, Südasiens und Afrikas vollziehen. Die organische Zusammensetzung des Kapitals ist in diesen Ländern sogar noch niedriger als in China und demnach die Anzahl der benötigten Arbeitskräfte noch höher. Auf globaler Ebene könnte sich also eine Konstellation wie im Spätkapitalismus (1945-1989) wiederholen: Stark ansteigende Kapitalprofite wären von einem zunehmender Wohlstand der Arbeiter begleitet, was einen Abbau der sozialen Spannungen bewirkt.

Während China zum High-Tech-Zentrum der Weltwirtschaft wird und seine Kapitalisten dadurch beträchtliche Profite abschöpfen, würden die Kapitalisten und Arbeiter der anderen Länder Asiens und Afrikas vor allem von der industriellen Aufbaukonjunktur profitieren. Wenn dieser selbsttragende Aufschwung erst einmal erreicht ist, dürfte es erneut Jahrzehnte dauern, bis das System in eine Krise gerät.

China hat durchaus auch ein Interesse an der von den USA betriebenen Selbstzerstörung Europas. Denn die organische Zusammensetzung des Kapitals wird ja bekanntlich durch das Verhältnis des konstanten (c) und des variablen (v) Kapitals bestimmt:



Wenn auf globaler Ebene Teile des konstanten Kapitals vernichtet werden, steigt der Anteil des variablen Kapitals, die organische Zusam­men­setzung sinkt und die Profite der Kapitalisten nehmen global zu.

Die VR China wird versuchen, die USA als abgestiegene Supermacht in die von ihr maßgeblich beeinflusste sinozentrische internationale Ordnung zu integrieren und sie soweit es nur irgend geht zu beschwichtigen. Denn ihr kann an der Destabilisierung einer Macht mit einem riesigen Nuklearwaffenpotential nicht gelegen sein. Möglicherweise wird China die USA formell weiterhin als überragende Supermacht anerkennen, wenn nur klar ist, dass China und nicht mehr die USA die wirklich wichtigen Entscheidungen treffen. Wenn die USA die Zerstörung Europas wünschen, wird China dem ganz sicherlich nicht widersprechen. Denn Westeuropa ist in dieser sich entwickelnden Weltordnung in jeder Hinsicht entbehrlich, sei es wirtschaftlich, politisch oder militärisch.

Eine vierte imperialistische Epoche kann es also nur geben mit China als Zentrum der Weltwirtschaft. Die Welt steht also vor einem Scheideweg: Entweder »normale« kapitalistische Ausbeutung oder dystopischer Neofeudalismus, wo einige wenige Milliardäre wie Gates und Bezos göttergleich herrschen werden. Welche Entwicklung sich durchsetzt, ist völlig offen. Allerdings ist die herrschende Klasse in den USA unter keinen Umständen bereit, ihren eigenen Abstieg zuzulassen. Ein weiteres Problem ist, dass die europäische Bevölkerung in beiden Konstellationen als Verlierer dasteht.

6.4.7. Die Eskalation des Krieges

6.4.7.1. Die Kriegszieldebatte im Westen
Im Verlauf des Jahres 2022 haben sich Vertreter des Westens zu ihren Kriegszielen gegenüber Russland und China geäußert.

Nach Aussagen der EU-Kommissionspräsidentin Ursula von der Leyen muss Russland militärisch besiegt werden. Anschließend werden dem Land hohe Reparationen auferlegt. Präsident Putin und andere russische Regierungsmitglieder müssen vor ein internationales Tribunal gestellt und dort abgeurteilt werden. Erst wenn das geschehen ist, ist an eine Aufhebung der Sanktionen auch nur zu denken.[797]  Bekanntlich wurde die britische Seeblockade Deutschlands erst im Jahr 1919 aufgehoben, als dessen Vertreter den Friedensvertrag von Versailles unterzeichnet hatten. Daran orientiert sie sich wohl in ihren Vorstellungen.

Dass es dem Westen um einen Sturz von Präsident Putin geht, sagte auch US-Präsident Biden im April 2022 in Warschau. »Um Gottes willen, dieser Mann [Putin] kann nicht an der Macht bleiben.«[798] 

Als Folge des Krieges werde es eine »neue Weltordnung geben, und die Vereinigten Staaten müssten diese anführen«, erklärte US-Präsident Biden im März.[799] 

In der am 27. Oktober 2022 verabschiedeten Nationalen Verteidigungsstrategie der USA heißt es, man werde »China aus der Konkurrenz werfen« und »Russland einschränken«. Ersteres meint, man will den Aufstieg Chinas zur weltgrößten Wirtschaftsmacht, die globale Standards setzt, verhindern. Letzteres bedeutet vor allem, Russland in der Ukraine eine empfindliche militärische Niederlage zuzufügen.[800] 

Die sogenannte »russische Welt« sei eine imperialistische Ideologie, »das Äquivalent des Kommunismus und des Nazismus des 20. Jahrhunderts«, mit dem sich Russland »erfundene Rechte und Privilegien« anmaße, so der polnische Ministerpräsident Mateusz Morawiecki. Die Entputinisierung Russlands müsse mit der gleichen Intensität durchgeführt werden wie einst die Entnazifizierung. Gefordert wird also mindestens der komplette Austausch des russischen Beamtenapparats und eine ideologische Umerziehung der Bevölkerung.[801] 

Morawiecki spielt mit dem Begriff russische Welt, der auch die von Russen besiedelten Regionen meint. In Russland werden die polnischen Kriegsziele so verstanden, als gehe es um eine Ausrottung großer Teile der russischen Bevölkerung.[802]  Verstärkt wird diese Besorgnis durch die Forderung des ehemaligen polnischen Präsidenten Lech Walesa, die Bevölkerung Russlands von 149 Millionen auf 50 Millionen Menschen zu reduzieren, wie immer das genau gemeint ist.[803] 

Der Bundestagsabgeordnete Roderich Kiesewetter (CDU) will Russland so behandeln, wie das faschistische Deutschland behandelt wurde. Er sagte: Russland »muss verlieren lernen wie Deutschland 1945. Es muss Reparationen zahlen und Kriegsverbrecher an ein internationales Tribunal überstellen.«[804] 

In den USA fand eine Kongressanhörung statt, wo gefordert wurde, dass Russland in zahlreiche einzelne Republiken aufgespalten wird. Detaillierte Karten und Pläne liegen in den USA bereits vor. Begründet wird dies mit dem demagogischen Narrativ der Entkolonisierung. Russland würde seine nationalen Minderheiten unterdrücken und diskriminieren. Mit der Realität haben diese Aussagen nichts zu tun: In sehr vielen Fällen brachte erst die Sowjetmacht die Segnungen der modernen Zivilisation zu diesen Völkern. Häufig wurde erst eine eigene Schrift für ihre Sprache geschaffen und ihre Kultur gefördert.[805]  Auch wenn das Narrativ der Unterdrückung der Minderheiten in Russland völlig falsch ist, dürfe es bei der woken westlichen Ober- und Mittelklasse gut ankommen. Immerhin kann man damit Russland mit voller Inbrust für die eigenen Sünden und die der eigenen Vorfahren – Sklaverei, Diskriminierung und Masseneinkerkerung der Afro-Amerikaner bestrafen.

Eine Voraussetzung für diese Aufspaltung ist natürlich der Sturz von Präsident Putin. Dies kann entweder durch eine bunte Revolution oder durch eine totale militärische Niederlage Russlands geschehen.


Bild 6.4.7.1. Karte der Kriegsziele des Westens im Bezug auf Russland. Das Land soll in zahlreiche kleine Republiken aufgespalten werden


Um die nationalen Minderheiten gegen die russische Führung aufzuhetzen, wurde wahrheitswidrig im Westen behauptet, dass ihre Angehörigen im Rahmen der Teilmobilmachung vom September 2022 überproportional häufig zu den russischen Streitkräften eingezogen worden wären.[806] 

Was eine solche Aufspaltung für die Lebensbedingungen der Menschen und insbesondere der Arbeiterklasse bedeutet, kann man im ehemaligen Jugoslawien, im Irak, Libyen und Syrien beobachten, aber natürlich auch in der Ukraine. Wie überall auf der Welt sind auch in Russland die Aussichten für den Sozialismus ungünstig. Aber die Existenz einer einigermaßen stabilen Gesellschaft ist die unablässige Voraussetzung, um an einen auch nur elementaren Klassenkampf überhaupt nur denken zu können. Der Westen hat bei seinen Interventionen nur verbrannte Erde hinterlassen. Diese zerfallenden Gesellschaften erwiesen sich als guter Nährboden für Ultragewalt und barbarische Ideologien wie dem islamischen Fundamentalismus in Form des Islamischen Staates und den Faschismus, nicht aber für sozialistische Bewegungen.

Wie bereits während der deutschen Kriegszieldebatten im Ersten Weltkrieg sind auch im Dritten Weltkrieg die Kriegsziele des Westens gegenüber Russland von verschiedenen Akteuren unterschiedlich weit gesteckt. Seine führenden Repräsentanten wie Joe Biden und Ursula von der Leyen sind sich jedoch darin einig, dass Russland eine totale militärische Niederlage zugefügt, Präsident Putin von der Macht entfernt und von einem Tribunal abgeurteilt werden muss. Bei diesen Kriegszielen gibt es letztlich keinen Raum für Kompromisse.

6.4.7.2. Die Kämpfe im Jahr 2023
In den ersten beiden Monaten des Jahres 2023 fanden heftige Kämpfe an der gesamten Frontlinie, vor allem aber im Donbass statt. Dabei konnte die Stadt Soledar am 11. Januar befreit werden.[807]  Die Situation für die ukrainischen Streitkräfte gestaltete sich schwierig. Ihre personellen und materiellen Verluste sind offenbar sehr hoch.

Allerdings konnte bisher (Stand Ende Februar 2023) keine weitere größere Siedlung befreit werden und die russischen Truppen mussten auch Niederlagen hinnehmen, so in der Siedlung Ugledar, die trotzt dreier Anläufe nicht befreit werden konnte.[808]  Am 31. Dezember 2022 traf eine US-amerikanische HIMARS-Rakete eine Mannschaftsunterkunft in der Stadt Makajewka. Mehrere hundert russische Soldaten fanden dort den Tod.[809] 

6.4.7.3. Waffenlieferungen, geplante Krimoffensive und Brinkmanship
Der Westen reagierte auf diese relativ begrenzten russischen Erfolge mit einer weiteren Eskalation. Insbesondere im Bereich der Waffenlieferungen sind fast alle Hemmungen gefallen. So soll die Ukraine nun mit Patriot-Luftabwehrsystemen[810] , HIMARS-Raketen mit einer Reichweite von mindestens 150 Kilometer (bisher 80 km) sowie mit GLSDB-Raketenmunition (Ground Launched Small Diameter Bomb) beliefert werden.[811]  Mit diesen Raketen sind jetzt die Krim sowie zahlreiche Militäreinrichtungen im russischen Kernland in Reichweite für Schläge der ukrainischen Truppen.

Anfang 2023 übten die USA, Polen, die baltischen Staaten, Frankreich, Großbritannien, die deutschen Medien sowie FDP und Grüne massiven Druck auf Bundeskanzler Scholz aus, moderne Kampfpanzer vom Typ Leopard 2 an die Ukraine zu liefern, bzw. diese Lieferung anderen NATO-Ländern zu erlauben. Wie zu erwarten, konnte Scholz diesem Druck nicht standhalten und kündigte diese Lieferung am 24. Januar 2023 an.

In einem ersten Schritt sollen 14 Leopard-Kampfpanzer des Typs 2A6 aus den Beständen der Bundeswehr an die Ukraine geliefert werden.[812]  Hinzu kommen weitere Leopard-Panzer vom Typ 2A4 aus Polen sowie 178 deutsche Leopard 1-Panzer. Zusammengenommen dürften das gut 250 Panzer sein, wobei die überwiegende Anzahl von Deutschland geliefert wird.[813] 

Ein wichtiger Nebenaspekt der insbesondere von den USA und Polen orchestrierten deutschen Panzerlieferungen ist, dass hiermit das Zerwürfnis zwischen Deutschland und Russland weiter vertieft wird. Das Auftauchen deutscher Panzer auf dem Schlachtfeld weckt in Russland unausweichlich bittere Erinnerungen an den Zweiten Weltkrieg, wo die deutsche Wehrmacht einen Vernichtungskrieg gegen die Völker der Sowjetunion geführt hatte. Eine Wiederannäherung zwischen Deutschland und Russland ist damit in dieser Generation nahezu ausgeschlossen.

Die deutschen Leopard-Panzer gelten als sehr gute Waffen. Aber natürlich werden sie alleine nichts bewirken können. Entscheidend ist ihre Einsatzstrategie. Hinzu kommt die Lieferung von Raketen mit größerer Reichweite und vermutlich auch bald von Kampfhubschraubern und Kampfflugzeugen. Die Leopard-Panzer sollen den Kern einer Stoßgruppe bilden. Damit wird die Ukraine bald in der Lage sein, die russische Verteidigung bei Saporoshje zu durchbrechen. Dann könnte sie »die 82 Kilometer nach Melitopol in weniger als drei Tagen zurücklegen, was die gesamte Tiefe der russischen Verteidigung in dieser Region zerlegen würde.«[814] 

Damit wären die russischen Landverbindungen zur Krim abgeschnitten und ihre Positionen dort unhaltbar.

Mittels der Raketen mit größerer Reichweite soll es der Ukraine zudem möglich sein, Russlands Nachschubrouten und Hauptquartiere anzugreifen. Das Resultat solcher Attacken wäre verheerend, da die »russische Armee schlagartig in ihrer Effektivität eingeschränkt« wäre, so der Ex-US-General Ben Hodges.

Mit der nun folgenden Eroberung der Krim wäre der Krieg noch in diesem Sommer für den Westen gewonnen und Russland besiegt, so die Hoffnung.[815]  Reinhard Lauterbach schreibt:

»Die Kontrolle über die Krim ist für Russland der Schlüssel zu seiner Präsenz im Schwarzen und Mittelmeer und seine Machtprojektion im Nahen Osten – etwa bei der Unterstützung der syrischen Regierung. Und für die NATO der Schlüssel, Russland aus dieser Weltregion auf Dauer zu verdrängen. Wenn die Krim unter die Kontrolle der Ukraine und damit der NATO geriete, wäre die russische Schwarzmeerküste blockiert, bevor der erste Schuss fällt. Als nächstes würden irgendwelche Separatismen im multiethnischen Kaukasus aufflammen, die Ukraine erhebt jetzt schon halblaut Ansprüche auf das nordkaukasische Kuban-Gebiet als ›Kosakengebiet‹ – als wären Kosaken zwangsläufig Ukrainer. Auf ukrainischer Seite kämpfen jetzt schon Georgier und Tschetschenen, die die Verhältnisse in ihrer Region zulasten Russlands umkrempeln wollen.«[816] 

Zudem glaubt der Westen, dass der Fall der Krim zum Sturz von Präsident Putin führen wird.[817] 

Im Westen sind alle Befürchtungen verschwunden, dass Putin auf Waffenlieferungen an die Ukraine mit einer massiven Eskalation reagieren werde. Denn »Rote Linien sind fast immer weich, veränderlich und bedingt.« Carlo Masala, Professor für Internationale Politik an der Universität der Bundeswehr in München urteilt nun: »Dieses ganze Gerede von ›Putin eskaliert, wenn wir bestimmte Waffensysteme liefern‹, ist jetzt endgültig vom Tisch«; dies öffne nun in der Tat »die Tür für andere Waffenlieferungen«.[818] 

Hauptziel des Westens bei seiner langsamen Eskalation im Jahr 2022 war es, Russland – und die eigene Bevölkerung – schrittweise an eine immer stärkere Einmischung in den Ukrainekrieg zu gewöhnen. 

Die Aufrüstung der Ukraine mit schweren westlichen Waffensystemen folgt einer Salamitaktik, die Militärs zuweilen mit dem Ausdruck »boil the frog« (»den Frosch kochen«) charakterisieren. Demnach springt ein Frosch, wenn man ihn in einen Topf mit kochendem Wasser wirft, sofort wieder heraus, während er sitzenbleibt, wenn man ihn in lauwarmes Wasser setzt und es dann schrittweise erhitzt.[819]  Diese Strategie kann nur als moralisch bösartig beschrieben werden, aber sie war bisher sehr erfolgreich, denn es ist dem Westen in der Tat gelungen, Präsident Putin zu »kochen«.[820]  Russland hat auf die westliche Einmischung in den Ukrainekrieg außer mit verbalen Protesten nicht reagiert. Der Westen glaubt, dass das so bleiben wird. Man rückt man Russland immer enger zu Leibe, überwindet eine »rote Linie« nach der anderen, schickt erst Helme, dann Haubitzen, Kampfpanzer samt Personal, Kampfflugzeuge und schließlich eigene Soldaten auf den Kriegsschauplatz in der Ukraine.[821] 

Sollte die Eroberung der Krim in diesem Sommer doch nicht gelingen, könnte der Westen immer noch direkt mit eigenen Streitkräften in den Krieg eingreifen. Das wäre dann der nächste Schritt auf der Eskalationsleiter.

Bereits heute kämpfen tausende NATO-Soldaten in der Ukraine, als ausländische Söldner getarnt. Sie werden vor allem zur Bedienung der neu gelieferten westlichen Waffen eingesetzt. Markus Reisner, Oberst im Generalstab der Österreichischen Armee, erklärte, wie das funktioniert:

»Ich ziehe meine Uniform aus, unterschreibe einen Vertrag und gehe in die Ukraine. Ich bin kein Angehöriger der österreichischen Streitkräfte mehr, sondern Vertragsbediensteter. Das ist die Lösung.«[822] 

Der EU-Außenpolitikchef Josep Borrel drohte bereits mit einem westlichen Angriff, der die russische Armee vernichten würde. Der Kanal Ost-West-Transmitter illustriert, wie sich der Westen einen solchen Angriff vorstellt: Zunächst einmal würde ein Shock-and-Awe Raketenangriff auf die russische Schwarzmeerflotte erfolgen und diese vollständig zerstören. Weitere Angriffswellen werden die Nord- und die Baltische Flotte zerstören. Dann wurden vor allem Marschflugkörper russische Kommandozentralen und Armee-Einrichtungen im Inland lahm legen, worauf sich die in Osteuropa stationierte schnelle Eingreiftruppe von 500.000 Mann und über 2.000 Panzern in Bewegung setzen würde. Diese ist jedoch nur die erste Staffel der 3 Millionen Mann, die die NATO aufbieten kann. Kriegsziele wären die nukleare Entwaffnung Russlands und die Abhaltung von Unabhängigkeitsreferenden in jeder Autonomen Republik unter Kontrolle der NATO-Truppen.[823]  Putin und zahlreiche andere Politiker und Militärs sollen vor ein Gericht gestellt und abgeurteilt werden. Es wäre damit zu rechnen, dass auch in Russland lebende deutsche Journalisten wie Thomas Röper, Alina Lipp und Dagmar Henn verhaftet, nach Deutschland gebracht und dort ebenfalls für lange Zeit eingekerkert werden.

Es gibt allerdings ein großes Problem für den Westen bei diesem Szenario und das ist der russische Besitz von Hyperschallraketen, wie Kinshal, Sarmat, Awangard, Poseidon und Zirkon.

Dagegen kann sich der Westen nicht schützen und auch die hochentwickelte US-Raketenabwehr ist gegen solche Waffen im Augenblick noch machtlos. Die seegestützte Hyperschallwaffe Zirkon wird seit Mitte 2022 an die russische Marine ausgeliefert. Im Herbst 2022 begann auch die Serienproduktion der Hyperschall-Interkontinentalrakete Sarmat. Sie wird nun nach und nach an die russischen Raketentruppen ausgeliefert.[824] 

Wenn Russland durch die NATO militärisch in die Enge gedrängt wird und seine Niederlage absehbar ist, dann wäre der Einsatz dieser Waffen – entsprechend der russischen Militärdoktrin – zu erwarten. Bereits die Eroberung der Krim durch die Ukraine kann zum Einsatz von russischen Nuklearwaffen führen. Das freilich scheint den Westen überhaupt nicht zu interessieren.

Vermutlich wird Russland im Fall einer drohenden Niederlage auf der Krim aber zunächst eine konventionelle Attacke auf NATO-Einrichtungen starten und zum Beispiel die westlichen Spionagesatelliten vom Himmel holen. Daraufhin wird aber die NATO noch härter zurückschlagen. Was bedeutet, dass sich auch dann die Eskalationsspirale immer schneller dreht und es am Ende in jedem Fall zu einem Nuklearkrieg kommt.[825] 

In Russland fragt man sich angesichts der immer neuen Drehungen der NATO-Mächte an der Eskalationsschraube, warum die eigene nukleare Abschreckung – selbst mit Hyperschallwaffen – nicht mehr wirkt.[826]  Es wird gegenwärtig diskutiert, dem Westen die Existenz des eigenen Nuklearpotentials in Erinnerung zu rufen, etwa in dem eine Nuklearexplosion in einem unbewohnten Gebiet ausgelöst wird – zum Beispiel irgendwo im Weltozean.[827]  Aber selbst für diesen Fall schlägt die RAND-Corporation massive westliche Raketenangriffe auf Ziele in Russland vor.[828]  Eine Deeskalation ist in keinem Fall vorgesehen.[829] 

Auch wenn der Westen mit eigenen Truppen in den Krieg eingreift, hofft man, dass der Konflikt auf die Ukraine und auf Russland beschränkt sein wird. Denn jeder Zentimeter des Bündnisterritoriums würde mit aller Entschlossenheit verteidigt, auch nuklear. Das heißt, wenn Russland zum Beispiel mit seinen Hyperschallraketen nach einem westlichen Angriff gegen westliche Militäreinrichtungen und Kommandozentralen zurückschlägt, führt das nur zu seiner eigenen nuklearen Vernichtung, so die Drohung der NATO.[830] 

Der Westen ist damit zu der von US-Außenminister John Foster Dulles in den 50er Jahren konzipierten Politik der nuklearen Brinkmanship zurückgekehrt. Schritt für Schritt wird der Gegner unter Druck gesetzt. Entweder er gibt schließlich auf und tut, was die Gegenseite verlangt, oder die Kontrahenten stürzen gemeinsam in den Tod. Brinkmanship setzt alles auf eine Karte.[831] 

Diese Strategie ist hochriskant und basiert auf der Hoffnung, dass Putin genau wie Gorbatschow lieber kapituliert, als es auf die Vernichtung der Welt ankommen zu lassen. Putins Ansage, dass eine Welt ohne Russland nicht lebenswert sei, wird nicht ernst genommen.

Brinkmanship kann nur funktionieren, wenn Putin gerade nicht das Ungeheuer ist, als das er dargestellt wird. Aber der Westen hat sich mit dieser Strategie tatsächlich als psychopathisches Monster demaskiert. Biden, Sullivan, Nuland, Baerbock, Macron und Co. kommen nur damit durch, weil sie mit gespaltener Zunge sprechen und von den Medien abgeschirmt werden. Gegenüber Russland sagen sie:

»Ich bin der verrückteste Irre weit und breit, ich werde das Spiel mit dem Feuer weiter anheizen, dir direkt in die Augen schauen und dich herausfordern, deine Atomwaffen einzusetzen.« Während sie gegenüber der eigenen Bevölkerung beteuern: »Ich bin die einzige Stimme der Vernunft, auf die ihr euch alle verlassen solltet.«[832] 

Diese hochriskante Strategie hat nicht primär etwas mit mangelnder Bildung der westlichen Politiker zu tun und auch nicht damit, dass sie seit 1989 gewohnt sind, ihren Willen kompromisslos durchzusetzen, sondern ist vor allem durch die verzweifelte Lage des westlichen Kapitalismus zu erklären. Aufgrund des Gesetzes des tendenziellen Falls der Profitrate funktioniert die Profitmaschinerie im Westen einfach nicht mehr. Noch kann man den absehbaren Bankrott durch Spekulation an den Finanzmärkten hinausschieben. Aber auch hier ist ein Ende in Sicht. Das menschenverachtende Programm des Great Reset ist eine Reaktion auf diese Entwicklung. Es lässt sich aber nur dann durchsetzen, wenn die welthistorischen Rivalen des Westens, Russland und China, niedergerungen sind. Die westlichen Oligarchen sind also gezwungen, auf volles Risiko zu gehen, denn sie würden im Fall eines Misslingens dieses Programms alles oder zumindest sehr viel verlieren.

Ernest Mandel erörterte im Jahr 1975, warum ein Atomkrieg in seiner Zeit unwahrscheinlich war:

»Gerade, weil ein atomarer Weltkrieg nuklearen Selbstmord bedeutet, ist es logisch anzunehmen, dass der Imperialismus die Ausbreitung der Weltrevolution nicht durch einen solchen Krieg, sondern durch begrenzte lokale Kriege beantworten, wird. Je besser er dabei wegkommt, desto mehr solcher lokalen Kriege wird er starten. Je häufiger er dabei Niederlagen erleidet, desto häufiger wird er davor zurückschrecken, solche Versuche zu wiederholen.[833]  Nur wenn die internationale Lage sich so sehr geändert hat, dass die führenden Kreise des amerikanischen Imperialismus verzweifelt sind und einer Niederlage wie Hitler 1944 gewiss sind, besteht eine wirkliche Gefahr, dass sie eher kollektiven Selbstmord durch einen Atomkrieg riskieren als die Niederlage akzeptieren würde.«[834] 

Mandel dachte damals an eine Konstellation, wo die geeinten Rätestaaten der Ostkontinente den isolierten kapitalistischen USA gegenüberstehen würden. Dazu ist es bekanntlich nicht gekommen. Aber die Lage des westlichen Kapitalismus ist nicht weniger verzweifelt.

Entweder schnelles Sterben durch einen Nuklearkrieg und den folgenden nuklearen Winter oder langsames Sterben im Schraubstock von Great Reset, Dauerimpfungen und individuellem Kohlenstoffbudget. Das ist die Alternative, vor der die Menschen besonders in Europa stehen.

6.4.7.4. Der Krieg gegen China
Natürlich ist der Hauptgegner der USA nicht Russland, sondern China. Aber die US-Oligarchen wollen dem rohstoffarmen China zunächst das rohstoffreiche Russland wegschießen – und China danach über die Kontrolle der Weltmeere in die Mangel nehmen und letztlich zur Kapitulation zwingen.[835] 

Wenn erst einmal Russland als Machtfaktor in der Weltpolitik ausgeschaltet ist, werden sich die USA sofort China zuwenden. Seit dem Pivot to Asia 2010 durch Präsident Obama bereiten sie sich auf einen Großkrieg gegen China vor. Ein großer Teil der US-Flotte und US-Armee ist inzwischen im Pazifik disloziert.

Kriegsziel der USA ist es, den Aufstieg Chinas zur High-Tech-Macht aufzuhalten und das Land auf den Status einer verlängerten Werkbank festzuhalten. Nur China hat mit seinen 1,4 Milliarden Einwohnern die Möglichkeit, alle notwendigen Betriebe und Produktionen im eigenen Land zu entwickeln, die für komplexe und schwierig herzustellende Produkte erforderlich sind. Der junge chinesische Kapitalismus wird trotz einer gewissen Kapitalverflechtung, vor allem über Joint-Ventures und ausländischen Direktinvestitionen, gerade nicht von den US-Schattenbanken kontrolliert, sondern von einheimischen chinesischen Banken, von denen viele immer noch staatlich sind. Zwar ist es zutreffend, dass seit den 90er Jahren eine starke inhaltliche Anlehnung an den neoliberalen Kapitalismus, an seine Wege, Methoden und in bestimmtem Maße sogar an das Ziel der Produktion erfolgte, so der Sinologe Helmut Peters.[836]  Dennoch konnte China seine ökonomische, politische und militärische Unabhängigkeit vom Westen in den letzten beiden Jahrzehnten ausbauen und stellt damit eine tödliche Gefahr für den US-Imperialismus dar. Letztlich geht das globale Ringen um die Frage, ob die USA die einzige Supermacht bleiben, oder ob es erneut zu einer Blockkonfrontation mit zwei – diesmal kapitalistischen – Supermächten kommt, von denen die USA die deutlich schwächere wäre.

Genauso wie beim Ukrainekrieg beabsichtigen die USA, China so lange und andauernd zu provozieren, bis es den ersten Schritt macht. Da China aber eine sehr zurückhaltende Außenpolitik betreibt, wird sich der kommende Krieg wohl an der künftigen Unabhängigkeit Taiwans entzünden. China betrachtet Taiwan als Teil Chinas und hat angekündigt, dass eine Unabhängigkeitserklärung der Insel eine Militärintervention zur Folge haben wird. Genau aus diesem Grund treiben die USA diese Unabhängigkeitserklärung voran. An der Insel selbst haben sie kein Interesse.

Als es den USA darum ging, China gegen die Sowjetunion zu instrumentalisieren, brachen sie 1978 ihre diplomatischen Beziehungen zu Taiwan ab und nahmen stattdessen solche Beziehungen zur Volksrepublik auf. In den folgenden Jahrzehnten waren die US-Waffenlieferungen nach Taiwan noch verhältnismäßig gering.

China strebt eine friedliche Wiedervereinigung mit Taiwan an, genauso wie mit den ehemaligen Kolonien Hong Kong und Macao. Dabei kann auch Taiwan nach chinesischen Vorstellungen sein bisheriges politisches und wirtschaftliches System behalten. Seit Obamas Pivot to Asia werden die Aussichten auf eine solche Wiedervereinigung allerdings immer geringer. Denn die US-Waffenlieferungen an Taiwan nahmen in den 10er Jahren deutlich zu.

Aber erst in den letzten Jahren wird Taiwan – genauso wie die Ukraine – geradezu mit Waffen vollgepumpt.[837]  Die USA haben ihre diplomatischen Beziehungen zur Insel stark aufgewertet. Dies zeigt sich unter anderem am Besuch der damaligen Repräsentantenhaus-Sprecherin Nancy Pelosi im August 2022. Dieser Besuch hätte beinahe zum Kriegsausbruch geführt. China wurde schwer gedemütigt, da es seinen Drohungen, Pelosis Flugzeug abzuschießen, am Ende doch keine Taten folgen ließ.[838]  Für das Jahr 2023 sind weitere Provokationen dieser Art geplant.

Im Jahr 2022 hat Präsident Biden feste Zusagen an Taiwan gegeben, die Insel im Fall eines chinesischen Angriffs verteidigen zu wollen. Eine solche eindeutige Zusage hat die US-Politik bisher vermieden.[839] 

Bundesaußenministerin Baerbock hat Taiwan faktisch als Staat anerkannt und damit ebenfalls mit einer jahrzehntealten deutschen Politik gebrochen, in dem sie erklärte:

»Wir akzeptieren nicht, wenn das internationale Recht gebrochen wird und ein größerer Nachbar völkerrechtswidrig seinen kleineren Nachbarn überfällt – und das gilt natürlich auch für China.«[840] 

Da bisher auch Deutschland Taiwan als Teil Chinas betrachtete, kann auch im Fall einer chinesischen Intervention weder internationales Recht noch Völkerrecht gebrochen werden. Baerbock hat diese Rechtsposition aufgegeben.

Hauptherausforderung für die USA dürfte es nun sein, Taiwan zu einer Unabhängigkeitserklärung zu veranlassen. Da in der Ukraine die Folgen einer solchen Provokation zu besichtigen sind, dürfte das nicht allzu einfach werden. Aus diesem Grund hat wohl auch die Unabhängigkeitspartei die Kommunalwahlen im September 2022 verloren. Aber es ist trotzdem nicht ausgeschlossen, dass es den USA gelingt, mit einigen Milliarden Dollar die Stimmung zu kippen.

Wenn China in Taiwan interveniert, wird der Westen die gleichen brutalen Sanktionen gegen China verhängen, die er gegen Russland verhängt hat. Damit wäre die Weltwirtschaft endgültig in zwei Teile geteilt und die Reste der europäischen Industrie auch noch ausgeschaltet.[841]  Solche Sanktionen werden gegenwärtig vorbereitet.[842] 

Militärisch gesehen ist China kein Gegner für die USA, noch. Aber die chinesischen militärischen Fähigkeiten verbessern sich langsam. Deshalb wird in US-Militärkreisen damit gerechnet, dass die USA in den nächsten Jahren angreifen werden.[843]  Häufig wird das Jahr 2025 genannt.

Hauptproblem dürfte auch dann noch sein, dass China nur über verhältnismäßig wenige Nuklearwaffen verfügt und deshalb die USA von einem Angriff nicht abschrecken kann. Denn in den USA gilt nach Aussagen von Analysten ein Krieg mit Nuklearwaffen als akzeptabel, wenn dem Gegner größere Verluste zugefügt werden können, als man selbst erleidet. Dazu sind die USA allemal in der Lage.

Es ist auch nicht zu erwarten, dass sich die US-Armee auf größere Kämpfe am Boden gegen die chinesische Volksbefreiungsarmee einlässt. US-Atomwaffen auf die großen chinesischen Bevölkerungs- und Industriezentren wie Peking, Shanghai, Guangzhou und Anshan könnten jedoch den chinesischen Traum von der eigenen Rolle als zukünftige Supermacht und Zentrum der Weltwirtschaft nachhaltig zunichtemachen. Die USA haben dagegen nicht allzu viel befürchten, da wohl ein großer Teil der 180 (nach anderen Angaben 400) chinesischen Atomwaffen von der hochentwickelten US-Raketenabwehr abgefangen werden kann. Einige wenige Atomwaffenexplosionen auf dem US-Territorium können als hervorragende Rechtfertigung für die vollständige nukleare Zerstörung Chinas dienen.
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7. Perspektiven des Sozialismus auf der Erde

7.1. Die historische Mission der Arbeiterklasse

Die hinter dem World Economic Forum stehenden Oligarchen haben der gesamten Menschheit den Krieg erklärt. Wenn es nach ihnen geht, werden 99 Prozent aller Menschen vom Angesicht der Erde verschwinden. Die Frage der Enteignung dieser Oligarchen und der globale Übergang zum Sozialismus ist im wortwörtlichen Sinne zu einer Überlebensfrage der Menschen geworden. Rosa Luxemburgs Ausspruch »Sozialismus oder Barbarei« ist also von brennender Aktualität.

Wie wahrscheinlich sind überhaupt Sturz und Enteignung der Kapitalisten im Allgemeinen und dieser Oligarchen im Besonderen? Welche Klasse ist hierzu überhaupt in der Lage? Um das beurteilen zu können, wollen wir zunächst betrachten, was die Klassiker zu diesem Thema gesagt haben.

Aus der Sicht des Marxismus ist nur die Arbeiterklasse in der Lage, die kapitalistische Gesellschaftsordnung zu stürzen und den Kommunismus aufzubauen. Darin besteht auch ihre historische Mission.

Die Arbeiterklasse ist eine Grundklasse der kapitalistischen Gesellschaft und Antipode der Bourgeoisie. Die Arbeiter sind Nichteigentümer der Produktionsmittel. Sie besitzen nur ihre Arbeitskraft, die sie an die Kapitalisten verkaufen müssen, wenn sie ihre notwendigen Existenz- und Lebensmittel erhalten wollen. Deshalb befinden sie sich trotzt formalrechtlicher Freiheit in Unfreiheit gegenüber der Klasse der Kapitalisten.

Die Arbeiter sind die unmittelbaren Produzenten der kapitalistischen Produktion und erzeugen den hauptsächlichen Teil des gesellschaftlichen Reichtums. Die Arbeiterklasse wird im Kapitalismus von der Bourgeoisie, die alle wichtigen Produktionsmittel besitzt, ökonomisch ausgebeutet, politisch unterdrückt und ideologisch niedergehalten. Sie kann ihre Stellung als ausgebeutete Klasse nur aufheben, wenn sie die kapitalistischen Produktionsverhältnisse überwindet.

Die Arbeiterklasse hat sowohl die materiellen Möglichkeiten als auch ein zumindest potentielles Interesse am Sturz des Kapitalismus und am Aufbau des Sozialismus.[844] 

Andere gesellschaftliche Klassen und Gruppen mögen ebenfalls ein Interesse am Sturz des Kapitalismus und besonders der ultrareichen Oligarchen haben, aber sie sind materiell hierzu nicht in der Lage. Nur die Arbeiter können zum Beispiel als unmittelbaren Produzenten den ganzen Produktionsorganismus durch einen Generalstreik stilllegen und damit die Kapitalisten in die Knie zwingen. Wie zahlreiche Beispiele aus der Geschichte zeigen, hängt in diesem Fall selbst der hochgerüstete Repressionsapparat des bürgerlichen Staates in der Luft. Dies passierte zum Beispiel während der Februarrevolution 1917 in Russland, beim Kapp-Putsch 1920 in Deutschland und beim Militärputsch in Spanien 1936.

Wenn aber die Produktion normal weiterläuft, kann das Militär notfalls Proteste gewaltsam niederschlagen. Auch das passierte in der Geschichte nur allzu häufig.

Voraussetzung für den Sturz des Kapitalismus ist, dass sich die Arbeiterklasse ihrer Macht als Klasse bewusst wird. Seit dem Beginn des Kapitalismus führen die Arbeiter einen elementaren Klassenkampf gegen die Kapitalisten. Dieser Kampf dreht sich immer um folgende Forderungen:

	Die Erhöhung der Löhne als direktes Mittel, die Aufteilung des Sozialproduktes zwischen Kapitalisten und Arbeitern zugunsten der Lohnabhängigen zu ändern.



	Die Verkürzung der Arbeitszeit ohne Lohnverlust als ein anderes direktes Mittel, um diese Aufteilung zugunsten der Arbeiter zu ändern.



	Die Organisationsfreiheit. Während der Kapitalist die gesamte ökonomische Macht besitzt, sind die Arbeiter so lange ohnmächtig, als sie gegeneinander konkurrieren, um einen Arbeitsplatz zu erhalten. Unter diesen Umständen wirken sich die ökonomischen Gesetze einseitig zugunsten der Kapitalisten aus, die die Löhne so niedrig festsetzen können, wie sie wollen, während die Arbeiter gezwungen sind, sie zu akzeptieren oder den Arbeitsplatz und somit die Existenzgrundlage zu verlieren. Diese gegenseitige Konkurrenz kann durch die Gründung von Gewerkschaften und kollektiven Tarifverträgen zurückgedrängt werden.[845] 






Die Arbeiter erkennen sehr schnell, dass sie nur als Kollektiv ihre Situation verbessern können, während sie als Einzelperson hilflos der Macht der Kapitalisten ausgeliefert sind.

Ein funktionierender elementarer Klassenkampf ist die Voraussetzung, damit höhere Formen des Klassenkampfes überhaupt entstehen können. Denn nur wenn die Arbeiter die Erfahrung machen, dass kollektive Aktionen wie Streiks zur Verbesserung ihrer Lebenssituation führen, erlangen sie genug Selbstbewusstsein, um auch weitergehende Ziele anzustreben.[846] 

Höhere Formen des Klassenkampfes reichen von der Gründung von Arbeitermassenparteien und Avantgardeparteien bis hin zu Generalstreiks, Räten und schließlich der bewaffneten Machtübernahme des Proletariats, also der sozialen Revolution. Solche höheren Formen entstehen nicht spontan, sondern nur bei einer Verbindung des wissenschaftlichen Sozialismus mit den elementaren Organisationen der Arbeiterklasse.[847] 

Der Großbetrieb schafft durch die Konzentration einer großen Zahl Arbeitern auf engem Raum eine Reihe von zusätzlichen Möglichkeiten zur Selbstorganisation. Die höheren Formen des Klassenkampfes entstanden immer zunächst dort.[848] 

Die Macht der Arbeiterklasse befand sich global in den Jahren 1917/18 auf ihrem Höhepunkt. Nach Ansicht der damaligen Sozialisten war im Jahr 1917 zwar nicht jedes einzelne Land, aber doch die Welt in ihrer Gesamtheit reif für den Sozialismus. Das heißt, dass damals die für eine Planwirtschaft notwendige Technik vorhanden war. Nicht nur das, auch die kapitalistischen Produktionsverhältnisse hatten sich nachhaltig überlebt, wie Lenin schreibt:

»Wenn aus einem Großbetrieb ein Mammutbetrieb wird, der planmäßig, auf Grund genau errechneter Massendaten, die Lieferung des ursprünglichen Rohmaterials im Umfang von zwei Dritteln oder drei Vierteln des gesamten Bedarfs für Dutzende von Millionen der Bevölkerung organisiert; wenn die Beförderung dieses Rohstoffs nach den geeignetsten Produktionsstätten, die mitunter Hunderte und Tausende Meilen voneinander entfernt sind, systematisch organisiert wird; wenn von einer Zentralstelle aus alle aufeinanderfolgenden Stadien der Verarbeitung des Materials bis zur Herstellung der verschiedenartigsten Fertigprodukte geregelt werden; wenn die Verteilung dieser Produkte auf Dutzende und Hunderte von Millionen Konsumenten nach einem einzigen Plan geschieht […] – dann wird es offensichtlich, dass wir es mit einer Vergesellschaftung der Produktion zu tun haben […].«[849] 

Unter diesen Umständen besteht jede Möglichkeit, dass die gesamte Wirtschaft eines Landes oder einer Gruppe von Ländern wie ein solcher Konzern geführt wird. Nur die Erträge würden dann der gesamten Bevölkerung und nicht nur einer kleinen Gruppe von Kapitalisten zugutekommen. Das versteht man unter Sozialismus: Gemeineigentum an den Produktionsmitteln und Planwirtschaft.

Die erste sozialistische Revolution der Welt fand 1917 in Russland statt. Nicht etwa deshalb, weil der dortige Kapitalismus besonders hoch entwickelt war, sondern weil die durch den Krieg weiter zugespitzten sozialen Widersprüche besonders schroff ausgeprägt waren. Russland war das schwächste Kettenglied des Weltimperialismus, wie es damals hieß.

Aus bestimmten historischen Gründen entstand dort mit den Bolschewiki die erste sozialistische Avantgardepartei der Welt. Sie hatte zudem mit Lenin einen in der Partei allgemein anerkannten Anführer.

Aber selbst diese fortschrittliche Partei geriet im September 1917 beim Übergang von revolutionärer Propaganda zur unmittelbaren Vorbereitung auf den bewaffneten Aufstand in eine tiefe Krise.

Denn jede sozialistische Partei ist unvermeidlich dem Druck feindlicher Klassen ausgesetzt. In Zeiten einer taktischen oder sogar strategischen Wendung schwindet ihre Kraft, sich den zerstörenden äußeren Kräften zu widersetzen. Es besteht die Gefahr, dass sie schließlich fremden Klassen als Stützpunkt dient.

»Die gewaltigste Umstellung ist aber die, wenn die proletarische Partei von der Vorbereitung, der Propaganda, der Organisation, der Agitation übergeht zum unmittelbaren Kampf um die Macht, zum bewaffneten Aufstand gegen die Bourgeoisie. Alles, was in der Partei vorhanden ist an unentschlossenen, skeptischen, opportunistischen, menschewistischen Elementen, erhebt sich gegen den Aufstand, sucht für seine Opposition nach theoretischen Formeln und findet sie – bei den gestrigen Feinden – den Opportunisten.«[850] 

Eine solche Krise machten auch die Bolschewiki am Vorabend der Oktoberrevolution durch. Nur durch Lenins Autorität gelang es, diese Krise zu überwinden und die Partei nahm schließlich am 6. Oktober 1917 (alten Stils) Kurs auf den Aufstand. Aber nicht jede Partei hat ihren Lenin. Die Kommunistische Partei Deutschlands scheiterte 1923 genau an diesem Punkt und eine einmalige Chance für eine soziale Revolution verstrich ungenutzt.

Nun hat die Weltbourgeoisie die Ereignisse in Russland genau betrachtet und selbstverständlich aus ihnen gelernt. Ein solches Ereignis sollte sich nicht wiederholen. Zu diesem Zweck hat sie ihre Herrschaftstechniken verfeinert. Insbesondere die 20er Jahre sahen ganz neue Methoden der Massenbeeinflussung.

Zumindest einigen führenden Kommunisten wie Leo Trotzki waren bewusst, dass Revolutionen in den westlichen Ländern ohnehin schwieriger sein würden als in Russland. Trotzki schrieb 1924 in seinem Buch Die Lehren des Oktobers: 

»Als eine allgemeine Regel kann man annehmen […] dass die Kraft des Voroktoberwiderstandes der Bourgeoisie in den alten kapitalistischen Ländern in der Regel weit stärker sein wird als bei uns, der Sieg des Proletariats viel schwieriger, dagegen wird diesem die Eroberung der Macht sogleich eine festere Lage zusichern, als diejenige, in die wir am Morgen nach dem Oktober kamen.

Vieles spricht dafür, dass die Eroberung der Macht in Zentral- und Westeuropa mit viel größeren Mühen verknüpft sein wird, dagegen wird das Proletariat nach der Ergreifung der Macht unvergleichlich mehr Bewegungsfreiheit haben.«[851] 

Das hat seinen Grund:

»Die Zielbewusstheit und die Planmäßigkeit hatten in den bürgerlichen Revolutionen eine unvergleichlich kleinere Rolle gespielt, als sie jetzt in den proletarischen Revolutionen zu spielen berufen sind und bereits gespielt haben. […] Die proletarische Revolution unterscheidet sich gerade dadurch, dass in ihr das Proletariat nicht nur die treibende, sondern durch ihre Vorhut auch die führende Kraft ist. Die Rolle, die in den bürgerlichen Revolutionen die ökonomische Macht der Bourgeoisie, ihre Bildung, ihre städtischen Verwaltungen und Universitäten gespielt haben, kann in der proletarischen Revolution nur die Partei des Proletariates innehaben. Die Bedeutung dieser Rolle ist umso größer, als doch auch das Bewusstsein des Gegners unermesslich gestiegen ist. Die Bourgeoisie hat im Laufe der Jahrhunderte, während der sie die Vorherrschaft hatte, eine politische Schulung durchgemacht, die unvergleichlich höher zu werten ist, als die Schule der alten bürokratischen Monarchie. War der Parlamentarismus für das Proletariat eine Vorbereitung für die Revolution, so war er bis zu einem gewissen Grade für das Bürgertum in noch größerem Maße eine Schule der gegenrevolutionären Strategie. Es genügt darauf hinzuweisen, dass die Bourgeoisie durch den Parlamentarismus die Sozialdemokratie großgezogen hat, die heute die Hauptstütze des Privateigentums ist. Die Epoche der sozialen Revolution in Europa wird, wie die ersten Schritte gezeigt haben, eine Zeit angestrengter, rücksichtsloser, aber durchdachter und reiflich erwogener Kämpfe sein – in weit höherem Grade durchdachter als bei uns im Jahre 1917.«[852] 

Da stellt sich natürlich die Frage, wie eine proletarische Revolution trotzdem siegen kann. Nach Ansicht Trotzkis kommt es darauf an, die bisherigen Revolutionen, ihre Erfolge und Misserfolge genau zu studieren und daraus Schlussfolgerungen für Strategie und Taktik der Kommunistischen Parteien zu ziehen. In dem Maße wie die Bourgeoisie ihre Herrschaftstechniken verfeinert und ausbaut, muss das Proletariat diese Techniken analysieren und versuchen, sie zu neutralisieren.

Eine wichtige Rolle bei diesem Prozess sollte die Kommunistische Internationale als Weltpartei des Proletariats spielen. Vor allem die KomIntern sollte die Erfahrungen des Weltproletariats verallgemeinern und ihren Mitgliedsparteien zur Verfügung stellen. Leider ist sie dieser Rolle nach 1924 immer weniger gerecht geworden. Dass führende Repräsentanten der Kommunistischen Weltbewegung wie Stalin, Sinowjew und Bucharin die KomIntern für ihre persönlichen Machtspielchen und ehrgeizigen Ambitionen missbraucht haben und sie schließlich zu einer Revolutionsverhinderungsagentur gemacht wurde – zum Beispiel in China 1926, Spanien 1936-39 und Deutschland 1932-33 – dürfte global gesehen das folgenschwerste Verbrechen Stalins gewesen sein. Denn zu sozialen Revolutionen in den hochentwickelten kapitalistischen Ländern ist es nicht mehr gekommen.

Bis 1989 stärkte trotzt alledem allein die Existenz des sozialistischen Lagers das Selbstbewusstsein auch der westlichen Arbeiterklasse. Zudem gelang es den sozialistischen Staatssicherheitsorganen wie dem KGB und dem MfS, einige westliche ideologische Einflussoperationen zu unterbinden und den Westen seinerseits ideologisch unter Druck zu setzen, zum Beispiel durch lancierte Dokumente über die Nazi-Verstrickungen vieler führender Politiker. Allein hierdurch wurde die Macht der Bourgeoisie begrenzt.

Wie wir gesehen haben, ist eine sozialistische Revolution an zahlreiche Voraussetzungen gebunden:

	Existenz einer Großindustrie und einer zahlenmäßig starken Arbeiterklasse



	Existenz des elementaren Klassenkampfes



	Existenz der höheren Formen des Klassenkampfes und insbesondere einer Avantgardepartei



	Existenz einer revolutionären Situation



	Überwindung der »Engpasskrise« der revolutionären Führung am Vorabend der Revolution






In der Zwischenkriegszeit gab es in jedem Land Europas mindestens eine, häufig sogar mehrere revolutionäre Situationen, selbst in der Schweiz! Aber nicht überall gab es eine revolutionäre Partei, was das Scheitern vieler dieser Revolutionen erklärt. In denjenigen Ländern, wo es eine solche gab, gelang die Machteroberung des Proletariats nicht. Spätestens an der »Engpasskrise« am Vorabend der Revolution scheiterten alle Revolutionen mit Ausnahme der russischen.

Vermutlich würden wir bereits im Kommunismus leben, hätte sich die historische Entwicklung nur an ganz wenigen Stellen etwas positiver gestaltet. Ein Erfolg der deutschen Revolution von 1918 bis 23 hätte wahrscheinlich ausgereicht. In diesem Fall hätte sich die Geschichte ganz anders entwickelt. Es hätte weder Faschismus noch Stalinismus gegeben. Zwar wäre wohl auch bei diesem Szenario ein Kalter Krieg ausgebrochen, aber die Arbeiterstaaten wären um Größenordnungen stärker, der Kapitalismus entsprechend schwächer gewesen.

Aus der obigen Darstellung ergibt sich auch, dass ein großer industrieller Sektor eines Landes Voraussetzung sowohl für das Aufkommen des elementaren wie auch der höheren Formen des Klassenkampfes ist. Man braucht bloß die Industrie stillzulegen, dann ist an Klassenkampf und die Machtübernahme des Proletariats nicht mehr zu denken. In solchen Gesellschaften wie zum Beispiel in Syrien oder der Ukraine verschwinden Klassenorganisationen des Proletariats nahezu vollständig. Sie werden von Gruppen wie dem Islamischen Staat oder der Asow-Bewegung ersetzt, die Ultragewalt ausüben und bei denen jede zivilisatorische Firnis verloren gegangen ist.

7.2. Sozialismus oder Barbarei

Ernest Mandel hat in seinen Büchern immer wieder darauf hingewiesen, dass das Endergebnis der jeder Epoche mit großen sozialen Erschütterungen ungewiss bleibt. Es kann der Sieg der revolutionären Klasse sein, es kann aber auch der Niedergang aller entscheidenden Klassen einer Gesellschaft sein, wie das gegen Ende der Antike der Fall war. Der römische Sklavenhalterstaat war bis zu seinem Untergang immer noch stark genug, jede Rebellion niederzuschlagen, aber den Zerfall der Produktivkräfte, der aus dem Verschwinden der Sklaverei resultierte, konnte er nicht aufhalten. Viele soziale Formationen sind verschwunden, ohne wesentliche Spuren zu hinterlassen, hauptsächlich wegen des Fehlens oder der Schwäche einer revolutionären Klasse, die fähig gewesen wäre, den Weg in Richtung Fortschritt zu finden.[853] 

Die offensichtliche Dekadenz des zeitgenössischen Kapitalismus[854]  führt nach Mandel nicht automatisch zum Sozialismus. Sie führt zur Alternative »Sozialismus oder Barbarei«.

Trotzki hatte bereits 1921 einen ähnlichen Gedanken geäußert:

»Aber es ist keineswegs immer so, dass, sobald sich die gegebene Gesellschaftsordnung überlebt hat, d.h. reaktionär geworden ist, eine neue Klasse auftaucht, die bewusst, organisiert und stark genug wäre, um die alten Herren des Lebens zu stürzen und den neuen gesellschaftlichen Beziehungen den Weg zu bahnen ... Auf diese Weise bewegte sich die menschliche Gesellschaft nicht immer von unten nach oben, in aufsteigender Linie. Nein, es gab lange Perioden der Stagnation, Rückfälle in die Barbarei kamen vor... Wenn die Aufwärtsentwicklung unmöglich wird, stürzt die Gesellschaft in den Abgrund; wenn keine Klasse vorhanden ist, die imstande wäre, sie höher zu treiben, fällt sie auseinander und öffnet Tür und Tor der Barbarei.«[855] 

Mandel schreibt:

»Der Sozialismus ist eine historische Notwendigkeit für einen neuen Aufschwung der Produktivkräfte entsprechend dem heutigen Stand von Wissenschaft und Technologie. Er ist vor allem eine Notwendigkeit im humanistischen Sinne, weil nur mit ihm die Befriedigung der Bedürfnisse für die gesamte Menschheit möglich ist unter Bedingungen, die das Aufblühen aller, in jedem Individuum schlummernden Fähigkeiten erlauben.

Aber das historisch Notwendige ist nicht notwendigerweise das historisch Erreichte. Nur die revolutionäre und bewusste Aktion des Proletariats kann den Triumph des Sozialismus garantieren.«[856] 

Das schrieb Mandel am Anfang der 90er Jahre. Diese Aussagen treffen aber erst recht auf die Jetztzeit zu. Im Nachhinein muss man feststellen, dass die Weltbourgeoisie spätestens seit 1989 so fest im Sattel sitzt, dass an eine Überwindung des Kapitalismus kaum mehr zu denken ist. Möglicherweise hat sich das Zeitfenster für eine sozialistische Revolution unwiderruflich geschlossen.

Die Niederlage des Sozialismus 1989 zerstörte das Selbstbewusstsein der Arbeiterklasse auf der ganzen Welt. In den hochentwickelten westlichen Ländern findet gegenwärtig kaum noch ein elementarer Klassenkampf statt; am ehesten noch in den obersten 20 Prozent der Arbeiterklasse, also bei den festangestellten Arbeitern der Großbetriebe.

Die Schaffung von globalen Wertschöpfungsketten im Neoliberalismus hatte sich verheerend auf die Macht der Arbeiterklasse ausgewirkt. Sie war jetzt mit Drohungen der Produktionsverlagerung in andere Länder erpressbar und konnte bestenfalls noch Lohnerhöhungen in Höhe der Inflationsrate durchsetzen. Über lange Jahre hinweg war China als Niedriglohnland der Anker, zu dem die Löhne hin gravitierten. Die chinesische Führung trägt also eine große Verantwortung dafür, dass die globale Macht der Bourgeoisie wesentlich zunahm und die Macht der Arbeiterklasse gebrochen wurde. Andererseits ist dieses Verhalten verständlich, da es die westliche Arbeiterklasse nicht fertig gebracht hat, den Kapitalismus zu stürzen oder die Konterrevolution 1989 in Osteuropa aufzuhalten. Unter diesen Umständen setzte auch China primär auf die eigene Entwicklung, auch wenn diese den Menschen anderswo schadete.

Vor allem im Jahr 2011 fanden als Folge der Großen Weltwirtschaftskrise in Griechenland und Spanien dutzende (!) Generalstreiks statt, ohne das die lokalen Bourgeoisien auch nur minimale Zugeständnisse an die Arbeiter gemacht haben.

Offenbar ist die Weltbourgeoisie inzwischen so stark, dass sie jede Konzession an die Arbeiterklasse für unnötig hält. Dies geschieht sicherlich auch aus der Angst heraus, dass diese das Selbstbewusstsein der Arbeiterklasse stärkt und damit weitere Konzessionen nach sich zieht.

Die 00er und 10er Jahre sahen zusätzlich einen Schub an neuen Herrschaftstechniken. Insbesondere das Regieren mit Angst und die bewusste gesellschaftliche Spaltung wurden perfektioniert. Demgegenüber erwiesen sich Proteste wie die ursprüngliche globalisierungskritische Bewegung 1999 bis 2001, die Krisenproteste nach der großen Weltwirtschaftskrise mit dem Höhepunkt im Protestjahr 2011 und schließlich die Coronaproteste 2020 bis 22 als ein unkoordiniertes Aufbegehren, das die Herrschaft der Bourgeoisie in keinster Weise gefährden und womit die Staatsapparate leicht fertig werden konnten.

Ernest Mandel untersuchte bereits 1984 die Frage, ob die Vollautomatisierung nicht zu einem radikalen Rückgang des Gewichts der Arbeiterklasse also der produktiven menschlichen Arbeit in Wirtschaft und Gesellschaft führen wird, was die objektiven Möglichkeiten der proletarischen Revolution infrage stellt.

Seine Antwort war, dass bereits lange vor Erreichen der Vollautomatisierung die kapitalistische Produktionsweise mangels Mehrwert zusammenbrechen wird. Das ist ein Prozess, den wir in der Tat gegenwärtig erleben.

Mandel ging davon aus, dass die in seiner Zeit ablaufende Halbautomation das soziale Gewicht der Arbeiterklasse nicht verminderte, denn die absolute Zahl der Arbeiter ging zwar zurück, aber ebenso die Zahl der Kleinbürger und der Bourgeois.

»Der aus dem Proletariat herausfallende Teil der Bevölkerung wird normalerweise nicht in das Kleinbürgertum aufgenommen, sondern versinkt in der Masse der Deklassierten. Das wirtschaftliche Gewicht des Proletariats würde dadurch per se eher zu als abnehmen: Denn eine zahlenmäßig geringere Masse an produktiven Arbeitern würde dann nicht dann die materielle Existenzbasis nicht nur für das Bürgertum und ihren Tross an Bediensteten, sondern auch für die wachsende Zahl an Deklassierten schaffen.«[857] 

Nur dann, wenn die Zahl der Deklassierten so stark ansteigt, dass sie politisch und gesellschaftlich die Lohnarbeiter vollkommen neutralisiert, wenn eine Situation wie jene des spätantiken römischen Proletariats entsteht, würde diese Aussage nicht mehr zutreffen.[858] 

Man kann sich durchaus fragen, ob heute eine solche Situation nicht tatsächlich besteht. Denn der westliche Kapitalismus braucht weder genügend Arbeiter noch Intellektuelle, um die gesamte arbeitsfähige Bevölkerung zu beschäftigen. Die versteckte Arbeitslosigkeit ist in allen westlichen Gesellschaften enorm hoch. Dazu gehören nicht nur zahlreiche »Bullshit-Jobs« wie Auslieferungsfahrer der unzähligen Lieferdienste, die tatsächlich leicht rationalisiert werden könnten, wenn man es denn wollte, sondern auch zahlreiche Akademiker, die mangels Bedarf an naturwissenschaftlichen Berufen auf Sozial- und Geisteswissenschaften gelenkt werden.

Dort werden sie in unzähligen NGOs beschäftigt und relativ gut bezahlt, etwa indem man systematisch Kapitalismuskritik mit Antisemitismus und Aufklärung mit Verschwörungstheorien und Fake News in Verbindung bringt. Diesen gigantischen Propaganda-Apparat lässt sich die Bourgeoisie einiges kosten. Im Grunde genommen gehen die dort beschäftigten Personen genauso wenig einer sinnvollen Arbeit nach wie Hartz-IV-Empfänger in ihren zahllosen Zwangsmaßnahmen. Aber auch hier ist es dem Kapital gelungen, eine Schwäche seiner Produktionsweise in eine Stärke zu verwandeln: Teile der Überschuss-Bevölkerung werden genutzt und besoldet, um die Arbeiterklasse noch weiter herabzudrücken.[859] 

Eine Lumpenbourgeoisie bildete schon immer den Kern von faschistischen und protofaschistischen Gruppierungen, angefangen bei der bonapartistischen Gesellschaft des 10. Dezember, die 1849 gegründet wurde und wesentlich zum Aufstieg des diktatorisch regierenden französischen Kaisers Napoleon III. beitrug.[860] 

Mandel beschreibt in seinem Buch Kontroversen um das Kapital von 1991 diese drohende Entwicklung ausführlicher:

»Der Trend zur Aufwertung der Arbeit in den produktiven Sektoren mit der höchsten technischen Entwicklung wird jedoch mit Notwendigkeit von seiner Negation begleitet: Dem Wachstum der Massenarbeitslosigkeit, dem Wachstum vieler verheerender deklassierter und demoralisierter Randsektoren der Bevölkerung, der Zahl jener, welche die Entwicklung der kapitalistischen Technik aus dem Produktionsprozess ausschließt. Das bedeutet nur, dass das In-Frage-Stellen der kapitalistischen Produktionsverhältnisse innerhalb der Fabrik von wachsender In-Frage-Stellung aller grundlegenden bürgerlichen Beziehungen und Werte der Gesellschaft als Ganzes begleitet ist, und dass dies ein wichtiges und periodisch explosives Element der Tendenz des Kapitalismus zum endgültigen Zusammenbruch bildet.

Der Zusammenbruch muss jedoch nicht notwendigerweise zu einer höheren Form der gesellschaftlichen Organisation oder Zivilisation führen. Erscheinungen des kulturellen Verfalls, der Regression in den Gebieten der Ideologie und der Achtung der Menschenrechte multiplizieren Erscheinungen der Entartung des Kapitalismus, der wir schon gegenüberstehen. Die Barbarei als ein mögliches Resultat des Zusammenbruchs des Systems ist heute eine durchaus konkretere Perspektive, als sie es in den zwanziger und dreißiger Jahren war. Selbst die Schrecken von Auschwitz und Hiroshima werden als gering erscheinen im Vergleich zu den Schrecken, mit denen ein fortgesetzter Verfall des kapitalistischen Systems die Menschheit konfrontieren wird.«[861] 

Diese Worte von Mandel sind geradezu prophetisch: Tatsächlich erleben wir mit der Identitätspolitik, der Cancel-Culture, der fanatischen LGBTQ-Agenda[862] , dem Transgender-Hype und der totalen Verflachung von Journalismus und Kultur einen solchen kulturellen Verfall, wie er vor einigen Jahren noch undenkbar schien. Auch die Malträtierung der Menschen während der Corona-Hysterie war nur möglich wegen Ohnmacht der Arbeiterklasse. Die in Oligarchenkreisen sehr einflussreichen Transhumanisten haben ja selbst angekündigt, dass sie die meisten Menschen auf dieser Erde, eigentlich sogar die gesamte Art Homo sapiens für entbehrlich halten, worauf früher oder später ihre Ausrottung folgen werde. Im Vergleich zu diesem möglichen monströsen Verbrechen wären die Schrecken von Auschwitz und Hiroshima in der Tat gering.

Ernest Mandel untersucht in einem anderen Artikel die ökonomischen und ideologischen Voraussetzungen für das Zustandekommen des Holocausts, des bis heute schlimmsten Menschheitsverbrechens.[863]  Ökonomisch wurzelt er im deutschen Imperialismus. Dieser war zwischen 1914 und 45 besonders aggressiv, da ein eklatantes Missverhältnis zwischen dem erreichen Stand der Produktivkräfte und seinen ökonomischen Einflusszonen bestand. Deutschland wollte im Zweiten Weltkrieg ein großes Territorium im Osten Europas erobern als Sprungbrett für seine Weltherrschaft. Die bisherigen Bewohner sollten zum Teil ausgerottet, zum Teil auf den Status einer Helotenrasse herabgedrückt werden. Insgesamt waren 100 Millionen Menschen zur Ausrottung bestimmt. Dass die Faschisten mit den Juden anfingen, lag daran, dass Hitler und seine Helfer der Wahnidee von der jüdischen Weltverschwörung anhingen.[864] 

Ideologisch wurden diese Pläne gerechtfertigt mit einer extremen Form des Sozialdarwinismus und Rassismus, die behauptete, dass es Untermenschen gäbe, die auszurotten seien. Der biologische Rassismus steht in einem Zusammenhang mit dem Aufkommen von anti-humanistischen, antiprogressiven, antiegalitären und antiemanzipatorischen Ideologien, die offen eine extreme und systematische Gewaltanwendung gegen ganze Menschengruppen fordern. Sie verbreiteten sich bereits am Ende des 19. Jahrhunderts, blieben aber zunächst noch marginal. Der Erste Weltkrieg brachte für sie den Durchbruch in breiteren Bevölkerungskreisen. Stark verbreitet war der extreme Rassismus innerhalb der Bourgeoisie und teilweise dem Kleinbürgertum, kaum dagegen innerhalb der Arbeiterklasse. Sowohl liberal-humanistische wie auch reaktionär-rassistische Tendenzen existierten in jeder Bourgeoisie Europas, der USA und Japans. In Großbritannien und Frankreich blieben letztere in der Minderheit, in Japan und Deutschland setzten sie sich durch und in den USA hielten sich beide Tendenzen die Waage.[865] 

Nach dem Zweiten Weltkrieg waren Rassismus und Sozialdarwinismus völlig diskreditiert. Erst in den folgenden Jahrzehnten gewannen sie innerhalb der Bourgeoisie erneut Anhänger. Jetzt nahmen sie die Form des extremen Ökologismus an, der sich erstmals mit dem Bericht Die Grenzen des Wachstums des Club of Rome von 1972 bemerkbar machte. Menschen gelten danach als ein gefährliches Virus, das die Erde befallen habe. Hieraus folgt das Verlangen nach einer allgemeinen Bevölkerungsreduktion. Der Transhumanismus und die Industrie 4.0 lösen das Problem, wie die Oligarchen ihre Macht und ihren aufwendigen Lebensstil behalten können, ohne auf eine große Arbeiterklasse angewiesen zu sein, die all dies produziert. Bourgeoise Ideologen wie Harari erklären bereits 99 Prozent der Menschheit, im Grunde genommen die ganze Art des Homo sapiens für obsolet und tasten sich langsam an Forderungen nach großangelegten Vernichtungsprogrammen heran. Aber auch in diesem Bereich dürfte das Ende der Fahnenstange noch längst nicht erreicht sein.

Dass es der Bourgeoisie letztlich darum geht, die Macht der Arbeiterklasse endgültig zu brechen, bestreiten ihre Ideologen gar nicht. So schreibt Harari triumphierend:

»Nehmen wir beispielsweise den Kommunismus. Da die Automatisierung das kapitalistische System in seinen Grundfesten zu erschüttern droht, könnte man annehmen, dass der Kommunismus ein Comeback erlebt. Doch der Kommunismus war nicht dafür gemacht, eine derartige Krise für sich zu nutzen. Der Kommunismus des 20. Jahrhunderts ging davon aus, dass die Arbeiterklasse von zentraler Bedeutung für die Wirtschaft ist, und kommunistische Denker versuchten dem Proletariat beizubringen, wie es seine ungeheure wirtschaftliche Macht in politische Macht übersetzen konnte. Der politische Plan der Kommunisten sah eine Revolution der Arbeiterklasse vor. Welche Relevanz haben diese Lehren, wenn die Massen ihren ökonomischen Wert verlieren und deshalb weniger gegen ihre Ausbeutung als vielmehr gegen ihre Bedeutungslosigkeit kämpfen müssen? Wie bricht man eine Revolution der Arbeiterklasse vom Zaun, wenn es gar keine Arbeiterklasse mehr gibt?«[866] 

Letztlich sind diese wahnsinnigen Pläne und Projekte Ausdruck der destruktiven Tendenzen des Kapitalismus. Solche Tendenzen existieren so lange, wie es den Kapitalismus gibt und sie können in ihrer schlimmsten Form, die bisher im Holocaust gipfelte, durchaus wieder durchbrechen.[867] 

7.3. Kommunismus – Reale Möglichkeit oder Utopie?

Der westliche Kapitalismus tritt ökonomisch in sein Zerfallsstadium ein. Die wahnwitzigen Pläne des Great Reset mit ihren Corona- und Klimalockdowns, den Kriegen gegen Russland und China sind der beste Beleg dafür. Wenn der Westen den Dritten Weltkrieg gewinnt, landet die ganze Welt einer Dystopie, einem Alptraum, aus dem es kein Erwachen mehr gibt. Die meisten Menschen würden so oder so vom Angesicht der Erde verschwinden. Die wenigen Milliardäre und ihre Nachkommen würden göttergleich herrschen, ihre Domestiken hätten noch ein einigermaßen erträgliches Leben. Das ist eine Welt, wie sie sich Klaus Schwab und Yuval Noah Harari vorstellen.

Wenn China und seine Alliierten aus dem globalen Ringen des Dritten Weltkriegs siegreich hervorgehen sollten, dürfte es zwar dort sowie Afrika, West- und Südasien zunächst einen großen Wirtschafts­aufschwung geben. Allerdings auf der Basis der ganz »normalen« kapitalistischen Ausbeutung. Damit bestünde immerhin eine, wenn auch geringe Chance, dass der elementare Klassenkampf zur Gründung von Avantgardeparteien führt, die in der Lage sind, die Bourgeoisie zu stürzen und weltweit den Sozialismus einzuführen.[868] 

Sollte das nicht passieren, macht sich spätestens in einer Generation auch dort das Problem des tendenziellen Falls der Profitrate erneut bemerkbar. Dann würden die chinesischen Kapitalisten ihre Macht genauso skrupellos verteidigen, wie das jetzt die westlichen Kapitalisten tun. Damit wäre also langfristig nichts gewonnen.

Ob es zu einem solchen Sieg Chinas überhaupt kommt, ist eher unwahrscheinlich. Ernest Mandel war Zeit seines Lebens davon überzeugt, dass der amerikanische Imperialismus den Kampf um die Erhaltung seiner Macht bis zum Atomkrieg führen wird. Der US-Imperialismus wird eher die gesamte Welt mit sich in den Abgrund reißen, als dass er auch nur einen relativen Bedeutungsverlust hinnehmen wird. Letztlich gewinnt diejenige herrschende Klasse das globale Ringen, die ihre Interessen am skrupellosesten und rücksichtslosesten durchsetzt. Das ist zweifellos die US-Bourgeoisie. Nur die US-Arbeiterklasse könnte möglicherweise – unter großen Opfern an Menschenleben – die eigene Bourgeoisie entwaffnen.[869] 

Mandel schreibt:

»In diesem Sinne wird der endgültige Kampf um das Überleben der Menschheit in den USA stattfinden. Der amerikanische Imperialismus kann nicht von außen entwaffnet werden. Seine relative Schwäche führt nicht zu seiner Entwaffnung, sondern eher zu gesteigerter Aggressivität.«[870] 

Wie auch immer das globale Ringen zwischen den USA und China, dem Westen und dem asiatischen Block ausgehen wird, Europa ist spätestens seit 2022 nachhaltig ins geopolitische Abseits geraten. Selbst bei einer optimalen Entwicklung wird der bis 2020 übliche Wohlstand zumindest in dieser Generation nicht mehr erreichbar sein. Gegenwärtig geht es nicht mehr um eine globale Wettbewerbsfähigkeit oder darum, die produktivste Region der Erde zu werden, wie das die EU anstrebte, sondern nur noch, gewisse industrielle Kerne zu behalten.

Eine optimale Entwicklung bedeutet außenpolitisch den Sieg des Chinesisch-Russischen Blocks und innenpolitisch, dass die brutalen Reduktionsverpflichtungen der EU und Deutschlands gekippt werden. Dann müssten auch noch BlackRock und Co. enteignet werden, damit diese die europäische Industrie nicht in die USA »entführen« können. Außerdem müsste Deutschland aus der NATO austreten und die US-amerikanischen Besatzungstruppen nach Hause schicken. Ob diese allerdings freiwillig gehen, darf bezweifelt werden. Auch die Bundeswehr dürfte eher die Interessen der US-Oligarchen als die der deutschen Bevölkerung vertreten und sich gegen sie wenden. Notfalls stünde immer noch Polen bereit, in Deutschland einzumarschieren. Immerhin wird östlich der Oder gerade die stärkste Militärmacht Europas aufgebaut.

Im Grunde genommen ist das nicht ohne Revolution und Krieg machbar. Eine Voraussetzung hierfür wäre, dass sich die Menschen nicht nur von der tagesaktuellen Medienindoktrination freimachen, etwa dass Corona eine tödliche Seuche sei oder die Ukraine der Leuchtstern der Freiheit, der verteidigt werden muss, sondern auch von der Tiefenindoktrination, die die Menschen seit ihrer Schulzeit begleitet. Darunter fallen etwa Aussagen, dass eine Klimakatastrophe unmittelbar bevorstehe, dass Kernkraft gefährlich sei oder dass die USA bzw. die westlichen Kapitalisten wie Bill Gates es gut mit uns meinen, dass sie Wohltäter seien, die nur unser Bestes wollen.

Allein die Aufzählung der Voraussetzungen zeigt, wie unwahrscheinlich diese Entwicklung ist. Nehmen wir einmal an, dass es doch dazu kommt. Wie könnte dann die gesellschaftliche Entwicklung auf dem europäischen Kontinent aussehen? Grundkonstante ist, dass die großen russischen Energieressourcen in keinem Fall mehr zur Verfügung stehen. Diese wurden im Verlauf des Jahres 2022 nach China und Südasien umgelenkt und die Nordstream-Pipelines zerstört. Damit ist die europäische Industrie global nicht mehr wettbewerbsfähig. Das kann vielleicht einige Jahre mit finanziellen Harakiri-Aktionen wie dem Doppelwumms kaschiert werden. Wenn aber sonst nichts getan wird, ist der zivilisatorische Zerfall Europas, wie ihn Dagmar Henn beschrieben hat, nicht mehr aufzuhalten.[871]  Europa muss sich vor allem auf seine eigenen Ressourcen verlassen. Da sieht es zum Glück nicht allzu schlecht aus.

Im Folgenden soll ein solches Szenario, nennen wir es »Europäischer Sozialismus« beschrieben werden.

Wichtigste Aufgabe wäre es zunächst, die Strom- bzw. Energie­versorgung zu stabilisieren. Zu diesem Zweck müssten die drei letzten Kernkraftwerke Deutschlands und zwar Isar 2, Neckarwestheim 2 und Emsland weiterbetrieben werden. Das bedeutet, es müssten so schnell wie möglich neue Brennstäbe bestellt werden, so dass sie in einem Jahr wieder in Betrieb gehen könnten. Außerdem müssten die bereits abgeschalteten Kernkraftwerke Grohnde, Gundremmingen C und Brockdorf wieder auf den Betrieb vorbereitet werden, was technisch vielleicht in einem weiteren Jahr möglich sein wird. Vielleicht lassen sich auch noch weitere Kernkraftwerke wie Philippsburg 2 und Gundremmingen B in einigen Jahren wieder betriebsfertig machen.

Desweiteren dürften keine Kohlekraftwerke mehr stillgelegt, sondern notfalls müssten sogar weitere Tagebaue erschlossen werden.

Es versteht sich von selbst, dass die Börsenspekulation mit Strom und Energierohstoffen unterbunden werden muss. Das bedeutet unter anderen, dass das preistreibende Merit-Order-Prinzip abgeschafft wird und die Preise vom Staat festgelegt werden. Die CO2-Steuer und ähnliche indirekte Steuern, die die einfache Bevölkerung belasten, müssten ebenfalls abgeschafft werden.

Mit diesen Maßnahmen könnte die kriselnde Energieversorgung kurzfristig stabilisiert und die Bevölkerung sowie die Industrie entlastet werden, ohne die Staatsverschuldung in astronomische Höhen zu treiben.

Mittelfristig wird das aber nicht ausreichen. Europa und Deutschland müssen in viel größerem Maße als bisher ihre eigenen Energieressourcen erschließen. Das bedeutet unter anderem die Förderung der großen norddeutschen Erdgasvorräte mittels Fracking. Bei modernen Frackingtechnologien und der großen Fördertiefe von über 1500 m ist eine Umweltgefährdung nahezu ausgeschlossen. Inzwischen reicht es, dass bestimmte Sandarten in die erdgasführenden Schichten eingebracht werden. Zusätzliche Chemikalien sind nicht mehr erforderlich.[872]  Die beträchtlichen Vorräte an Schiefergas in der Norddeutschen Tiefebene reichen für eine vollständige Gasversorgung Deutschlands für mindestens 20 Jahre aus. Binnen eines Jahres könnte das erste Erdgas gefördert werden. Dieses Gas wäre dann nicht um Größenordnungen preiswerter als das US-Frackinggas, sondern seine Förderung wäre dann auch noch deutlich umweltfreundlicher als das mit Chemikalien geförderte US-Gas.[873]  Allein an dieser Tatsache ist deutlich zu erkennen, dass die von den Grünen genannten Umwelt­gesichtspunkte, die angeblich gegen das Fracking sprächen, nur vorgeschoben sind.

Die Steinkohleförderung im Ruhrgebiet sollte wiederaufgenommen werden. Dann könnte Deutschland Kohlevergasung betreiben und einige Gasnetze von Erdgas auf Stadtgas rückumstellen. Teile der chemischen Industrie könnten ebenfalls von Erdgas auf Steinkohle rückumgestellt werden. Vermutlich wäre diese Industrie auf dem Weltmarkt dann nicht mehr wettbewerbsfähig. Aber das ist sie bei den heutigen Gaspreisen auch nicht. Dieses Szenario hätte trotzdem einen großen Vorteil: Bei hohen Zollmauern würden dann große Teile des gesellschaftlichen Reichtums nicht mehr ins Ausland abfließen, wie das heute passiert. Er würde stattdessen für die gesellschaftliche Entwicklung des eigenen Landes genutzt werden können.

Auch bei Nutzung von Stein- und Braunkohlekraftwerken könnte sich der zusätzliche CO2-Ausstoß in Grenzen halten. Kohlekraftwerke könnten mit der Technologie der CO2-Abscheidung ausgestattet werden. In Island ist im letzten Jahr eine Methode entwickelt worden, bei der das CO2 in wässriger Lösung in Basaltgestein gepresst wird. Nach zwei Jahren mineralisiert es sich zu 95 Prozent mit Magnesium- und Calciumsilikaten zu Dolomit. Ein Entweichen des CO2 ist dann nahezu ausgeschlossen. Fast der gesamte Ozeanboden besteht aus Basalt. An vielen Stellen könnte dort CO2 sicher verpresst werden.[874] 

Langfristig wird man auch in Deutschland neue Kernkraftwerke bauen müssen, zum Beispiel inhärent sichere Dual Fluid Reaktoren oder Thorium-Hochtemperaturreaktoren. Bei diesen Reaktoren sind Unfälle wie in Tschernobyl oder Fukushima aus rein physikalischen Gründen unmöglich. Aber bereits nicht ganz so fortschrittliche Reaktoren wie der europäische Druckwasserreaktor EPR sind auf die Beherrschung von Kernschmelzunfällen ausgelegt. Er besitzt einen Kernfänger, der geschmolzenes Kernmaterial im Notfall sicher einschließen kann. Das gilt auch für alle anderen modernen Kernreaktoren wie zum Beispiel den natrium- und den bleigekühlten schnellen Brüter, die im Rahmen des Generation-IV-Forums entwickelt werden.

Schnelle Brüter arbeiten mit schnellen Neutronen. Sie können deshalb nicht nur Uran als Kernbrennstoff um Größenordnungen besser ausnutzen als herkömmliche Leichtwasserreaktoren, sondern auch Uran, Plutonium und minore Aktinide aus den abgebrannten Brennstäben für die Energieerzeugung verwenden. Die wenigen verbleibenden Spaltprodukte müssten dann nur noch – je nach Reaktortyp – 300 bis 1.100 Jahre sicher gelagert werden, bis deren Radioaktivität vollkommen abgeklungen ist. Das sind durchaus überschaubare Zeiträume. Das angeblich unlösbare Endlagerproblem ist also sehr wohl lösbar.

Bei Brütern reicht eine Tonne Uran für ein Gigawattjahr Elektrizität im Unterschied zu 100 Tonnen bei herkömmlichen Leichtwasserreaktoren. Damit werden auch Mineralien mit geringeren Uran- und Thoriumanteilen als die momentanen verwendeten energetisch nutzbar, zum Beispiel Phosphate oder Tonschiefer. Sogar das Extrahieren von Uran aus Meerwasser ist möglich.[875] 

Dadurch werden die Kernbrennstoffressourcen praktisch unendlich. Mit Brutreaktoren wird die Kernenergie zu einer Quelle, die Jahrzehntausende, eventuell sogar Jahrmilliarden lang vorhält. Man kann den Brüter daher mit Recht und Fug bei den Erneuerbaren einreihen.[876] 

Der Dual-Fluid-Reaktor gilt als erster Reaktor der 5. Kernkraftgeneration. Er ist auch ein Schneller Brüter. Im Unterschied zu den oben genannten Kraftwerkstypen hat er aber keine festen Brennstäbe mehr, sondern die Kettenreaktion findet in einer Salzlösung statt. Die erzeugte Wärme wird von einer anderen Flüssigkeit, zum Beispiel Blei, abgeführt. Der Dual-Fluid-Reaktor ist inhärent sicher: Wenn sich die Brennstoff-Flüssigkeit erhitzt, dehnt sie sich aus. In der Folge nimmt die Reaktivität automatisch ab und die Temperatur sinkt wieder. Für zusätzliche Sicherheit sorgen integrierte Schmelzstopfen in den Leitungen: Wenn die vorgesehene Temperatur doch überschritten wird, lösen sie sich auf. Dann fließt der Brennstoff in Auffangbehälter ab und die Kettenreaktion stoppt sofort.[877] 

Der Dual-Fluid-Reaktor kann auch bei höheren Temperaturen von bis zu 1.000 Grad Celsius betrieben werden und damit Industriewärme erzeugen. Er ist auch geeignet für die Produktion von synthetischen Kraftstoffen, mit denen Verbrennungsmotoren CO2-frei betrieben werden können. Ursprünglich war der Thorium-Hochtemperaturreaktor THTR in den 70er Jahren in Deutschland für diese Zwecke entwickelt worden. Der DFR kann auch Fernwärme erzeugen, entweder ausschließlich oder zusätzlich zu elektrischem Strom.

Ein weiterer Vorteil ist, dass der Dual-Fluid-Reaktor enorm effizient arbeitet. Da keine energieaufwendige Anreicherung notwendig ist, kann ein Erntefaktor[878]  von 5.000 erreicht werden. Im Unterschied dazu hat Photovoltaik in Süddeutschland einen Erntefaktor von 1,6, Windenergie von 3,9, ein Kohlekraftwerk 30 und ein Leichtwasserreaktor je nach Anreicherungsverfahren zwischen 75 und 100.[879] 



Bild 7.3.1. Plan eines Kernkraftwerkes mit Dual-Fluid-Reaktor. Leistung: 1.500 MW[880] 


Der Dual-Fluid-Reaktor wird vom deutschen Physiker Götz Ruprecht entwickelt. Allerdings in Kanada, da der Neubau von Kernkraftwerken in Deutschland verboten ist. Nach seinen Aussagen wäre er in wenigen Jahren einsatzbereit, wenn man große Entwicklungsressourcen bereitstellen würde. Da dies auch in Kanada nicht passiert, peilt er den Bau eines Versuchskraftwerkes erst für 2034 an.[881]  Im geplanten 1.500 MW-Kraftwerk sind bereits eine Aufarbeitungsanlage und ein atomares Zwischenlager enthalten. Eine Endlagerung ist nicht mehr erforderlich, da die radioaktive Strahlung der restlichen Spaltprodukte in überschaubaren Zeiträumen abklingt.[882] 

Langfristig wird auch die Kernfusion wirtschaftlich nutzbar sein.

Möglicherweise muss in Deutschland auch der Uranabbau im Erzgebirge reaktiviert werden. Da gibt es durchaus noch größere Vorräte.

Die Industrie müsste sich auf die Befriedigung des Inlandsbedarfs umstellen. Die hohe manifeste und verdeckte Arbeitslosigkeit würde verschwinden. Für den Bau von Kraftwerken und anderen Industrieanlagen sowie für den Bergbau würden sehr viele Arbeitskräfte gebraucht.

Bestimmte Produkte, die in Europa vorerst noch nicht hergestellt werden können, wie zum Beispiel Computerprozessoren, würden sich deutlich verteuern, ebenso wie Reisen nach Übersee. Die Arbeitsproduktivität und damit der Lebensstandard würden zunächst sinken, vielleicht etwa auf das Niveau des realen Sozialismus. Der gesellschaftliche Reichtum wäre aber wesentlich gleichmäßiger verteilt als heute. Bei diesem Szenario wären zudem die Grundbedürfnisse aller Menschen, also Nahrung, Wärme, eine große, helle Wohnung, öffentliche und individuelle Mobilität, erfüllt.

Erinnern wir uns: Das World Economic Forum will uns in großen Schlafsälen zusammenpferchen. Privatsphäre gibt es nicht mehr. Auch der Privatbesitz an Konsumgütern für die normalen Menschen wird abgeschafft, genauso wie Reisen und die individuelle Mobilität. Wir sollen uns hauptsächlich von ekelhaften Insekten ernähren. Diese Notwendigkeit ergibt sich allein schon aus dem individuellen Kohlenstoffbudget von 3 Tonnen pro Person und Jahr, das uns die Davos-Clique aufdrücken will.

Im Vergleich zur Schwabschen Dystopie wäre das Szenario »Europäischer Sozialismus« schon ein großer Fortschritt. Es wäre aber noch kein Kommunismus. Aber mit der heutigen Technik und insbesondere, wenn sich die Verheißungen der Künstlichen Intelligenz erfüllen, gelangt erstmals in der Geschichte der Menschheit der Kommunismus in Reichweite.

Was sind die Unterschiede? Bereits der Sozialismus zeichnet sich durch den Gemeinbesitz an Produktionsmitteln und Planwirtschaft aus. Die Entlohnung erfolgt jedoch noch nach dem Prinzip »Jedem nach seiner Leistung«. Das heißt, diejenigen, die viel zur Entwicklung der Gesellschaft beitragen, bekommen einen höheren Anteil aus dem Konsumtionsfonds als andere. Demnach kann das Geld als Wertmaßstab noch nicht abgeschafft werden.

Im Kommunismus existiert ein materieller Überfluss an Konsumgütern. Die Rationierung dieser Konsumgüter über das Geld verliert damit jeden Sinn. Ihre Verteilung erfolgt deshalb nach dem Prinzip »jedem nach seinen Bedürfnissen«. Der Kommunismus zeichnet sich aus durch das Absterben des Geldes und des Staates. Die Unterschiede zwischen Stadt und Land werden verschwinden. Auch Berufe im herkömmlichen Sinne wird es nicht mehr geben. Sicherlich werden die Menschen noch eine bestimmte Tätigkeit erlernen und als Arzt oder Ingenieurin arbeiten. Aber sie sind hierauf nicht festgelegt. Aufgrund der extrem hohen Arbeitsproduktivität dieser Gesellschaft wird es ausreichen, wenn sie vielleicht zwei Stunden pro Tag in ihrem Beruf arbeiten. Die übrige Zeit können sie für andere Tätigkeit nutzen. Zum Beispiel Expeditionen in das Himalaya unternehmen, Theater spielen, ein Buch schreiben oder ein Musikinstrument erlernen.[883] 

Der Kommunismus ist nur global denkbar, wenn der Kapitalismus auf der ganzen Erde gestürzt worden ist. Mandel schreibt:

»Der Marxismus verwirft entschieden die reaktionäre Utopie eines Kommunismus der Askese und der Armut. Die Entfaltung des wirtschaftlichen und sozialen Lebens der Völker der unterentwickelten Länder erfordert nicht nur eine sozialistische Rahmenplanung der Weltwirtschaft, sondern darüber hinaus eine radikale Umverteilung der materiellen Ressourcen zugunsten dieser Völker. Dabei muss der Lebensstandard in den westlichen Ländern nicht sinken, ganz im Gegenteil wird er sogar steigen und ein bald ein materieller Überfluss an Konsumgütern erreicht sein.«[884] 

Um einen materiellen Überfluss an Konsumgütern bei allen Menschen dieser Erde zu erreichen, müssen also die großen Menschheitsprobleme gelöst werden, wobei die Armut der Entwicklungsländer nur eines von vielen ist.

1. Ressourcenknappheit: Grüne und Oligarchen behaupten, dass aufgrund der Knappheit gewisser Ressourcen wie Seltene Erden der westliche Lebensstil nicht verallgemeinerbar sei, dass man für einen solchen Lebensstil von 8 Milliarden Menschen zwei Erden bräuchte. Deshalb müsse der Konsum der einfachen Bevölkerung radikal beschnitten werden.

Allerdings gibt es auch für dieses Problem eine technische Lösung: Beim Plasmarecycling oder Plasmavergasung wird Haushalts-, Landwirtschafts- oder Industrieabfall durch eine Plasmalanze in den Aggregatszustand Plasma gebracht und so jede Verbindung in ihre niedermolekularen oder elementaren Bestandteile zerlegt. Diese können anschließend entweder erneut genutzt, oder – wenn ungefährlich – in die Umwelt entlassen werden. Bei niedrig oxidierten Substanzen fungiert die Plasmavergasung sogar als Energiequelle, bei hochoxidierten, insbesondere Metallen und Silikaten, muss Energie zugeführt werden, um die Molekülbindungen aufzubrechen. Diese Energie kann von Kernkraftwerken der IV. Generation geliefert werden.

Durch die Plasmavergasung können Rohstoffe, unter anderem die seltenen Erden, ständig wiederverwendet werden. Die prognostizierte Rohstoffknappheit würde damit ein Ende haben.[885] 

Die Grundprinzipien von Plasmarecycling sind bereits verstanden und es gibt einige Versuchsanlagen. Einer großtechnischen Anwendung stehen die hohen Energiekosten entgegen.

2. Klimawandel: Angeblich müssten wir alle unseren Konsum zugunsten des Klimas einschränken und uns in Zukunft mit einem sehr bescheidenen Lebensstandard zufrieden geben, der nach dem Willen des World Economic Forums aus einem Leben in großen Schlafsälen, ohne Konsumgüter und ohne individuelle Mobilität bestehen soll. Wie aber in Abschnitt 6.2 gezeigt wurde, haben IPCC und Medien die Gefahren des Klimawandels stark übertrieben dargestellt. Die Menschheit hat durchaus noch Zeit, die anstehenden Probleme zu lösen, ohne den Lebensstandard der Menschen ins Bodenlose fallen zu lassen. Da die Oligarchen aber genau das wollen, verbreiten sie bewusst Klimapanik in den Medien und finanzieren entsprechende Organisationen wie Fridays for Future und die Letzte Generation.

Es kann auch nicht darum gehen, den gesamten Primärenergieverbrauch einer Gesellschaft zunächst auf elektrischen Strom umzustellen und diesen dann für alle möglichen Prozesse zu nutzen. Denn die Umwandlungsverluste wären gigantisch. Das ist zum Glück auch nicht notwendig.

Wie wir gesehen haben, bedeutet das von der EU beschlossene Verbrennerverbot ab 2035 de facto das Ende der individuellen Mobilität für die Massen. Eine Alternative wäre es, den ausgereiften Verbrennungsmotor beizubehalten und statt dessen CO2-neutrale Treibstoffe einzusetzen. Dies ist durchaus möglich. Aus Meerwasser und dem in der Luft befindlichen CO2 können zum Beispiel künstliche Kohlenwasserstoffe gewonnen werden, die dann völlig klimaneutral wären. Denn das bei ihrer Verbrennung ausgestoßene CO2 entspricht ja genau demjenigen, das aus der Luft entnommen wurde. Dies gilt freilich nur unter der Bedingung, dass auch bei der Herstellung dieser künstlichen Kohlenwasserstoffe kein CO2 emittiert wird. Für die Herstellung von künstlichen Kohlenwasserstoffen sind enorme Energiemengen notwendig, die nur aus der Kernkraft stammen können.[886] 

Entsprechende Synthesekomplexe existieren bereits als Versuchsanlagen. Auch hier ist das größte Problem der akute Energiemangel.

Als eine bedeutende CO2-Quelle gilt der Seetransport. Die großen Containerschiffe könnten statt mit Dieselmotoren mit Kernreaktoren ausgestattet werden. Damit könnten sie völlig CO2-neutral fahren. Bereits heute gibt es zahlreiche russische Atomeisbrecher. Auch viele Kriegsschiffe, darunter die US-amerikanischen Flugzeugträger und die US-amerikanischen sowie die Russischen U-Boote nutzen Kernreaktoren als Antrieb. Die entsprechende Technik ist also seit Jahrzehnten ausgereift und funktioniert problemlos.[887] 

Der für viele industrielle Prozesse benötigte Hochtemperaturdampf von mehr als 1000 Grad Celsius könnte völlig CO2-neutral ebenfalls von speziellen inhärent sicheren Kernkraftwerken wie den Thorium-Hochtemperaturreaktoren (THTR) und den Dual-Fluid-Reaktoren hergestellt werden. Die Heizung von Privathaushalten könnte mittels Fernwärme entweder durch Heißdampf-Auskopplung aus bestehenden Kernkraftwerken oder durch den Bau spezieller Heizkernkraftwerke erfolgen. Besonders gut geeignet für diese Aufgabe wären ebenfalls THTRs und Dual-Fluid-Reaktoren.

Mit Kernenergie ist eine hochentwickelte und wohlhabende Industriegesellschaft denkbar, die völlig CO2-neutral produziert und konsumiert. Allerdings erfordert der Aufbau einer entsprechenden Infrastruktur sehr hohe Investitionen und dürfte sich über Jahrzehnte erstrecken.

In der Zwischenzeit sollten vor allem Kohlekraftwerke mit CO2-Abscheidung genutzt werden. Nach dem Aufbau einer weitverzweigten Kernkraftinfrastruktur würden Kohlenwasserstoffe wie Kohle, Erdöl und Erdgas vor allem als Rohstoffe für die chemische Industrie dienen und dann unter Umständen noch für Jahrtausende zur Verfügung stehen.

Insbesondere die bestehenden Windkraftanlagen an Land sollte so schnell wie möglich zurückgebaut werden, denn sie zerstören die Landschaft nachhaltig.

Die bereits bestehende Energieinfrastruktur sollte jedenfalls erst dann abgebaut werden, wenn bessere Alternativen zur Verfügung stehen. Die Oligarchen und Grünen gehen genau umgekehrt vor: Zuerst werden Ausstiegstermine festgezurrt und die Menschen müssen dann sehen, wie sie damit klarkommen.

3. Landwirtschaft: Die Landwirtschaft und insbesondere die Viehhaltung trägt auch zum CO2-Ausstoß bei. Deshalb wollen die Oligarchen sie auf die so genannte Biolandwirtschaft ohne Kunstdünger und Pflanzenschutzmittel umstellen. Die Viehhaltung soll wesentlich eingeschränkt werden. Alle diese Maßnahmen werden bewirken, dass die landwirtschaftlichen Erträge stark zurückgehen. Mit den Methoden der Biologischen Landwirtschaft können global nur 2 bis 3 Milliarden Menschen ernährt werden. Deshalb sollen die Menschen mit ekelhaften Insekten abgespeist werden, deren Produktion weitaus weniger CO2 freisetzt.[888] 

Aber auch im Bereich der Landwirtschaft gibt es Alternativen:

Grüne Gentechnik: Als Gentechnik bezeichnet man das Verfahren, ein isoliertes Gen mit bekannten Eigenschaften dem Erbgut eines Lebewesens hinzuzufügen. Dadurch werden etwa Pflanzen gezüchtet, die gegen ein bestimmtes Herbizid wie Glyphosat resistent sind, so dass dieses Herbizid auch während der Wachstumsphase eingesetzt werden kann. Das ermöglicht die Ausweitung der pfluglosen Bearbeitung und verhindert Bodenerosion. Der Einsatz dieser Pflanzen führt also zu einem geringeren Kraftstoffverbrauch und damit – eigentlich – zu höheren Gewinnen der Bauern.

Bisher werden weltweit auf über 100 Millionen Hektar transgene Pflanzen angebaut. Gefahren für Gesundheit und Umwelt sind daraus nicht erwachsen und es ist unwahrscheinlich, dass dies jemals passieren wird. Genetisch veränderte Pflanzen können in Zukunft zu weiteren Ertragssteigerungen führen, die nötig sind, um bis zu 10 Milliarden Menschen zu ernähren. Insbesondere wird auf folgenden Gebieten geforscht:

	Pflanzen, die mit weniger Wasser auskommen bei gleichen Erträgen



	Höhere Dürre- und Salztoleranz



	Eingebaute Resistenz gegen Schädlinge



	Pflanzen mit geringerem Düngerbedarf, da sie Stickstoff aus der Luft bilden können wie die Leguminosen



	Bildung zusätzlicher Nährstoffe in der Pflanze



	Höherer Ertrag






Genetisch modifizierte Pflanzen wären dann unproblematisch, wenn die zusätzlichen Erträge den Bauern und Verbrauchern zugutekommen und nicht als Monopolgewinne von Saatgutkonzernen wie Monsanto abgeschöpft und an die Oligarchen ausgeschüttet werden.

Häufig wird behauptet, der »exzessive« Fleischkonsum in den Industrieländern zerstöre die Regenwälder der Erde durch dortigen Futtermittelanbau etwa von Soja. Der Fleischkonsum der Arbeiterklasse müsse deshalb radikal gezügelt werden. Allerdings ist Soja als Tierfutter nicht alternativlos. Aus Kohle lässt sich in Bioreaktoren so genanntes Einzellerprotein herstellen, das genauso gut als Tierfutter genutzt werden kann.[889] 

Ein weiteres Argument gegen Fleisch: Kühe emittieren viel Methan, das ein viel wirksameres Treibhausgas ist als CO2. Nach unterschiedlichen Angaben sind Nutztiere für 10 Prozent der globalen Erwärmung verantwortlich. Wenn die Chinesen und Afrikaner so viel Fleisch verzehren würden wie die Europäer, dann würde die globale Erwärmung die Erde unbewohnbar machen, heißt es. Deshalb müsse der Fleischkonsum der Arbeiter in der BRD gezügelt werden.

Eine Alternative ist Kunstfleisch. Einzelne Zellen wachsen in einer Nährlösung zu großen Gewebestücken heran, bis sie in Aussehen, Geschmack und Konsistenz natürlichem Muskelfleisch nahe kommen.

Selbst wenn Kunstfleisch von seiner Konsistenz her nicht ganz natürlichem Fleisch entsprechen würde, gäbe es viele Produkte wie Würste oder Hackfleisch, wo es darauf nicht so ankommt. Allein damit könnten viele Methanemissionen eingespart werden.

Das Hauptproblem in der Forschung zu Kunstfleisch ist gegenwärtig die Nährlösung. Sie besteht aus Nährstoffen, Hormonen und anderen benötigten Stoffen. Bis jetzt wird sie dem Serum ungeborener Kälber entnommen, was aber viele Menschen aus ethischen Gründen nicht akzeptieren würden. Wissenschaftler versuchen jetzt, diese Nährstoffe synthetisch herzustellen.[890] 

In der vertikalen Landwirtschaft werden vor allem pflanzliche Erzeugnisse wie Gemüse und Obst in mehrstöckigen Gebäuden hergestellt. Diese können dann das ganze Jahr über geerntet werden. Es besteht ein geschlossener Wasserkreislauf. Eine Form dieser Vertikalen Landwirtschaft ist Hydrokultur. Die saisonunabhängige Pflanzenproduktion erhöht die Produktivität der meisten Nutzpflanzen um Faktor 4 bis 6.[891] 

Der hohe Energiebedarf der vertikalen Landwirtschaft verhindert in unserer Energiemangelgesellschaft gegenwärtig ihre stärkere Ausbreitung. Mit der Nutzung von Kernenergie sähe die Situation völlig anders aus.

Gegenwärtig herrscht in der Landwirtschaft ein brutaler Konkurrenzdruck. Jedes Jahr werden tausende Höfe aus dem Markt gedrängt. Die hohe Arbeitsbelastung der Einzelhöfe wollen sich immer weniger Menschen antun. Wenn die Entwicklung so weiter geht, wird auch in der BRD Großgrundbesitz entstehen. In den neuen Bundesländern ist er bereits vorhanden.

Eine Alternative wären Landwirtschaftsgenossenschaften wie die LPGs in der DDR. Ihre Mitglieder hatten ein reguläres, relativ hohes Einkommen, geregelte Arbeitszeiten und Urlaubsanspruch. Die Mechanisierung und Chemisierung der Produktion war hoch. Dünger und Pflanzenschutzmittel wurden nach wissenschaftlichen Kriterien so sparsam wie möglich eingesetzt. Dafür wurden eigens Agrochemische Zentren aufgebaut, wo Chemiker die genaue Menge der einzusetzenden Mittel und auch den Zeitpunkt ihres Einsatzes festlegten. Wo es möglich war, wurden diese Mittel mit Agrarflugzeugen ausgebracht. Das ist extrem bodenschonend und spart darüber hinaus auch noch Treibstoffe. Die DDR-Serie Flugstaffel Meinecke gibt einen Einblick in diese vergangene Welt.

Mit der grünen Gentechnik, vertikaler Landwirtschaft, Einzellerprotein und Kunstfleisch könnten vermutlich sogar mehr als die 10 Milliarden Menschen ernährt werden, auf die die Weltbevölkerung im Jahr 2050 anwachsen soll. Und dies sogar bei einem verringerten Flächenverbrauch. Insbesondere die Tropischen Regenwälder könnten dann vollständig geschützt werden. Aber auch in den gemäßigten Breiten könnten größere Flächen unter Naturschutz gestellt werden. Eine Voraussetzung für diese hochtechnische Landwirtschaft wären hohe Energiemengen, die nach Lage der Dinge nur von der Kernkraft stammen könnten, wenn sie CO2-neutral sein sollen.

4. Armut der Entwicklungsländer: Mit einer globalen Planwirtschaft können beträchtliche Ressourcen in die Entwicklungsländer umgeleitet und dort eine Industrialisierung erreicht werden. Die dort immer noch grassierende Armut könnte in weniger als einer Generation beseitigt werden und dies, ohne dass der Lebensstandard in den Industrieländern zurückgeht. Auch er wird steigen, allerdings weniger schnell, als wenn alle Ressourcen für die eigene Entwicklung genutzt werden könnten.

Die Menschheit könnte dann auch große, heute noch völlig undenkbare Projekte umsetzten, zum Beispiel die Wiederbewaldung der Sahara. An den Rändern dieser Wüste könnten Kernkraftwerke gebaut werden, deren einziger Zweck die Entsalzung von Meerwasser ist. Dieses neu gewonnen Süßwasser würde dann in das Landesinnere gepumpt, wodurch es möglich wird, dort Bäume anzupflanzen, die große Mengen von Kohlendioxid binden können.

»Geht man von einer für die Aufforstung nutzbaren Fläche der Sahara von ca. einer Milliarde Hektar aus, könnten die Saharawälder jährlich 20 – 36 Gigatonnen CO2 der Atmosphäre entziehen. Dies entspricht in etwa dem weltweiten von Menschen verursachten CO2-Ausstoß von rund 32 Gigatonnen.«[892] 

Selbstverständlich würde das Süßwasser auch genutzt werden, um den Ackerbau der einheimischen Bevölkerung zu verbessern und um Voraussetzungen für eine durchgehende Industrialisierung des Kontinents zu schaffen. Allein die wiederbegrünte Sahara könnte einen Teil der stark angewachsenen Bevölkerung Afrikas aufnehmen.[893] 

5. Überbevölkerung: Die Weltbevölkerung ist auf über 8 Milliarden Menschen angestiegen. Auch wenn die Gelüste der Oligarchen für eine scharfe Bevölkerungsreduktion vor allem daraus resultieren, dass längst nicht mehr alle Menschen durch das Kapital profitabel ausgebeutet werden können, so ist doch unverkennbar: Eine Weltbevölkerung von dieser Größe übt einen beträchtlichen Druck auf alle Ökosystem der Erde aus. Die Menschheit könnte nach Überwindung des Kapitalismus demokratisch entscheiden, dass eine geringere Weltbevölkerung sinnvoll ist. Eine Alternative zu den menschenverachtenden Ausrottungsprojekten der Oligarchen wäre eine globale Ein-Kind-Politik, die vielleicht 50 Jahre betrieben werden muss. Genau wie die chinesische Ein-Kind-Politik würde sie vor allem aus Aufklärung, Strafzahlungen für Eltern, die mehr als ein Kind zur Welt bringen und Vergünstigungen für Eltern mit einem Kind bestehen. Damit sich durch diese Politik die ethnischen Größenverhältnisse nicht wesentlich verschieben, müsste die Ein-Kind-Politik global durchgeführt werden, vielleicht mit Ausnahme von China, das diese Politik schon hinter sich hat. Außerdem müsste es natürlich auch Ausnahmen für kleinere Völker und Territorien geben. Eine Ein-Kind-Politik kann nur funktionieren, wenn sie mit einer wesentlichen Verbesserung der Lebensverhältnisse der Menschen und mit Frauenrechten einhergeht.

Es gibt allerdings Stimmen wie Stefan Magnet, die behaupten, dass die globale Bevölkerungsreduktion kein Plan der Oligarchen ist, den sie erst in Zukunft umsetzen wollen, sondern dass sich die Menschheit schon mitten in einer solchen Phase befindet. Magnet macht das fest an dem angeblichen Rückgang der Spermienanzahl europäischer Männer, die bis 2045 zur Unfruchtbarkeit führe, an fruchtbarkeitsreduzierden Impfungen, die angeblich seit den 90er Jahren Frauen in Entwicklungsländern heimlich verabreicht werden und natürlich den Folgen der Corona-Impfungen. Der Wahrheitsgehalt dieser Aussagen kann hier nicht beurteilt werden. Sollte dem allerdings so sein, so wäre die Frage einer Überbevölkerung hinfällig.[894] 

Allerdings ist global gesehen auch in den letzten Jahren die Weltbevölkerung weiterhin rasant gewachsen und hat erst vor kurzem die Schwelle von 8 Milliarden Menschen überschritten. Noch ist der Kommunismus bei Nutzung von Kernenergie und einer hochentwickelten Landwirtschaft möglich. Sollte allerdings die Weltbevölkerung weiter so rasant wachsen wie bisher, ist absehbar, dass der Menschheit irgendwann wirklich nur noch eine globale Elendsverwaltung bleibt.

Viele Linke reagieren geradezu allergisch auf das Thema Planwirtschaft und lehnen diese kategorisch ab. Die Erfahrungen des Realsozialismus hätten gezeigt, dass sie nicht funktionieren könne. Wenn man sich allerdings die Wirtschaftsgeschichte der DDR und der Sowjetunion genauer anschaut, kommt man zur Schlussfolgerung, dass die dort in der Tat bestehenden wirtschaftlichen Probleme weniger an der Planwirtschaft an sich lagen, sondern vor allem an den ungünstigen Rahmenbedingungen.

Wie auch immer man die historische Planwirtschaft beurteilen mag: Mit Supercomputern, Internet und künstlicher Intelligenz stehen um Größenordnungen bessere Planungsinstrumente zur Verfügung, als sie noch in den 80er Jahren existierten. Die Großkonzerne nutzen mit Software zum Product Lifecycle Management und zum Supply-Chain-Management exzessiv Planungstechniken. Nur kommen die Erträge dieser Wirtschaftsplanung ganz wenigen Milliardären zugute und nicht der normalen Bevölkerung. Zudem haben Schattenbanken wie BlackRock ohnehin im Kern der westlichen Industrie ein gigantisches Monopol errichtet und den Wettbewerb bewusst heruntergefahren.

Tatsächlich führt der vielgepriesene Kapitalismus heute zu den Folgen, die der Planwirtschaft zugeschrieben wurden, zu Stagnation, Mangelwirtschaft und Elend. Eine demokratische Planwirtschaft hingegen würde ein dauerhaftes Wirtschaftswachstum ohne die Gebrechen der ständigen Über- und Unterproduktion und damit ohne Wirtschaftskrisen ermöglichen, den technischen Fortschritt wiederbeleben und die Arbeitslosigkeit beseitigen. Dies ist inzwischen noch viel einfacher als zu Zeiten des ersten Sozialismusversuchs. Mit der modernen Computertechnologie und künstlicher Intelligenz lassen sich zum Beispiel dynamische Naturalwertverflechtungsbilanzen für jedes einzelne Produkt einer Volkswirtschaft berechnen. Daran waren die Plankommissionen der realsozialistischen Länder mangels Rechenkapazität noch gescheitert.

Es wäre zum Beispiel heute möglich, dass die Planungsinstanzen auf Präferenzänderungen der Verbraucher dahingehend reagieren, dass sie automatisch Fabriken zusätzliche Produktionsaufträge für besonders gefragte Waren erteilen und solche für weniger gefragte Waren stornieren. Das wäre ein System ganz ähnlich dem, wie Supermärkte heute auf die geänderte Nachfrage ihrer Kunden reagieren.[895] 

Ein weiteres Argument der Verfechter einer (sozialistischen?) Marktwirtschaft ist, dass nur Unternehmer technische Innovationen hervorbringen würden. Die Geschichte spricht allerdings eher für das Gegenteil. So haben staatliche Forschungseinrichtungen das Internet entwickelt. Der US-Staat hat die Firmenforschung an integrierten Schaltkreisen stark subventioniert und zwar aus militärischen Gründen. Ohne diese Subventionen hätten diese Forschungen wahrscheinlich nicht stattgefunden.

In der Sowjetunion gab es die Institution des Experimental-Konstruktionsbüros. Diese Büros wurden von einem erfolgreichen Ingenieur geleitet und entwarfen Flugzeuge, Hubschrauber, Raketen, Triebwerke, U-Boote und Kerntechnik. Häufig standen sie dabei in Konkurrenz mit anderen Büros. In diesen Bereichen war die Sowjetunion mit an der Weltspitze. Wer die Innovation stärken will, sollte hier weiterdenken und nicht auf Marktkonkurrenz setzen mit ihren unvermeidlichen Begleiterscheinungen wie Verschwendung, Wirtschaftskrisen und Arbeitslosigkeit.[896] 

In einem neuen Sozialismusversuch könnte die Institution der Konstruktionsbüros auch in den Konsumgüterbereich ausgeweitet werden, in dem man diesen Büros die Möglichkeit gibt, eine kleine Serie an Computern, technischen Geräten etc. herzustellen und diese zu verkaufen. Dann würde sich zeigen, woran Bedarf besteht und woran nicht. Stark nachgefragte Produkte könnten dann in normalen Betrieben hergestellt werden. Software wird ohnehin besser nach dem Modell der Open Source entwickelt.

Big Data und künstliche Intelligenz werden heute von den Kapitalisten und Oligarchen genutzt, um die Menschen zu verarmen und sie zu überwachen. Diese Techniken können aber auch genutzt werden, um eine gut funktionierende globale und demokratische Planwirtschaft zu etablieren.

Wie gesagt, betont Mandel dass der Marxismus die reaktionäre Utopie eines Kommunismus der Askese und der Armut verwirft.[897]  Er führt diesen Gedanken in einem anderen Buch weiter aus:

»Die sozialistische Planwirtschaft verfolgt das Ziel, die vergesellschafteten Produktivkräfte zu steigern, um den Bürgern schrittweise einen Überfluss an Gütern und Dienstleistungen zu sichern, dadurch die völlige Entfaltung ihrer Persönlichkeit zu gewährleisten und auf längere Sicht die Voraussetzungen für das Verschwinden [der Überreste] der Marktwirtschaft, der Klassen, der gesellschaftlichen Ungleichheit, des Staates und der Arbeitsteilung zu schaffen.«[898] 

Das heißt, damit sich die Voraussagen von Marx und Engels erfüllen, der Staat und die Klassen absterben können, müssen alle 8 Milliarden Menschen der Erde auf ein Konsumniveau gebracht werden, das dem eines Mittelklassehaushalts in den entwickelten Ländern entspricht. Es reicht keineswegs aus, die Grundbedürfnisse zu befriedigen. Für eine reiche Entfaltung der Persönlichkeit ist auch die Befriedigung von gehobenen Bedürfnissen und – in gewissem Umfang – sogar von Luxusbedürfnissen erforderlich. Nur wenn die Menschen über einen langen Zeitraum hinweg die Erfahrung machen, dass die Gesellschaft für sie wie eine freigiebige Mutter ist und nicht wie ein knauseriger Stiefvater (Mandel), werden sie die im Kapitalismus antrainierten Verhaltensweisen langsam ablegen und ein Repressionsapparat ist nicht mehr erforderlich. Der Staat beginnt dann abzusterben.

Konkret bedeutet das: Alle Menschen müssen eine große und helle Wohnung sowie Zugang zur individuellen und kollektiven Mobilität und zur Kultur haben. Die Menschen müssten wieder über die Möglichkeit mindestens einer jährlichen Urlaubsreise verfügen und sie würden auch eine große Anzahl von Konsumgütern besitzen.

Im Kommunismus könnten auch heute verschüttete Erscheinungsformen des technischen Fortschritts reaktiviert werden, wie zum Beispiel Passagierüberschallflugzeuge. Auch könnte ein umfangreiches Raumfahrtprogramm mit Mondstationen und Marslandungen gestartet werden.

Wie oben unter Punkt 3 Landwirtschaft beschrieben, könnten in einer Hochenergie- und Hochtechnologiewelt große Landflächen unter Naturschutz gestellt werden und zwar in allen Klimazonen. Diese Flächen würden zugleich der Erholung der Menschen dienen.

Vermutlich wird im Kommunismus auch das Zusammenleben der Menschen ganz andere Formen annehmen als wir sie heute kennen. Bei den folgenden Überlegungen geht es nicht darum, den Menschen bestimmte Formen des Zusammenlebens aufzuzwingen. Sie sollen auch nicht als die einzig möglichen dargestellt werden. Vielmehr basieren sie auf Erfahrungen aus glücklicheren Zeiten der Menschheit.

Wie Friedrich Engels in seinem Buch Der Ursprung der Familie, des Privateigentums und des Staates nachgewiesen hat, entstand die patriarchale, monogame Ehe beim Übergang vom Matriarchat zum Patriarchat. Sie hatte den Zweck, die Sexualität der Frau zu kontrollieren, da die Männer ihren Besitz nur an ihre eigenen Söhne vererben wollten. Heute soll eine Ehe auf der romantischen Liebe zwischen den Beteiligten basieren. Eine solche Liebe ist jedoch ein flüchtiges Gefühl und viele Ehen sind dementsprechend instabil, was sich insbesondere negativ auf die Kinder auswirkt.

Eine Alternative wären Wohnkommunen, wo eine größere Anzahl von Erwachsenen und ihren Kindern zusammenleben. Solche Wohnkommunen entstanden in der Sowjetunion nach der Oktoberrevolution und sie existierten noch in den 30er Jahren. Sie entstanden erneut im Westen in den Jahren nach der 68er Revolte. Wie Wilhelm Reich bei seinen Forschungen in der Sowjetunion nachweisen konnte, sind solche Wohnkommunen mit der patriarchalen Ehe unvereinbar.[899]  Sie können nur funktionieren bei einer großen sexuellen Erfahrung aller Beteiligten, wenn ein »Seitensprung« kein Drama ist. Zwar würden vermutlich in einer solchen Kommune mehrere Paare mit ihren Kindern zusammenleben, aber die sexuellen Beziehungen der Erwachsenen wären nicht notwendigerweise exklusiv auf diesen einen Partner beschränkt. Wichtig wäre auch, dass genügend Platz für die individuelle Entfaltung der Persönlichkeit zur Verfügung steht. Das bedeutet neben großzügigen Gemeinschaftsräumen ein Zimmer für jedes Kommunemitglied, Erwachsene und Kinder gleichermaßen. Für die Kinder hätte diese Form des Zusammenlebens den Vorteil, dass sie viele »Geschwister« hätten, was in der Einzelfamilie de facto nicht mehr möglich ist.

Die Gesellschaft könnte allen Jugendlichen die materiellen Mittel für eine Weltreise zwischen dem Ende der Schulzeit und dem Beginn der Berufsausbildung bzw. dem Studium bereitstellen. Diese Reisen würden nicht nur dem Kennenlernen der Kulturschätze der Menschheit dienen, sondern auch größere Erfahrungen im sexuellen Bereich ermöglichen. In den 70er Jahren gab es bereits mit Interrail eine Institution, die einiges von diesen Möglichkeiten vorwegnahm. Heute dagegen sind Weltreisen nur noch für eine verschwindende Minderheit der Menschen erschwinglich.

7.4. Was bleibt?

Die Menschheit hat einen technischen Stand erreicht, bei dem der Kommunismus bereits heute möglich wäre. Arbeitszeiten von zwei Stunden pro Tag oder weniger werden von einer Utopie zur realen Möglichkeit. Die moderne Technologie könnte für alle 8 Milliarden Menschen ein Paradies schaffen. Unsere Herrscher sind aber dabei, die Erde mit der gleichen Technologie in eine Hölle zu verwandeln. Die oben beschriebenen Möglichkeiten der modernen Technologie sind den Oligarchen natürlich bekannt. Aber sie unterdrücken das Wissen darüber soweit wie sie nur können, weil sie bei Lösung der großen Menschheitsprobleme ihre Macht verlieren würden.

Die Kapitalisten sitzen heute so fest im Sattel, dass kaum noch eine Möglichkeit zu ihrem Sturz erkennbar ist. Im 19. Jahrhundert ist der Sozialismus von einer Utopie zur Wissenschaft geworden, so der Titel eines bekannten Buches von Friedrich Engels. Im 21. Jahrhundert droht er, wieder in die Bereiche der Utopie zu entschwinden.

Karl Marx war der Meinung, dass es Pflicht der Marxisten ist, »[...] alle Verhältnisse umzuwerfen, in denen der Mensch ein erniedrigtes, ein geknechtetes, ein verlassenes, ein verächtliches Wesen ist, [...]«. Diese Parteinahme für die Ausgebeuteten und Unterdrückten bleibt nach Mandel auch dann eine moralische Pflicht, wenn alle Hoffnungen zunichte sind, den gewünschten befreiten Gesellschaftszustand zu erreichen.[900] 

Trotzki schreibt:

»[…] wenn das Weltproletariat sich tatsächlich als unfähig erweisen sollte, den Auftrag zu erfüllen, der ihm vom Verlauf der Entwicklung gestellt wurde, müsste man notgedrungen anerkennen, dass das sozialistische Programm, das auf die inneren Widersprüche der kapitalistischen Gesellschaft gegründet ist, in einer Utopie endet. Es ist selbstverständlich, dass ein neues Minimalprogramm erforderlich wäre – zur Verteidigung der Interessen der Sklaven der totalitären bürokratischen Gesellschaft.«[901] 

Man muss sich allerdings fragen, wie ein solches Minimalprogramm heute aussehen könnte, wollen doch die Oligarchen die Menschheit ausrotten, nicht etwa nur besonders brutal ausbeuten.

Wenn sich die Lage weiterhin so rapide verschlechtert, werden mehr Menschen aufwachen. Aber vermutlich zu wenige und zu spät. Denn Propaganda und Repression werden auch immer weiter aufgedreht.

Die einzige noch verbleibende Möglichkeit für einen Übergang zum Sozialismus wäre ein unkoordinierter und elementarer Aufstand als Folge der sich immer weiter verschlechternden Lebensverhältnisse, etwa so wie das im Verlauf der Februarrevolution 1917 geschehen ist. Erst in der folgenden Periode wären überhaupt ernsthafte Diskussionen über die Zukunft der Gesellschaft und damit die Sammlung der Arbeiter in einer Avantgardepartei möglich. Heute dagegen wird jede Opposition zersetzt und medial niedergemacht. Allerdings schließt sich mit dem zivilisatorischen Niedergang Europas das Zeitfenster für einen Übergang zum Sozialismus hier sehr schnell.
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8. Diskussion anderer Ansätze der Imperialismustheorie

8.1. Die Diskussion um den Charakter Russlands innerhalb der KO

Innerhalb der Kommunistischen Organisation KO, einer kleinen kommunistischen Gruppe, kam es anlässlich des Russland-Ukraine-Krieges zu Diskussionen um den Charakter Russlands und des Imperialismus allgemein, die Anlass dieser Artikelserie waren.

Eine Richtung, vertreten durch Thanasis Spanidis und international durch die KKE behauptet, es handele sich um eine rein imperialistischen Krieg, der von beiden Seiten zugunsten von Kapitalinteressen geführt werde. Die andere Strömung geht davon aus, dass Russland einen gerechten Verteidigungskrieg führe.

Spanidis und Co. vertreten die These, dass sich das Monopolkapital in allen Ländern durchgesetzt habe und sie demnach alle als imperialistisch zu bezeichnen sind. Eine besondere Qualität der Kapitalkonzentration durch Schattenbanken wie BlackRock sieht er nicht. Ihre Macht würde überschätzt. Denn: 

»Die letztendliche Verfügungsgewalt liegt nicht bei BlackRock, sondern einerseits bei den Eigentümern dieses Kapitals, an die auch der absolute Großteil der Renditen zurückfließt und andrerseits bei institutionellen Anlegern und Banken, die das bereits gesammelte Kapital über BlackRock anlegen. Eigentümer bleiben weiterhin Menschen mit Namen und Adressen (auch wenn diese aufgrund der Geheimnistuerei eines Teils der Kapitalistenklasse nicht immer in Erfahrung zu bringen sind). Es sind also in der Regel nicht anonyme, unpersönliche Institutionen, die sich den gewaltigen, von der globalen Arbeiterklasse produzierten Reichtum aneignen, sondern die Millionäre, Multimillionäre und Milliardäre dieser Welt.«[902] 

Sicherlich ist BlackRock nur ein Dienstleister für die wenigen Multimilliardäre wie Gates und Bezos. Das ändert aber nichts daran, dass die Schattenbanken durch verschiedene Mechanismen, die in Abschnitt 5.8. beschrieben wurden, einen beträchtlichen Einfluss auf die Weltwirtschaft erlangt haben. Dies vor allem durch BlackRocks Supercomputer Aladdin, den Besitz von Ratingagenturen und extrem zahlreiche Aufsichtsratsmandate. Sie laufen alle darauf hinaus, den Wettbewerb zwischen den Firmen herunterzufahren und durch hohe Gewinnerwartungen ihre Substanz auszuzehren. Diese Praktiken sind Ausdruck der allgemeinen Krise des Kapitalismus und verschärfen sie weiter.

Spanadis wendet sich scharf gegen die Theorie, dass die Bourgeoisien außerhalb der alten imperialistischen Führungsmächte (USA, Japan, Deutschland, Großbritannien, Frankreich) Kompradorenbourgeoisien seien. Dass sie eine rein abhängige Position innehaben, und lediglich als Sachwalter und Vermittler der Monopole der USA agieren und damit die Abhängigkeit dieser Länder aufrecht erhalten. Von einer Kompradorenbourgeoisie könne man nur sprechen, wenn deren Tätigkeit ausschließlich auf Vermittlungsdienste für ausländisches Kapital beschränkt sei. Das ist bei der russischen Bourgeoisie nicht der Fall. Daran ändere auch deren Kapitalflucht nichts. Denn auch das in Finanzoasen angelegte Kapital der russischen Bourgeoisie nahm bis 2022 an der globalen Verteilung von Mehrwert teil.[903] 

Daraus folgt für ihn und zahlreiche Kommunistische Parteien, dass in der Ukraine ein innerimperialistischer Krieg zwischen Russland und dem Westen stattfinde, der um die Kontrolle von Märkten, Rohstoffen und Transportnetzen des Landes geführt wird.[904] 

Implizit erwarten diese Parteien analog zu den Ereignissen des Jahres 1917, dass Russland erneut das schwächste Kettenglied in diesem Krieg ist und deshalb die dortige Bourgeoisie durch eine Revolution gestürzt wird. Da die KPRF keine Anstalten dazu macht, wird sie als revisionistisch geschmäht und aus der Gemeinschaft der Kommunistischen Parteien ausgeschlossen, der Kontakt zu ihr abgebrochen.

Das Hauptproblem bei dieser Debatte ist, dass ihre Teilnehmer sich ausschließlich auf Lenins Imperialismusschrift beziehen und neuere marxistische Literatur nach 1945 schlankweg nicht zur Kenntnis nehmen, von den aktuellen Entwicklungen im Zusammenhang mit dem Great Reset ganz abgesehen.

Im Zeitalter des klassischen Imperialismus waren die Märkte der einzelnen Staaten durch hohe Zollmauern voneinander abgeschottet. Eine Markterweiterung konnte nur gewaltsam erfolgen. Deshalb kam es in dieser Zeit zu zwei Weltkriegen, die um die Neuaufteilung der Welt geführt wurden.

Bereits im Spätkapitalismus erlangten die USA im kapitalistischen Teil der Welt eine absolute Hegemonie. Im Prinzip konnte das Kapital jedes imperialistischen Landes in jedem anderen imperialistischen Land investieren. Kriege um die Neuaufteilung von Märkten waren nun nicht mehr erforderlich. Stattdessen kam es im Kalten Krieg zu einer schroffen Konfrontation der »Freien Welt« als ganzer gegen die Welt des Sozialismus.

Surplusprofite wurden vor allem durch technologische Renten realisiert, die dann anfallen, wenn ein Betrieb ein technologisch fortschrittliches Produkt als erster auf den Markt bringt und deshalb eine Zeitlang den Preis dieses Produktes weit über seinem Wert festlegen kann. An dieser Konstellation änderte sich auch im Neoliberalismus nichts. Ganz im Gegenteil fächerte sich die Firmenhierarchie weiter auf. An der Spitze standen jetzt Hightech-Firmen wie Microsoft und Intel, die nicht nur technologische Renten realisieren konnten, sondern in der Lage waren, Standards für ganze Branchen zu setzen. Dadurch konnten sie sich noch größere Mehrwertanteile anderer Kapitalien aneignen. An eine ernsthafte Konkurrenz in diesem Feld können ohnehin nur Firmen aus den USA und China denken. Russland fällt weit hinter diese Länder zurück und hat als Hightech-Produkte nur Kerntechnik und Waffen im Angebot. Beide Bereiche werden von Staatsbetrieben dominiert. Hinzu kommt der Rohstoffexport, der sich ebenfalls zu einem großen Teil in staatlicher Hand befindet. Russland hat demnach gerade als kapitalistische Macht Interesse an einem freien Welthandel und wird von den Sanktionen schwer getroffen. Im Vergleich dazu sind die Vorteile Russlands bei der Eroberung von Märkten, Rohstoffen und Transportnetzen in der Ukraine minimal. Rohstoffe wie Steinkohle hat Russland selbst genug. Die ganze ukrainische Infrastruktur wurde seit 30 Jahren heruntergewirtschaftet und müsste mit Milliardenbeträgen (in Dollar!) modernisiert werden. Von den unglaublichen Kriegs­zerstörungen gar nicht zu sprechen. Da der Westen seine Sanktionen dauerhaft aufrecht erhalten will, ist die auf Europa gerichtete Transportinfrastruktur wie Gasleitungen ohnehin wertlos.

Die Frage, ob Russland nach Lenins Kriterien auch ein imperialistisches Land ist, kann zwar bejahrt werden. Denn auch in Russland gibt es große produktions- und marktbeherrschende Unternehmen.[905]  Das ist nicht zuletzt ein Erbe des Sozialismus als höherer Gesellschaftsformation. Aber mit dieser Feststellung allein kann die aktuelle Stellung Russlands im kapitalistischen Weltsystem nicht ausreichend beschrieben werden.

Arnold Schölzel hat in einem Artikel der jungen Welt zu Recht darauf hingewiesen, dass Lenin nicht ausgeschlossen hat, dass es auch im imperialistischen Zeitalter noch nationale Befreiungskriege geben kann.[906]  Russland wurde zwar vom Westen solange provoziert, bis es in der Ukraine als erster angegriffen hat. Dennoch wollte gerade der Westen den Krieg und hat alle Verständigungsversuche Russlands (Minsk 2, Sicherheitsgarantien) zurückgewiesen. Kriegsziele des Westens sind die Zerstörung der russischen Staatlichkeit und die Aneignung seiner Rohstoffe. Trotzdem wird Russland nur als Schild und Schwert Chinas angegriffen, das der Westen schon längst als Hauptgegner ausgemacht hat. Nur wenn Russland besiegt und seine Staatlichkeit beseitigt ist, hat der Westen bei seinem Krieg gegen China ernsthafte Chancen. Russland stand bei diesen Plänen einfach im Weg.

Auch der Zweite Weltkrieg war zumindest in Teilen ein imperialistischer Krieg zwischen dem deutschen und dem angelsächsischen Imperialismus. Dennoch zweifelte damals die kommunistische Weltbewegung nicht daran, dass es angesichts der monströsen Pläne des deutschen Imperialismus legitim war, sich mit seinen kapitalistischen Gegnern zu verbünden, um diese Pläne scheitern zu lassen.

Zudem ist gegenwärtig nicht Russland, sondern EU-Europa das schwächste Kettenglied, zumindest was den sozialen Zusammenhalt der Gesellschaft angeht. Die Gegensätze zwischen arm und reich sind in der EU schroffer als in Russland und demnach werden politischen Freiheiten immer stärker abgebaut. Gerade weil die Menschen als Folgen von Great Reset und Krieg rasch verarmen, nehmen die europäischen Länder Kurs auf eine Diktatur. Deshalb wäre eine soziale Explosion – wenn überhaupt – eher hier als in Russland zu erwarten, aber auf eine solche Entwicklung ist keine Gruppe in der Gesellschaft vorbereitet, auch die KO nicht, die es nach der Spaltung über eben diese Frage nun zweimal gibt.

8.2. T. Mohrs Theorie des Ultraimperialismus[907] 

T. Mohr kommt in seinem Artikel »Imperialism Today is Conspiracy Praxis« vom 24.09.2022, erschienen in der MagMa[908]  in vielen Bereichen zu ähnlichen Schlussfolgerungen wie diese Darstellung. Allerdings geht er davon aus, dass sich die Kapitalisten aller Welt – einschließlich Chinas – zusammengefunden haben, um die Menschen gemeinsam auszubeuten und zu unterdrücken. Es handelt sich damit um eine extreme Form der Ultraimperialismustheorie.

Diese Theorie hat Mohr in seinem Artikel »Multipolarismus ist Neo-Kautskyismus. Über echte Entnazifizierung und ihre Feinde«[909]  weiter ausgebaut. Er will darin erneut seine These belegen, dass die herrschenden Klassen aller Länder im Wirklichkeit eng zusammenarbeiten und die heftigen Auseinandersetzungen etwa in der Ukraine nur zu dem Zweck geführt werden, die Arbeiter zu verwirren und sie daran zu hindern, die verschwindend kleine Clique von superreichen Kapitalisten zu stürzen.

8.2.1. Zusammenfassung der Ansichten von T. Mohr

Zu dieser Verwirrung trägt nach T. Mohr vor allem die Ideologie des Multipolarismus bei. Auf sie stütze sich das imperiale Kleinbürgertum und die Arbeiteraristokratie.

Mohr glaubt, dass es Nationen nicht länger geben kann, da sie die Kriterien der nationalen Souveränität nicht mehr erfüllen. Die globale herrschende Klasse sei aus der US-amerikanischen herrschenden Klasse hervorgegangen in einer Zeit, in der die Teilung der Welt in ein sozialistisches und kapitalistisches Lager (1945-89) eine tödliche Bedrohung für den Kapitalismus und die Kapitalisten schuf. Unter diesen Umständen konnte tatsächlich eine ultraimperialistische Einheit der Kapitalisten aus aller Welt geschmiedet werden. Wobei der Kern dieser Klasse in den USA beheimatet war, ihr aber auch Kapitalisten aus anderen Weltregionen wie Westeuropa und Japan angehören.

Nach dem Sieg des Westens im Kalten Krieg sei in Russland ein »Wlassowistisches« Regime installiert worden, um sicherzustellen, dass sich keine autonome nationale Führung herausbilden konnte.

In China sei bereits Mitte der 70er mit Hilfe von Nixon und Kissinger ein Regime installiert worden, das die Kulturrevolution beendete, die Arbeiter entwaffnete und konterrevolutionäre Kräfte im Ausland unterstützte.

Irgendwann Ende der 60er, Anfang der 70er Jahre scheint diese ultrareiche Kapitalistenclique einen bedeutenden Machtzuwachs erfahren zu haben. Mohr macht dies an mehreren Faktoren fest:

	Aufhebung der Golddeckung des Dollars 1972



	Der Prozess gegen die Viererbande 1980



	Die Ermordung von John F. Kennedy 1963



	Die Veröffentlichung des Berichts Grenzen des Wachstums 1972






Hintergrund war seiner Meinung nach die Gefahr einer »globalen Revolution« in den 70er Jahren – oder sollte man besser sagen Weltrevolution? Diese soll sich zusammensetzen aus der Entkolonisierung der Dritten Welt, der Kulturevolution in der Zweiten Welt und den radikalen Protestbewegungen in der Ersten Welt.

Diese global herrschende Clique, die sich aus den reichsten Männern der USA, Europas, Russlands und Chinas zusammensetze, habe unter anderem in den 90er Jahren beschlossen, sich von den Verpflichtungen und Verbindlichkeiten zu trennen, die mit der Existenz der USA selbst verbunden waren. Insbesondere sollte die große und potentiell widerspenstige einheimische »Arbeiteraristokratie« – gemeint ist die US-Arbeiterklasse – beseitigt werden.

Der Aufstieg des Südens sei ebenfalls bewusst von der globalen herrschenden Clique inszeniert worden. Ostasien sei durch die Niederlage der globalen Vorhut des Sozialismus, welche die Zerschlagung der Kulturrevolution und die Wiederversklavung Chinas ermöglichte, zu einer sicheren und lebensfähigen Operationsbasis für ein gestrafftes und verkleinertes System geworden. Der Imperialismus macht insofern eine Rückentwicklung durch. Seine Aktivitäten werden auf bestimmte Regionen in Asien konzentriert, in allen anderen Ländern wird die Industrie stillgelegt.

Parallel dazu habe die herrschende Klasse mit der Klima- und der Corona-Hysterie eine Ideologie entwickelt, die eine brutale Reallohnabsenkung der westlichen Arbeiter unabdingbar erscheinen lässt. Die westliche »Arbeiteraristokratie« – gemeint ist die westliche Arbeiterklasse –, das Kleinbürgertum und sogar die unteren Ränge der Bourgeoisie sind für die derzeitige herrschende Klasse offensichtlich überflüssig. Sie sollen degradiert, ausgeplündert und zu einem großen Teil ausgerottet werden. T. Mohr glaubt, dass die Ressourcen Russlands und Chinas gegenwärtig auf politisch vertretbare Weise optimal ausgebeutet werden. Denn wenn die globalen Kapitalisten aggressiver vorgehen würden, bestünde dort die Gefahr einer sozialen Revolution und der Wiederkehr des Sozialismus.

Die Ideologie des Multipolarismus diene dazu, »die Elendesten und Unterdrücktesten des Kerns der Ersten Welt und folglich die potentiell Revolutionärsten« einer kleinbürgerlichen Politik der Putin, Xi und Lula unterzuordnen und sie damit von einer Revolution abzuhalten.

8.2.2. Zur Frage des Ultraimperialismus

Man muss T. Mohr dankbar sein, dass er seine Theorie ausführlicher begründet hat, so dass sich Ansatzpunkte für eine Diskussion ergeben. Am Beginn des Artikels zitiert er Mao Tse-Tung mit der Forderung, die ökonomische Lage der verschiedenen Klassen zu analysieren. Leider kommt Mohr dieser Forderung selbst nicht nach. Denn mit ökonomischen Fragen im engeren Sinne beschäftigt er sich überhaupt nicht, was bei solchen weitreichenden Schlussfolgerungen problematisch ist. Des Weiteren setzt er bestimmte Fakten und Wertungen zum Beispiel zur chinesischen Kulturrevolution oder zur Revolutionstheorie – also dem Wissenschaftlichen Kommunismus – als selbstverständlich voraus, die dies keinesfalls sind. Auch hieraus resultieren Fehlschlüsse.

Zunächst einmal ist T. Mohr zuzustimmen, wenn er schreibt, dass es dem US-Imperialismus im Kalten Krieg in der Tat gelungen ist, eine »ultraimperialistische« Einheit aller Kapitalisten der Welt unter seiner Führung zustande zu bringen. Man muss allerdings fragen, wie genau diese Einheit aussah. Sie hatte damals tatsächlich eher den Charakter eines Bündnisses unterschiedlicher nationaler Kapitalien, die durch ein gemeinsames Interesse zusammengeschweißt wurden. Dabei handelte es sich um das Interesse, ihre archaische Produktionsweise zu erhalten. Das bedeutete damals gerade noch keine Verschmelzung der Kapitalien. Vielmehr existierten in jedem westeuropäischem Land und in Japan große, eng miteinander verflochtene nationale Kapitalkomplexe mit den großen Geschäftsbanken als Zentrum. In der BRD wurde dieser Komplex als Deutschland AG bezeichnet. Diese Konzerne gehörten weit überwiegend einheimischen Kapitalisten und gerade nicht US-Kapitalisten. Zwar gab es durchaus einige Firmen wie Opel im US-Besitz, aber diese bestimmten nicht wesentlich die Kapital­zusammen­setzung. Die einheimischen Kapitalisten ordneten sich den USA unter, weil das in ihrem Interesse lag. Andererseits betrieb die BRD bei Respektierung der Grundlinien der US-Politik, die vor allem in der Niederringung des Sozialismus bestand, durchaus noch eine eigenständige Politik auf verschiedenen Feldern, die heute völlig undenkbar wäre. Es gab vor allem im Bereich der Wirtschaftspolitik einige Reibungen und Konflikte mit den USA. Diese wurde freilich durch zahlreiche Organisationen wie die EG, die NATO und die G7 bearbeitet und schließlich beigelegt. Dabei mussten beide Seiten Kompromisse eingehen.[910]  Mit informellen Treffen wie den Bilderbergern, der Trilateralen Kommission und schließlich – ab 1970 – dem Weltwirtschaftsforum versuchten die US-Kapitalisten immer erfolgreicher, gemeinsame Grundlinien der Politik mit ihren europäischen und japanischen Klassenbrüdern zu erarbeiten.

Natürlich waren die USA als Supermacht der weitaus stärkere Teil, nicht nur aufgrund ihrer in der Nachkriegszeit überragenden Wirtschaftsmacht, sondern auch wegen ihrer überwältigenden militärischen Stärke (Nuklearwaffen, Flugzeugträger, Atom-U-Boote) und ihres kulturellen Einflusses.

Dennoch waren die reichsten Männer der Welt zur Zeit des Kalten Krieges (1945-89) weitaus weniger mächtig als es die heutigen Milliardäre sind. Sie kontrollierten damals im Wesentlichen nur die eigene Industrie und ihre Auslandsinvestitionen in Ländern der Dritten Welt, nicht aber die Industriekomplexe der anderen wichtigen Industrieländer und deren Auslandsinvestitionen.

An diesen Eigentumsverhältnissen hat sich in den 70er Jahren nichts geändert. Es gibt also keinen Grund, anzunehmen, dass US-Milliardäre gerade in diesem Jahrzehnt einen bedeutenden Machtzuwachs erlangt haben. Dafür gibt es keine Anhaltspunkte. Keiner der von Mohr genannten Punkte (Ende der Konvertierbarkeit des US-Dollars in Gold 1973, Prozess gegen die Viererbande in China 1980, Ermordung von John F. Kennedy 1963 und Veröffentlichung des Berichts Die Grenzen des Wachstums 1972) kann diese Annahme begründen.

Ganz im Gegenteil befanden sich das internationale Ansehen und die Macht der USA in den 70er Jahren auf seinem bisherigen Tiefpunkt. Hauptursache waren die Erfolge der Kolonialrevolution und der verlorene Vietnamkrieg. Das Ende der Konvertierbarkeit des Dollars war ein Resultat der Geldmengenexpansion, die zur Finanzierung dieses Krieges erforderlich war. Sie deutete zunächst eher auf eine Schwäche als auf eine Stärke der US-Wirtschaft. Die Aufhebung der Konvertierbarkeit des Dollars hatte nicht die Folgen, die ihm häufig zugeschrieben wurden. Der Volcker-Schock von 1979 war viel bedeutender. Erst mit ihm war es den USA möglich, die ganze Welt in ihren finanziellen Würgegriff zu nehmen. Die Industrialisierung der Dritten Welt wurde brutal beendet, ebenso das Wirtschaftswachstum der Industrieländer und riesige Mengen an Kapital strömten bei Zinssätzen von 20 Prozent und mehr in die USA, so dass sie die Sowjetunion problemlos totrüsten konnten (600-Schiffe-Navy, MX-Atomraketen, SDI-Programm einer lasergestützten Raketenabwehr im Weltall etc.).

Der Bericht Die Grenzen des Wachstums war zunächst ein Programm, das von einer bestimmten Kapitalfraktion vorgeschlagen wurde. Er markiert die Wiederkehr von Eugenik und Malthusianismus, die nach dem Zweiten Weltkrieg scheinbar für immer diskreditiert waren. Allerdings bewirkte er nicht sofort eine Änderung der Wirtschafts­politik. Vielmehr war er eine Programmschrift, die genauso wie Karl Poppers Die offene Gesellschaft und ihre Feinde (1945) und Milton Friedmanns Kapitalismus und Freiheit (1962) erst langfristig Wirkung entfaltete.

Richtig ist aber, dass die Herrschenden in den 70er Jahren den historischen Kompromiss mit der Arbeiterklasse aufkündigten und Kurs auf eine Zerschlagung ihrer Organisationen nahmen, was dann in den 80er Jahren im Wesentlichen auch erfolgte. Das lag wohl einerseits daran, dass der Sozialismus nicht mehr als große Gefahr gesehen wurde. Denn gerade in dieser Zeit trat die Sowjetunion in eine Stagnationsperiode ein. Andererseits kam es im Westen zu einem Umschlag in eine lange Welle mit depressivem Grundton, so dass der Anreiz für eine Erhöhung der Profitrate geradezu explosiv wurde.[911] 

Wenn die US-Kapitalisten, die reichsten Männer der Welt, vor 1989 noch nicht einmal die westlichen Industriekomplexe kontrollierten, dann erst recht nicht die russische und chinesische Industrie. In Russland rissen sich nach 1991 einheimische Oligarchen die Filetstücke des Volksvermögens unter den Nagel. Der Rest wurde stillgelegt. US-Kapitalisten kamen zunächst nicht zum Zuge. Erst in den 00er Jahre wollten einige dieser Oligarchen ihren Besitz an US-Konzerne verkaufen, so Michail Chodorkowski, der mit seiner Firma Jukos einen großen Teil der russischen Ölförderung kontrollierte. Genau diese Entwicklung verhinderte aber Putin, so dass sich nach wie vor große Teile der russischen Wirtschaft im Besitz von einheimischen Kapitalisten befinden. Daneben existiert ein beträchtlicher Staatssektor.

Ähnlich verlief die Entwicklung in China. Eine einheimische Kapitalistenklasse entstand überhaupt erst in den 90er Jahren. Trotz beträchtlicher Auslandsinvestitionen gehört nach wie vor der Löwenanteil der chinesischen Industrie einheimischen Kapitalisten. Daneben gibt es auch in China einen großen Staatssektor und – im Unterschied zu Russland – sind zudem alle großen Geschäftsbanken staatlich.

Völlig anders verlief die Entwicklung in Europa: Dort wurden die großen nationalen Monopolkomplexe in den frühen 00er Jahren aufgelöst und ihre Aktien an den Finanzmärkten verscherbelt. Die gelangten nach und nach in den Besitz großer Schattenbanken wie BlackRock. Erst in den 10er Jahren kam es zu einem beträchtlichen Machzuwachs der US-Milliardäre wie Gates und Bezos. So verhalten sie sich inzwischen auch. Die Länder Westeuropas dagegen sind von Verbündeten auf den Status von Vasallen herabgesunken, die man beliebig herumkommandieren und demütigen kann.

T. Mohr behauptet, dass alle Länder mit Ausnahme der USA aufgrund der starken ökonomischen Verflechtung nicht mehr souverän seien und keine von den USA unabhängige Politik mehr betreiben könnten. Ein solcher Verlust der Souveränität zeichnet sich seit dem Beginn des Zeitalters des Imperialismus 1895 tatsächlich für die meisten Länder der Welt ab. Im Grunde genommen konnte man ab dieser Zeit nur noch die Großmächte Russland, Deutschland, Großbritannien, Frankreich, die USA und Japan, ab 1945 nur noch die beiden Supermächte USA und Sowjetunion als im eigentlichen Sinne souverän bezeichnen.

Nach 1989 schien es in der Tat eine Zeitlang so, als wären die USA als einzige souveräne Macht übrig geblieben und als hätten sie sich von einem Nationalstaat in ein Empire (so der Titel eines Buches von Hardt und Negri) verwandelt.

Allerdings gelang es Russland und China, ihre verloren gegangene Souveränität in den letzten Jahren zumindest teilweise wiederherzustellen. Sie bilden zusammengenommen einen riesigen inneren Markt, der größer ist als der des Westens. Zudem werden dort um Größenordnungen mehr Naturwissenschaftler ausgebildet. Es ist aus diesem Grund nicht einzusehen, warum in diesen beiden Ländern nicht alle Industrieproduktionen angesiedelt sein sollten, die der Westen auch besitzt.

In China und Russland existieren:

	Eine einheimische, nicht vom Westen abhängige Kapitalistenklasse und ein großer Staatssektor



	Eine Bevölkerung mit wachsendem Wohlstand und demnach ein großer Absatzmarkt, der es ermöglicht, alle Produktionslinien im Inland zu betreiben.



	Kapitalexport in großen Maßstab, besonders nach Asien und Afrika (nur China)



	Ein hervorragendes Bildungssystem, das sich an der Weltspitze befindet



	Zusammengenommen große Streitkräfte, die man nicht so einfach überwinden kann






Das sind alles Anzeichen einer tatsächlichen staatlichen Souveränität. Damit haben wir in der Tat eine Konstellation, wo sich erneut mehrere große kapitalistische Blöcke gegenüberstehen. Da der Sozialismus gegenwärtig keine Gefahr bedeutet, gibt es auch für die chinesischen und russischen Kapitalisten keinen Grund, sich einer Macht unterzuordnen, die in ihrem Handeln immer erratischer und egoistischer wird.

Wie stark die Wirtschaft von Russland und China inzwischen ist, zeigt sich unter anderem daran, dass Russland die brutalen Sanktionen des Westens 2022 problemlos wegstecken konnte. Sie wirkten stattdessen als Anreiz für einen Wiederaufbau der 1991 in großen Teilen stillgelegten Industrie.

Der Ukrainekrieg und der kommende Wirtschaftskrieg gegen China passen ebenfalls in dieses Bild. Wer wie der Westen eine Strategie des Wandelns am Abgrund (Brinkmanship) fährt, um auf diese Weise Russland zu besiegen, meint es todernst.

Thomas Röper hat zudem herausgefunden, dass Staatsangehörige von Russland und China an der Vorbereitung der Corona-Pandemie nicht beteiligt waren. Weder gab es von dort ausgehende Geldflüsse, noch waren Russen oder Chinesen im Vorfeld der Pandemie in irgendwelchen westlichen NGOs an verdächtigen Aktivitäten beteiligt. Das kann man natürlich bestreiten, dann aber bitte mit Fakten und nicht mit weiteren apodiktischen Behauptungen.[912] 

Auch kann überhaupt nicht die Rede davon sein, dass die US-Kapitalisten beschlossen haben, die USA als Land aufzugeben. Es ist zwar zutreffend, dass die Verlagerung der Industrie in Entwicklungsländer und vor allem nach China in den 90er Jahren dem Zweck diente, die noch vorhandene Macht der US-Arbeiterklasse zu brechen. Allerdings gingen die US-Kapitalisten davon aus, dass es ihnen gelingen würde, diese Entwicklungsländer weiterhin wie in den Jahren 1989 bis 2007 unter ihrer Kontrolle zu halten und insbesondere in China den Kapitalismus vollständig wiederherzustellen. Erst die große Weltwirtschaftskrise im Westen in den Jahren 2007 bis 09 und der gleichzeitige Aufstieg Chinas zeigten, dass diese Pläne gescheitert sind. Damit hatten die Kapitalisten natürlich nicht gerechnet.

Die Reindustrialisierung der USA ist seit Trump offizielle Politik der US-Regierungen. Dafür werden seit 2021 beträchtliche Geldbeträge zur Verfügung gestellt: So durch den »Inflation Reduction Act« 369 Milliarden US-Dollar, durch den »Infrastructure Investment and Jobs Act« 1,2 Billionen und den »Chips and Science Act« weitere 52 Milliarden. Handelt so eine Regierung, die von den Kapitalisten den Auftrag bekommen hat, das eigene Land aufzugeben? Nicht die USA, sondern Europa soll nach den Planungen der US-Eliten in ein entindustrialisiertes Ödland verwandelt werden. Die dortige Industrie soll nach Amerika verlagert werden, ebenso die zu ihrem Betrieb benötigten Facharbeiter.

T. Mohr hat also irrigerweise den erst in den 00er Jahren erfolgten beträchtlichen Machtzuwachs der US-Kapitalisten bereits auf die 70er Jahre zurück projiziert.

Insgesamt sind die Projekte des US-amerikanischen und des chinesischen Kapitalismus unvereinbar. Die westlichen Oligarchen sind mit dem Problem konfrontiert, dass in ihrem Bereich die kapitalistische Ausbeutung einfach nicht mehr funktioniert. Sie wollen zu einer neuen Produktionsweise vorstoßen und große Teile der Menschheit ausrotten, da sie schlicht und einfach nicht mehr als Ausbeutungsobjekt benötigt werden.

Der chinesische Kapitalismus strebt eine »normale« kapitalistische Ausbeutung nicht nur der eigenen Bevölkerung an, sondern auch eine Industrialisierung der Entwicklungsländer auf kapitalistischer Grundlage. Da in China die organische Zusammensetzung des Kapitals noch niedriger ist als im Westen, funktioniert hier der Kapitalismus auch noch besser.

Die Wohlstandssteigerung der Chinesen ist Augenblick noch eine Vorbedingung für die weitere kapitalistische Entwicklung des Landes.

Die Verhältnisse zwischen den beiden kapitalistischen Zentren sind komplex: Gerade weil die ökonomische Situation des westlichen Kapitalismus so verzweifelt ist und seine Pläne so monströs, muss er China und Russland niederringen, koste es, was es wolle. Einen Raum für Kompromisse gibt es aus seiner Sicht nicht.

Die chinesischen Kapitalisten wissen, dass sie die mit Nuklearwaffen gespickten USA nicht militärisch besiegen können. Sie streben deshalb an, das unberechenbare Monstrum USA soweit es nur irgend geht zu beschwichtigen und Kompromisse zu schließen. Allerdings gibt es bestimmte Grundkonstanten, die sie nicht aufgeben können. Darunter befinden sich die Möglichkeit zum technologischen Aufstieg, die Wohlstandssteigerung der chinesischen Bevölkerung, die neue Seidenstraße und der Handel mit Entwicklungsländern.

Kompromissmöglichkeiten dürften bei der Abgrenzung von Einflusssphären existieren. Die chinesischen Kapitalisten dürften bereit sein, den USA einen exklusiven Wirtschaftsraum in Europa, vielleicht auch noch in der Pazifikregion zuzugestehen. Auch wenn es bedeutet, die chinesischen Investitionen dort abschreiben zu müssen.

Noch etwas kommt hinzu: China ist erst in den letzten Jahren zur Großmacht aufgestiegen und hat sich dabei sehr stark an den Vorgaben des Westens orientiert. Es erfolgte eine starke inhaltliche Anlehnung an den neoliberalen Kapitalismus, an seine Wege, Methoden und in bestimmtem Maße sogar an das Ziel der Produktion, so der Sinologe Helmut Peters.[913] 

Um dem Westen eine möglichst geringe Flanke für seine Angriffe zu bieten, beachtet China peinlichst genau jede Vorgabe der Vereinten Nationen und ihrer Unterorganisationen, darunter natürlich auch der World Health Organization WHO. Diese aber ist schon seit Jahrzehnten von Bill Gates und seiner Bill and Melinda Gates Foundation gekapert worden. Da – aus welchem Grund auch immer – das Coronavirus SARS-CoV2 zuerst in China entdeckt wurde, führte auch China die von der WHO verlangten drakonischen Maßnahmen durch. Das bedeutet nicht zwangsweise, dass es mit ihnen die gleichen Absichten verfolgt wie der Westen. Es bedeutet auch nicht, dass chinesische Kapitalisten in eine Verschwörung zur Niederhaltung und Ausrottung der Menschheit verwickelt sind. Thomas Röper konnte jedenfalls keine Belege für diese These finden (siehe Abschnitt 6.3).

8.2.3. China und die Kulturrevolution

Dieser Fehler ist meiner Meinung nach nicht zufällig, sondern symptomatisch für den Maoismus. Viele seiner Autoren haben sich schon seit langem angewöhnt, Gesellschaften und Staaten aufgrund von politischen und moralischen, nicht aber von ökonomischen Kriterien zu charakterisieren. So schreibt T. Mohr davon, dass in China nach dem Tode von Mao ein Regime mit Hilfe von Nixon und Kissinger installiert wurde, um die Arbeiter zu entwaffnen etc. Da fragt man sich natürlich, wie so etwas möglich sein könnte. Das wird nicht erklärt. Es wird der Eindruck erzeugt, als wäre Mao moralisch gut und das Land damit sozialistisch, Deng dagegen moralisch schlecht und das Land damit kapitalistisch. Das gleiche Schema wird auf die Sowjetunion angewendet: Stalin war nach Ansicht der Maoisten gut und das Land damit sozialistisch, Chruschtschow schlecht und das Land kapitalistisch. Durch eine solche Verwendung werden alle Begriffe ihres Inhalts beraubt. Denn auch unter Deng änderte sich die sozio-ökonomische Basis des Landes nicht sofort. Die Herausbildung einer Kapitalistenklasse brauchte Zeit, im Fall von China ungefähr zwei Jahrzehnte.

Schließlich hat T. Mohr eine extrem positive Einschätzung der Kulturrevolution, die ich ebenfalls für falsch halte. Für ihn ist sie der Höhepunkt der revolutionären Entwicklung des 20. Jahrhunderts überhaupt. Dafür gibt es aber keine Anzeichen. Denn Ausgangspunkt der Entwicklung war die Tatsache, dass Mao im Verlauf der 60er Jahre in Politbüro und Zentralkomitee seine Mehrheit verloren hatte. Er stellte fest, dass einige »Machthaber in der Partei« wie Deng Xiao-ping »den kapitalistischen Weg gehen«, also den Kapitalismus in China wiederherstellen wollten. Die Hauptursache dieser Entwicklung liege im ideologischen Bereich. Wenn der Revisionismus auf wissenschaftlichem, künstlerischem, literarischen Gebiet nicht beendet wird, müsse die Diktatur des Proletariats zwangsläufig scheitern. Um den nichtkapitalistischen Entwicklungsweg dauerhaft zu sichern, brauche es eine Kulturrevolution, in der die klassisch-chinesische Kultur und die kapitalistisch-westliche Kultur durch eine wahrhaft sozialistische Kultur ersetzt wird.

Es versteht sich von selbst, dass diese Auffassung mit dem Marxismus nichts mehr zu tun hat, sondern eine rein idealistische Theorie ist. Denn das Gewicht der bürgerlichen und vorbürgerlichen Kultur, Religion, Kunst, Literatur und Ideologie bedrohte den chinesischen Arbeiterstaat viel weniger als ein einziges Jahr des Überlebens der einfachen Warenproduktion. Die Revolution wurde also nicht so sehr durch Überbleibsel der Vergangenheit behindert, sondern durch die unzureichende Entwicklung der Produktivkräfte, so Ernest Mandel.[914] 

Daran konnte Mao aber kurzfristig nichts ändern. Das hatte er 1958 mit dem großen Sprung nach vorne versucht und war katastrophal gescheitert. Das Resultat seiner Versuche, in kürzester Frist zum Kommunismus vorzustoßen, war eine große Hungersnot.

Mittels der mobilisierten Roten Garden gelang es Mao zwar, die Machthaber in der Partei, die den kapitalistischen Weg gehen wollten, auszuschalten und seine in den 60er Jahren verlorene Mehrheit in Politbüro und Zentralkomitee wiederherzustellen. Allerdings wusste er mit seiner Macht nichts anzufangen. Einen weiteren großen Sprung anzuordnen, wagte er dann doch nicht. Der langwierige und wenig heroische Industrieaufbau, die sprichwörtlichen »Mühen der Ebene« wurde durch die Kulturrevolution eher behindert und weiter chaotisiert.

Der Enthusiasmus der jugendlichen Roten Garden steht außer Zweifel. Allerdings hat Mao diesen Enthusiasmus richtiggehend verschwendet. Das ist vielleicht auch ein Grund, warum sich Deng die anderen Kader, die den »kapitalistischen Weg« gehen wollten, nach seinem Tod so reibungslos durchsetzen konnten: Mao hatte außer ideologischen Kampagnen keine gangbare Strategie für die Lösung der großen gesellschaftlichen Probleme Chinas anzubieten.

Außerdem war es Mao selbst, der die Kulturrevolution 1969 beendete und nicht etwa die »Machthaber des kapitalistischen Weges«. Deng und die anderen Kader waren damals von der Macht entfernt worden und hätten gar nicht die Möglichkeit gehabt, entsprechendes anzuordnen.

Auch das Bündnis mit den USA wurde von Mao geschlossen und nicht etwa von Deng. Ministerpräsident Zhou Enlai und Maos Frau Jiang Qing führten die wichtigsten Verhandlungen auf chinesischer Seite.

T. Mohr charakterisiert das Regime von Deng wie folgt:

»Ein Regime, das […] die roten Bäuerinnen für ihre Führungsrolle in der Großen Proletarischen Kulturrevolution mit der faschistischen Ein-Kind- Politik brutal bestrafte.«

Zu einer solchen Schlussfolgerung kann man eigentlich nur kommen, wenn man Frauen als Gebärmaschinen betrachtet. Wieso soll es eine schreckliche Strafe für eine Frau sein, wenn sie nur ein Kind gebären darf? Diese Politik hat China etwa 400 bis 500 Millionen zusätzliche Menschen erspart und damit erst die massive Armutsreduktion und den Aufstieg der Arbeiterklasse ermöglicht. Die Ein-Kind-Politik war angesichts des knappen chinesischen Ackerlandes dringend erforderlich.

Wie das Beispiel Ukraine zeigt, legt sich der Westen bei der brutalen Ausbeutung und Verarmung von ihm unterworfenen Ländern keinerlei Hemmungen auf. So sollten nach Meinung der westlichen Oligarchen auch Russland und China zugerichtet werden. Dass das angeblich nur deswegen nicht passiert, weil ansonsten eine Revolution drohe, halte ich für abwegig. Gerade in den am meisten verarmten Ländern wie der Ukraine und Syrien ist eine soziale Revolution nahezu unmöglich (siehe dazu die Abschnitte 7 und 8.2.5.).

Erst heute bestünde auch in China die Möglichkeit, zum Kommunismus überzugehen. Noch funktioniert – im Unterschied zum Westen – der Kapitalismus in China. Das bedeutet aber noch lange nicht, dass er dort auch notwendig ist.

In den 50er Jahren wollte Mao Tse-tung mit einem großen Sprung den Kommunismus erreichen. Das war von Anfang an ein irreales Unterfangen. Heute dagegen bestehen hierzu alle materiellen Möglichkeiten, aber die Führung der KPCh setzt auf eine kapitalistische Expansion und hat zu diesem Zweck eine einheimische Kapitalistenklasse herangezüchtet, die mehr und mehr die chinesische Politik bestimmt. Das ist die Tragik und Paradoxie der chinesischen Entwicklung, an der Mao nicht ganz unschuldig ist.

8.2.4. Weltrevolution nach 1968?

T. Mohr spricht von der Möglichkeit einer vollständigen globalen Revolution in den 70er Jahren. Diese manifestiere sich in der Entkolonisierung der Dritten Welt, der Kulturevolution in der Zweiten Welt und den radikalen Protestbewegungen in der Ersten Welt. Abgesehen von der Tatsache, dass er den Begriff Weltrevolution bewusst meidet, weil er – obwohl ursprünglich Gemeingut der kommunistischen Bewegung – inzwischen nur noch mit dem Trotzkismus assoziiert wird, kommt Mohr mit seiner Einschätzung damaligen trotzkistischen Vorstellungen in der Tat recht nahe. Das gilt sowohl für die drei Sektoren der Weltrevolution in trotzkistischer Terminologie – soziale Revolution in den imperialistischen Ländern, politische Revolution in den bürokratisierten Arbeiterstaaten und Kolonialrevolution in der Dritten Welt – als auch in seiner positiven Einschätzungen für die Möglichkeit einer Weltrevolution in den 70er Jahren. Ernest Mandel war bekanntlich ein notorischer Optimist. In seinen Schriften aus dieser Zeit, also Ende der 60er, Anfang der 70er Jahre hielt er eine Revolution in Frankreich zum Beispiel praktisch schon für gegeben. Auch setzte er große Hoffnungen auf die Kulturevolution. Er glaubte, dass sie der Beginn der politischen Revolution in allen Arbeiterstaaten sei. Freilich verfügte er damals nicht über die Informationen, über die wir heute verfügen. Später revidierte Mandel seine Einschätzung.[915] 

Zwar erschütterte die 68er-Bewegung die westlichen Gesellschaften in ihren Grundfesten. Aber ein Übergang zum Sozialismus kann nur bewusst erfolgen. Voraussetzung hierfür wäre die Existenz einer revolutionären Avantgardepartei. Wie der historische Verrat der KPF gezeigt hatte, gab es 1968 eine solche Partei in Frankreich nicht mehr. Die »Kommunisten« übernahmen vielmehr die Rolle der Sozialdemokratie und retten das kapitalistische Privateigentum. Trotzkistische Parteien wie die Ligue Communiste Révolutionnaire (LCR) waren vor 1968 völlig unbedeutend. Das änderte sich, als der Verrat der KPF im Nachgang der Ereignisse von 1968 für viele Arbeiter offensichtlich wurde. Die LCR konnte schließlich bis zu 15.000 Mitglieder gewinnen. Das ist nicht wenig und wenn sie diese Stärke bereits während des Generalstreiks 1968 gehabt hätte, wäre die Geschichte möglicherweise anders ausgegangen. In den 70er Jahren gab es aber eine solche einmalige revolutionäre Situation nicht mehr und die nummerische Stärke der LCR war in dieser neuen Situation irrelevant. Sie ging dann auch auf unter 2.000 Mitglieder im Jahr 2009 zurück, als sie sich schließlich auflöste.

Da es 1968 weder in Frankreich noch in einem anderen westeuropäischen Land eine tatsächliche revolutionäre Avantgardepartei gab, bestand keine Möglichkeit für den Sturz der kapitalistischen Ausbeuterordnung und den Übergang zum Sozialismus.

Die Kolonialrevolution hatte zwar bedeutende Erfolge erzielen können, so in Cuba, Algerien, Äthiopien, Vietnam, Angola und Mosambik. Dem standen allerdings einige katastrophale Niederlagen gegenüber, so in Indonesien, Chile und Kongo. Ein flächendeckender Erfolg der Kolonialrevolution hätte vorausgesetzt, dass das sozialistische Lager die neuen Arbeiterstaaten sowohl militärisch als auch wirtschaftlich viel stärker unterstützt hätte, als es tatsächlich der Fall war. Nur wenn es möglich gewesen wäre, konterrevolutionäre Söldnerorganisationen wie die UNITA zu besiegen und gleichzeitig den Lebensstandard der Menschen in Ländern wie Angola rasch über das Niveau der sie umgebenden kapitalistischen Entwicklungsländer zu steigern, wären weitere Revolutionen in der Dritten Welt zu erwarten gewesen. Da das nicht passierte und sich diese Länder stattdessen demütigenden Strukturanpassungsprogrammen von IWF und Weltbank unterwerfen mussten, erlahmte der revolutionäre Elan in den 80er Jahren.

Die Möglichkeit einer Weltrevolution bestand also auch im Gefolge der 68er Bewegung und der Kolonialrevolution nicht. Das hat die Bourgeoisie offenbar viel früher erkannt als die Führer der Arbeiterparteien und der sozialistischen Bewegung. Nur so ist es zu erklären, dass sie bereits Anfang der 70er Jahre den historischen Kompromiss mit der Sozialdemokratie aufgekündigt hatte.

8.2.5. Aktualität der sozialen Revolution?

Auch diese Fehleinschätzung von T. Mohr, so denke ich, ist nicht zufällig. Sie hängt offenbar mit bestimmten Annahmen der Revolutionstheorie – dem Wissenschaftlichen Kommunismus – voraus, die nie explizit ausgesprochen, aber ganz offenbar vorausgesetzt werden. Er schreibt u.a. davon, dass der Multipolarismus »die Elendesten und Unterdrücktesten des Kerns der Ersten Welt und folglich die potentiell revolutionärsten« einer kleinbürgerlichen Politik unterordnen würde.

An anderer Stelle wird behauptet, die ukrainische Bevölkerung ist eine der »potenziell rebellischsten Bevölkerungen der Welt«.

Schließlich hält Mohr die Ideologie des Multipolarismus genau deshalb für so gefährlich, weil er glaubt, dass die Massen reif seien für den Kommunismus, wenn sie nur nicht durch diese Ideologie, durch Xi und Putin abgelenkt worden wären.

Letztlich vertritt Mohr eine Verelendungstheorie: Je schlechter es den Menschen geht, desto eher rebellieren sie und sind bereit, den Kapitalismus zu stürzen. Diese Aussagen haben mit dem Marxismus-Leninismus nichts mehr zu tun.

Die marxistische Lehre von der Revolution geht davon aus, dass nur die Arbeiterklasse in der Lage ist, den Kapitalismus zu stürzen und den Kommunismus aufzubauen. Darin besteht auch ihre historische Mission. Andere Klassen und Schichten mögen ebenfalls ein Interesse am Sturz des Kapitalismus haben, aber sie sind dazu nicht in der Lage. Nur die Arbeiter können zum Beispiel als unmittelbaren Produzenten den ganzen Produktionsorganismus durch einen Generalstreik stilllegen und damit die Kapitalisten in die Knie zwingen. Wie zahlreiche Beispiele aus der Geschichte zeigen, hängt in diesem Fall selbst der hochgerüstete Repressionsapparat des bürgerlichen Staates in der Luft. Dies passierte zum Beispiel während der Februarrevolution 1917 in Russland, beim Kapp-Putsch 1920 in Deutschland und beim Militärputsch in Spanien 1936.

Auch innerhalb der Arbeiterklasse sind es nicht die am meisten verelendeten und ärmsten Teile, die besonders revolutionär sind. Wie bereits Rosa Luxemburg erkannte, sind diese Schichten noch nicht einmal für die Gewerkschaften organisierbar. Daran hat sich leider bis heute nichts geändert. Historische Revolutionen – zum Beispiel die Russische Revolution 1917, die Deutsche Revolution 1918-23 und der französische Generalstreik im Mai und Juni 1968 – zeigen, dass die Arbeiter der Großbetriebe in den zentralen Industriebranchen die wichtigste Rolle spielten. Bekanntlich waren das in Russland die Arbeiter der Putilow-Werke, des damals größten Maschinenbauunternehmens des Landes. In Deutschland spielten die revolutionären Obleute der Berliner Metallbetriebe eine ähnliche Rolle.

Weitere Voraussetzungen für eine sozialistische Revolution sind unter anderem die Existenz von elementaren und höheren Forme des Klassenkampfes und einer Avantgardepartei.

In Ländern wie der Ukraine oder Syrien, wo die Industrie flächendeckend stillgelegt wurde, gibt es demnach auch keinen Klassenkampf mehr. Die Unzufriedenheit mit der elenden Lebenssituation zeigt sich in diesem Fall vielmehr im Aufkommen von faschistoiden Gruppen wie dem Islamischen Staat oder den Asow-Bataillon. Von einer sozialistischen Revolution sind die Menschen in der Ukraine so weit entfernt, wie das nur möglich ist.

Zudem ist in der Ukraine genauso wie im Westen die Repression so stark, dass an eine Revolution oder selbst an den Aufbau einer marxistisch-leninistischen Avantgarde-Partei überhaupt nicht mehr zu denken ist. Folglich besteht auch keine revolutionäre Situation, was die angebliche ideologische Gefahr des Multipolarismus natürlich relativiert. Kernpunkt der multipolaren Ideologie ist die Nichteinmischung in die inneren Angelegenheiten anderer Staaten. Von Russland und mehr noch von China ist demnach nicht zu erwarten, dass sie oppositionelle Bestrebungen in einer Weltregion unterstützen, die von den Vereinigten Staaten kontrolliert wird. Dessen sind sich die Menschen auch bewusst.

Russia Today (RT)